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Rauschen

Es flüstert der Wind in den Bäumen, es raschelt und rauscht, wenn die
Blätter und Zweige bei seiner Durchfahrt aufeinander schlagen oder
sich aneinander reiben.

Jenes stete Rauschen wird es sein, das in seiner Deutlichkeit und
Indifferenz zugleich Pate stand bei der Bestimmung jedweder Lärm- oder
Lautkulisse, bei der eine sprach- oder verständigungsgestützte Absicht
auszuschließen war.

Bis auf den Begriff des Rausches, der dem Verhalten unter dem
gleichzeitigen Einfluß unterschiedlichster Ursachen sein zufälliges
und spontanes Muster verleiht, ist dem Rausch dieselbe Quelle
zuzusprechen, wie sie dem Rauschen abgewonnen wird. Die
spinnennetzartige Entuferung eines Musters, wie sie dem Rauschen gerne
unterstellt oder dem Geräusch als Ursache oft zugesprochen wird,
erweist sich bei näherem Hinsehen einfach nur als
Interpretationshilfe.

Bleibt im Kern doch nur das Geräusch, welches sich im Schrecken
unserer ersten Aufmerksamkeit findet und sich beim Lauschen dann an
jene Reflexion bindet, die im Spektrum der Erinnerung und Erfahrung
eine Lösung und längst Vertrautes dafür sucht, um im archaischen Sinne
die notwendige Entwarnung geben zu können, sich fortgesetzter
Aufmerksamkeit und Anspannung zu entledigen.

Das Geräusch kann jedoch auch zur sprachzugangsfreien Mutmaßlichkeit
beitragen, alle damit zu verknüpfenden Eventualitäten begreifen zu
wollen und unter Kontrolle zu bekommen. Doch bleibt am Ende das
Geräusch, um im Verhältnis zu einem solchen Erklärungsspektrum mehr
als die Dauer seiner akustischen Präsenz nachzuvollziehen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Juni 2019
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ATOM/218: Halbwertzeit - nicht befriedigend ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 6. Juni 2019

Atommüll-Erörterungstermin in Legden bei Ahaus wurde Mittwoch (5. Juni
2019) beendet: Bedenken nicht entkräftigt - Protest geht weiter!



(Ahaus / Legden, Bonn, Münster, 06.06.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass am Mittwoch,
5. Juni 2019, in Legden bei Ahaus (Kreis Borken) der Erörterungstermin,
bei dem es um das Atommülllager in Ahaus ging, beendet wurde. Konkreter
Anlass des Termins war die beantragte Verlängerung der Lagerfrist für
schwach- und mittelradioaktiven Atommüll. Die aktuelle
Lagerungsgenehmigung läuft am 20. Juli 2020 aus. Beantragt ist jetzt
eine Lagerungsdauer bis Ende 2057. Gegen diese verlängerte Lagerfrist
wurden mehr als 1000 Einsprüche bei der zuständigen Bezirksregierung in
Münster eingereicht. Auch der BBU hatte Anfang des Jahres in einer
Stellungnahme die geplante längere Lagerdauer für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll abgelehnt. (Die Stellungnahme findet man auf
der Homepage des BBU [1].)

"Der Erörterungstermin wurde nach zwei intensiven Tagen am Mittwoch
gegen 18 Uhr beendet. Die Bedenken der Einwenderinnen und Einwender
wurden nicht entkräftigt. Der Protest geht weiter", so
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz in einer ersten Stellungnahme nach
der Erörterung.

Schacht Konrad ist nicht betriebsbereit

Die Pläne zur längeren Lagerdauer des schwach- und mittelradioaktiven
Atommülls wurden am ersten Erörterungstag, am Dienstag, von privaten
Einwenderinnen und Einwendern, von der Ahauser Bürgermeisterin, von der
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus", vom BBU, von den anerkannten
Naturschutzverbänden sowie von Organisationen aus Gronau und Lingen
abgelehnt. Der Bezirksregierung Münster, die als Genehmigungsbehörde im
Verfahren fungiert, wurde mit Nachdruck dargelegt, dass das geplante
Atommüll-Endlager Schacht Konrad bei Salzgitter, in dem auch Ahauser
Atommüll gelagert werden soll, nicht betriebsbereit ist und zudem als
Endlager völlig ungeeignet ist. Im Mai hat ein Brand in der
Endlagerbaustelle für Aufsehen gesorgt. Somit steht völlig in den
Sternen, ob und wann Atommüll aus dem Ahauser Atommüll-Lager irgendwann
in den Schacht Konrad verbracht werden kann.

BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz forderte bei dem Erörterungstermin
die sofortige Stilllegung aller Atomkraftwerke und sonstiger
Atomanlagen, damit nicht ständig neuer Atommüll produziert wird. Er
kritisierte am ersten Erörterungstag, dass die grenznahe Bevölkerung in
den Niederlanden nicht über das Genehmigungsverfahren und den
Erörterungstermin informiert wurden. Er beantragte, dass Informationen
zum Verfahren in niederländischer Sprache veröffentlicht werden und dass
auch die Kommunen im Umkreis von 25 Kilometern rund um Ahaus offiziell
am Genehmigungsverfahren beteiligt werden.

Atomtransporte von und nach Ahaus: Beunruhigend und nicht
hinnehmbar*

Am zweiten Erörterungstag ging es unter anderem um Fragen zu den Themen
Brandschutz und um die Gefahren der Niedrigstrahlung. Außerdem wurden
die mit dem Ahauser Atommüll-Lager verbundenen Atomtransporte
hinterfragt. Hierbei ergaben sich für die Einwenderinnen und Einwender
neue beunruhigende und nicht hinnehmbare Aspekte. Diese Aspekte werden
jetzt von den Gegnerinnen und Gegnern des Lagers, aber auch von der
Bezirksregierung, aufgearbeitet und bewertet.

Trotz einiger Irritationen bei der Durchführung des Erörterungstermines
bekundeten die Leitung des Erörterungstermins (eine Delegation der
Bezirksregierung Münster) sowie die Einwenderinnen und Einwender
gegenseitig ihren Respekt. Der Verlauf der Erörterung wurde letztlich
als sachlich bezeichnet.

Nach dem Ablauf des Erörterungstermins wird jetzt von der
Bezirksregierung Münster ein Wortprotokoll der ganzen Erörterung
angefertigt, das demnächst von allen Einwenderinnen und Einwendern
angefordert werden kann. (Weitere Informationen zum ganzen
Genehmigungsverfahren siehe unter [2]).

Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) wird der
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus", die auch im BBU organisiert
ist, weiterhin zur Seite stehen und die Aktivitäten der Bürgerinitiative
unterstützen.

Weitere Informationen zum Atommülllager in Ahaus, zu drohenden
Castor-Atommülltransporten nach Ahaus und zu weiteren Aspekten des
weiten Themenfeldes "Atommüll" unter:

https://www.bi-ahaus.de

https://ahauser-erklaerung.de

https://atommuell-protest.de

https://ag-schacht-konrad.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de

https://www.atommuellreport.de

http://www.atommuellkonferenz.de

https://bbu-online.de


Anmerkungen:

[1] https://bbu-online.de/Einwendungen/BBU%20Stellungnahme%20Ahaus%20Maerz%202019.pdf

[2] http://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/strahlenschutz/zwischenlager_ahaus/index.html.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 06.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/608: Klimakampf und Kohlefront - Konsens und Solidarität ... (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Umweltverbände zeigen sich solidarisch mit Protest-Netzwerk Ende Gelände
2019 



Keyenberg, 7. Juni 2019. Umwelt- und zivilgesellschaftliche Organisationen
zeigen sich solidarisch mit den friedlichen Aktionen zivilen Ungehorsams
des Protest-Netzwerks Ende Gelände. Tausende Aktivistinnen und Aktivisten
wollen sich ab 19. Juni 2019 vor Kohlebagger und -züge im Rheinischen
Braunkohlerevier setzen. Sie fordern den sofortigen Kohleausstieg und
Klimagerechtigkeit weltweit.

17 Organisationen haben die Solidaritäts-Erklärung unterzeichnet. Darin
heißt es: "Zwanzig weitere Jahre Kohle-Verbrennung sind mit dem Pariser
Klimaabkommen nicht vereinbar. Wir fordern, dass der Hambacher Wald und die
derzeit noch bedrohten Dörfer erhalten bleiben. Wir können angesichts der
bedrohlichen Klimakatastrophe nachvollziehen, wenn sich jetzt Menschen zum
zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen." Zu den
Unterzeichnern gehören neben Campact unter anderem der BUND, Oxfam, Robin
Wood, Urgewald und die NaturFreunde.

Am 22. Juni gibts es am Tagebau Garzweiler außerdem einen Aktionstag unter
dem Motto "Kohle stoppen - Klima und Dörfer retten!". Schülerinnen und
Schüler der Fridays-for-Future-Bewegung machen sich um 11 Uhr von
Hochneukirch bei Erkelenz auf den Weg in Richtung des bedrohten Dorfes
Keyenberg, zeitgleich startet aus Erkelenz eine Fahrrad-Demo. Um 13 Uhr ist
die Aktion "Platz nehmen" geplant, bei der sich Demonstrantinnen und
Demonstranten symbolisch zwischen Keyenberg und den Tagebau stellen werden.


Hinweise:

Den Wortlaut der Solidaritäts-Erklärung finden Sie unter:

https://www.campact.de/wp-content/uploads/2019/06/Soli-Erkla%CC%88rung_EG_2019.pdf:

Informationen zur Aktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion

Infos zum Aktionstag 22. Juni:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionstag

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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KOHLEALARM/607: Klimakampf und Kohlefront - Alle Dörfer bleiben ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Kohleausstieg: "Wir leisten Widerstand, bis unsere Dörfer gerettet
sind!"

Betroffene aus allen Braunkohlerevieren fordern Bestandsgarantie für
bedrohte Orte



Berlin. Tagebaubetroffene aus der Lausitz, dem Rheinland und dem Leipziger
Land haben sich heute mit gemeinsamen Forderungen an die Bundes- und
Landespolitik gewandt. Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben!" nimmt die
Bundesregierung in die Pflicht, den Erhalt aller bedrohten Dörfer zu
garantieren, fordert Mitbestimmung in der Ausgestaltung des
Kohleausstiegsgesetzes und kündigt Proteste am Braunkohle-Tagebau
Garzweiler an. Drei Vertreter*innen aus den Braunkohlerevieren stellten die
Forderungen heute auf einer Pressekonferenz in Berlin vor.

"Die Politik verschleppt den Kohleausstieg und das wird auch auf unserem
Rücken ausgetragen. Durch die Kohlekommission hat sich für uns nichts
geändert: Es steht weiterhin unser Zuhause auf dem Spiel. Dabei ist es
absurd, im Jahre 2019 noch Dörfer für Braunkohle zu zerstören. Wir fordern
von der Bundesregierung jetzt eine Garantie, dass alle bedrohten Dörfer
bleiben können", erklärte Britta Kox von der rheinischen Gruppe des
Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben!". "Zu lange wurden unsere Interessen von
den Bundes- und Landesregierungen nicht beachtet. Deshalb nehmen wir unsere
Zukunft selbst in die Hand. Wir bleiben hier und kämpfen um unsere Dörfer,
bis unsere Forderung Realität geworden ist."

Hannelore Wodtke von der Initiative "Grüne Zukunft Welzow" in der Lausitz
ergänzt: "Wir fordern Geld für lebenswerte Dörfer statt nur für die
Industrie. Die Eckpunkte für die Strukturförderung sind so nicht
akzeptabel. Wie kann der Strukturwandel gelingen, wenn die
Ministerpräsidenten Laschet, Woidke und Kretschmer weiter daran festhalten
Kindergärten, Kirchen und ganze Dörfer für die Braunkohle zu zerstören?
Seit Jahrzehnten werden uns in Proschim Investitionen vorenthalten. Es gilt
jetzt die Zukunft des Ortes zu gestalten und ihn lebenswert zu machen."

Eine wichtige Forderung des Bündnisses ist eine Novellierung des
Bundesberggesetzes: "Die Bundesregierung muss endlich das uralte
Bundesbergrecht reformieren und die Enteignungsparagraphen aussetzen. Nicht
mehr der Abbau von Braunkohle, sondern Klimaschutz ist im Interesse der
Allgemeinheit. Das verdeutlicht auch die junge Generation. Wir sehen uns
als Teil einer vielfältigen Bewegung für Klimagerechtigkeit und treten
gemeinsam dafür ein, dass das 1,5 Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens
eingehalten wird", so Jens Hausner von der Initiative "Pro Pödelwitz"

Alle Dörfer Bleiben!" ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen. Das Bündnis
plant für den 22. Juni unter dem Motto "Kohle stoppen! Klima und Dörfer
retten!" einen großen Aktionstag im Rheinischen Revier, zu dem auch Fridays
for Future, Campact, Greenpeace, BUND und die Naturfreunde aufrufen.


Weitere Informationen:

www.alle-doerfer-bleiben.de

Die Forderungen können Sie herunterladen unter:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2019/06/ADB_Forderungen.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/606: Klimakampf und Kohlefront - präventive Drohungen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 5. Juni 2019

Ende Gelände reagiert auf Einschüchterungsversuche der Polizei Aachen
+++ Einladung zu kreativem Protest für eine Zukunft ohne Klimakrise



Köln - Ende Gelände wehrt sich gegen Einschüchterungsversuche von Seiten
der Polizei im Vorfeld der angekündigten Proteste am Tagebau Garzweiler im
Rheinland. Die Aachener Polizei versendet offenbar Briefe an Schulen im
Regierungsbezirk Köln und droht Menschen, die an den Aktionen von Fridays
for Future und Ende Gelände teilnehmen möchten, in "aggressive
Auseinandersetzungen zu geraten" sowie in eine "Strafbarkeitsfalle" zu
tappen.

"Ende Gelände ist eine Bewegung, die sich aus der Breite der Bevölkerung
zusammensetzt. Unser Aktionskonsens stellt sicher, dass wir uns ruhig und
besonnen verhalten und keine Menschen gefährden. Die Polizei Aachen
versucht nun, mit falschen Unterstellungen eine ganze Bewegung zu
diskreditieren. Damit wird sie keinen Erfolg haben", sagt Kathrin
Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Die Vergangenheit hat gezeigt: Menschen, die bei Ende Gelände teilnehmen,
halten sich an unseren Aktionskonsens, die eskalierende Gewalt geht klar
von Seiten der Polizei aus. Wir fragen Polizeipräsident Dirk Weinsbach: Wie
stellt er sicher, dass es nicht zu rechtswidriger Polizeigewalt gegen Ende
Gelände und Fridays for Future kommt?", fragt Henneberger.

"Während die Politik beim Thema Klimaschutz untätig geblieben ist, sind wir
immer weitergewachsen. 50.000 Menschen haben letztes Jahr gemeinsam für den
Hambacher Wald demonstriert. Wir laden alle ein, sich selbst ein Bild zu
machen von unseren vielfältigen und kreativen Protesten für eine Zukunft
ohne Klimakrise. Tausende werden vom 19.-24. Juni die Braunkohletagebaue im
Rheinland stilllegen und das Zeitalter der fossilen Energien beenden", so
Henneberger.

Ende Gelände ist ein Aktionsbündnis für sofortigen Kohleausstieg,
Klimagerechtigkeit und einen grundlegenden Systemwandel. Mit Massenaktionen
zivilen Ungehorsams haben über 6.000 Aktivist*innen im Oktober 2018 für 24
Stunden die Kohle-Infrastruktur am Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.
Dabei stellte nach rechtlicher Würdigung der Gesamtumstände durch die
Staatsanwaltschaft Aachen das Besetzen der Gleise keine Straftat dar.


https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/11559/4099955

Link Aktionskonsens von Ende Gelände:

https://www.ende-gelaende.org/de/aktionskonsens-2019/

Link Brief der Polizei:

https://twitter.com/jdoeschner/status/1136008886593437697

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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RAUBBAU/118: Fracking nicht mit uns - nicht weniger schädlich ... (Extinction Rebellion)


Extinction Rebellion - 5. Juni 2019

Extinction Rebellion protestiert gegen Bundesratsentscheidung für
klimaschädliches Fracking-Gas



Berlin - Am Freitag, dem 07. Juni wird im Bundesrat im Eilverfahren über
millionenschwere Investitionen für Flüssiggas-Infrastruktur entschieden.

Extinction Rebellion wird mit mehreren Organisationen ab 9.00 Uhr vor dem
Bundesrat (Leibziger Str. 3-4) protestieren. Aus ihrer Sicht würde eine
Entscheidung für diese Investitionen richtungsweisend eine extrem
klimaschädliche Technologie befördern.

Die Aktivist_innen werden neben einer 9 Meter langen Gaspipeline mit einer
symbolischen Tod Performance (Die-In) auf die Konsequenzen des Einsatzes
von Fracking-Gas hinweisen.

"Ohne große Debatte in der Bevölkerung soll hier eine Verordnung vom
Bundesrat durchgewunken werden um Anlandeterminals für importiertes
Fracking-Gas aus den USA zu errichten," sagt Annemarie Botzki von
Extinction Rebellion Berlin.

"Dies steht im krassen Widerspruch zum Ziel der Bundesregierung den
Klimaschutz zur obersten Priorität zu machen . Dies verdeutlicht, dass die
Bundesregierung auch in Zukunft auf fossile Brennstoffe statt auf
erneuerbare Energien setzt. Es ist ein Schritt in die falsche Richtung und
im Angesicht der dramatischen Klimakrise absolut unverantwortlich und nicht
zeitgemäß!"

Flüssiggas soll als Übergangstechnologie im Rahmen der Energiewende genutzt
werden, auch da es als weniger klimaschädlich gilt als andere fossile
Brennstoffe. Die Aktivist_innen weisen dagegen darauf hin, dass die
vermeintliche Klimafreundlichkeit von Flüssiggas wissenschaftlich widerlegt
worden sei. Eine Studie der Universität Manchester hat gezeigt, dass die
Produktion, der Transport und Leckagen zu großen Treibhausgasemissionen
führen.

"Wir fordern die Landesregierungen auf sich gegen die vorgeschlagene
Drucksache einzusetzen und sie zu verhindern!, " sagte Botzki.


Über Extinction Rebellion:

Die aus Großbritannien stammende Bewegung ist mittlerweile in über 40
Ländern aktiv und fordert Regierungen und Bevölkerung mit Aktionen zivilen
Ungehorsam dazu auf, endlich Maßnahmen gegen die Klimakatastrophe und die
ökologische Krise zu ergreifen. Die drei Kernforderungen der Bewegung sind:


	Die Regierung muss die volle Wahrheit über die ökologische Krise offenlegen und mit den Medien die absolute Dringlichkeit des Wandels an die gesamte Bevölkerung kommunizieren.

	Die Regierung muss die notwendigen Maßnahmen verbindlich ergreifen, um die Netto-Treibhausgas-Emissionen in Deutschland bis 2025 auf Null zu reduzieren und das allgemeine Niveau des Ressourcenverbrauchs zu senken.

	Eine Bürger_innenversammlung wird einberufen, die diese Maßnahmen begleitet und gewährleistet, dass der Wandel gerecht und demokratisch abläuft.



 * 

Quelle:

Extinction Rebellion, 5. Juni 2019

E-Mail: presse@extinctionrebellion.de

Internet: www.extinctionrebellion.de
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KOHLEALARM/605: Klimakampf und Kohlefront - es gibt keine Not ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 4. Juni 2019

++ Klimaschutz setzt neue Hürden für Enteignungen /
BUND-Rechtsgutachten: Zerstörung weiterer Dörfer für die Braunkohle wäre
verfassungswidrig ++



Düsseldorf/Berlin. Zwangsenteignungen für die Fortführung der
Braunkohlentagebaue Garzweiler und Hambach sind angesichts der gestiegenen
Klimaschutzvorgaben nicht mehr zulässig. Das ist das zentrale Ergebnis
eines vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) heute in dem
vom Tagebau Garzweiler unmittelbar bedrohten Dorf Keyenberg (Rheinland)
vorgestellten Rechtsgutachtens "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten
für Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben". Der BUND beauftragte
mit dem Gutachten die Frankfurter Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer, die im
Jahr 2013 bereits erfolgreich die Verfassungsbeschwerde des BUND NRW gegen
die Enteignung seiner Streuobstwiese im Tagebau Garzweiler I vertreten
hatte.

"Das Gutachten zeigt: Die Zerstörung weiterer Dörfer für die
Braunkohlentagebaue ist nicht nur überflüssig, sondern verbietet sich auch
aus verfassungsrechtlicher Sicht", sagte der BUND-Vorsitzende Hubert
Weiger. "NRW-Ministerpräsident Armin Laschet ist gefordert, sofort einen
Abrissstopp mit dem Kohlekonzern RWE zu vereinbaren."

Ungeachtet der Empfehlungen der sogenannten Kohlekommission zum
beschleunigten Braunkohlenausstieg forciert die RWE Power AG nach Angaben
der Betroffenen derzeit die Umsiedlungsmaßnahmen in den bedrohten Dörfern.
Nach den RWE-Plänen sollen allein für den Tagebau Garzweiler noch etwa
1.600 Menschen in fünf Dörfern sowie vier Höfe weichen.

"Aufgrund der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen sind Grundabtretungen
über das Jahr 2019 hinaus nur noch in beschränktem Umfang zulässig", so das
Fazit des Bergrechtsexperten Dirk Teßmer. "Insbesondere ist keine
Enteignung von Grundstücken mehr zu rechtfertigen, deren Inanspruchnahme
auf eine nicht mehr klimazielverträgliche Förderung und Verstromung von
Braunkohle abzielt." Die Restfördermengen müssten aus Gründen des
verfassungsrechtlich gebotenen Eigentumsschutzes deshalb auf solche Flächen
beschränkt werden, deren Abbau im Einklang mit den
Klimaschutzverpflichtungen noch möglich ist.

Wie zahlreiche Gutachten und Studien belegen, ist es zur Erreichung der
deutschen Klimaschutzziele erforderlich, die Braunkohlenförderung und -
verstromung drastisch zu reduzieren. Durch die Ratifizierung des Pariser
Klimaschutz-Abkommens sind die Anforderungen noch einmal erhöht worden. Das
nationale Klimaziel 2020 sowie das - noch nicht entsprechend dem Pariser
Abkommen erhöhte - europäisch verbindliche Klimaziel für 2030 erfordert ein
starkes Absinken der Kohleverstromung. Entsprechend sieht die
Kohlekommission in ihrem Abschlussbericht vor, dass die
Braunkohlenverstromung bereits bis 2030 deutlich reduziert wird und in den
2030er Jahren ausläuft. Der Großteil der in den landesplanerisch
genehmigten Tagebauen noch vorhandenen Braunkohle muss deshalb im Boden
bleiben. Aus Klimaschutzsicht hält der BUND sogar ein Auslaufen der
Braunkohlenverstromung bis spätestens 2030 für erforderlich.

"Bei einer 1:1-Umsetzung der Empfehlungen der Kohlekommission verbietet
sich nicht nur die Zerstörung des Hambacher Waldes, auch alle Dörfer können
und müssen stehen bleiben", so der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende
Thomas Krämerkämper. "Durch eine mögliche Umplanung der Tagebaue ist deren
Fortführung dabei ohne weitere Devastierungen auf Jahre sichergestellt."

Die Kohlekommission hatte empfohlen, bis Ende 2022
Stromerzeugungskapazitäten von 3,1 Gigawatt an Braunkohlenkraftwerken
stillzulegen und auch danach die Kraftwerksleistung stetig zu verringern,
um das Sektorklimaziel 2030 erreichbar zu machen. Zusammen mit der bereits
begonnenen Überführung von Kraftwerksblöcken in die sogenannte
"Sicherheitsbereitschaft" gingen damit kurzfristig 12
Braunkohlenkraftwerksblöcke im Rheinland vom Netz. Dadurch halbiere sich
die Fördermenge in den Tagebauen Garzweiler und Hambach von heute etwa 70
auf 35 Millionen Tonnen. Auch ohne weitere Zerstörung von Wald und Dörfern
sind nach einem Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW) bei geänderter Abbauführung aber noch bis zu 815 Millionen Tonnen
Braunkohle gewinnbar. Die Kohlemengen sind also mehr als ausreichend, um
die verbleibenden Kraftwerksblöcke sicher zu betreiben.

Vor diesem Hintergrund ist der BUND überzeugt, dass Enteignungsanträgen der
RWE Power AG nicht mehr entsprochen werden kann. Dies gilt insbesondere
dann, wenn sich die Anträge auf Grundstücke beziehen, die innerhalb von
Ortslagen beziehungsweise im unmittelbaren Umfeld von Ortslagen liegen oder
es sich um Flächen handelt, die aufgrund der Erhaltung des Hambacher Waldes
nicht mehr in Anspruch zu nehmen sind.

"Dass RWE trotzdem weiter Fakten schafft, ist ein Unding", empört sich Dirk
Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW. "Wir erwarten von Ministerpräsident
Armin Laschet, dass er der nicht nur unnötigen, sondern auch den
Klimazielen zuwiderlaufenden Zerstörung Einhalt gebietet." Zusammen mit 40
anderen Verbänden und Initiativen hatte der BUND die Landesregierung in
einem offenen Brief aufgefordert, ein Moratorium zu erlassen, bis die
politischen Entscheidungen zum Kohleausstieg getroffen und umgesetzt sind.
Am Ende müsse eine Bestandgarantie für den Hambacher Wald und alle Dörfer
stehen, so die Verbände.

Um all diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, ruft der BUND zusammen
mit anderen Organisationen und der Initiative "Alle Dörfer bleiben" zu
einem Aktionstag am 22. Juni 2019 auf. Mehrere tausend Menschen werden dann
am Tagebau Garzweiler erwartet.


Mehr Informationen:

Das Rechtsgutachten "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten für
Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben" als Download.

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/20190603_RAePGT_Gutachten_Klimaschutzvorgaben_vs_BK-Enteignungen_im_Rheinland_EF.pdf

Den offenen Brief an Ministerpräsident Armin Laschet finden Sie
unter:

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_05_29_Brief_Laschet_final.pdf

Hintergrundpapier: "Der Hambacher Wald und alle Dörfer müssen bleiben.
Konsequenzen aus dem Bericht der Kohle-Kommission":

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/2019_06_04_Background_PK.pdf

Informationen zum Aktionstag am 22.06.2019: www.klima-doerfer-retten.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/604: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkonflikte ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum offenen Brief an Ministerpräsident Laschet:
Bündnis aus 40 zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen
fordert Moratorium für den Erhalt bedrohter Dörfer und den Hambacher Wald

Verlässliche Bestandsgarantien würden Beitrag zur sozialen Befriedung
leisten und Planungssicherheit für Tagebaurand-Kommunen schaffen



NRW/Buir, 31.05.2019. In einem offenen Brief an den NRW
Minister-präsidenten Armin Laschet hat ein Bündnis aus 40
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen 
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) aufgefordert sich für den dauerhaften
Erhalt der bedrohten Dörfer und des Hambacher Waldes einzusetzen.

Seitdem Ministerpräsident Armin Laschet im November 2018 in Kuckum war und
die Menschen angehört hat, die nicht umsiedeln wollen oder können, weiss
er, dass Umsiedlungen für viele Menschen wegen der damit verbundenen
sozialen und wirtschaftlichen Härten nicht zumutbar sind.[1]

Es befremdet mich daher, dass Landesvater Laschet nach der EU-Wahl bei der
Lösung der sozialen Fragen erneut den Kontext des Erhaltes von NRW als
Industrieland 2 fokussiert und die von Tagebauen und Kraftwerksstandorten
betroffenen und beeinträchtigten Anwohner*innen wieder einmal vergisst. Das
zeugt von einer asozialen Haltung gegenüber den tagebaubetroffenen
Menschen, die gerne weiterhin in ihren bedrohten Dörfern leben möchten und
zum Teil auch müssen. Diese soziale Frage sollte, könnte und müsste der
Ministerpräsident mit einer Bestandsgarantie zuallererst lösen.

Wenn er den Kohlekompromiss und die Empfehlungen der Kommission "Wachstum,
Beschäftigung und Strukturwandel" ernst nimmt, dann muss er sich jetzt
endlich auch schützend vor den Hambacher Wald und die bedrohten Dörfer
stellen. Eine Bestandsgarantie würde dazu beitragen den sozialen Frieden
wieder herzustellen. Darüber hinaus hätten die betroffenen 
Tagebaurand-Kommunen endlich die notwendige Planungssicherheit. Durch die Neu- und
Umplanung vormals geplanter Abbaugebiete könnten sie die zurückgewonnenen
Flächen für die Umsetzung ihrer Strukturwandelprojekte fest einplanen und
nachhaltig nutzen, und dabei auch auf besondere Unterstützung aus
Strukturfördermitteln zurückgreifen.


Anmerkungen:

[1] https://www.erkelenz.de/dokumente/rat-und-verwaltung/top-themen/positionspapier-umsiedler-tagebaurandbewohner.pdf?cid=3yf

[2] "Das Kunststück wird ja sein, wie können wir Industrieland bleiben, wie
können wir die sozialen Fragen mit lösen und trotzdem unsere
Klimaschutzziele ambitiös erreichen."

Quelle: Armin Laschet bei "Anne Will - nach den Wahlen" am 26.05.2019 ab
Min. 4'18

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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AKTION/7250: Berlin - Katzen, Kunst und CRISPR. Lange Nacht der Wissenschaften, 15.06.2019


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft

Katzen, Kunst und CRISPR



Wer die Rätsel des Lebens verstehen will, sollte sich auch auf die Welt
der Moleküle und Gene einlassen. Während der Langen Nacht der
Wissenschaften führen die Forscherinnen und Forscher des
Max-Delbrück-Centrums für Molekulare Medizin ein in dieses Universum.

Auf dem Campus Berlin-Buch hat die Lange Nacht Tradition. In diesem Jahr
empfangen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Max-Delbrück-Centrums (MDC) ihre Gäste zur "Klügsten Nacht des Jahres" auch
in Berlin-Mitte, im neuen Forschungsgebäude für das Berliner Institut für
Medizinische Systembiologie (BIMSB).

Das MDC-Programm reicht von Mit-Mach-Experimenten über Shows bis hin zur
Möglichkeit, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern im Labor über die
Schulter zu schauen. Einige Höhepunkte stellen wir hier vor.

Mikrokosmos Darm

Der Verdauungstrakt des Menschen beherbergt ein Universum winzigster
Lebewesen. Grob geschätzt finden sich im Darm so viele Bakterien, wie es
Menschen auf der Erde gibt. Fast immer dienen die Keime dem Wohl ihres
Gastgebers. Sie helfen mit, die Nahrung zu verdauen, produzieren Vitamine
und trainieren das Immunsystem. Zudem schützen sie, allein durch ihre
Anwesenheit, vor krankheitserregenden Artgenossen. Doch der Mikrokosmos im
Darm, das Mikrobiom, ist störanfällig - und beeinflusst außerdem unseren
Blutdruck.

- 16:00 bis 21:00 Uhr: Das begehbare Darmmodell.

- 16:00 bis 19:00 Uhr: Quiz zum Mikrobiom. 

Beides: Foyer des Max Delbrück Communications Center MDC.C (C83),
Robert-Rössle-Straße 10, 13125 Berlin-Buch.

Wissenschaft & Kunst: ÆON - Trajectories of Longevity and CRISPR

Die finnische Künstlerin und Designerin Emilia Tikka präsentiert ein
Kunstwerk mit dem Titel ÆON. In diesem poetischen Werk entwirft Tikka ein
spekulatives Szenario, wie die Welt in naher Zukunft aussehen könnte, wenn
das Altern durch eine Veränderung des Genoms abgeschafft werden kann. ÆON
entstand im vergangenen Jahr, als Emilia Tikka als "Artist in Residence"
in den Laboren des MDC gearbeitet und sich die Grundlagen der 
Genom-Editierung angeeignet hat.


	19:00 Uhr: Die Künstlerin treffen, Dauer: 45 min; Führung (Englisch).

	17:00 bis 22:00 Uhr: Das Kunstwerk und Diskussionen zur Wissenschaft dahinter, Ausstellung. Beides: 3. OG, MDC in Mitte (BIMSB), Hannoversche Straße 28, 10115 Berlin-Mitte.

	16:00 bis 22:00 Uhr: Dokumentation zur Artist Residency, Ausstellung. Foyer im Herman-von-Helmholtz-Haus (Haus 84), Robert-Rössle-Straße 10, 13125 Berlin-Buch.



Was CRISPR-Cas9 kann - und was die Zukunft bringen könnte
In den Medien wird oft über die Gen-Schere Crispr-Cas9 berichtet und
kontrovers diskutiert. Doch was genau kann diese Technologie, was könnte
sie in Zukunft bringen und was ist reine Fantasie? Dubravka Vucicevic und
Uwe Ohler haben eine "CRISPR-Ampel" konzipiert, um darüber mit
Besucherinnen und Besuchern ins Gespräch zu kommen. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von Klaus Rajewsky laden die Gäste außerdem ins Labor ein und
erklären, wie das Werkzeug CRISPR-Cas9 die Arbeit im Labor verändert hat
und welches Potenzial die Gen-Scheren als Therapie in der Klinik haben.


	17:00 bis 22:00 Uhr: Schnippschnapp, das Gen ist ab. Mitmachexperiment. 3. OG, MDC in Mitte (BIMSB), Hannoversche Straße 28, 10115 Berlin-Mitte.

	18:30 Uhr: Café Scientifique: Genome Engineering. Seminarraum im EG, MDC in Mitte (BIMSB), Hannoversche Straße 28, 10115 Berlin-Mitte.

	17:30 und 19:30 Uhr: CRISPR-Cas9-Technologie - ein Meilenstein in der Gen-Forschung und Gen-Therapie. Dauer: 45 Minuten. Führung, Anmeldung erforderlich. Treffpunkt: Infopunkt im Foyer, Max Delbrück Communications Center MDC.C, Robert-Rössle-Straße 10, 13125 Berlin-Buch.



Ein architektonischer Rundgang

Das MDC hat einen zweiten Standort im Herzen Berlins - und nicht nur die
Wissenschaft, die hier eingezogen ist, ist ungewöhnlich. Auch die
Architektur, entworfen von Staab Architekten, trägt der Arbeitsweise der
Systembiologen Rechnung. Das Gebäude ermöglicht Begegnungen zwischen den
Disziplinen.

18:00 und 20:30 Uhr: Dauer: 60 Minuten. Führung, Anmeldung erforderlich.

Treffpunkt: Treppe im EG, MDC in Mitte (BIMSB), Hannoversche Straße 28,
10115 Berlin-Mitte.

The Bear - True stories. Erzähltes Leben

Wissenschaftler verlassen das Labor und treten mit wahren, persönlichen
Geschichten über ihre Missgeschicke, Fehler und Momente der Wahrheit ins
Rampenlicht. Die Ergebnisse sind manchmal lustig, manchmal ergreifend und
immer unterhaltsam. Im Format "The Bear" werden die Geschichten ohne
Notizen oder Folien erzählt. Die Moderation und Geschichten des
zweisprachigen Abends fließen zwischen Englisch und Deutsch. Jazzer's
Delight verwebt die Geschichten mit Live-Musik. Showmoderatorin Dyane
Neiman verzaubert die Zuhörer mit ihrer lebendigen Publikumsinteraktion.

19:30 Uh: Dauer: 60 Minuten. Sciencetainment. Terrasse im 3. OG, MDC in
Mitte (BIMSB), Hannoversche Straße 28, 10115 Berlin-Mitte.

Wie finden wir neue Therapien für Hirntumore?

Hirntumore wie Glioblastoma multiforme (GBM) gehören zu den schwersten
Krebserkrankungen. Es gibt kaum Therapien. Die MDC-Arbeitsgruppe von
Gaetano Gargiulo will das ändern. Bei einer Führung erfahren Besucherinnen
und Besucher, wie das Forschsungsteam Stammzellen von Patientinnen und
Patienten kultiviert, warum es manchmal immer noch Tierversuche braucht
und wie das in Zukunft vermieden werden soll. Mit CRISPR-Cas9 stellen die
Experten patiententypische Tumorzellen her und versuchen, neue Medikamente
zu finden.

16.30, 18:30 und 19:30 Uhr: Dauer: 45 Minuten. Führung, Anmeldung
erforderlich. Treffpunkt: Infopunkt im Foyer, Max Delbrück Communications
Center MDC.C, Robert-Rössle-Straße 10, 13125 Berlin-Buch.

Café Scientifique: Die Geheimnisse des Genoms von Lil BUB entschlüsseln,
der süßesten Katze der Welt

Das Kätzchen Lil BUB hat im Internet Millionen Follower. Sie ist sehr
klein, ihre Schnauze ist verkürzt, ihre Zunge hängt heraus und an jeder
Pfote hat sie zusätzliche Zehen. Allerdings wurde bei der Katze
Osteopetrose festgestellt, eine seltene Erkrankung, die es auch beim
Menschen gibt und bei der die Knochendichte im Laufe des Lebens immer
weiter zunimmt. Ein Team um Dario Lupianez hat ihren Fall analysiert und
herausgefunden, dass zwei seltene genetische Veränderungen die
einzigartige Erscheinung verursachen. Sie zeigen am Beispiel von Lil BUB,
wie ein Genom sequenziert, die Daten analysiert.

20.00 Uhr: Dauer: 30 Minuten. Sciencetainment | Vortrag auf Englisch.
Seminarraum im Erdgeschoss, MDC in Mitte (BIMSB), Hannoversche Straße 28,
10115 Berlin-Mitte.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution672

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft, 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7249: Berlin - Lange Nacht der Wissenschaften an der HTW Berlin, 15.6.2019


Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin

Roboter und hilfreiche Rechenkünste: die Lange Nacht der Wissenschaften
an der HTW Berlin



Wie schnell lernt eine künstliche Intelligenz? Gibt es bald ein
aufblasbares Auto? Wie kann Mathematik dabei helfen, immer eine Hose
anzuhaben? Wissenschaftler_innen und Studierende der Berliner Hochschule
für Technik und Wirtschaft (HTW Berlin) geben in der Langen Nacht der
Wissenschaften am 15. Juni Antworten auf diese und viele andere Fragen.
Zwischen 17 und 24 Uhr bieten sie auf dem Campus Wilhelminenhof in
Oberschöneweide ein vielfältiges Programm. Stargast ist in diesem Jahr der
bekannte TV-Moderator und Autor Ralph Caspers. In seiner Familien-Show
"1+1=10 und andere Rechenkünste" zeigt er, wie man mit Mathe andere Leute
in den Wahnsinn treibt und jede Menge Wetten gewinnt.

Die Ingenieurwissenschaftler_innen der HTW Berlin laden in ihre Labore ein
und stellen Projekte vor. Besucher_innen können erleben, wie metallische
Werkstoffe bei 1.000 Grad Celsius bearbeitet werden und wie maschinelles
Lernen einen Roboter in wenigen Stunden klüger macht. Beim Mini-Crashtest
sehen sie, warum ein Auto kaputtgehen muss, damit der Mensch darin heil
bleiben kann. Kann man auf Sand ein stabiles Bauwerk errichten? Ist es
möglich, dass ein Boot aus Beton schwimmt? Wie das geht, zeigen die
Bauingenieur_innen.

Auch die gestalterischen und wirtschaftswissenschaftlichen Studiengänge
geben Einblicke in ihre Arbeit. Sie zeigen, wie Industriedesigner_innen
neue Produkte entwickeln, präsentieren ein neues Filmformat und gehen dem
Geheimnis erfolgreicher Künstlerpaare auf den Grund, von denen man einiges
über gute Zusammenarbeit lernen kann. Eine Vielzahl von Programmpunkten
lädt dazu ein, mitzumachen und selbst kreativ zu werden.

Die HTW Berlin hat beinahe 14.000 Studierende und steht für ein
anspruchsvolles Studium, qualifizierte Absolvent_innen und praxisnahe
Forschung. Als größte Berliner Hochschule für Angewandte Wissenschaften
nutzt sie die Vielfalt ihrer 70 Studiengänge in den Bereichen Technik,
Informatik, Wirtschaft, Recht, Kultur und Gestaltung für eine vernetzte
Zusammenarbeit. Dadurch leistet sie wissenschaftlich fundierte Beiträge
zur technischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung.
Besonders ausgeprägt sind die Kompetenzen der HTW Berlin in den Bereichen
"Industrie von morgen", "Digitalisierung" und "Kreativwirtschaft".


Weitere Informationen unter:

http://htw-berlin.de/langenacht

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4466: Magdeburg - "Forscher, Sammler, Pflanzenjäger - unterwegs mit Humboldt & Co." bis 8.9.19


Stadt Magdeburg

Forscher, Sammler, Pflanzenjäger - unterwegs mit Humboldt & Co.

Neue Ausstellung in den Gruson-Gewächshäusern vom 8. Juni bis 8.
September in der Schönebecker Straße



Ab diesem Samstag, 8. Juni, ist in den Gruson-Gewächshäusern die
Ausstellung "Forscher, Sammler, Pflanzenjäger - unterwegs mit Humboldt
& Co." zu sehen. Bis zum 8. September wird auf 15 Tafeln die
Pflanzenjagd aus verschiedenen Blickwinkeln dargestellt. Ergänzt wird
die Ausstellung durch Steckbriefe zu bedeutenden Pflanzensammlern.

Die Schau in den Gruson-Gewächshäusern beleuchtet die Schicksale jener
Männer und Frauen, die als Pflanzensammler in entlegene Winkel der
Erde vorgedrungen sind. Dabei setzten sie nicht selten ihre Gesundheit
und ihr Leben aufs Spiel: Ihre Geschichten erzählen von
haarsträubenden Erlebnissen, moralisch fragwürdigen Methoden und
tragischen Schicksalen.

Auf 15 großformatigen thematischen Tafeln werden neben den Akteuren
der unterschiedlichen Epochen auch deren Motive für die Pflanzenjagd
dargestellt. Macht, Geld und wissenschaftliche Neugier waren die
Haupttriebfedern - und sind es zum Teil noch heute. Monarchen
schmückten sich mit exotischen Pflanzen, Kolonialmächte kämpften um
Monopole auf profitable Nutzpflanzen, Orchideenjäger suchten die
spektakulärsten Arten und Forscher die Erkenntnis. In der männlich
geprägten Sammlerszene behaupteten sich auch immer wieder
außergewöhnliche Frauen, denen eine eigene Tafel gewidmet ist.

Alexander von Humboldt ist anlässlich seines 250. Geburtstages der
"Pate" der Ausstellung. Obwohl der wissenschaftliche Rahmen seiner
Studien ungleich breiter gesteckt war, erforschte und sammelte
Humboldt mit seinem Begleiter Aimé Bonpland ebenso unzählige Pflanzen.

Die Ausstellung wird im Rahmen der "Woche der botanischen Gärten"
gleichzeitig in mehr als 30 weiteren Orten im deutschsprachigen Raum
gezeigt und ist in Magdeburg während der Öffnungszeiten der
Gruson-Gewächshäuser zu sehen. Diese sind dienstags bis sonntags von
9.00 bis 17.00 Uhr. Es gelten die regulären Eintrittspreise: 3,50
Euro, ermäßigt 2,00 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. Juni 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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TREFF/1396: Lippstadt - Tag der "Begegnung der Kulturen" am 15. Juni 2019


Stadt Lippstadt

Tag der "Begegnung der Kulturen" am 15. Juni auf dem

Rathausplatz

Lippstadt ist vielfältig



Lippstadt. Zum 27. Mal findet am Samstag, 15. Juni 2019, der "Tag der
Begegnung der Kulturen" auf dem Lippstädter Rathausplatz statt. Unter
dem Motto "Lippstadt ist vielfältig - und das möchten wir gemeinsam
erleben und feiern" richten wieder viele Lippstädter Vereine und
Institutionen gemeinsam mit dem Integrationsrat und dem
Integrationsteam der Stadt Lippstadt diese Open-Air-Veranstaltung in
Kooperation mit dem Kulturring Lippstadt e.V. aus.

"Diese mittlerweile traditionelle Veranstaltung ist ein gutes Beispiel
für das gelingende Miteinander von Menschen aus über 115 Nationen hier
in Lippstadt", freut sich Werner Kalthoff vom Fachdienst Soziales und
Integration der Stadt Lippstadt. Beim Genuss kulinarischer
Spezialitäten aus aller Welt können Besucher auf dem Rathausplatz sich
in Gesprächen und an den verschiedenen Ständen über die kulturelle
Vielfalt in Lippstadt informieren.

Weiterhin bietet ein abwechslungsreiches Rahmen- und Bühnenprogramm
mit Aktionen, Tanz, Musik und Gesang mit rund 300 Teilnehmern in der
Zeit von 12 bis 18 Uhr bunte Unterhaltung. Die Besucher erwartet an
den insgesamt 14 Ständen eine große Auswahl internationaler
kulinarischer Spezialitäten aus verschiedensten Ländern der Erde. An
acht weiteren Informations- und Mitmachständen ist die gelebte
Vielfalt in Lippstadt erfahrbar. Auch die kleinen Gäste kommen auf
ihre Kosten: Eine Hüpfburg und ein Spielangebot runden das
Gesamtangebot ab.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 28. Mai 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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VORTRAG/8481: Halle - "Muhlenberg Lecture", Stephen Greenblatt über Shakespeare, Macht und aktuelle Politik, 19.6.19


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

"Muhlenberg Lecture": Stephen Greenblatt über Shakespeare, Macht und
aktuelle Politik



William Shakespeare beschäftigte zeitlebens eine Frage, die er auch in
seinem Werk bearbeitete: Wie ist es möglich, dass scheinbar stabile
Gesellschaften Tyrannen in die Hände fallen? Warum entscheiden sich freie
Menschen für Führungspersönlichkeiten, die keinen Sinn für die
Gemeinschaft haben? Die freie Meinungsäußerung war im Elisabethanischen
Zeitalter unerwünscht, doch Shakespeare lieferte versteckte Antworten, die
auch noch heute - so die These des Pulitzerpreisträgers Stephen Greenblatt
- große Relevanz haben. "Shakespeare, Politics, and Power" heißt sein
Vortrag im Rahmen der "Muhlenberg Lectures". Er findet am Mittwoch, 19.
Juni 2019, 19 Uhr, in der Aula des Löwengebäudes statt.

Richard III., Macbeth, Donald Trump. Stephen Greenblatt (Harvard) zieht
diese Linie in seinem Buch "Der Tyrann. Shakespeares Machtkunde für das
21. Jahrhundert" - ohne den Namen des US-Präsidenten überhaupt zu nennen.
Der Literaturwissenschaftler, Jahrgang 1943, ist einer der führenden
Shakespeare-Forscher weltweit und Begründer der Theorie des "New
Historicism", die ein literarisches Werk im Spiegel seiner Zeit betrachten
will. 2012 wurde er mit dem Pulitzerpreis ausgezeichnet.

Greenblatt spricht im Rahmen der "Muhlenberg Lectures" auf Einladung von
Prof. Dr. Erik Redling, Geschäftsführender Direktor des
Mühlenberg-Zentrums für Amerikastudien der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg. In den "Muhlenberg Lectures" halten jährlich führende
Forscherinnen und Forscher der Anglistik und Amerikanistik Vorträge an der
Universität Halle. Der Name erinnert an die herausragende Rolle der durch
die Franckeschen Stiftungen und die hallesche Universität geprägten
'Muhlenberg Family', einer der ersten deutsch-amerikanischen
Familiendynastien, die große Verdienste im Amerikanischen
Unabhängigkeitskrieg und bei der Gestaltung der US-amerikanischen
Gesellschaft erworben haben.

"Muhlenberg Lecture"

Professor Stephen Greenblatt: "Shakespeare, Politics, and Power"

Mittwoch, 19. Juni 2019, 19 Uhr

Löwengebäude, Aula

Universitätsplatz 11, 06108 Halle (Saale)

Vortrag in englischer Sprache, Eintritt frei

Einführung in das Thema durch Prof. Dr. Erik Redling



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8663: Und morgen, den 08. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.06.2019 bis zum 09.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8663 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]
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STANDPUNKT/071: Alfred Bosch, Außenminister von Katalonien - Wir sagen Ja zu Europa (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Wir sagen Ja zu Europa

Von Alfred Bosch, Außenminister von Katalonien, 6. Juni 2019



Katalonien war immer ein engagierter und zuverlässiger Partner beim
Aufbau des europäischen Projekts und hat aktiv dazu beigetragen, das
vielfältige Europa von heute und morgen zu gestalten. Im Gegensatz zu
den Brexit-Anhängern hat Katalonien nie seine Zugehörigkeit zu Europa
in Frage gestellt oder die Überzeugung, Teil der Europäischen Union zu
sein, aufgegeben. Wir sagen Ja zu Europa.

Die katalanische Gesellschaft hat ihr Engagement für das gemeinsame
Projekt unter Beweis gestellt, indem sie aktiv, d.h. mit einer
Wahlbeteiligung von 13 Punkten über dem europäischen Durchschnitt, an
den Wahlen zum Europäischen Parlament teilgenommen hat, dem einzigen
direkt gewählten EU-Organ, das mehr als 500 Millionen Bürgerinnen und
Bürger vertritt. Wir als Demokratinnen und Demokraten müssen daher
fordern, dass all jene, die ordnungsgemäß einen Sitz im Europäischen
Parlament gewonnen haben, diese Bürgerinnen und Bürger auch in den
kommenden fünf Jahren vertreten und sich für deren Vision eines
integrativen, sozialen und besseren Europas einsetzen können.

Wenn am 2. Juli das Europäische Parlament zum ersten Mal
zusammentritt, wird Europa aus nächster Nähe beobachten können, wie
gewählten Abgeordneten und ihren Wählerinnen und Wählern aus rein
politischen Gründen demokratische und politische Rechte verweigert
werden. Das ist nicht neu. Im vergangenen Monat entzogen das spanische
Parlament und der Senat fünf gewählten Vertretern, allesamt ehemalige
Mitglieder der katalanischen Regierung, die derzeit vor Gericht
stehen, ihren Vertretungsauftrag. Obwohl sie legal kandidiert, die
Wahl gewonnen und ihren Sitz im Parlament angenommen hatten, wurden
ihnen, ohne dass ein Urteil in ihrem Verfahren ergangen ist, ihre
politischen Rechte verweigert.

Letzte Woche wurde dem ehemaligen katalanischen Präsidenten Carles
Puigdemont und dem ehemaligen Minister Toni Comín der Zugang zum
Europäischen Parlament verwehrt. Gleichzeitig konnten jedoch andere
neu gewählte Abgeordnete aus Spanien nicht nur das Gebäude betreten,
sondern sogar ihre offizielle Akkreditierung entgegennehmen. Um dieses
unübersichtliche Durcheinander zu beenden, wies der derzeitige
Präsident des Europäischen Parlaments, Antonio Tajani, seinen
Generalsekretär an, alle derzeitigen und zukünftigen Akkreditierungen
für neu gewählte spanische Abgeordnete auszusetzen.

Ein dritter gewählter Abgeordneter, der daran gehindert werden könnte,
seinen Platz einzunehmen, ist Oriol Junqueras, der Spitzenkandidat der
Europäischen Freien Allianz, der sich bereits seit 19 Monaten in
Untersuchungshaft befindet. Die UN-Arbeitsgruppe gegen willkürliche
Inhaftierungen forderte kürzlich die sofortige Freilassung [1] des
Spitzenkandidaten und zweier weiterer Personen, die derzeit in Madrid
vor Gericht stehen. Nach Angaben der UN-Gruppe sind sie lediglich
wegen ihrer politischen Ideen inhaftiert worden.

Gewählten Amtsträgern ihre politischen Rechte zu verweigern, passt
nicht in das Bild einer modernen europäischen Demokratie. Die
Legitimität des Europäischen Parlaments könnte in Frage gestellt
werden, wenn die Rechte derjenigen, die vom Volk gewählt wurden, nicht
umfassend geschützt werden und sie nicht am 2. Juli als legitime und
demokratisch gewählte Vertreter teilnehmen können.

Die katalanischen Abgeordneten im Europäischen Parlament sind immer
aktive Partner im Rahmen des europäischen Projekts gewesen. Sie waren
an wichtigen europäischen Debatten beteiligt und standen stets an der
Seite derjenigen, die die grundlegende Rechte und Freiheiten
verteidigten. Carles Puigdemont, Oriol Junqueras und Toni Comín,
ehemalige Mitglieder der katalanischen Regierung, die sich derzeit im
Exil bzw. in Untersuchungshaft befinden, wurden von 1.720.500
Bürgerinnen und Bürgern in Spanien und Katalonien gewählt, um sie im
Europäischen Parlament zu vertreten. Wenn diesen drei katalanischen
Abgeordneten die Teilnahme in der kommenden Legislaturperiode verwehrt
wird, wird Europa nicht nur drei aktive, pro-europäische und
engagierte Mitglieder sondern auch eine weitere Chance verlieren, der
Welt zu zeigen, dass das Europäische Parlament sehr wohl ein Raum der
Freiheit, der Demokratie und der Grundrechte ist.


Anmerkung:

[1] https://www.pressenza.com/de/2019/05/uno-fordert-sofortige-freilassung-katalanischer-gefangener-in-spanien/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Reto Thumiger
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AGRAR/1729: Wissenschaftlicher Beirat des Ministeriums übergibt Gutachten zur Bürokratie der gemeinsamen Agrarpolitik (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 120 vom 07.06.2019

Wissenschaftlicher Beirat des Ministeriums übergibt Gutachten zur
GAP-Bürokratie

Bundesministerin will Vorschläge in die europäische Debatte
einbringen



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
gestern die Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirates für Agrarpolitik,
Ernährung, und gesundheitlichen Verbraucherschutz (WBAE) zu einem wichtigen
Thema der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik (GAP) entgegengenommen. Der
WBAE hat sich darin mit den Vorschlägen der Europäischen Kommission zur
Vereinfachung der künftigen GAP befasst.

Julia Klöckner: "Danke an den Wissenschaftlichen Beirat, der unsere
Einschätzung zur bürokratischen Last für Landwirte und Verwaltung
bestätigt. Die Gemeinsame europäische Agrarpolitik muss einfacher werden.
Für unsere landwirtschaftlichen Betriebe und die Verwaltungen. Das ist eine
meine Kernforderungen, wenn es um die GAP nach 2020 geht - derzeit ist sie
ein bürokratisches Ungetüm. Die Stellungnahme des Wissenschaftlichen
Beirates meines Ministeriums unterstreicht das, analysiert zutreffend
Ursachen und Gründe für die derzeitige Komplexität. Und sie gibt
Empfehlungen, die wir sehr ernst nehmen für unsere Arbeit. Wir brauchen
solche wissenschaftlich basierten Debattenbeiträge, um besser zu werden. Um
beispielsweise die technischen, digitalen Möglichkeiten effektiver zu
nutzen und administrative Kosten zu minimieren.

Vor diesem Hintergrund habe ich Kommissar Hogan auch ein Eckpunktepapier
mit einer Reihe von konkreten Vereinfachungsvorschlägen übermittelt. Die
GAP muss schlanker werden, gleichzeitig ergebnisorientierter zum Beispiel
in Umwelt- und Klimaschutz. Dafür setze ich mich in Brüssel ein, die
Stellungnahme unterstützt mich bei diesem Vorhaben. Dem Wissenschaftlichen
Beirat danke ich für seine Arbeit."

Die Stellungnahme "Möglichkeiten, Ansatzpunkte und Grenzen einer
Verwaltungsvereinfachung der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU" hatte
Ministerin Klöckner im Rahmen einer Plenumssitzung des WBAE
entgegengenommen. Dabei schlug sie vor, dass Gutachten und seine
Empfehlungen im Trilog auf europäischer Ebene etwa im Rahmen eines
Symposiums zu diskutieren.

Der Beirat spricht die folgenden Empfehlungen aus, um die
Verwaltungsbelastung auf ein angemessenes Maß zu reduzieren:

• Derzeitige Misstrauenskultur langfristig durch eine gemeinsame
Verwaltungskultur von EU und Mitgliedstaaten ersetzen: Die
Verwaltungskooperation zwischen EU und Mitgliedstaaten setzt grundsätzlich
eine gemeinsame Verwaltungskultur der Beteiligten voraus. Nur dann ist eine
Reduktion der bestehenden Komplexität der Kontrollinstrumente möglich. Das
Sanktionssystem sollte durchweg nach der Schwere (Dauer und Ausmaß) und
Intentionalität (Vorsatz versus Fahrlässigkeit) des Verstoßes abgestuft
werden.

• Allgemeine Verfahrensbestimmungen der GAP entfristen: Die Schaffung
von über die Förderperiode fortwirkenden Verfahrensbestimmungen zur GAP
befördert die Entwicklung einer Verwaltungs-, Gerichts- und
Wissenschaftspraxis, erhöht damit die Rechtssicherheit und vereinfacht
dadurch die bestehenden Verfahren.

• EU-Durchführungsbestimmungen zur GAP reduzieren, kodifizieren und
rechtzeitig vorlegen: Eine Reduzierung der Durchführungsbestimmungen auf
ein erforderliches EU?Mindestmaß und eine systematische Zusammenfassung der
für die gesamte GAP geltenden europäischen Durchführungsbestimmungen in ein
einheitliches Gesetzeswerk würden zur Herausbildung einer Verwaltungs?,
Gerichts- und Wissenschaftspraxis und damit zu mehr Handlungssicherheit
führen. Sämtliche Rechtsbestimmungen sollten rechtzeitig vor Beginn einer
neuen Förder-periode vorliegen.

• EU-Recht national nur in begründeten Fällen verwaltungsaufwendiger
umsetzen: Die nationale finanztechnische Umsetzung einschließlich der
Kontrolle sollte möglichst nicht verwaltungsaufwendiger erfolgen, als es
das EU-Recht vorgibt. Wenn der Bund oder die Bundesländer Fördermaßnahmen
anspruchsvoller programmieren wollen, um eine höhere Zielgenauigkeit und -
erreichung zu realisieren, ist abzuwägen, inwieweit dies einen höheren
Verwaltungsaufwand rechtfertigt.

• Leistungsabschlüsse und -überprüfungen anhand geeigneter Indikatoren
vornehmen statt Regelkonformität der Ausgaben nachzuweisen: Die
Mitgliedstaaten sollten der EU nicht mehr die Regelkonformität der Ausgaben
nachweisen, sondern Leistungsabschlüsse und -überprüfungen auf der
Grundlage geeigneter Indikatoren einreichen müssen. Sollte die EU an dem
Nachweis der Regelkonformität der Ausgaben festhalten, sollte die zulässige
Fehlerquote von derzeit 2 % angemessen erhöht werden.

• Mitgliedstaatliche Verwaltungskosten berücksichtigen und reduzieren:
Die EU sollte bei der Prüfung der Effizienz der Kontrollinstrumente
überschlägig die Kontroll- und Sanktionskosten der mitgliedstaatlichen
Verwaltungen einbeziehen. Bund und Bundesländer sollten die bestehenden
nationalen Vorgaben an das agrarspezifische Verwaltungsverfahren, aber auch
die allgemeinen Vorgaben des Zuwendungsrechts und der Haushaltsordnungen
auf ihre Erforderlichkeit überprüfen und insbesondere Redundanzen bei den
Kontrollen vermeiden.

• Single-Audit-System einführen: Im organisationsrechtlichen Sinne
sollte ein Single-Audit-System zur Verwaltungsvereinfachung eingeführt
werden. Die damit einhergehende Reduktion der Kontrolldichte ist auch ohne
wesentliche Einschränkung der Grundsätze der Haushaltsdisziplin der EU
realistisch und innerhalb der verfassungsrechtlich definierten Grenzen
möglich.

• Durch angemessene Bagatellgrenzen Verwaltungsaufwand reduzieren:
Geringfügige Rechtsverstöße, die nur eine vergleichsweise geringe
Finanzwirkung haben, und geringfügige Flächenabweichungen sollten als
Bagatellverstöße gewertet werden. Die Festsetzung der Bagatellgrenzen bzw.
der unbeachtlichen Abweichungen sollte den Mitgliedstaaten innerhalb eines
europaweit festgesetzten Rahmens überlassen werden.

• Digitale Technologien verstärkt nutzen: Insbesondere für
flächenbezogene Maßnahmen sollten bestehende Daten wie auch digitale
Technologien stärker als bisher als Grundlage für die Maßnahmengestaltung, -
beantragung, -bescheidung und -kontrolle verwendet werden.

• Vertrauensgrundsatz im Vergleich zum Gesetzmäßigkeitsprinzip
aufwerten: Die bisherige Nachrangigkeit des Vertrauensgrundsatzes im
Verhältnis zum Gesetzmäßigkeitsprinzip sollte durch einen abgewogenen
Ausgleich zwischen beiden Grundsätzen modifiziert werden.


Die gesamte Stellungnahme ist unter dem folgenden Link zu finden:

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Ministerium/Beiraete/Agrarpolitik/GAP-Verwaltungsvereinfachung-GAP.pdf?__blob=publicationFile

 * 
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FRÜHGESCHICHTE/143: Uralte Zähne führen zur Entdeckung einer Bevölkerungsgruppe (idw)


Universität Bern - 06.06.2019

Uralte Zähne führen zur Entdeckung einer Bevölkerungsgruppe



Zwei 31.000 Jahre alte Milchzähne aus einer Ausgrabungsstätte im
Nordosten Sibiriens haben zur Entdeckung einer bisher unbekannten
Bevölkerungsgruppe geführt, die während der letzten Eiszeit in diesem
Gebiet gelebt hat. An der Entdeckung dieser «Alt-Nordsibirier» beteiligt war
auch Laurent Excoffier, Professor am Institut für Ökologie und Evolution der
Universität Bern und Gruppenleiter am SIB Schweizerisches Institut für
Bioinformatik.




[image: Bild: © Russian Academy of Sciences]

Die beiden 31.000 Jahre alten Milchzähne, die an der «Yana Rhinoceros
Horn Site» in Russland gefunden wurden, führten zur Entdeckung der
Bevölkerungsgruppe der «Alt-Nordsibirier».

Bild: © Russian Academy of Sciences



Als Teil einer breit angelegten Studie, die im Fachmagazin Nature
publiziert wurde, untersuchte ein internationales Forschungsteam zwei
31'000 Jahre alte Milchzähne aus einer grossen archäologischen Fundstätte
am russischen Fluss Jana. Die Ausgrabungsstätte, bekannt als «Yana
Rhinoceros Horn Site» (Yana RHS) wurde 2001 entdeckt und umfasst mehr als
2.500 Artefakte, darunter Tierknochen, Elfenbein sowie Steinwerkzeuge und
Zeugnisse menschlicher Behausungen. Die untersuchten Zähne sind rund
31.000 Jahre alt und die bisher einzigen dort entdeckten menschlichen
Überreste aus dieser Zeit. Die Forschenden unter der Leitung von Eske
Willerslev, Professor am St John's College der Universität Cambridge und
Direktor des Lundbeck Foundation Centre for GeoGenetics an der Universität
Kopenhagen, untersuchten die DNA der Zähne und konnten zeigen, dass die
Zähne zu Individuen einer bisher unbekannten Bevölkerungsgruppe gehören.
Das Forschungsteam, dem auch Laurent Excoffier, Professor am Institut für
Ökologie und Evolution der Universität Bern und Gruppenleiter am SIB
Schweizerisches Institut für Bioinformatik, angehört, benannte die
Bevölkerungsgruppe «Alt-Nordsibirier». Die Forschenden konnten in der
Studie darüber hinaus zeigen, dass 10.000 Jahre alte menschliche Überreste
aus einer anderen Fundstelle in Sibirien genetisch mit den indigenen
Völkern Amerikas verwandt sind - zum ersten Mal wurden solche engen
genetischen Verbindungen ausserhalb der USA entdeckt.

«Bedeutender Teil der Menschheitsgeschichte»

Die Resultate der Studie zeigen, dass die Alt-Nordsibirier vor 31.000
Jahren während der letzten Eiszeit im Nordosten Sibiriens unter extremen
Bedingungen gelebt haben. Ernährt haben sie sich mit der Jagd auf
Wollhaarmammuts, Wollnashörner und Bisons. Die Alt-Nordsibirier passten
sich offenbar schnell an extreme Umgebungen an und waren sehr mobil. Eske
Willerslev sagt: «Diese Menschen waren ein bedeutender Teil der
Menschheitsgeschichte. Sie diversifizierten fast zur gleichen Zeit wie die
Vorfahren der heutigen Asiaten und Europäer, und es ist wahrscheinlich,
dass sie irgendwann grosse Teile der nördlichen Hemisphäre bevölkerten.»




[image: Bild: © Elena Pavlova]

Die archäologische Stätte in der Nähe des Jana-Flusses. Eine
Forscherin kartiert die Artefakte in dem Gebiet, in dem zwei 31.000
Jahre alte Milchzähne gefunden wurden.

Bild: © Elena Pavlova



Im Rahmen der gross angelegten Studie analysierte das Team insgesamt 34
Proben von menschlichen Genomen, die in archäologischen Stätten in
Nordsibirien und Zentralrussland gefunden wurden. So konnte die komplexe
Populationsdynamik während der letzten Eiszeit und genetische Vergleiche
mit anderen Bevölkerungsgruppen dokumentiert werden. Professor Laurent
Excoffier sagt: «Bemerkenswert ist, dass das alte nordsibirische Volk
enger mit den Europäern als den Asiaten verwandt ist. Sie sind wohl aus
Westeurasien eingewandert, kurz nachdem sich die europäischen und
asiatischen Bevölkerungsgruppen voneinander getrennt haben.» Die
mosaikartige genetische Zusammensetzung der heutigen Sibirier entspringt
den Alt-Nordsibirern, die ein riesiges Gebiet im Norden Eurasiens und
Amerikas bewohnten.

«Missing Link» zur indigenen Bevölkerung Amerikas

Es ist generell akzeptiert, dass der Mensch erstmals nach Amerika kam,
indem er von Sibirien aus die Beringstrasse nach Alaska überquerte. Vor
dem Ende der letzten Eiszeit bestand dort eine Landbrücke. Den Forschenden
gelang es, einige dieser Menschen als Mitglieder von asiatischen
Volksgruppen zu identifizieren, die sich mit den Alt-Nordsibiriern
vermischten.

Diese Erkenntnis basiert auf der DNA-Analyse der 10.000 Jahre alten
Überreste eines Mannes, die in der Nähe des Kolyma-Flusses in Sibirien
gefunden wurden. Das Individuum hat eine Abstammung, die aus einer
Mischung aus alt-nordsibirischer DNA und ostasiatischer DNA besteht. Diese
ist derjenigen der indigenen Völker Amerikas sehr ähnlich. Es ist das
erste Mal, dass menschliche Überreste, die so eng mit dem Ursprung der
indigenen Bevölkerung Amerikas verbunden sind, ausserhalb der USA entdeckt
wurden. «Dieses Individuum ist der Missing Link, um die genetische
Abstammung der indigenen Völkern Amerikas zu verstehen», fügt Eske
Willerslev an.


Publikationsdetails:

Martin Sikora et. al.: 

The population history of northeastern Siberia since the Pleistocene. 

Nature, June 5, 2019. 

DOI: 10.1038/s41586-019-1279-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/427: Hanau - "Glücksbringer - Opfergaben - Spielsachen..." bis 22.3.2020


Stadt Hanau

Glücksbringer - Opfergaben - Spielsachen...

Neue Sonderausstellung im Museum Schloss Steinheim in Kooperation mit
dem Hessischen Puppen- und Spielzeugmuseum



Die neue Sonderausstellung "Glücksbringer - Opfergaben - Spielsachen.
Ausgewählte Objekte der Antike des Hessischen Puppen- und
Spielzeugmuseums zu Besuch im Museum Schloss Steinheim" wird am
Freitag, 7. Juni 2019, um 17 Uhr eröffnet. Sie wird vom 8. Juni 2019
bis 22. März 2020 im Museum Schloss Steinheim zu sehen sein.

Ausgewählte Objekte der Antike des Hessischen Puppen- und
Spielzeugmuseums werden zusammen mit regionalen archäologischen Funden
im Museum Schloss Steinheim ausgestellt, denn am Beispiel von
Spielsachen wird klar, dass sich verschiedenen Kulturen gegenseitig
beeinflusst haben und Spielen war bereits in der Antike
kulturübergreifend. Darüber hinaus wird gezeigt, dass sich Deutung und
Funktion erst durch die wissenschaftliche Interpretation der
Fundzusammenhänge erschließen lassen. Mitmachwerkstätten,
Ausstellungsführungen und Vorträge bieten den Besuchern viele
Möglichkeiten, das Ausstellungsthema mit allen Sinnen zu erleben.

Hintergrund:

SPIELSACHEN sind zu jeder Zeit für Kinder Hilfsmittel gewesen, die
Lebenswelten der Erwachsenen zu erleben. Antike Schriftquellen über
das Spielen und über die Kindererziehung bieten spannende Einblicke in
kulturelle und soziale Zusammenhänge der griechischen und der
römischen Kultur.

GLÜCKSBRINGER waren für die Menschen der Antike Gegenstände, die vor
möglichen Gefahren geschützt und Unheil abgewehrt haben. Amulette oder
Figürchen konnten als sogenannte "Apotropaia" ein magischer Schutz
sein und sollten dem Träger zu Glück, Wohlstand, Gesundheit und einem
langen Leben verhelfen.

OPFERGABEN sind Weihegaben an die Götter. Im Zusammenhang mit
Übergangsritualen wurden auch Spielsachen als Opfergaben in
Heiligtümern geweiht und in Gräber mitgegeben.

SONDERAUSSTELLUNG · 8.6.2019-22.3.2020 im MUSEUM SCHLOSS
STEINHEIM

Regionale Archäologie und Stadtgeschichte Steinheim

Schlossstraße 9 * 63456 Hanau-Steinheim

Telefon Museumskasse: 06181-659701 (Sa.& So. 11.00-17.00 Uhr)

Info-Telefon: 06181-295-1799 (Mo.-Fr. 8.00-13.00 Uhr)

E-Mail: museen@hanau.de

www.museen-hanau.de

Parkmöglichkeiten:

Altstadtparkplatz Richtung Klein-Auheim, Großer Parkplatz Illertstraße
(Busse) nach Anmeldung · ca. 10 Gehminuten zum Schloss Steinheim

Weitere Informationen: www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/743: Kassel - Museumsführung "Planungen und Umsetzungen der Nachkriegszeit" am 12.6.19


Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum



"Erhalt oder Neukonzeption? - Spaziergang zu den Planungen und
Umsetzungen der Nachkriegszeit" lautet der Titel einer Führung im
Stadtmuseum und durch die Innenstadt mit dem Museumsführer Jürgen
Mahlmann am Mittwoch, 12. Juni, 17 Uhr.

Das Modell Kassel 1945 zeigt das hohe Ausmaß der Zerstörungen der
Innenstadt am Ende des Zweiten Weltkriegs. Anhand von Fotos aus den
50er Jahren geht die Führung dann den Fragen nach: Was wurde in
welcher Form erhalten? was ist verschwunden, obwohl ein Wiederaufbau
hätte sein können? Was ist neu?

Der anschließende Rundgang führt über Ständeplatz, Theaterstraße,
Treppenstraße, Friedrichsplatz, Karlsstraße, Schöne Aussicht, Rathaus
zurück zum Museum. Dabei wird, soweit dies mit den heute vorhandenen
Gebäuden und Plätzen möglich ist, daran erinnert, wie groß die
Zerstörung war und wie der Wiederaufbau - Erhalt oder Neukonzeption? -
 umgesetzt wurde. Auch die Konzeption zur Gestaltung des
Ständeplatzes, aber auch anderer Komplexe aus den 50er und 60er
Jahren, werden dabei beleuchtet.

Der Eintritt ins Museum sowie die Teilnahme an der Führung ist
kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt und eine verbindliche
Anmeldung erforderlich unter der Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KONZERT/316: München - Klassik zum Staunen. "Ein Zirkus voller Musik", 5. und 6.7.2019 


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Klassik zum Staunen

"Ein Zirkus voller Musik"

5. und 6. Juli 2019, 10 Uhr, Circus-Krone-Bau, München



Zum Abschluss der Saison 2018/19 lädt das Münchner Rundfunkorchester
noch einmal zu einem Konzert in der Reihe "Klassik zum Staunen" ein -
diesmal am 5. und 6. Juli unter dem Motto "Ein Zirkus voller Musik" im
Circus-Krone-Bau. Unter der Leitung von Howard Arman, dem
Künstlerischen Leiter des BR-Chores, gibt es ein Programm für Kinder
ab 6 Jahren, Familien und Junggebliebene, das an vielen Stellen zum
Mitmachen einlädt und mit besonderen Solisten aufwartet.

Der Abschluss der "Klassik-zum-Staunen"-Saison im Circus-Krone-Bau in
München hat beim Münchner Rundfunkorchester schon Tradition. In
Anlehnung an das besondere Ambiente lässt man sich dann auch immer
etwas Besonderes einfallen: in diesem Jahr ein Mitmach-Konzert. Neben
dem Orchester sind drei Tenöre aus dem Chor des Bayerischen Rundfunks
zu Gast, die aber nicht nur singen, sondern auch an außergewöhnlichen
"Instrumenten" - wie zum Beispiel Staubsaugern - zu erleben sind.


Musikalische Weltreise

Unter der Leitung von Howard Arman, gebürtig in der Heimat der
Mitsingkonzerte England, begibt sich das Münchner Rundfunkorchester
mit dem Publikum auf eine musikalische Weltreise: in Ferde Grofés
"Grand Canyon Suite" zunächst nach Nordamerika, von da geht es weiter
nach Afrika und Italien. Dabei zeigen die Musikerinnen und Musiker
auch, dass nicht nur klassische Orchesterinstrumente, sondern auch
Haushaltsgeräte schöne Töne hervorbringen können.


Programm

Malcolm Arnold: "A Grand Grand Ouverture"

Ferde Grofé: aus "Grand Canyon Suite": "Sunrise" und "On the
trail"

Laurence Traiger: "Rohihlahla"

Jacques Ibert: aus "Escales": "Tunis"

Howard Arman (arr.): Zwei Neapolitanische Lieder: "Santa Lucia" und
"Funiculi, funicula"

Franz Kanefzky (arr.): "Kennt ihr die Musika"


Mitwirkende

Andrew Lepri Meyer, Tenor

Nikolaus Pfannkuch, Tenor

Bernhard Schneider, Tenor

Münchner Rundfunkorchester

Leitung und Moderation: Howard Arman


Karten für das Konzert

Erhältlich über: BRticket shop.br-ticket.de oder Tel. 089 / 5900-10880
und

über www.muenchenticket.de oder Tel. 089 / 54 81 81 81

Weitere Informationen unter www.rundfunkorchester.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. Juni 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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KURSE/490: Bielefeld - "Calliope mini - Die programmierbare Bastelplatine" am 13.6.19


Stadt Bielefeld

Calliope-Workshop für Kinder



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 13. Juni, wird in der Werkstatt der
Stadtbibliothek am Neumarkt der Workshop "Calliope mini - Die
programmierbare Bastelplatine" angeboten. In der Veranstaltung um
14.30 Uhr können Mädchen und Jungen zwischen zehn und zwölf Jahren
spielerisch erfahren, wie gemeinsam kleine kreative Projekte mit dem
Mikrocontroller Calliope mini (calliope.cc) realisiert werden.

Programmierkenntnisse werden nicht vorausgesetzt, dafür Spaß am
Tüfteln, Ausprobieren und Experimentieren. 

Der Eintritt ist frei,
Anmeldung unter www.stadtbibliothek-bielefeld.de oder Telefon 0521 /
51-5000.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/1867: Braunschweig - "Franziska und die dussligen Schafe" am 11. Juni 2019


Stadt Braunschweig

Franziska und die dussligen Schafe

Bilderbuchkino im Heidberg



Braunschweig. Als Bilderbuchkino ist die Geschichte "Franziska und die
dussligen Schafe" von Pija Lindenbaum am Dienstag, 11. Juni, um 16 Uhr
in der Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4, zu
sehen. Im Anschluss gibt es für die Kinder ein Malangebot. Eingeladen
sind alle Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Der
Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 26309473.

Es handelt sich um eine lustige Urlaubsgeschichte. Das Mädchen
Franziska trifft am Urlaubsort auf ziemlich "dusslige" Schafe. Die
Tage sind so heiß, dass alle nur noch japsen können, aber Franziska
weiß sich und den Schafen mit außergewöhnlichen Methoden zu helfen.
Pija Lindenbaum erzählt die Geschichte mit leichter Ironie und liefert
dazu schöne Bilder.

Das nächste Bilderbuchkino findet im Heidberg am Dienstag, 16. Juli,
statt. Die Zweigstelle Heidberg ist dienstags und freitags von 10 bis
18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9676: Berlin - Ausstellung des Preises des Präsidenten der UdK Berlin 2019, 14.6.-20.7.2019


Universität der Künste Berlin

Ausstellung des Preises des Präsidenten der UdK Berlin 2019
Arbeiten von Claudius Hausl, Magdalena Mitterhofer und Sandra Vater

Galerie Nord | Kunstverein Tiergarten

Turmstraße 75, 10551 Berlin

Ausstellungszeitraum: 14. Juni bis 20. Juli 2019

Öffnungszeiten: Di - Sa, 13-19 Uhr, ab 1. Juli: Di - Sa, 12-19
Uhr

Eintritt frei



Die Preisträgerinnen und Preisträger des diesjährigen Preises des
Präsidenten der UdK Berlin Claudius Hausl, Sandra Vater (beide Klasse
Prof. Karsten Konrad) und Magdalena Mitterhofer (Klasse Prof. Dr. Hito
Steyerl) zeigen ab dem 14. Juni ihre Arbeiten in der Galerie Nord |
Kunstverein Tiergarten.

Erstmals ist die Galerie Nord damit institutioneller Partner einer der
renommiertesten Auszeichnungen der Universität der Künste Berlin.
Ziel der Kooperation ist es, eine Brücke zwischen der
Ausbildungsinstitution und dem Kunstbetrieb zu schlagen. Der Preis
umfasst neben der Ausstellung jeweils einen monografischen Katalog.
Die Ausstellung läuft bis zum 20. Juli und ist damit auch Teil des
Programms des Rundgangs der UdK Berlin, der vom 12. bis zum 14. Juli
stattfindet.

Der Preis des Präsidenten der UdK Berlin für Meisterschülerinnen und
Meisterschüler (vormals "Meisterschülerpreis des Präsidenten") wird
seit 1997 jährlich in der Fakultät Kunst an der UdK Berlin
ausgeschrieben und an jeweils drei herausragende Meisterschülerinnen
und Meisterschüler vergeben.

Die Preisträgerinnen und Preisträger präsentieren ihre Arbeiten in
einer Ausstellung, die dieses Jahr in der Galerie Nord stattfindet.
Ziel ist es, eine Brücke zwischen der Ausbildungsinstitution und dem
Kunstbetrieb zu schlagen.

Die Fachjury unter dem Vorsitzenden des Präsidenten der UdK Berlin,
Prof. Martin Rennert, wählte die drei Preisträgerinnen und Preisträger
aus einer Ausstellung von zwölf Nominierten, die vom 8. bis zum 10.
Mai in der Quergalerie der UdK Berlin zu sehen war.

CLAUDIUS HAUSL

Anhand einfacher Modelle exploriert Claudius Hausl Mechanismen, die
Aktionsräume im Sinne eines Spiels eröffnen und die Möglichkeit
bieten, eine große Anzahl von Menschen interaktiv und thematisch zu
verbinden. Ihm ist daran gelegen, das lineare Narrativ und das passive
Konsumieren von Kunst durch eine aktive spielerische Erfahrung zu
ersetzen. Die Game Over Society ist der Versuch, ein analoges Netzwerk
zu stricken. Bist du Teil eines Spiels? Dann trage deine Kette, sie
funktioniert als Kommunikationsplattform, Dating-App,
Zufallsgenerator, Horoskop und so weiter, du entwirfst die
Möglichkeiten. ANALOG ohne DATEN, ohne AKKU, ohne WEB, nur mit Dir und
Uns.

MAGDALENA MITTERHOFER

In ihrer genreübergreifenden, kollaborativen und oft ortsspezifischen
Praxis untersucht Magdalena Mitterhofer Konditionen künstlerischer
Kollaboration, Probleme der Übersetzung sowie spezifische Nutzung von
Sprache im geschäftlichen und privaten Kontext. Dabei wendet sie
spielerisch Strategien verbaler sowie nonverbaler Kommunikation an und
hinterfragt damit die Bedeutung von Gesten sowie deren
gesellschaftlichen Wertzuschreibungen. Ihre Arbeiten und kritischen
Denkprozesse manifestieren sich überwiegend in der Form von
Performance, Videoinstallation und Zeichnung.

SANDRA VATER

In ihren Kunstwerken strebt Sandra Vater die Entschleunigung des
Blickes auf die Kunst der Gegenwart an. Anstelle einer
Entmystifizierung der Kunst wird dem Werk das Geheimnis
zurückgegeben.

Die Verbindung von Konzeptkunst mit klassischer Bildhauerei spielt in
ihren Arbeiten eine zentrale Rolle. Konzeptionelles Denken wird mit
traditionellen Arbeitsmethoden wie z.B. skulpturalen, plastischen
sowie abformenden Verfahren verknüpft.

Beispielsweise konzentriert sich die Serie Organic Pattern auf die
Thematik von Schichtung und Wachstum. Durch eine experimentelle
Abformungstechnik werden einzelne voneinander unabhängige Schichten
hergestellt. Dabei bewegt sich die Künstlerin entlang der
Möglichkeiten des Materials Gips.

Die Formensprache ihrer Werke zeigt sich in der Wechselwirkung von
figürlichen und abstrakten Gebilden. Harte Materialien treffen auf
zarte Strukturen. Ihre Arbeiten zeichnen sich durch raumgreifendes
Volumen mit ausgearbeiteten Details aus.

Die Galerie Nord | Kunstverein Tiergarten ist eine zentrale
Institution für internationale Kunst, Wissenschaft und Kultur in
Berlin Moabit. Sie wird betrieben vom Kunstverein Tiergarten, der in
Kooperation mit dem Bezirksamt Mitte das inhaltliche Programm
gestaltet. Die Schwerpunkte der Galeriearbeit sind die Präsentation
und Vermittlung zeitgenössischer Kunst mit innovativem, kritischem und
gesellschaftsrelevantem Potential.

www.kunstverein-tiergarten.de

Ausstellungseröffnung: Freitag, 14. Juni 2019, 19 Uhr

Mit Arbeiten der Preisträgerinnen und Preisträger 2019: Claudius
Hausl, Magdalena Mitterhofer und Sandra Vater

Zur Eröffnung sprechen:

Prof. Dr. Norbert Palz, Erster Vizepräsident der UdK Berlin

Dr. Ralf F. Hartmann, Vorsitzender des Kunstvereins Tiergarten

Veronika Witte, künstlerische Leitung der Galerie Nord


Begleitende Veranstaltungen:

Donnerstag, 20. Juni, 19 Uhr
Künstlergespräch
mit Veronika Witte, Künstlerische Leiterin der Galerie Nord |
Kunstverein Tiergarten

Donnerstag, 27. Juni, 19 Uhr

Performance

von Preisträgerin Magdalena Mitterhofer

Außerdem:

Freitag 12. bis Sonntag 14. Juli

Rundgang - Tage der offenen Tür in der UdK Berlin

Die Universität der Künste Berlin ist weltweit eine der größten
künstlerischen Hochschulen und die einzige, die alle Disziplinen der
Kunst und der auf sie bezogenen Wissenschaften in sich vereint. An den
vier Fakultäten Bildende Kunst, Gestaltung, Musik und Darstellende
Kunst sowie dem Berlin Career College (Zentralinstitut für
Weiterbildung) werden über 70 künstlerische, künstlerisch-
wissenschaftliche und künstlerisch-pädagogische Studiengänge
angeboten. Von rund 4000 Studierenden stammt etwa ein Fünftel aus dem
Ausland. Die Geschichte der UdK Berlin reicht zurück bis zur Gründung
der brandenburgisch-preußischen Akademie der Künste im Jahr 1696. Ihre
heutige Form erhielt sie 1975 durch den Zusammenschluss der Hochschule
für bildende Künste und der Hochschule für Musik und darstellende
Kunst zur Hochschule der Künste (HdK). Seit 2001 trägt die Universität
der Künste Berlin ihren heutigen Namen. Präsident ist seit Januar 2006
Prof. Martin Rennert. Mit mehr als 600 Veranstaltungen im Jahr trägt
die UdK Berlin maßgeblich zum kulturellen Leben der Stadt bei.

 * 

Quelle:

Universität der Künste Berlin

Einsteinufer 43

D-10587 Berlin

Telefon: 030/3185-0

E-Mail: webmaster@udk-berlin.de

Internet: www.udk-berlin.de
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AUSSTELLUNG/9675: Hanau - "Menschliche Landschaften" bis zum 31. August 2019


Stadt Hanau

Ausstellung "Menschliche Landschaften" eröffnet

Fotografien von Marianne Sin-Pfältzer im Hanau Rathaus



Die Reihe "Kunst vor dem OB-Büro" im Hanauer Rathaus findet mit der
Ausstellung "Menschliche Landschaften" über die Fotografin Marianne
Sin-Pfältzer ihre Fortsetzung. Die Ausstellung wurde zusammen mit dem
Ilisso-Verlag in Sardinien erarbeitet, wo die 1926 in Hanau geborene
Fotografin bis zu ihrem Tode im Jahr 2015 lebte.

Die Ausstellung wird vom 7. Juni bis 31. August zu sehen sein und kann
während der Öffnungszeiten des Stadtladens Hanau besucht werden:

MO, 8:30 -14:00 Uhr

DI, 8:30 -18:00 Uhr

MI, 7:00 -18:00 Uhr

DO, 8:30 -15:00 Uhr

FR, 8:30 -15:00 Uhr

SA, 9:00 -12:00 Uhr

Hintergrund:

Marianne Sin-Pfältzer, 1926 in Hanau geboren und 2015 in Sardinien
verstorben, lernte das fototechnische Rüstzeug Anfang der 50er Jahre
an der Bayerischen Staatslehranstalt für Photographie in München.
Ihren fotografischen Stil verfeinerte sie in Paris im Umfeld berühmter
Fotografen jener Zeit und begann als freie Berufsfotografin.

1955 reiste sie erstmals nach Sardinien. Zwei Jahrzehnte lang kehrte
sie immer wieder zurück und ließ sich schließlich 2005 dort nieder.
Parallel dazu unternahm sie weltweite Fotoreisen: Philadelphia, 1965;
Hawaii, 1966; Sowjetunion, 1967; Philippinen, Thailand, Sri Lanka,
1969; Kalkutta und Neu-Delhi, Elfenbeinküste, 1979.

Neben ihrer Hauptaktivität, der Reportagefotografie für Bücher und
Periodika, widmete Sin-Pfältzer sich der Portraitfotografie, sei es in
Theater- und Konzertsälen oder im Studio, wo sie mit diversen
Techniken einige der bekanntesten Zeitgenossen aus Film und Kultur
verewigte. Sie führte auch Industrie- und Werbeaufträge aus; so etwa
für Agfa, Perutz, Kodak, Braun oder Hohner.

Doch die größte Inspiration fand Sin-Pfältzer in Sardinien. Hier
erarbeitete sie in rund zwanzig-jährigem Wirken den beachtlichsten
Teil ihres Archivs, das sich später als das bedeutendste und
engmaschigste Bildrepertorium über das Nachkriegs-Sardinien erweist.
Es dokumentiert alle Aspekte, vom Arbeits- bis zum Alltagsleben in
jedem Dorf und jeder Stadt, in Schwarz-Weiß und in Farbe. Dies bezeugt
die vom Verlag Ilisso publizierte Monografie Sardegna.Paesaggi Umani,
die auch in deutschsprachiger Ausgabe vorliegt.

In den Achtzigerjahren gab Sin-Pfältzer die Fotografie auf, um sich
dem zu widmen, was sie selbst als "Foto-Batik" definierte, dem Entwurf
von Vorlagen für Textil- oder Keramikdruck mit fotografischen Mitteln.
Auf Fachmessen stellte sie diese mit ansehnlichem Erfolg bei
Industriekunden vor. Beträchtlich ist auch die Ausstellungstätigkeit,
mit der sie vor allem Sardinien bekanntmachen und fördern wollte, wie
zuletzt und ganz besonders 2001 bei einer ihr gewidmeten Retrospektive
im Hanauer Schloss Philippsruhe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/737: Köln - Gespräch mit Dietmar Schneider zur Ausstellung IN MEMORIAM, 9.6.2019


FUHRWERKSWAAGE Kunstraum im Gespräch mit: Dietmar Schneider

Sonntag, 9. Juni, 14:00 Uhr

Fuhrwerkswaage

Bergstraße 79, 50999 Köln-Sürth

(direkt an der KVB-Haltestelle Sürth)



Zur Finissage der erfolgreichen Ausstellung IN MEMORIAM spricht der
Kurator Jochen Heufelder mit Dietmar Schneider über Begegnungen mit
den ausgestellten Künstlern.

Schneider ist wie kein anderer der (fotografische) Chronist der
Kunstszene der 60er bis 2000er Jahre, insbesondere der Kölner
Kunstszene. Alle Künstler, denen die Ausstellung in der FUHRWERKSWAAGE
gewidmet ist, kannte er persönlich: Becker, Breloh, Förg, Girke,
Krieg, Lemke, Nemitz, Nierhoff, Reineking, Ruthenbeck, Tadeusz.

Mit dem persönlichen Rückblick Dietmar Schneiders schließt IN
MEMORIAM, die inoffizielle Jubiläumsausstellung zum 40. Geburtstag des
FUHRWERKSWAAGE Kunstraums.

 * 

Quelle:

Fuhrwerkswaage

Bergstraße 79, 50999 Köln-Sürth

www.fuhrwerkswaage.de
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DAS BLÄTTCHEN/1900: 100 Jahre Merz


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 11 | 27. Mai 2019

100 Jahre Merz

von Manfred Orlick



Vor knapp 100 Jahren, zu Beginn des Jahres 1920, wunderten sich die Bürger
von Hannover über große Plakate an den meisten Anschlagsäulen. "An Anna
Blume!" prangte darauf, dazu merkwürdige Gedichtzeilen "O du, Geliebte
meiner siebenundzwanzig Sinne, ich liebe dir! Du, Deiner, Dich Dir, ich
Dir, Du mir. - Wir? / Das gehört (beiläufig) nicht hierher. [...]" Die
Hannoveraner standen kopfschüttelnd davor: "Der Mann ist verrückt!"

Wer war der "Verrückte"? Zur Jahreswende 1919/20 war im Hannoveraner Verlag
Paul Steegemann Kurt Schwitters Band "Anna Blume. Dichtungen" erschienen,
und der Verleger hatte zur Verkaufsförderung das meterhohe Plakat in der
Stadt anbringen lassen. Der Verlag wurde mit bitterbösen Leserzuschriften
überschüttet. Die originelle Werbeaktion war jedoch ein Erfolg, die
Erstauflage ging weg wie die sprichwörtlichen "warmen Semmeln".

Doch wer war dieser Kurt Schwitters?

Am 20. Juni 1887 in Hannover geboren, studierte er von 1908 bis 1914 an der
Kunstgewerbeschule in seiner Heimatstadt sowie an der Kunstakademie in
Dresden. Mit dieser akademischen Ausbildung schien eine eher konventionelle
Malerlaufbahn vorprogrammiert, doch dann kam er mit dem Expressionismus und
der abstrakten Malerei in Berührung. Es entstanden erste Collagen, für die
Schwitters Abfallprodukte wie Garderobennummern, Knöpfe, Drähte, angespülte
Hölzer oder Gerümpel aus der Bodenkammer verwendete. 1918 dann eine erste
Ausstellungsbeteiligung in der Galerie "Der Sturm", Berlin. Hier knüpfte
Schwitters Kontakte zu den führenden Dadaisten Herwarth Walden, Hans Arp
und Tristan Tzara, aber der Zutritt zu ihrem Berliner Club wurde ihm
verweigert.

Daraufhin gründete Schwitters in Hannover eine eigene Dada-Sektion und
nannte sie Merz. Wie Dada ein sinnfreies Wort, das zufällig
bei einer Collage mit einem Papierschnipsel - "Commerzbank" - entstanden
war. Innerhalb von zwei Jahren entwickelte sich Schwitters zu einem viel
beachteten Dichter und Maler. Seine eigene Zeitschrift Merz
(1923-1932) nutzte er zur Auseinandersetzung mit den modernen
Kunstströmungen und zur Darlegung seines "Gesamtkunst-Konzeptes", in dem er
als Maler, Grafiker, Schriftsteller, Verleger, Typograf und Werbefachmann
tätig war. Sein Lebenswerk gipfelte im sogenannten Merz-Bau, einer
Kunstkonstruktion mit Plastiken, Skulpturen, Fotos und Collagen, die sich
allmählich über fast alle Etagen und Räume seiner Hannoverschen Wohnung
ausbreitete. Damit verkörpert die phantastische Raumarchitektur zugleich
den Anfang der Schaffung von Installations- und Raumkunstwerken im 20.
Jahrhundert. Der Merz-Bau wurde bei alliierten Luftangriffen im Zweiten
Weltkrieg zerstört.

Obwohl Merz eine unpolitische Kunst war, wurde Schwitters' Lage in
Deutschland ab 1933 immer unerträglicher. 1937 wanderte er nach Norwegen
aus, wo er einen künstlerischen Neubeginn versuchte (unter anderem mit
einem zweiten höhlenartigen Merz-Bau, der 1951 durch einen Brand zerstört
wurde). Schließlich musste Schwitters 1940 vor den deutschen Truppen nach
England flüchten. Zunächst in einem Internierungslager auf der Isle of Man
untergebracht, lebte er bis 1945 in einem Londoner Vorort. Die letzten
Lebensjahre verbrachte er in Ambleside im Lake District. Am 8. Januar 1948
starb Kurt Schwitters.

Sein dritter Merz-Bau, die Merz Barn (Scheune), blieb unvollendet und wird
bis heute als wichtiges britisches Kulturerbe der Moderne angesehen. Ihr
Fortbestand ist allerdings seit Jahren gefährdet.

Erst 1970 wurden die sterblichen Überreste von Kurt Schwitters in seine
Heimatstadt Hannover überführt.

Das dortige Sprengel Museum, das seit 1983 eine Rekonstruktion des ersten
Merz-Baus besitzt, feiert nun mit einer Ausstellung den 100. Geburtstag der
Kunst des Multitalents Kurt Schwitters. Zum Jubiläum werden selten gezeigte
Werke, Texte und Töne der umfangreichen Sammlungsbestände zu Schwitters und
seinen internationalen Weggefährten präsentiert, ergänzt durch zahlreiche
Leihgaben. Ein zweitägiges internationales Symposium im Juli dient dem
wissenschaftlichen Austausch von aktuellen Forschungsergebnissen. Leider
gibt es zu der Ausstellung, die eine willkommene Ergänzung zu "100 Jahre
Bauhaus" darstellt, keinen Begleitkatalog.

"100 Jahre Merz. Kurt Schwitters. Crossmedia", 29.05.-06.10.2019,
Sprengel Museum Hannover.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 11/2019 vom 27. Mai 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GLEICHHEIT/6882: Dänische Sozialdemokraten kehren mit ausländerfeindlichem Programm in die Regierung zurück


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Dänische Sozialdemokraten kehren mit ausländerfeindlichem Programm in
die Regierung zurück

Von Dietmar Gaisenkersting

7. Juni 2019



Die Vorsitzende der Sozialdemokraten, Mette Frederiksen, wird
voraussichtlich die nächste dänische Regierung führen und Ministerpräsident
Lars Løkke Rasmussen von der liberal-konservativen Partei "Venstre"
ablösen.

Die Sozialdemokraten haben zwar bei der Parlamentswahl vom Mittwoch
gegenüber 2015 nur einen Sitz hinzugewonnen und mit einem Ergebnis von 25,9
Prozent sogar leicht Stimmen verloren. Doch der Einbruch der rechtsextremen
Dänischen Volkspartei sowie deutliche Zugewinne der linksliberalen
Radikalen Venstre und der Grünen-nahen Sozialistischen Volkspartei
verschaffen dem sogenannten "rote Block" eine Mehrheit von 91 der 179
Parlamentssitze. Die Wahlbeteiligung lag mit 84,5 Prozent etwas niedriger
als vor vier Jahren.

Große Verliererin der Wahl ist die Dänische Volkspartei, die der Regierung
Rasmussen als Mehrheitsbeschafferin diente. Die rechtsextreme Partei sackte
von knapp 21 auf 8,7 Prozent ab und ist im neuen Parlament nur noch mit 16
statt bisher 37 Abgeordneten vertreten. Die Sozialdemokraten haben das
ausländerfeindliche Programm der Rechtsextremen allerdings vollständig
übernommen und wollen es in der Regierung weiterführen.

Vom Einbruch der Volkspartei konnten neben drei radikaleren rechtsextremen
Parteien, die zusammen 5 Prozent der Stimmen gewannen und von denen eine,
die Neue Bürgerliche, mit vier Abgeordneten ins Parlament einzieht, auch
die Venstre des bisherigen Regierungschefs profitieren. Sie gewann 3,9
Prozent hinzu und stellt nun 43 statt bisher 34 Abgeordnete.

Bei der Wahl vor vier Jahren hatten die Parteien des "blauen Blocks" von
Rasmussen zusammen 90, die Parteien des "roten Blocks" 89 Sitze gewonnen.
Die rechtsextreme Volkspartei trat in die Regierung ein. Im November 2016
schied sie wieder aus, unterstützte aber weiterhin die Rasmussen-Regierung.

Diese verschärfte gnadenlos den von der sozialdemokratischen
Vorgängerregierung begonnenen Kahlschlag am Sozialstaat, für den Dänemark
und die anderen Länder Skandinaviens lange Zeit bekannt waren. Die Ausgaben
für Rentner wurden gekürzt, jede fünfte Schule und jedes vierte Krankenhaus
geschlossen. Die weltweit höchsten Steuern für Arbeiterfamilien, die den
Wohlfahrtsstaat finanziert hatten, wurden jedoch nicht gesenkt.

Laut Christian Hallum von Oxfam Dänemark, der sich auf Zahlen der dänischen
Statistikbehörde stützt, ist die Ungleichheit in Dänemark im Laufe des
vergangenen Jahres um 20 Prozent gestiegen. Das sei mehr als in den meisten
anderen Ländern. Sechs von sieben Reformen des vergangenen Jahres hätten
die Ungleichheit beim Einkommen der dänischen Bürger erhöht, so Hallum zur
Zeitung Kristeligt Dagblad. Dies bedeute, dass 25 Prozent mehr
Kinder in Armut aufwüchsen.

Zu Sündenböcken für diese Kahlschlagpolitik wurden die Migranten
gestempelt. Die Ministerin für Ausländer und Integration, Inger
Støjberg (Venstre), verabschiedete ein Gesetz nach dem anderen, das
Ausländern und Migranten das Leben zur Hölle macht.

So werden ankommenden Flüchtlingen an der Grenze ihr Schmuck [1] und andere
Wertgegenstände abgenommen. Ein Burkaverbot ist erlassen worden. Kinder,
die in offiziell als "Ghettos" eingestuften Stadtteilen leben, bekommen in
Pflichtkursen "dänische Werte" eingetrichtert.

Vor zwei Jahren feierte Støjberg mit einer Torte, auf der 50 Kerzen
brannten, die fünfzigste Verschärfung des Ausländerrechts. Ein Ticker auf
der Website ihres Ministeriums informiert über die Zahl der
Gesetzesverschärfungen. Inzwischen sind es 114. Mit der Folge, dass kaum
noch Asylsuchende nach Dänemark kommen.

Die Sozialdemokratische Partei unter Frederiksens stimmte im Parlament für
alle 114 dieser Maßnahmen. Selbst als die Regierung Ende letzten Jahres
plante, "kriminelle Asylbewerber" auf einer unbewohnten Insel
einzuquartieren [2], blieben die Sozialdemokraten still.

Die Flüchtlinge sollen auf die Insel Lindholm deportiert werden, die
bislang Standort eines Universitätslaboratoriums war, in dem Forscher
Tierseuchen untersuchten. Die einzige Fähre zur Insel trägt deshalb den
Namen "Virus". Nun muss die Universität die Insel dekontaminieren, weil von
2021 an dort Flüchtlinge untergebracht werden sollen. "Sie sind in Dänemark
unerwünscht", schrieb Ministerin Støjberg auf Facebook. "Und sie
werden das spüren."

Die Sozialdemokraten enthielten sich bei der Abstimmung über diesen Plan im
Parlament der Stimme. Die damalige sozialdemokratische Innenministerin
Karen Jespersen [3] hatte schon vor 19 Jahren geplant, straffällig
gewordene Asylsuchende auf einer abgelegenen Insel zu internieren.

Frederiksen war unter der sozialdemokratischen Ministerpräsidentin Helle
Thorning-Schmidt ab 2011 Arbeits- und später Justizministerin. Nach der
Niederlage bei der Parlamentswahl 2015 übernahm sie die Parteiführung von
Thorning-Schmidt und kopierte die rassistische Politik der Volkspartei.

"Niemand ist ein schlechter Mensch, nur weil er sich Sorgen macht wegen der
Immigration", sagte Frederiksen. Wie die Rechtsextremen macht auch sie die
Flüchtlinge, und nicht die Entscheidungen von Wirtschaft und Politik, für
den Abbau des Sozialstaats verantwortlich. "Unser Wohlfahrtsmodell gerät
unter Druck", schrieb sie in einer programmatischen Erklärung, "ebenso wie
unser hohes Niveau an Gleichheit und unsere Lebensweise." Ihrem Biografen
diktierte sie, es sei "zunehmend klar, dass der Preis für unregulierte
Globalisierung, Masseneinwanderung und die Freizügigkeit von Arbeitskraft
von den unteren Schichten bezahlt wird".

Die dänischen Sozialdemokraten wollen die Zuwanderung aus nicht-westlichen
Staaten begrenzen und Aufnahmelager für Asylbewerber außerhalb Dänemarks
aufbauen.

Frederiksen hatte bereits im Wahlkampf angekündigt, im Falle eines
Wahlsiegs in der Ausländerpolitik weiter mit der Volkspartei
zusammenzuarbeiten. Sie strebt eine sozialdemokratische
Minderheitsregierung an, die sich von Fall zu Fall parlamentarische
Mehrheiten sucht. Das ist in Dänemark nicht ungewöhnlich, verlangt aber
dennoch nach festen Absprachen mit anderen Parteien.

Frederiksen preist ihren rechtsextremen Weg als Modell für ganz Europa und
fordert die europäischen Sozialdemokraten auf, es ihr gleich zu tun.

Die Entwicklung der dänischen Sozialdemokratie unterstreicht einmal mehr,
dass es keine Grenze gibt, die sie nicht überschreiten würde. Die
Sozialdemokraten stehen für sozialen Kahlschlag, Militarismus, Polizeistaat
und offen rassistische Politik. Sie sind gewillt, die Rechten überflüssig
zu machen, indem sie deren Platz einnehmen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2016/01/19/refu-j19.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/12/31/daen-d31.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2001/03/03/danm-m03.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1879: "Rojava" im Volkstheater Wien


graswurzelrevolution 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Rojava" im Volkstheater Wien

Die Revolution auf der Bühne

von Wilhelm Achelpöhler



Im Volkstheater an der herrschaftlichen Ringstraße in Wien ist die
Revolution auf die Bühne gekommen: das Stück "Rojava" des in Wien
lebenden Autors Ibrahim Amir.


Erzählt wird die Geschichte des jungen linken Michael von Wien,
der voller Begeisterung für die Revolution ins nordsyrische Rojava
(Westkurdistan) geht und dort auf Alan trifft, der so schnell wie
möglich weg will, raus aus dem Krieg, am liebsten nach Japan. Michael
ist von der Revolution in Rojava begeistert und erklärt Alan und
seinem blinden Cousin Kaua, die Revolution in Rojava sei "eine
Inspiration für alle Völker und Menschen", worauf er sich von Kauna
fragen lassen muss: "Du willst eine Revolution machen und uns
befreien? Dann hättest du gleich in Europa bleiben sollen." Michael
bleibt schließlich, um zu kämpfen wird aber regelmäßig ohnmächtig,
wenn er ein Gewehr in die Hand nimmt.

Sein romantisches Bild von Rojava wird mit einer Gesellschaft
konfrontiert, in der konservative Werte tief verankert sind. Michael
gibt Alan seinen Pass, der damit nach Wien dem Krieg entfliehen kann
und dort Michaels Mutter trifft, die ihm vorhält: "Was tust du hier?
Wieso bist du nicht dort und tust das, was mein Michi für euch tut."

Es ist also eine Geschichte voller Widersprüche und ironischer
Brechungen, die Ibrahim Amir erzählt, eine Geschichte, die dazu
auffordert Anteil zu nehmen, ohne agitatorisch zu wirken. Amir will
mit dem Stück zeigen, "was gerade in Rojava passiert, dass dort
Menschen in widrigsten Umständen, für das kämpfen, was sie für richtig
halten. Sie wollen eine neue Welt aufbauen, auch wenn das utopisch
klingt." Und das ist ihm gelungen.

Amir stammt aus dem kurdischen Viertel von Aleppo und kam 2002 nach
Wien, um Medizin zu studieren und hat nach dem Studienabschluss
mehrere Stücke verfasst. Für "Habe die Ehre" zum Thema Ehrenmord
erhielt er 2013 den Nestroy-Preis Sein Stück "Homohalal" wollte das
Volkstheater drei Jahre später nicht aufführen. Darin erinnern sich
ehemalige Flüchtlinge im Jahr 2037 wie sie einst nach Österreich
gekommen sind und erweisen sich als inzwischen "voll integriert", also
genauso reaktionär, sexistisch und fremdenfeindlich wie ihre
autochtonen Mitbürger*nnen.

Dem Theater begegnete Ibrahim Amir als Kind, als er während der
Sommerferien seine Großeltern im syrisch-kurdischen Afrin besuchte.
Afrin war ein Ort des Rückzugs für Kämpfer*innen der PKK
(Arbeiterpartei Kurdistans), die in der Türkei einen Guerillakrieg
führten. "Viele dieser Leute haben Workshops angeboten: Für die
Erwachsenen waren sie politisch, für uns Kinder gab es eine
Theatergruppe".

So war seine "erste persönliche Begegnung mit der kurdischen
Freiheitsbewegung auch mein erster Kontakt mit dem Theater", erzählt
Ibrahim Amir in einem im Programmheft abgedruckten Interview. Die Idee
zu dem Stück kam Amir, als er von dem am 6. Juli 2015 in einem Gefecht
mit dem "Islamischen Staat" in Nordsyrien getöteten Kevin Jochim aus
Karlsruhe hörte. "Vor ein paar Jahren sah ich das Video eines
YPG-Kämpfers, der aus Deutschland kam und im Kampf gegen den IS
gefallen ist. Er war in Tracht gekleidet und sprach fließend kurdisch.
Ich wusste nicht, was ich sagen sollte. Was ist meine Ausrede? (...)
Ich habe versucht, die Figur Alan Teile dieses Konflikts erleben zu
lassen, um ihn, wenn ich ihn schon nicht auflösen kann, zumindest zu
thematisieren", so Ibrahim Amir in einem Interview.

Auf die Bühne gebracht wird das Stück von Sandy Lopicic. Die Drehbühne
ist eine Ruinenlandschaft und die Wohnung der Mutter in Wien wurde von
Vibeke Andersen einfach aber eindrucksvoll gestaltet. Der
Frauenrevolution entsprechend, prägen Frauen das Stück wesentlich: die
Begleitung durch ein "Mini-Orkestar" auf der Bühne, Gesang Golnar
Shayar, trägt das Stück musikalisch. Claudia Sabitzer spielt sowohl
Michaels Mutter Ursula, als auch die abgeklärte YPJ-Kommandeurin Fidan
überzeugend. Die Figur der durch viele Jahre Kampf erfahrenen
Kommandantin ist quasi ein Gegenbild zum hierzulande prägenden Bild
der schönen jungen YPJ-Kämpferin. dabei fällt den Schauspieler*innen
ihr Text offenbar umso leichter, je weniger er politisches Statement
ist: Isabella Knöll, die Hevin von der YPJ spielt, hat davon ziemlich
viel, Peter Fasching (Michael) ebenso, ist er doch kein Abenteurer,
sondern kam aus politischer Überzeugung nach Rojava. Die geht Luka
Vlatkovic (Alan) zwar etwas ab, er steht "auf kurdischer Seite", aber
im Schatten von Sebastian Pass, der den blinden Kaua spielt und das
Publikum begeistern kann.

Normalerweise kommt eine Revolution nur dann auf eine Bühne, wenn sie
vorbei ist. Dieses Stück trägt dazu bei, dass sie nicht so schnell
vorbei geht. Kein Wunder, dass es derzeit nicht absehbar ist, ob es
jemals in Deutschland gezeigt wird.
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VORWÄRTS/1469: Mexiko - "Frauen* haben mehr Rechte erhalten und den Männern* gefällt das nicht"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 15/16 vom 16. Mai 2019

"Frauen* haben mehr Rechte erhalten und den Männern* gefällt das
nicht"

Gespräch mit Alma B. León Mejía von Sabine Hunziker



Mexiko als ein Hort des Machismo. Jedes Jahr verschwinden zig
Frauen* oder werden getötet. Für diese spezifischen
Morde steht der Begriff Femizid. Die Opfer stammen oft aus den
untersten sozialen Schichten. Ein Gespräch mit der
mexikanischen Aktivistin und Autorin Alma B. León Mejía über die
Situation der Frauen* gestern und heute in Mexiko.

"Hast du in der U-Bahn die Frauen* mit den entstellten Gesichtern
gesehen?" fragte mich der Arzt. "Sie wurden mit Giftsäure
überschüttet". Im Drogenhandel werden Frauen* angeworben oder
missbraucht, um kleine Hilfsdienste zu tun. Wenn die Situation
unsicher wird, "entsorgt" man sie, bevor Informationen verraten werden
oder man sie verhört. Es gibt aber auch immer Verrückte, die Frauen*
umbringen. Der Arzt erinnerte sich an einen Mann, der 20 Frauen*
umgebracht und ihre Füsse gegessen hatte.

In Mexiko ist die Zahl der ermordeten Frauen* sehr hoch. Seit 2006
sind ca. 8800 Frauen* verschwunden und jedes Jahr werden Tausende
ermordet. In fast 50 Prozent der Fälle werden Frauen* erschossen oder
erwürgt, erhängt, erstochen und zerstückelt. Berichte belegen eine
zunehmende Brutalität. Mitschuldig macht sich dabei auch die Justiz,
die nicht aufklärt, sondern fast nichts unternimmt, was die Täter
abschrecken könnte oder die Fälle löst. Wenn nichts "Konkretes"
unternommen wird und faktische Straflosigkeit vorherrscht, ist dies
auch eine Botschaft. Mitten in Mexiko-Stadt, nahe beim Palacio de
Bellas Artes, steht ein grosses Monument in Form eines Frauenzeichens,
in dessen Ring-Mitte eine Faust zu sehen ist. Rund um die Faust steht
geschrieben, dass in Mexiko 9 Frauen* pro Tag ermordet werden. Am Fuss
des Mahnmals stehen viele Holzkreuze, die mit den Namen der
Ortschaften beschriftet sind, in denen Femizide stattgefunden haben.
Auch gibt es wenigstens in der Hauptstadt immer mal wieder
Demonstrationen gegen Frauen*gewalt, viele politische Tags an den
Hauswänden erzählen davon. Auch im Landesinneren wird an wenigen Orten
das Schweigen gebrochen: beispielsweise in San Cristóbal de las Casas
findet sich an einem Wellblech eine Art Klagemauer, wo Bilder mit
Tätern und Gewalt an Frauen* bis hin zu Femiziden aufgeklebt wurden.


Justiz klärt Morde kaum auf

Alma B. León Mejía kämpft seit über 40 jahre für die Frauen*rechte in
Mexico. Sie ist Autorin und Aktivistin aus den 68ern. Ihre Erfahrungen
sind unter anderem im 2018 erschienenen Buch "Movimientos
estudiantiles y juveniles en México: del M68 a Ayotzinapa"
festgehalten. Sie erläutert im Gespräch mit dem vorwärts, die
Situation in Mexico.


vorwärts: Alma, wo liegt der Ursprung der Gewalt an
Frauen* in Mexiko? Ein Arzt meinte, dass erstens der Machismo und
zweitens die Drogenbanden dazu gezählt werden können. Aber auch, dass
die Frauen* vermehrt ein Gefühl für ihre Rechte bekommen und sich
wehren. Männer*, die mit dieser neuen Geschlechtersituation nicht
klarkommen, schlagen zu - "oder bestrafen" ihre Frauen* noch
schlimmer. Stimmst du dem zu?

Alma B. León Mejía: Das sehe ich auch so. Frauen* haben mehr
Rechte erhalten und den Männern gefällt das nicht. Lange Zeit war die
mexikanische Frau* unterwürfig. Jetzt langsam kommt das Tauwetter, wo
sie sich wehren. Es gibt sogar wenige Fälle, in denen Frauen* über
'Männer' zu bestimmen beginnen. Femizide gibt es überall, bekannt sind
aber vor allem die Frauen*morde von Ciudad Juárez. Die Stadt ist weit
oben in der Verbrecherstatistik und ist stark vom Drogenkrieg
betroffen. Viele Menschen wurden von den verfeindeten Kartellen
umgebracht. Seit Anfang der 1990er-Jahren gab es eine Mordserie in der
Grenzstadt. Die Opfer waren Frauen* oder Mädchen, die entführt und
gefoltert wurden. Ihre Leichen wurden ausserhalb der Stadt
aufgefunden. Die Opfer kommen aus der untersten Gesellschaftsschicht.
Die Fälle rund um die Femizide wurden nicht aufgeklärt und die Motive
der Täter sind unklar. Es könnten Organhändler sein, auch die
systematische Tötung nur aufgrund des Geschlechts kommt in Frage oder
Menschenhandel mit Prostituierten. Auffällig ist, dass die Justiz die
Mordserie kaum aufklären kann. Es gibt Protestbewegungen gegen die
Femizide. Gehört habe ich schon von den 'Totinnen von Ciudad Juárez'.
Das Problem rund um Femizide gibt es in Mexiko, doch auch im
restlichen Mittel- und Südamerika gibt es viele Frauen*morde.


vorwärts: In Mexiko-Stadt sind in der Metro Plakate
aufgehängt, wo vermisste Frauen* gesucht werden. Was macht die
Regierung gegen Gewalt an Frauen*?

Alma B. León Mejía: Es sind kleine Dinge. In der Metro werden
Frauen* und Männer* getrennt und es gibt verschiedene Wagen dafür. Es
kam vor, dass Männer* Frauen* zu nahekamen. Frauen* wurden berührt
- an den Brüsten oder zwischen den Beinen. Mit den separaten Bereichen
können auch alte Leute besser geschützt werden. Wenn Männer* drängeln,
sind betagte Menschen umgefallen. Auch Menschen mit einer Behinderung
sind in den Frauen*wagen. In Banken oder bei öffentlichen Ämtern gibt
es auch immer Schalter für Frauen*. Oder auch Parkplätze für Frauen*
im öffentlichen Raum. Unsere Bürgermeisterin hat Massnahmen
vorgeschlagen: mehr Polizeipräsenz vor Ort, bessere
Strassenbeleuchtung, bestimmte Ermittlungsakten sollen neu geprüft
werden und es gibt die Möglichkeit, bei mobilen Einrichtungen Anzeigen
vor Ort zu machen. Seit 2011 steht der geschlechtsspezifische Mord als
Straftat im Gesetz, doch es gibt - soviel ich weiss - nicht weniger
Morde.


vorwärts: Wie war der 8. März in Mexiko-Stadt?

Alma B. León Mejía: Es gab Märsche, Theater und es wurden
Frauen*themen angesprochen. Mütter und direkte Angehörige sind oft
Motor der Bewegung und auf den Transparenten heisst es: Recht für das
Leben von Frauen*. Wenn Frauen* verschwinden, muss die Polizei aktiv
darauf aufmerksam gemacht werden - es muss daraus einen Fall geben.
Das ist das Ziel. Die Polizei muss das Verbrechen ernst nehmen. Soweit
mir bekannt ist, verschwinden neuerdings nicht nur Frauen* aus der
Unterschicht, sondern auch junge Student*innen auf der Hin- oder
Rückfahrt zur Universität. Hier entführten Männer* Frauen* und
missbrauchten die Frauen*, um sie dann zu töten. Seit 2018 ist dieses
Phänomen breiter bekannt. Überhaupt sind Aggressivität und Bedrohung
beispielsweise in der Metro grösser geworden. Frauen* wehren sich laut
und die Leute werden aufmerksam auf die Situation. Die Männer* sagen,
dass es ein Ehestreit sei und so können sie den Fall relativieren.
Alle halten sich dann zurück, weil diese Auseinandersetzung scheinbar
'privat' ist. Teilweise bleibt es auch bei einem Versuch von einem
Übergriff, weil die Frauen* sich erfolgreich wehren. Mir ist der
Protestmarsch vom 2. Februar 2019 in Erinnerung geblieben. Unter dem
Motto 'Die Nacht gehört uns' sind Frauen* ins Zentrum gegangen und
haben hier eine aus Pappe gefertigte Figur eines Täters angezündet.
Mit der Aktion wurde an die verschwundenen und ermordeten Frauen*
erinnert. Nur im Januar gab es schon 130 Femizide in Mexiko. In den
letzten Monaten sind die Frauen*entführungen in den öffentlichen
Räumen gestiegen. Es ist an bestimmten U-Bahn-Haltestellen nicht mehr
sicher, ein- oder auszusteigen. Es gibt ein neu gegründetes
Frauen*parlament in Mexiko-Stadt, das zu geschlechtsspezifischer
Gewalt und Diskriminierung der Frau* arbeiten will.


vorwärts: Wie bist du selber zu feministischen Themen
gekommen?

Alma B. León Mejía: Begonnen hat es damit, dass ich als
Jugendliche sehr revolutionär gegenüber meiner Mutter eingestellt war.
Sie hatte den Machismo gefördert, Alma und ihre Brüder sehr
unterschiedlich behandelt. Es gab viele Probleme mit der Mutter. Die
68er-Bewegung war wie eine Geburt für mich und es half mit, meine
Persönlichkeit zu verändern, mein Selbstbewusstsein zu stärken und
mich für meine Rechte zu sensibilisieren. Ich war während meiner Zeit
in Gymnasium und Universität oft bei Demonstrationen mit dabei und
Teil einer Politgruppe. Vorbilder waren Angela Davis, Alexandra
Kollontai und andere. Aber eine eigentliche Frauen*gruppe mit
spezifischen Frauen*kämpfen gab es nicht. Wir hatten damals
'umfassendere' Kämpfe wie die Kubanische Revolution, obwohl
feministische Kämpfe sicher auch sehr wichtig gewesen wären. Wir
Frauen* wehrten uns vor allem gegen alte Muster in der Gesellschaft.
Wir trugen Hosen oder ein Mini-Jupe. Es gab die Antibabypille und wir
wollten mehr Freiheit in unseren Beziehungen mit den Männern*. So
küssten wir Männer*, auch wenn wir nicht verheiratet oder sie nicht
unsere Freunde/Partner waren. Mit der sexuellen Revolution hatten wir
Sex, ohne verheiratet zu sein. In vielen Bars waren vor 1968 Frauen*
nicht erwünscht. Es gab die Schilder, auf denen der Eintritt für
Frauen*, Minderjährige oder Militär verboten war. Wir
Politaktivist*innen und -aktivisten* stürmten diese Lokale. Es waren
so kleine Bereiche, wo wir uns für Frauen*rechte eingesetzt haben.
Wenn ich mich genauer erinnere, war ich in der Bewegung eher praktisch
tätig. Unsere Themen waren allgemein und zugleich vielseitig. Mir
kommt keine explizite Frauen*gruppe in den Sinn, die es in der
68er-Bewegung gegeben hat.


vorwärts: Seit wann gibt es in Mexiko eine feministische
Bewegung?

Alma B. León Mejía: Flüchtende wie beispielsweise jene aus dem
Franco-Spanien, die nach Mexiko gekommen waren, hatten sicher auch
einen Einfluss auf Frauen*kämpfe. Ich sage mir immer, dass die erste
Feministin von Mexiko Sor Juana Inés de la Cruz im 17. Jahrhundert
gewesen war. Weil sie studieren und nicht heiraten wollte, wurde sie
Nonne und später eine berühmte Dichterin. Ein Fundament legte sicher
die 68er-Bewegung für den heutigen Feminismus. Einerseits halfen die
Kämpfe gegen die 'alte Ordnung', andererseits wurde aber auch eine
kulturelle, ideologische und sexuelle Revolution aufgebaut, die neue
Lebensweisen ermöglichte und aufzeigte. 'Das Private ist politisch'
ist ein Schlüsselsatz. Ich selber denke, dass die heutige
feministische Bewegung relativ neu ist (wenige Jahrzehnte) und nicht
viele Teilnehmer*innen verglichen mit der Bevölkerungsanzahl von
Mexiko hat. Vielleicht ab den 1990er-Jahren treten Frauen* vermehrt
öffentlich auf - sicher bin ich jedoch nicht. Vorher sind sie
vielleicht mehr in Diskussionsgruppen organisiert gewesen. Feminismus
findet sich in den Städten. Indigene Aktivist*innen gibt es wenige,
die EZLN ist eines der wenigen Beispiele dafür. Jetzt mit den
Femiziden hat die Frauenbewegung wieder einen Aufschwung erhalten.
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PREIS/2240: Studio Hamburg Nachwuchspreis 2019 für BR-Koproduktion "Alles ist gut" (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Studio Hamburg Nachwuchspreis 2019

Auszeichnung für BR-Koproduktion "Alles ist gut"



Die BR-Koproduktion "Alles ist gut" ist am 6. Juni 2019 im Rahmen des
Studio Hamburg Nachwuchspreises in der Kategorie "Bester Film" im
Hamburger Thalia Theater ausgezeichnet worden. Regisseurin Eva
Trobisch erhielt für ihren erfolgreichen Film bereits mehrere
Auszeichnungen u.a. bei den Internationalen Filmfestspielen in Cannes,
beim Filmfest München und beim Locarno Filmfestival. Auch
Hauptdarstellerin Aenne Schwarz wurde schon mehrfach geehrt.


Inhalt

Alles ist gut - so zumindest der Eindruck, den Janne (Aenne Schwarz)
vermitteln möchte. Aber nichts ist gut. Nicht, seitdem ihr neuer Chef
ihr seinen Schwager Martin (Hans Löw) vorgestellt hat, der am Abend
ihres Kennenlernens gegen ihren Willen mit ihr schläft. Danach lässt
Janne erst mal alles seinen gewohnten Gang gehen - wenn man die Dinge
nicht zum Problem macht, hat man auch keins. Doch ihr Schweigen über
den Vorfall weicht nach und nach einer stillen Ohnmacht. Bis Janne ihr
Leben und die Liebe zu ihrem Freund Piet (Andreas Döhler) langsam
entgleiten. Eine Nacht, die für einen kurzen Moment den falschen
Abzweig nimmt. Mit stiller Wucht erzählt "Alles ist gut" von den
Folgen, die sich für die Beteiligten daraus ergeben - für Janne, für
ihren Freund Piet, der von dem Vorfall nichts weiß, und für Martin,
der seinerseits um den richtigen Umgang mit der Situation ringt.


Filminfos

Drehbuch und Regie: Eva Trobisch

Darsteller: Aenne Schwarz, Andreas Döhler, Hans Löw, Tilo Nest, Lina
Wendel, Lisa Hagmeister, Falk Rockstroh, Katrin Röver, Franziska
Rieck, Dagny Dewath, Doris Buchrucker, Alexander Tschernek, Annika
Blendl, Norbert Ortner, Valentina Kühnel u.a.

Redaktion: Natalie Lambsdorff (BR), Claudia Gladziejewski (BR), Carlos
Gerstenhauer (BR)

Produktion: Trimafilm (Produzenten: Trini Götze, David Armati Lechner)
in Koproduktion mit Starhaus Filmproduktion, BR und Hochschule für
Fernsehen und Film München, gefördert von FFF Bayern


Auswahl Preise "Alles ist gut"

2018 Filmfest München, Fipresci-Preis, Förderpreis Neues Kino (beste
Regie, bestes Schauspiel)

2018 Locarno Filmfestival, Prima Opera Award, beste
Nachwuchsregisseurin

2018 Hamptons International Film Festival, Narrative Competition
section

2018 Hofer Filmtage, VGF Nachwuchsproduzentenpreis

2018 Internationales Film Festival Stockholm, beste Regie

2018 Macao Filmfestival, China, beste Schauspielerin

2018 Marrakech Film Festival, beste Schauspielerin

2018 Internationales Filmfestival Thessaloniki, beste
Schauspielerin

2019 Preis der Deutschen Filmkritik

2019 Women in Motion Award im Rahmen der Internationalen
Filmfestspiele Cannes


Der BR engagiert sich bei Kino-Koproduktionen

Der Bayerische Rundfunk engagiert sich auch im Kinobereich. Kino ist
Teil seines Kulturauftrages. Über seine redaktionelle und finanzielle
Beteiligung liefert der Bayerische Rundfunk einen wichtigen
kulturpolitischen Beitrag mit dem Fokus auf besonders wertige,
gesellschaftlich relevante Filme. Die Ausstrahlung von Kinofilmen ist
sowohl im Ersten als auch im BR Fernsehen ein wichtiger Bestandteil
des Programms.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. Juni 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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DOKUMENTATION/1636: ZDF - "Die Azoren – Inselparadies im Atlantik", am 10.06.2019 (ZDF)


Die Azoren – Inselparadies im Atlantik

Dokumentation

Pfingstmontag, 10. Juni 2019, 14.05 Uhr

Inhalt:

– Zur Sendung



Pfingstmontag, 10. Juni 2019, 14.05 Uhr, ZDF
Die Azoren – Inselparadies im Atlantik
Dokumentation
Film von Thomas Lischak

Die deutschen Forscher Kirsten und Joachim Jakobsen haben sich auf den Azoren ein neues Leben aufgebaut. Die abgeschiedene Lage ist perfekt, um das noch weitgehend intakte Ökosystem der Tiefsee dieser Region zu erforschen – und dabei sogar auf historische Relikte zu stoßen. In 870 Metern Tiefe entdeckten die Jakobsens das Wrack eines deutschen U-Bootes, das im Zweiten Weltkrieg von einem britischen Zerstörer versenkt wurde. Heute ist es die Heimat von Tiefseekorallen. Gemeinsam mit der Meeresbiologin Marina Carreiro von der Universität der Azoren tauchen sie, um eine Koralle für Forschungsarbeiten zu entnehmen. Denn es ist ungewöhnlich, die Nesseltiere in dieser Tiefe anzutreffen. 
Überhaupt gelten die Landschaft und das Meer rund um die Azoren noch immer als Paradies für Flora und Fauna. Ihr mildes Klima und die abgeschiedene Lage machen die neun Inseln ausgesprochen artenreich. Rund 500 Fischarten sind vor den Küsten heimisch. Dazu kommen über 30 Walarten, die die Gewässer regelmäßig aufsuchen. Und im Sommer sind die steilen Küsten Kinderstube der Sepiasturmtaucher. 80 Prozent des weltweiten Bestandes kommen Jahr für Jahr hierher, um sich fortzupflanzen und ihre Jungen großzuziehen.

Die frostfreien Winter und warmen, aber nicht zu heißen Sommer ermöglichen sogar den Anbau von Tee, wie auf São Miguel, der größten Azoreninsel und einem der wenigen Orte in Europa, an denen der Teeanbau überhaupt möglich ist. Diese Pflanzen sind nicht die einzigen Einwanderer, die sich auf den Azoren wohlfühlen. Auch Hortensien, die heute vielerorts das Landschaftsbild prägen, kamen vor gerade mal 150 Jahren aus Asien auf die Azoren.

Das berühmte Azorenhoch, das uns in Deutschland angenehme Sonnenstunden beschert, herrscht nicht immer auf den Inseln. Im Gegenteil: Dort kann man gleich mehrere Jahreszeiten an einem Tag erleben. Grund dafür sind die ständig wechselnden Winde, die feuchte Luftmassen vom Meer auf die Inseln transportieren, wo sie sich an den Hängen der Vulkane abregnen.

Die Azoren liegen rund 2000 Kilometer vor der europäischen Festlandküste. Mit dem Flugzeug sind sie in wenigen Stunden erreichbar. Ohne Tourismus könnten die Bewohner der Azoren kaum wirtschaftlich überleben – und doch fehlen die Bedingungen, in dieser noch immer sehr ländlich geprägten Landschaft urlaubshungrige Massen unterzubringen. Ein Glück für das Paradies mitten im Atlantik.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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DOKUMENTATION/1635: ZDF - Pilgern nach Santiago de Compostela "Mein härtester Weg", am 10.06.2019 (ZDF)


Mein härtester Weg

Pilgern nach Santiago de Compostela

Pfingstmontag, 10. Juni 2019, 18.15 Uhr

Inhalt:

– Zur Sendung



Pfingstmontag, 10. Juni 2019, 18.15 Uhr, ZDF
Mein härtester Weg – Pilgern nach Santiago de Compostela
Film von Susanne Bohlmann

Die Strecke von Saint-Jean-Pied-de-Port in Frankreich bis nach Finisterre hinter Santiago de Compostela ist so populär wie nie zuvor. Waren es in der Vergangenheit religiöse Motive, die die Pilger zu der beschwerlichen Reise bewegten, wollen heute viele Menschen einfach raus aus ihrem Alltag. Der Weg von den französischen Pyrenäen nach Santiago de Compostela bis zum "Ende der Welt" kann so zu einem Weg zu sich selbst werden. Pilgern bedeutet auch Verzicht und ungewohnte Strapazen. Jeder muss sein ganzes Gepäck auf dem Rücken tragen. Geschlafen wird in einfachen Herbergen – oft zu fünft in einem Raum.

In den sechs Wochen der Dreharbeiten durchwandern die Protagonisten Carsten, Monika, Brigitte, Michael und Anikó bei Sonne, Regen, Nebel und Schnee die verschiedenen Regionen Nordspaniens. Carsten hat vor ein paar Monaten die Diagnose Krebs – unheilbar – bekommen. Nun möchte er seine Träume nicht mehr aufschieben. Der Jakobsweg stand schon immer ganz oben auf seiner "Bucket list". Für die Österreicherin Monika gehört als praktizierende Christin eine Pilgerreise einmal im Leben dazu. Auch möchte sie den Tod ihrer Mutter von vor zwei Jahren verarbeiten. Aber vor allem möchte sie jetzt mal was für sich tun, denn Monika hat sechs Kinder und war noch nie alleine so weit weg. Brigitte ist Sparkassenfachwirtin und vor kurzem in Altersteilzeit gegangen. Auch sie wollte schon immer mal den Jakobsweg laufen. Nun hat die 61-Jährige Zeit dafür. Für Michael soll der Jakobsweg der Anfang einer Weltreise werden. Er ist den Weg schon mehrfach gegangen und hat bereits viel gelernt. Nach einem Burnout im letzten Jahr hat der 29-Jährige sein Leben komplett geändert. Und auch Anikó war schon auf dem Jakobsweg. Beim letzten Mal vor zwei Jahren hat sie ihren Hund "Camino" getroffen und mit nach Köln genommen. Sie freut sich besonders dieses Mal das Abenteuer mit ihrem Hund und in einer Gruppe zu gehen.

Mit den wechselnden atemberaubenden Landschaften von Navarra, Rioja, Nordkastilien und Galicien ändern sich auch ihre Stimmungen, die Dynamik der Gruppe, die körperlichen Konditionen und das innere Erleben. Jeder hat ein anderes, ein eigenes Tempo und nicht alle schaffen es bis ans Ende. Jeder wird ein Stück weit mit sich selbst konfrontiert, man spricht über Angst, Vertrauen, Liebe und Tod. Immer wieder wird auch die Gruppe auf ihren Zusammenhalt geprüft, und Konflikte sind unausweichlich. Momente des Glücks, der Trauer und der Erkenntnis werden geteilt, man lacht, weint und lernt zusammen in dieser Zweckgemeinschaft auf Zeit.

Während beim Kennenlernen zu Hause oft die erste Frage die nach dem Beruf ist, lautet sie hier: "Warum läufst Du den Weg?" Und die Antworten könnten unterschiedlicher kaum sein. Manche wollen Klarheit, wollen Antworten, wollen raus aus der Komfortzone, oder sie suchen die Stille.

Der Camino gibt dir, was du brauchst, nicht was du suchst – so heißt es. Und so stellen auch Carsten, Michael, Brigitte, Monika und Anikó fest, dass ihre Erwartungen wenig mit dem zu tun hatten, was sie auf ihrer Reise erlebten.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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MELDUNG/425: ZDF - "Das Literarische Quartett" mit neuer Folge am 14.06.2019 (ZDF)


Das Literarische Quartett

Freitag, 14. Juni 2019, 23.00 Uhr / Ab Samstag in der ZDF-Mediathek

Inhalt:

– Stab, Konzept und Sendetermine

– Informationen zur aktuellen Sendung

– Marcel Reich-Ranicki und Volker Weidermann über "Das Literarische Quartett"

– Auflistung der Bücher und Gäste ab Oktober 2015

– "Das Literarische Quartett" 1988 bis 2001



Das Literarische Quartett

Mit Volker Weidermann, Christine Westermann, Thea Dorn und einem prominenten Gast 
Regie: Rolf Buschmann
Produzent: Gruppe 5 Filmproduktion, Alexander Hesse
Redaktion: Luzia Braun
Leitung: Daniel Fiedler
Sendeform: Live-on-Tape mit Publikum aus dem Foyer des Berliner Ensembles
Länge: 45 Min.
Sendetermine: 6 Mal pro Jahr, freitags zirka 23.00 Uhr

Nächste Sendungen:
2019:14.6.; 9.8.; 18.10.; 6.12. (Änderungen vorbehalten)

Im Herbst 2015 startete das Revival des legendären "Literarischen Quartetts" (1988 bis 2001), das untrennbar mit Marcel Reich-Ranicki verbunden ist. Das Konzept: Vier engagierte Literaturexperten debattieren über vier Neuerscheinungen.

Zum festen Stamm gehören neben Gastgeber Volker Weidermann, Literaturchef beim "Spiegel", die Journalistin, Moderatorin und Autorin Christine Westermann und die Schriftstellerin und Publizistin Thea Dorn. Sie kam 2017 für den Schriftsteller Maxim Biller, der aus dem festen Team ausstieg.

DJ und Elektromusiker Henrik Schwarz komponierte die ursprüngliche Titelmusik – Beethovens Rasumowsky-Quartett op. 59 Nr.3 – für das Revival neu.

 * 

Informationen zur aktuellen Sendung

Volker Weidermannlädt am Freitag, 14. Juni 2019, 23.00 Uhr, im ZDF gemeinsam mit Christine Westermann und Thea Dorn zum Gespräch über Bücher. Zu Gast beim "Literarischen Quartett" ist dieses Mal der Schauspieler und Schriftsteller – Joachim Meyerhoff. Die vier diskutieren über Neuerscheinungen von Alina Bronsky, Jochen Schmidt und Colson Whitehead sowie über eine Neuübersetzung von Raymond Queneau.

"Der Zopf meiner Grossmutter" von Alina Bronsky
Sie war zwölf als sie aus dem Uralgebirge in die hessische Provinz kam. Inzwischen gilt Alina Bronsky als eine der aufregendsten deutschen Schriftstellerinnen. Ihr Debüt "Scherbenpark" wurde Bestseller und Film, zwei ihrer Romane landeten auf der Longlist des Deutschen Buchpreises. Ihr neuer Roman "Der Zopf meiner Grossmutter" spielt in einem Flüchtlingsheim. Max ist mit seinen Großeltern aus Russland nach Deutschland gekommen. Seine Oma will sich mit den veränderten Gegebenheiten nicht abfinden und zeigt das mehr als deutlich: Sie ist übergriffig, tyrannisch, rassistisch und peinlich. Aber alles natürlich nur aus Liebe und zum Schutz des Enkels vor der neuen, fremden Welt.

"Ein Auftrag für Otto Kwant" von Jochen Schmidt
Der in Ostberlin aufgewachsene Jochen Schmidt, der am Tag des Mauerfalls 19 Jahre alt wurde, ist bekannt für seine schrägen, aberwitzigen und gleichzeitig melancholischen Geschichten und Kolumnen. Waren seine ersten Romane noch in der Wende- und Endzeit der DDR angesiedelt, geht es im neuen Roman "Ein Auftrag für Otto Kwant" nach Urfustan, einen bizarren, postsowjetischen Staat. Dort soll der Architekturstudent Kwant für einen Diktator Prunkbauten errichten. Doch Otto Kwant, ein Pechvogel und Zauderer, will nur eins: weg. Das ist aber gar nicht so leicht, eine abenteuerliche Flucht beginnt.

"Zazie in der Metro" von Raymond Queneau
Erst zählte er sich zu den Surrealisten Frankreichs, dann schrieb er als Mitglied avantgardistischer Literaten, um schließlich, ganz bürgerlich, Lektor beim renommierten Pariser Literaturverlag Gallimard zu werden. Raymond Queneau (1903-1976) hinterließ ein Werk so bunt und vielschichtig wie sein Lebenslauf. 1959 veröffentlichte er "Zazie in der Metro". Der Bestseller wurde bereits ein Jahr später von Starregisseur Louis Malle verfilmt. Die zwölfjährige Zazie ist frühreif, vorlaut und von unerschrockenem Mutterwitz und damit bestens ausgestattet, die absurde Welt der Erwachsenen zu entlarven. In Paris will die Mutter ungestört ihren Liebhaber treffen und damit Zazie die Klappe hält, soll sie nach Herzenslust Metro fahren dürfen. Doch die wird just an diesem Wochenende bestreikt. Jetzt hat Frank Heibert die Geschichte neu übersetzt und erweitert: Endlich kann Zazie tatsächlich in die Pariser Metro einsteigen.

"Die Nickel Boys" von Colson Whitehead
Den Finger in offene Wunden der amerikanischen Geschichte legt Colson Whitehead mit seinen Romanen immer. Für seinen Welterfolg "Underground Railroad" wurde der US-Amerikaner 2017 mit dem Pulitzer-Preis ausgezeichnet. Jetzt thematisiert er erneut den tiefsitzenden Rassismus in der amerikanischen Gesellschaft und das Trauma von Hass und Ausgrenzung. "Die Nickel Boys" spielt in den 1960er-Jahren in Florida. Der 16-jährige Elwood, wächst im schwarzen Ghetto von Tallahassee auf. Er bewundert Martin Luther King und träumt von sozialem Aufstieg. Schuldlos landet er in einer üblen Besserungsanstalt. Aber Elwood will seinen Traum von einer gerechteren, besseren Welt nicht aufgeben. Das ist lebensgefährlich.

"Das Literarische Quartett" wird im Rang-Foyer des Berliner Ensembles mit Publikum aufgezeichnet. Die nächste Sendung findet am 14. Juni 2019, 23.00 Uhr, statt.

Bücher der aktuellen Sendung werden immer etwa 14 Tage vor Ausstrahlung veröffentlicht.

 * 

Marcel Reich-Ranicki und Volker Weidermann über "Das Literarische Quartett"

Marcel Reich-Ranicki:
"Gibt es im 'Quartett' ordentliche Analysen literarischer Werke?
Nein, niemals.
Wird hier vereinfacht?
Unentwegt
Ist das Ergebnis oberflächlich?
Es ist sogar sehr oberflächlich."

(Aus: Marcel Reich-Ranicki: Mein Leben, 2009)

Volker Weidermann:
"Es ist ein in seinem Purismus unübertreffliches Konzept: Es geht einfach nur und direkt und ohne Umwege um die Bücher. Um den Streit darüber und darum, im Gespräch über sie den Zuschauern diese Bücher im Guten und im Schlechten nahe zu bringen. Und sie dabei, ganz nebenbei, gut zu unterhalten."

 * 

Auflistung der Bücher und Gäste ab Oktober 2015

2015

2. Oktober 2015 / Gast: Juli Zeh
Péter Gardós, Fieber am Morgen (Hoffmann und Campe)
Karl Ove Knausgård, Träumen (Luchterhand)
Chigozie Obioma, Der dunkle Fluss (Aufbau)
Ilija Trojanow, Macht und Widerstand (S. Fischer)

6. November 2015 / Gast: Ursula März
Tilmann Lahme, Die Manns – Geschichte einer Familie(S. Fischer)
Verena Lueken, Alles zählt (Kiepenheuer & Witsch)
Boris Sawinkow, Das fahle Pferd (Galiani)
Zeruya Shalev, Schmerz (Berlin Verlag)

11. Dezember 2015 / Gast: Daniel Cohn-Bendit
Martin Amis, Interessengebiet (Kein & Aber)
Bov Bjerg, Auerhaus (Aufbau)
Jane Gardam, Ein untadeliger Mann (Hanser Berlin)
Durs Grünbein, Die Jahre im Zoo (Suhrkamp)
Weihnachtstipps:
Truman Capote, Wo die Welt anfängt (Kein & Aber)
André Franquin, Gaston (Carlsen)
Michael Pauen/Harald Welzer, Autonomie – Eine Verteidigung (S. Fischer)
Moritz Rinke, Man muss ein Spiel auch lesen können (Blumenbar)


2016

26. Februar 2016 / Gast: Eva Menasse
Antonia Baum, Tony Soprano stirbt nicht (Hoffmann u. Campe)
Etgar Keret, Die sieben guten Jahre (S. Fischer)
Anthony Powell, Eine Frage der Erziehung (Elfenbein)
Benjamin von Stuckrad-Barre, Panikherz (Kiepenheuer & Witsch)

29. April 2016 / Gast: Uwe Wittstock
David Grossmann, Kommt ein Pferd in die Bar (Hanser)
John Irving, Straße der Wunder (Diogenes)
Saša Stanišić, Fallensteller (Luchterhand)
Nell Zink, Der Mauerläufer (Rowohlt)

24. Juni 2016 / Gast: Thea Dorn
Lucia Berlin, Was ich sonst noch verpasst habe (Arche)
Jonas Karlsson, Das Zimmer (Luchterhand)
Jörg Magenau, Princeton 66 (Klett-Cotta)
Juli Zeh, Unterleuten (Luchterhand)

Sommertipps:
Hans Fallada, Kleiner Mann – was nun? (Aufbau)
Holger Gertz, Das Spiel ist aus (DVA)
Henryk Grynberg, Der Sieg (Hentrich & Hentrich)
Homer, Odyssee (Manesse)

26. August 2016 / Gast: Mara Delius
Emma Cline, The Girls (Hanser)
Elena Ferrante, Meine geniale Freundin (Suhrkamp)
Hans Kang, Die Vegetarierin (Aufbau)
Elizabeth Strout, Die Unvollkommenheit der Liebe (Luchterhand)

14. Oktober 2016 / Gast: Thomas Glavinic
John Burnside, Wie alle anderen (Knaus)
Ismail Kadare, Die Dämmerung der Steppengötter (S. Fischer)
André Kubiczek, Skizze eines Sommers (Rowohlt)
Thomas Melle, Die Welt im Rücken (Rowohlt)

9. Dezember 2016 / Gast: Axel Hacke
Joan Didion, Sentimentale Reisen (Ullstein)
John Fante, 1933 war ein schlimmes Jahr (Blumenbar)
Christoph Ransmayr, Cox oder Der Lauf der Zeit (S. Fischer)
Lew Tolstoi, Auferstehung (Hanser)

Weihnachtstipps:
Goscinny & Sempe, Das große Buch vom Kleinen Nick (Diogenes)
Hellmuth Karasek, Nach dem Krieg: Wie wir Amerikaner wurden (Europa)
Max Küng, Wenn Du Dein Haus verlässt, beginnt das Unglück (Kein & Aber)
Dirk Stermann, Der Junge bekommt das Gute zuletzt (Rowohlt)
Ror Wolf, Die plötzlich hereinkriechende Kälte im Dezember (Schöffling)


2017

3. März 2017 / Gast: Elke Schmitter
Julian Barnes, Der Lärm der Zeit (Kiepenheuer und Witsch)
Chris Kraus, I love Dick (Matthes & Seitz)
Martin Walser, Statt etwas oder Der letzte Rank (Rowohlt)
Hanya Yanagihara, Ein wenig Leben (Hanser Berlin)

5. Mai 2017 / Gast: Claus Peymann
Margaret Atwood, Hexensaat (Knaus)
Christoph Hein, Trutz (Suhrkamp)
Toni Morrison, Gott, hilf dem Kind (Rowohlt)
Barney Norris, Hier treffen sich fünf Flüsse (Dumont)

16. Juni 2017 / Gast: Ulrich Matthes
Maeve Brennan, Sämtliche Geschichten (Steidl)
Oskar Maria Graf, Minutengeschichten (Ullstein)
Lawrence Osborne, Denen man vergibt (Wagenbach)
Julia Wolf, Walter Nowak bleibt liegen (Frankfurter Verlagsanstalt)

Sommertipps:
F.W. Bernstein, Frische Gedichte (Kunstmann)
Tomas Espedal, Biografie Tagebuch Briefe (Matthes & Seitz)
Bernd Fischerauer, Burli (Picus)
Frank Schirrmacher, Die Stunde der Welt (Blessing)
Michael Wolffsohn, Deutschjüdische Glückskinder (dtv)

11. August 2017 / Gast: Ijoma Mangold
Virginie Despentes: Das Leben des Vernon Subutex (Kiepenheuer & Witsch)
Richard Ford: Zwischen ihnen (Hanser Berlin)
Franzobel: Das Floß der Medusa (Zsolnay)
Paulus Hofgatterer: Der Tag, an dem mein Großvater ein Held war (Deuticke)

13. Oktober 2017 von der Frankfurter Buchmesse / Gast: Johannes Willms
Annie Ernaux, Die Jahre (Suhrkamp)
Sonja Heiss, Rimini (Kiepenheuer & Witsch)
Daniel Kehlmann, Tyll (Rowohlt)
Salman Rushdie, Golden House (C. Bertelsmann)

8. Dezember 2017 / Gast: Thomas Gottschalk
Peter Handke, Die Obstdiebin (Suhrkamp)
Ina Hartwig, Wer war Ingeborg Bachmann? (S.Fischer)
Stephen und Owen King, Sleeping Beauties (Heyne)
Joachim Meyerhoff, Die Zweisamkeit der Einzelgänger (Kiepenheuer & Witsch)


2018

2. März 2018 / Gast: Philipp Tingler
James Baldwin "Von dieser Welt" (dtv)
Felicitas Hoppe "Prawda. Eine amerikanische Reise" (S. Fischer)
Monika Maron "Munin oder Chaos im Kopf" (S. Fischer)
Jon McGregor "Speicher 13" (Liebeskind)

20. April 2018 / Gast: Katharina Teutsch
Eshkol Nevo "Über uns" (dtv)
Johann Scheerer "Wir sind dann wohl die Angehörigen: Die Geschichte einer Entführung" (Piper)
Eric Vuillard "Die Tagesordnung" (Matthes & Seitz)
Serhij Zhadan "Internat" (Suhrkamp)

Freitag, 22. Juni 2018, 23.30 Uhr
Arthur Koestler "Sonnenfinsternis" (Elsinor)
Francesca Melandri "Alle, außer mir" (Wagenbach)
George Saunders "Lincoln im Bardo" (Luchterhand)
Heinrich Steinfest "Die Büglerin" (Piper)

Freitag, 10. August 2018 / Gast: Sasha Marianna Salzmann
Maxim Biller "Sechs Koffer" (Kiepenheuer & Witsch)
Emmanuel Carrere "Der Widersacher" (Matthes & Seitz, Berlin)
Michael Ondaatje "Kriegslicht" (Hanser Verlag )
Albertine Sarrazin "Der Ausbruch" (Ink Press)

Freitag, 12. Oktober 2018 / Gast: Denis Scheck
Karen Duve, "Fräulein Nettes kurzer Sommer" (Galiani)
Richard Powers, "Die Wurzeln des Lebens" (S. Fischer)
Stephan Thome, "Gott der Barbaren" (Suhrkamp)
David Foster Wallace, "Der Spaß an der Sache – alle Essays" (KiWi)

Freitag, 7. Dezember 2018 / Gast: Ulrich Matthes
Sebastian Barry: "Tage ohne Ende", Steidl Verlag
Hilmar Klute: "Was dann nachher so schön fliegt", Galiani Berlin Verlag
Minna Rytisalo: "Lempi, das heißt Liebe", Hanser Verlag
Maria Stepanova: "Nach dem Gedächtnis", Suhrkamp Verlag


2019

Freitag, 1. März 2019 / Gast: Robert Habeck
Michel Houellebecq: "Serotonin", Dumont
Gabriele Tergit: "Effingers", Schöffling & Co.
Hanya Yanagihara: "Das Volk der Bäume", Hanser Berlin
T.C. Boyle: "Das Licht", Hanser Verlag

Freitag, 12. April 2019 / Sandra Kegel
César Aira: Was habe ich gelacht, Matthes & Seitz
Yishai Sarid: Monster, Kein & Aber
Sasa Stanisic: Herkunft, Luchterhand
Anke Stelling: Schäfchen im Trockenen, Verbrecher Verlag

Freitag, 14. Juni 2019 / Joachim Meyerhoff
Alina Bronsky: Der Zopf meiner Grossmutter, Kiepenheuer&Witsch Verlag
Jochen Schmidt: Ein Auftrag für Otto Kwant, C.H.Beck Verlag
Raymond Queneau: Zazie in der Metro, Suhrkamp Verlag
Colson Whitehead: Die Nickel Boys, Hanser Verlag

 * 

"Das Literarische Quartett" 1988 bis 2001

Zwischen 1988 und 2001 bot das "Das Literarische Quartett" unterhaltsame Literaturkritik im Fernsehen – untrennbar verbunden mit Marcel Reich-Ranicki.

Erfunden wurde das Quartett bei einem Gespräch des damaligen "aspekte"-Redaktionsleiters Dr. Dieter Schwarzenau und des späteren "aspekte"-Chefs Dr. Johannes Willms mit Marcel Reich-Ranicki. Von Reich-Ranicki stammt das Grundkonzept mitsamt der Titelmelodie (Beethovens Rasumowsky-Quartett op. 59 Nr.3) und dem vielzitierten Schlusssatz aus Brechts Theaterstück "Der gute Mensch von Sezuan": "Den Vorhang zu und alle Fragen offen."

Insgesamt: 77 Sendungen

Erste Sendung am 25. März 1988
Teilnehmer: Marcel Reich-Ranicki, Sigrid Löffler, Hellmuth Karasek, Jürgen Busche

Letzte Sendung: 14. Dezember 2001
Teilnehmer: Marcel Reich-Ranicki, Hellmuth Karasek, Jürgen Busche und Iris Radisch

Feste Mitglieder:
Jürgen Busche von März 1988 bis Juni 1989 (6 Sendungen) und als Gast im Quartett am 25. Februar 2000
Klara Obermüller vom 12. Oktober 1989 bis zum 30. November 1989 (2 Sendungen) und als Gast im Quartett am 10. Oktober 1997
Sigrid Löffler vom 25. März 1988 bis zum 30. Juni 2000 (67 Sendungen)
Hellmuth Karasek festes Mitglied seit 25. März 1988
Iris Radisch seit 18. August 2000 (6 Sendungen) und als Gast im Quartett am 19. November 1992

Insgesamt gab es 70 Gäste – angefangen mit Jurek Becker.

Gäste, die mehrmals eingeladen waren: Peter Demetz, Peter von Matt, Joachim Kaiser, Ruth Klüger, Verena Auffermann, Eva Demski, Jochen Hieber, Elke Schmitter, Josef Haslinger, Ulrich Greiner.

Über 400 Bücher wurden besprochen (ohne Weihnachtsempfehlungen.)
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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MUSIK/573: ZDF - Oper und Open-Air ganz klassisch, ab 10.06.2019 (ZDF)


Oper und Open-Air ganz klassisch

Vier Konzert-Highlights und -Reportagen

Ab Pfingstmontag, 10. Juni 2019, 0.00 Uhr

Inhalt:

– Bühnenzauber – Hinter den Kulissen der Berliner Staatsoper

– Anna Netrebko in der Arena di Verona: Il Trovatore

– "Rigoletto" von der Seebühne Bregenz

– Anne-Sophie Mutter auf dem Münchner Königsplatz



Pfingstmontag, 10. Juni 2019, 24.00 Uhr
Bühnenzauber – Hinter den Kulissen der Berliner Staatsoper

Wie funktioniert eigentlich Oper? Was lassen sich Musiker, Regisseure, Bühnenbildner und Techniker einfallen, um dem Publikum ein packendes Theatererlebnis auf die Bühne zu zaubern? 
Journalist und Moderator Eric Mayer nimmt die Zuschauer mit in die Werkstätten, Garderoben und Probenräume der Berliner Staatsoper und lässt sie hautnah erleben, wie in wochenlanger Arbeit aus ersten Ideen und Bühnenskizzen ein mitreißendes Gesamtkunstwerk entsteht.

Mit der ganzen Palette barocker Klänge, mit prachtvollen Tanz- und Chorszenen, mit Göttererscheinungen, spektakulären Naturgewalten und Ungeheuern entführt Jean-Philippe Rameau in seiner Geschichte der beiden Liebenden Hippolyte und Aricie die Zuschauer ins Reich des Wunderbaren.

Doch die Opernstars unter der musikalischen Leitung von Sir Simon Rattle können nicht einfach in der überbordenden Theatralik der Barockoper schwelgen, sondern müssen sich mit dem künstlerischen Konzept von Ólafur Elíasson auseinandersetzen. Es gibt kein Bühnenbild, kein Kulissen im üblichen Sinn (Elíasson nennt das "Oper ohne Pappmaschee"); das Bild bestimmen Farbe, Licht, Spiegelungen und Bewegung.

Da kämpfen Gesangssolisten plötzlich nicht nur mit ihren Koloraturen, sondern auch mit leuchtenden Metallkugeln auf ihren Schultern oder mit schweren, spiegelbewehrten Kostümen. Besonders hart haben Bühnen- und Lichttechniker an Elíassons Ideen und Wünschen zu knabbern: Wabernde Nebelschwaden im Zuschauerraum und blendendes Laserlicht widersprechen allen Regeln und Sicherheitsvorschriften.


Eric Mayer im Gespräch mit:

Sir Simon Rattle
Ólafur Elíasson
Anna Prohaska
Magdalena Kozená


Stab:

Buch und Regie: Roland May
Redaktion: Martin Schneider

Eine ZDF-Auftragsproduktion von Gruppe5-Filmproduktion

 * 

Sonntag, 14. Juli 2019, 22.15 Uhr
Anna Netrebko in der Arena di Verona: "Il Trovatore"
Die Höhepunkte der Oper von Giuseppe Verdi

Anna Netrebko feiert ihr Debüt beim Opernfestival in der Arena di Verona, einer der spektakulärsten Open-Air-Spielstätten weltweit, mit Verdis "Il Trovatore". Das ZDF zeigt die Höhepunkte der Oper.

Die berühmte Sopranistin steht zusammen mit ihrem Ehemann auf der Bühne, dem Tenor Yusif Eyvazov: Sie verkörpern das Liebespaar Leonora und Manrico aus Giuseppe Verdis "Il Trovatore" in einer Inszenierung von Regisseur Franco Zeffirelli.

Verdi schuf mit seiner Oper ein wahres Meisterwerk. Sie lebt nicht aus der (doch sehr) verwirrenden Handlung, sondern vor allem aus der facettenreichen musikalischen Sprache: ausdrucksstarke Melodien, emotionsgeladene Arien und effektvolle Chöre. Schon die Uraufführung in Rom im Jahr 1853 traf das Publikum mitten ins Herz. In Windeseile verbreitete sich die Oper in der ganzen Welt. Bis heute zählt "Il Trovatore" zu den populärsten Verdi-Opern.

In seiner opulenten Inszenierung in Verona verwandelt der italienische Regisseur Franco Zeffirelli den Bühnenraum des römischen Amphitheaters in ein beeindruckendes Spektakel. Er ist ein Meister opulenter, monumentaler Bilder und macht sich mit seiner Szenengestaltung jede Dimension der Arena zu Nnutze. Das Sänger- und Ehepaar Netrebko und Eyvazov komplettiert die Opernaufführung aus der Arena di Verona mit ihrer stimmlichen Präsenz und Virtuosität.


Mitwirkende:

Anna Netrebko (Leonora)
Yusif Eyvazov (Manrico)
Luca Salsi (Graf Luna)
Dolora Zajick (Azucena)
Riccardo Fassi (Ferrando)
Elisabetta Zizzo (Ines)
Carlo Bosi (Ruiz)

Orchester, Chor und Ballettkorps der Arena di Verona
Musikalische Leitung: Pier Giorgio Morandi


Stab:

Regie und Bühnenbild: Franco Zeffirelli
Kostüme: Raimonda Gaetani
Choreographie: El Camborio und Lucia Real
TV-Regie: Tiziano Mancini
Produzent: Ernst Buchrucker
Redaktion: Jule Broda

Eine Koproduktion mit der Unitel

 * 

Sonntag, 21. Juli 2019, 22.15 Uhr
"Rigoletto" von der Seebühne Bregenz
Oper in drei Akten von Giuseppe Verdi
Libretto von Francesco Maria Piave nach Victor Hugos "Le Roi s'amuse"

Für Giuseppe Verdis schaurig schöne Geschichte vom buckligen Hofnarren Rigoletto, der seine geliebte Tochter Gilda nicht vor dem lüsternen Herzog schützen kann, zieht Regisseur Philipp Stölzl alle Register seiner Inszenierungskunst.

Stölzl ist nicht nur bekannt für seine aufsehenerregenden Operninszenierungen in Salzburg, Wien oder Berlin, er hat als Filmregisseur auch spektakuläre Musikvideos für die Gruppe Rammstein oder große Filmdramen wie "Nordwand", "Der Medicus" oder "Winnetou" gedreht.

Mit der Möglichkeit, auf der Bregenzer Seebühne zu inszenieren (der mit 7000 Zuschauern weltweit größten ihrer Art), geht für Stölzl ein lang gehegter Traum in Erfüllung: Die idyllische Landschaft am Bodensee liefert die ultimative Kulisse, und die besonderen technischen und konstruktiven Möglichkeiten der Seebühne lassen selbst die gewagtesten Ideen Bühnenwirklichkeit werden.

Stölzls Bühnenbild wird beherrscht von einem gigantischen, fast 14 Meter hohen Kopf. Durch aufwendigste Technik ist dieser Kopf in allen Details beweglich und kann im Zusammenspiel mit einer riesigen Hand faszinierend subtil Stimmungen und Gefühle ausdrücken.

So schafft Stölzl einen einzigartigen Kontrast zwischen großem Spektakel und intimem Kammerspiel: dem zirkushaften Treiben auf dem Fest, der waghalsigen Entführung und dem gruseligen nächtlichen Sturm stehen innige Szenen zwischen Vater und Tochter sowie Gilda und dem Herzog gegenüber.

Den "Extra-Kick" an Spannung und bezaubernden Szenen bieten die Stunt- und Showeinlagen der englischen Artistentruppe "Wired Aerial Theatre" mit Hochseiltanz und Ballonflügen.


Mitwirkende:

(Besetzung noch offen)

Wiener Symphoniker
Bregenzer Festspielchor
Musikalische Leitung: Daniele Squeo


Stab:

Inszenierung und Bühnenbild: Philipp Stölzlr
TV-Regie: Felix Breisachr
Redaktion: Martin Schneider

 * 

voraussichtlich Anfang Oktober 2019, 23.30 Uhr

Anne-Sophie Mutter auf dem Münchner Königsplatz

Anne-Sophie Mutter ist immer wieder für Überraschungen gut. Waren es zuletzt ihre Clubkonzerte in Berliner Szenevierteln, zu denen auch viele junge Leute kamen, wird die Ausnahmegeigerin am 14. September 2019 auf dem Münchner Königsplatz ihr erstes (!) Open Air Konzert geben. Und das nicht mit Beethoven oder Mozart, sondern mit Filmmusik des mehrfachen Oscar- und Grammy-Gewinners John Williams. Auf dem Programm stehen vom Komponisten extra für Anne-Sophie Mutter arrangierte Soundtracks aus internationalen Kinoerfolgen wie "Harry Potter", "Indiana Jones", "Schindlers Liste" – und natürlich "Star Wars".


Mitwirkende:

Anne-Sophie Mutter, Geiger
Royal Philharmonic Orchestrar
Musikalische Leitung: David Newman


Stab:

Regie: Ladislaus Kiraly
Kamera: Volker Schmidt
Produktionsleitung: Lars Dembeck
Redaktion: Jörg Hitzemann
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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MELDUNG/1903: Deutschlandfunk - Wohnen im Netz im Raum, 9.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wissenschaft im Brennpunkt

Wohnen im Netz im Raum

Wie das Internet die Stadt verändert

Von Andreas Beckmann

Forschung aktuell

Sonntag, 9. Juni 2019, 16.30 - 17.00 Uhr, Deutschlandfunk



Das Internet schafft eine neue, virtuelle Welt, und dringt dabei noch
in den letzten Winkel des bestehenden analogen Raums vor. Erst langsam
beginnen Internetgeografen zu ergründen, wie das Netz diesen Raum
verändert und die Art und Weise, wie Menschen ihn nutzen und
wahrnehmen. Dabei rückt besonders die Stadt in ihren Fokus, weil sich
hier Kreative aus aller Welt treffen. Große und kleine Tech-Firmen
beanspruchen zunehmend Platz und wollen mit Smart-City-Konzepten ganze
Metropolen umkrempeln. Dabei wurden sie zuerst begeistert aufgenommen,
stoßen jedoch von New York bis Berlin zunehmend auf Widerstand von
Gruppen, die sich verdrängt und in ihren Rechten beeinträchtigt sehen.
Ob und wie globale Netze kommunal gestaltet werden können, wird zu
einer zentralen Frage der jungen Disziplin der Internetgeografie.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2910: Deutschlandfunk Kultur - Le Corbusier und die Musik, 9.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Klang des Architekten

Le Corbusier und die Musik

Von Richard Schroetter

Musikfeuilleton

Sonntag, 9. Juni 2019, 22.00 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Le Corbusier (1887-1965), der Architekt der Kapelle von Ronchamps und
der Unité d'Habitation von Marseille, beschäftigte sich sein Leben
lang auch mit Musik. Er sei, so Corbusier einmal, "mit dem Kopf voller
Proportionen, vom Wunsch nach Harmonie besessen". In der von ihm 1920
mitbegründeten Avantgarde-Zeitschrift L'Esprit Nouveau
veröffentlichten Komponisten wie Milhaud, Satie und Strawinsky
zahllose Artikel. Internationales Aufsehen erregte auch sein "Poème
Électronique" für die Weltausstellung in Brüssel 1958, eine Art
Gesamtkunstwerk, an dem Edgard Varése und Iannis Xenakis mitbeteiligt
waren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2909: BR-KLASSIK - Simone Rubino und die Schlagzeuggruppe des MRO, 9.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Münchner Rundfunkorchester - Paradisi gloria

Simone Rubino und die Schlagzeuggruppe des MRO

Schlagzeug - Artist in Residence: Simone Rubino

Schlagzeuggruppe des Münchner Rundfunkorchesters: Christian Obermaier,
Andreas Moser mit den Gästen: Jörg Hannabach und Sebastian
Förschl

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Duncan Ward

Moderation: Amélie Pauli

Mitschnitt des Konzerts

Pfingstsonntag, 9. Juni 2019, 19.05 Uhr, BR-KLASSIK



Auch das 3. Konzert der Reihe Paradisi gloria 2018/2019 steht unter
dem Motto "Brücken in verschiedene Zeiträume". Toru Takemitsus
zeitgenössische Komposition "From Me Flows What You Call Time" für
fünf Schlagzeuger und Orchester wird flankiert von Orchestrierungen
von Werken von J. S. Bach, in denen Edward Elgar und Anton Webern zwei
Werke des Barockmeisters aus Sicht des 20. Jahrhunderts reflektieren.
Es ist das letzte Konzert mit Artist in Residence Simone Rubino, der
noch einmal mit den Schlagzeugern des Münchner Rundfunkorchesters
auftritt, die Leitung hat Duncan Ward.

Auch beim 3. Konzert der zeitgenössischen Konzertreihe Paradiesi
gloria am Freitag, 24. Mai, um 20.00 Uhr, ist das Motto "Brücken
schlagen". Im Zentrum des Abends steht das zeitgenössische Werk "From
Me Flows What You Call Time" für fünf Schlagzeuger und Orchester aus
der Feder des japanischen Komponisten Toru Takemitsu. Das von
buddhistischem Gedankengut geprägte Werk zeichnet sich weniger durch
westlich tradierte Stilmittel wie Form und Kontrast aus als durch das
Streben nach Balance und Ausgeglichenheit. Die virtuosen
Schlagzeugpartien übernimmt Simone Rubino zusammen mit der
Schlagzeuggruppe des Münchner Rundfunkorchesters und beschließt damit
seine Residenz beim Münchner Rundfunkorchester.

Dem Werk von Toru Takemitsu gegenüber stehen zwei Bearbeitungen von
Werken Johann Sebastian Bachs aus dem 20. Jahrhundert: Fantasie und
Fuge c-moll (BWV 537) für Orgel, orchestriert von Edward Elgar, und
das Ricercar zu sechs Stimmen aus dem "Musikalischen Opfer" (BWV 1079)
in der Bearbeitung von Anton Webern. Durch farbige Instrumentierungen
und orchestrale rhythmische Akzentuierungen schaffen Edward Elgar und
Anton Webern neue Sichtweisen auf diese beiden Meisterwerke von Johann
Sebastian Bach.


Programm

Toru Takemitsu

"From Me Flows What You Call Time" für fünf Schlagzeuger und Orchester

Johann Sebastian Bach

Fantasie und Fuge c-Moll BWV 537, Bearbeitung für Orchester von Edward
Elgar

Johann Sebastian Bach 

Suite für Violoncello Nr. 3 C-Dur, BWV 1009, Transkription für
Marimbafon von Eduardo Egüez (Ausschnitte)

Sarabande

Bourée I und II

Johann Sebastian Bach

Ricercar zu sechs Stimmen (Fuge), aus "Musikalisches Opfer", BWV 1079,
Bearbeitung für Orchester von Anton Webern


Mitwirkende

Weitere Informationen unter www.rundfunkorchester.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 8. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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KINDER/490: Schilddrüsenprobleme bei Kindern und Jugendlichen - Medikamente in vielen Fällen unnötig (DDG)


Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) - 6. Juni 2019

Schilddrüsenprobleme bei Kindern und Jugendlichen

Medikamente in vielen Fällen unnötig



Berlin - Eine Unterfunktion der Schilddrüse kann die Entwicklung von
Kindern und Jugendlichen immens beeinträchtigen - schließlich ist das
kleine Organ ein wichtiger Hormonproduzent. Ein Mangel an
Schilddrüsenhormonen kann über eine Blutanalyse jedoch früh erkannt
und durch die Gabe des entwicklungsrelevanten Hormons LT4 ausgeglichen
werden. Daher ist es auf den ersten Blick erfreulich, dass Kinder und
Jugendliche immer häufiger auf auffällige Schilddrüsenwerte hin
untersucht werden. Die Tests führen jedoch auch vermehrt dazu, dass
Kinder die Hormone fälschlicherweise erhalten - etwa, weil die
Funktion ihrer Schilddrüse nur vorübergehend oder nur leicht
beeinträchtigt ist. Wie eine solche Übertherapie vermieden werden
kann, diskutieren Experten auf der gemeinsamen Pressekonferenz der
Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) und der Deutschen Gesellschaft
für Endokrinologie (DGE), die am 18. Juni 2019 in Berlin stattfindet.

Müdigkeit, Antriebslosigkeit oder Übergewicht - es sind sehr
unspezifische, auch in anderem Zusammenhang keineswegs seltene
Symptome, mit denen sich eine Schilddrüsenunterfunktion bei Kindern
und Jugendlichen bemerkbar macht. Ärzte sehen sich daher häufig
veranlasst, die Schilddrüsenwerte ihrer jungen Patienten zu
überprüfen. "Aus Sorge um die Entwicklung der Kinder sind diese Tests
auch gerechtfertigt", sagt Professor Dr. med. Heiko Krude, Direktor
des Instituts für Experimentelle Pädiatrische Endokrinologie an der
Charité-Universitätsmedizin Berlin. Denn für Kinder und Jugendliche
stellt eine Schilddrüsenunterfunktion eine ernsthafte Gefahr dar:
Tritt die Hormonstörung bereits im Kindesalter auf, können sich die
geistige und sprachliche Entwicklung sowie das körperliche Wachstum
verzögern. Bei einer Erkrankung im Jugendalter entwickeln sich oft
Gedächtnis- und Konzentrationsstörungen.

Als wichtigster Blutwert zur Bestimmung einer
Schilddrüsenunterfunktion gilt der so genannte TSH-Wert. TSH steht für
Thyreoidea-stimulierendes Hormon oder Thyreotropin. "Dieses Hormon
regt in der Schilddrüse die Bildung von LT4 und LT3 an", erläutert
Professor Matthias M. Weber, Mediensprecher der DGE. Nur wenn die
Schilddrüse diese wichtigen Hormone in ausreichender Menge produziert,
werde die TSH-Produktion über einen Rückkopplungsmechanismus
gedrosselt. Arbeitet die Schilddrüse jedoch nicht richtig und stellt
zu wenig LT4 und LT3 her, versuche der Körper, über eine zunehmende
TSH-Produktion gegenzusteuern.

Dennoch weist nicht jeder erhöhte TSH-Wert auf eine echte
Schilddrüsenunterfunktion hin. Das TSH wirkt auf die Schilddrüse mit
dem Ziel, die Bildung von T4 und T3 zu stimulieren. Häufig liegen die
eigentlich krankheitsrelevanten Werte für LT4 und LT3 oft im
Referenzbereich - trotz auffälligem TSH. Eine Hormonbehandlung ist
dann unnötig. "Dennoch wird meist allein aufgrund des erhöhten
TSH-Wertes eine Therapie mit LT4 eingeleitet", kritisiert Krude.

Für die jungen Patienten sei dies in mehrfacher Hinsicht schädlich.
Zum einen müssten sie die tägliche Einnahme von Tabletten in ihren
Tagesablauf einplanen, zum zweiten werde das Gesundheitsbewusstsein
der Jugendlichen gestört. In einer ohnehin schwierigen Phase der
Selbstwahrnehmung empfänden sie sich als krank, obwohl es dafür keinen
Grund gebe. Nicht zuletzt bestehe auch das Risiko, durch die
Hormongaben eine Schilddrüsenüberfunktion herbeizuführen.

Krude plädiert daher dafür, einen leicht erhöhten TSH-Wert nach drei
Monaten, einen deutlich erhöhten Wert nach sechs Wochen erneut zu
kontrollieren - zunächst ohne eine Behandlung einzuleiten. Steigen die
Werte in dieser Zeit nicht weiter an, empfiehlt der erfahrene Pädiater
lediglich eine weitere Kontrolle. "Große Studien zeigen jedoch, dass
der TSH-Wert in der Zwischenzeit meist spontan wieder im
Referenzbereich liegt", beruhigt er.

Weitere Informationen

Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, Stoffwechsel und den
Erkrankungen auf diesem Gebiet. Hormone werden von endokrinen
Drüsen, zum Beispiel Schilddrüse oder Hirnanhangdrüse, aber auch
bestimmten Zellen in Hoden und Eierstöcken, "endokrin"
ausgeschüttet, das heißt nach "innen" in das Blut abgegeben. Im
Unterschied dazu geben "exokrine" Drüsen, wie Speichel- oder
Schweißdrüsen, ihre Sekrete nach "außen" ab.

 * 

Quelle:

Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG)

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Geschäftsstelle

Reinhardtstr. 31, 10117 Berlin

Telefon: 030 3116937-11, Fax: 030 3116937-20

E-Mail: info@ddg.de

Internet: www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de
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ONKOLOGIE/1995: Chemotherapiefreie Kombinationstherapie erfolgreich bei unbehandelter chronischer lymphatischer Leukämie (idw)


Uniklinik Köln - 04.06.2019

Neue chemotherapiefreie Kombinationstherapie erfolgreich bei unbehandelter CLL



Heute (04.06.2019) zum Abschluss des diesjährigen Kongress der
Amerikanischen Gesellschaft für Onkologie (ASCO) in Chicago präsentierte
die Erstautorin, Dr. Kirsten Fischer, Klinik I für Innere Medizin an der
Uniklinik Köln, zum ersten Mal die Ergebnisse der primären Endpunktanalyse
der CLL14 Studie der Deutschen CLL Studiengruppe. Zeitgleich wurden die
praxisverändernden Ergebnisse im renommierten Wissenschaftsjournal "New
England Journal of Medicine" veröffentlicht.

Die meisten Patienten erkranken in höherem Lebensalter an der chronischen
lymphatischen Leukämie (CLL) und haben zu diesem Zeitpunkt bereits
klinisch relevante Begleiterkrankungen. Daher wurden sie bislang nicht mit
intensiven Therapien behandelt. Standard waren entweder eine zeitlich
unbegrenzte Therapie mit zielgerichteten Substanzen (z.B. Ibrutinib) oder
eine milde Chemotherapie (Chlorambucil) kombiniert mit einem Antikörper
(Obinutuzumab).

Die offene randomisierte internationale Phase 3 CLL14 Studie unter der
Studienleitung von Univ.-Prof. Dr. Michael Hallek, Leiter der deutschen
CLL-Studiengruppe, Direktor der Klinik I für Innere Medizin und des
Centrums für Integrierte Onkologie (CIO) an der Uniklinik Köln, wurde in
Kooperation mit Roche durchgeführt und prüfte eine hochwirksame zeitlich
begrenzte, chemotherapiefreie Kombination eines zielgerichteten
Medikaments (Venetoclax) mit einem Antikörper (Obinutuzumab) gegen den
bisherigen Standard von Chlorambucil-Obinutuzumab. Insgesamt 432 Patienten
mit einem medianen Alter von 72 Jahren (zwischen 41 und 89 Jahren) aus 21
Ländern wurden innerhalb eines Jahres in die Studie eingeschlossen.

Sie erhielten entweder sechs Monate Behandlung mit
Venetoclax-Obinutuzumab, gefolgt von sechs Monaten Venetoclax, oder sechs Monate
Behandlung mit Chlorambucil-Obinutuzumab, gefolgt von sechs Monaten
Chlorambucil.

Die Ergebnisse der Studie zeigten, dass die Venetoclax-Kombination das
Risiko des Fortschreitens der Erkrankung oder des Todes um 67 % gegenüber
Chlorambucil-Obinutuzumab bei Patienten mit behandlungsnaiver CLL und
koexistierenden Erkrankungen (HR, 0,33; 95 % CI, 0,22-0,51; P <.0001)
reduziert. Die Gesamtansprechrate (ORR) betrug 85 % (95 % CI, 79 %-89 %)
mit Venetoclax-Obinutuzumab gegenüber 71 % (95 % CI, 65 %-77 %) im
Kontrollarm (P = .0007). Die Rate an kompletten Remissionen (CR) oder CR
mit unvollständiger hämatologischer Erholung (CRi) betrug 50 % gegenüber
23 % (P <.0001).

Bei 57 % der Patienten im Venetoclax-Obinutuzumab Arm konnte keine
minimale Resterkrankung im Knochenmark mehr festgestellt werden, dies war
nur bei 17 % der Patienten im Chlorambucil-Obinutuzumab-Arm der Fall. Im
peripheren Blut waren sogar 76 % der Patienten frei von minimaler
Resterkrankung (MRD-negativ) im Vergleich zu 35 % im Chlormabucil-Arm. Die
Kombination von Venetoclax und Obinutuzumab wurde basierend auf
Ergebnissen der CLL14 Studie von der amerikanischen Zulassungsbehörde FDA
für die Erstbehandlung von Patienten mit chronischer lymphatischer
Leukämie (CLL) oder kleinem lymphatischen Lymphom (SLL) zugelassen.

"Patienten, die nie wegen ihrer CLL behandelt wurden, mussten sich bei der
Erstbehandlung weitgehend auf eine Chemotherapie verlassen", sagt Prof.
Hallek. "Die Zulassung der Venetoclax-Kombination bedeutet, dass Patienten
mit bisher unbehandelter CLL und schwerwiegenden Begleiterkrankungen nun
eine zeitlich begrenzte und chemotherapiefreie Behandlungsmöglichkeit zur
Verfügung steht, die es ermöglicht, tiefe molekulare Remissionen zu
erzielen. Patienten leben länger ohne Krankheitsrückfall und können die
Therapie innerhalb von zwölf Monaten abschließen. Dies ist ein enormer
Fortschritt für diese Patienten", fügt Prof. Hallek hinzu.

Der primäre Endpunkt der Studie war das vom Prüfer bewertete
progressionsfreie Überleben (PFS); sekundäre Endpunkte waren das von einem
unabhängigen Prüfungsausschuss bewertete PFS, der Status der minimalen
Resterkrankung (MRD), Gesamtansprechrate, Rate an kompletten Remissionen,
Gesamtüberleben, Ansprechdauer, ereignisfreies Überleben, Zeit bis zur
nächsten CLL-Behandlung und Sicherheit.

Die mediane Dauer der Nachbeobachtung betrug 28 Monate (Bereich 0,1-36).
Die mediane PFS wurde in beiden Armen nicht erreicht. Die
Sicherheitsbewertung umfasste 212 Patienten am Venetoclaxarm und 214
Patienten am Kontrollarm. Die häufigsten Nebenwirkungen ab Schweregrad
drei waren für die Kombination mit Venetoclax hämatologischeToxizitäten
(60 % gegenüber 55 % im Vergleichsarm), davon am häufigsten Neutropenie
(53 % gegenüber 48 % im Kontrollarm) und Thrombozytopenie (14 % gegenüber
15 %). Andere häufige Nebenwirkungen waren Infektionen (18 % gegenüber 15
%), infusionsbedingte Reaktionen (9 % gegenüber 10 %). Im Venetoclax-Arm
führten Nebenwirkungen bei 74 % der Patienten zu Dosisunterbrechungen, bei
21 % der Patienten zu Dosisreduzierungen und bei 16 % der Patienten zu
Behandlungsabbrüchen.


Originalpublikation:
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Warburton S, Humphrey K, Samoylova O, Liberati AM, Pinill-Ibarz J, Opat S,
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Kipps TJ, Boettcher S, Tausch E, Humerickhouse R, Eichhorst B, Wendtner
C-M, Langerak AW, Kreuzer K-A, Ritgen M, Goede V, Stilgenbauer S, Mobasher
M, and Hallek M. Venetoclax and Obinutuzumab in Patients with CLL and
Coexisting Conditions. N Engl J Med 2019
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REPRODUKTIONSMEDIZIN/159: Nationalakademie Leopoldina und Akademienunion empfehlen ein zeitgemäßes Fortpflanzungsmedizingesetz (idw)


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 04.06.2019

Nationalakademie Leopoldina und Akademienunion empfehlen ein zeitgemäßes Fortpflanzungsmedizingesetz



Kinder zu haben und eine Familie zu gründen gehört für viele Menschen zu
den wesentlichen Lebensinhalten und ist tragende Bedingung für die
Gestaltung der gesellschaftlichen Zukunft. Manche Personen sind jedoch für
die Gründung einer Familie auf die Hilfe der Fortpflanzungsmedizin
angewiesen. Die Rechtslage ist in Deutschland seit Langem unzureichend:
Das Embryonenschutzgesetz stammt von 1990 und erfasst viele neue
reproduktionsmedizinische Entwicklungen nicht. In einer heute
veröffentlichten Stellungnahme sprechen sich die Nationale Akademie der
Wissenschaften Leopoldina und die Union der deutschen Akademien der
Wissenschaften deswegen für ein neues Fortpflanzungsmedizingesetz aus.

Das Embryonenschutzgesetz von 1990 regelt bis heute weitgehend unverändert
den Umgang mit der Fortpflanzungsmedizin. Diese Rechtslage zwingt die
Behandelnden nicht selten zu einer dem heutigen internationalen
medizinischen Stand nicht mehr angemessenen Behandlung und führt zu
unnötigen Risiken für Mutter und Kind. Darüber hinaus wird das
Embryonenschutzgesetz dem gesellschaftlichen Wandel und der Vielfalt
heutiger Familienformen nicht mehr gerecht. Eine interdisziplinäre
Arbeitsgruppe der Leopoldina und der Akademienunion hat sich mit den
medizinischen, rechtlichen und ethischen Fragen der Fortpflanzungsmedizin
beschäftigt. Besonderes Augenmerk widmen die Autorinnen und Autoren der
Aufklärung und Beratung einschließlich der psychosozialen Beratung der
betroffenen Paare sowie der Organisation und Finanzierung der
Fortpflanzungsmedizin. Folgende Punkte werden in der resultierenden
Stellungnahme als besonders regelungsbedürftig benannt:

Elective Single-Embryo-Transfer: Hierbei wird aus einer größeren Zahl von
Embryonen geplantermaßen nur derjenige mit der größten
Entwicklungsfähigkeit ausgewählt und nur dieser der Frau übertragen.
Dieses in vielen Ländern angewendete Verfahren vermeidet risikobehaftete
und gesundheitsgefährdende Mehrlingsschwangerschaften, ohne die
individuelle Chance auf eine Schwangerschaft nennenswert zu verringern.
Dieses Vorgehen ist in Deutschland jedoch bei Strafe untersagt.

Eizellspende: Die Samenspende ist in Deutschland erlaubt, die Eizellspende
verboten. Während also infertile Männer mithilfe einer Keimzellspende eine
Familie gründen können, ist dies Frauen, die etwa infolge einer
Krebserkrankung keine eigenen Eizellen mehr bilden können, verwehrt. Diese
Ungleichbehandlung lässt sich schwerlich rechtfertigen. Aufgrund der
Gesetzeslage sehen sich viele Paare veranlasst, eine Eizellspende im
Ausland in Anspruch zu nehmen. Dort wird oft die anonyme Spende
praktiziert, wodurch dem Kind das verfassungsrechtlich verbriefte Recht
auf Kenntnis seiner Abstammung versagt bleibt. Insofern beeinträchtigt das
Verbot der Eizellspende in Deutschland indirekt das Kindeswohl.

Embryospende: Das geltende Recht erlaubt in Ausnahmefällen die
Embryospende. Eine klare gesetzliche Regelung für die Spende und den
Empfang gespendeter Embryonen fehlt allerdings. Insbesondere die
familienrechtlichen Implikationen bedürfen einer klaren Regelung.

Leihmutterschaft: Besonders schwierige ethische und rechtliche Fragen
wirft die in Deutschland verbotene Leihmutterschaft auf. Hier besteht in
jedem Fall Regelungsbedarf für die im Ausland von einer Leihmutter
geborenen, jedoch in Deutschland aufwachsenden Kinder.

Kryokonservierung von Eizellen: An vielen fortpflanzungsmedizinischen
Zentren werden Eizellen kryokonserviert. Dies geschieht zum Beispiel aus
medizinischen Gründen, etwa vor einer Chemotherapie. Im Interesse der
Frau, des Paares und des zukünftigen Kindes sollten die Rahmenbedingungen
für die Aufbewahrung, Befruchtung und Übertragung geregelt werden.

Erstattung von Kosten für fortpflanzungsmedizinische Maßnahmen: Eine
Beschränkung der Finanzierung bei gesetzlich versicherten Paaren auf
Ehepaare sowie auf enge Altersgrenzen ist medizinisch und gesellschaftlich
kaum zu rechtfertigen. Die nur teilweise Erstattung der erheblichen Kosten
der Behandlungen schafft zudem soziale Ungerechtigkeiten.

Die von Leopoldina und Akademienunion vorgelegte Stellungnahme liefert
eine umfassende Bestandsaufnahme der fortpflanzungsmedizinischen Praxis
und ihrer medizinischen, ethischen und rechtlichen Herausforderungen.
Aufbauend darauf werden die Grundgedanken und zentralen Aspekte einer
zukünftigen gesetzlichen Regelung dargelegt. Es werden konkrete
Regelungsvorschläge für gängige fortpflanzungsmedizinische Verfahren
einschließlich der Eizellspende, der Samenspende, der Embryospende und der
Präimplantationsdiagnostik unterbreitet. Für die Leihmutterschaft werden
akuter Regelungsbedarf und langfristige Handlungsoptionen aufgezeigt.

"Fortpflanzungsmedizin in Deutschland - für eine zeitgemäße Gesetzgebung"
- Gemeinsame Stellungnahme der Nationalen Akademie der Wissenschaften
Leopoldina und der Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, 2019,
124 S., ISBN: 978-3-8047-3423-4

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/fortpflanzungsmedizin

http://www.leopoldina.org/themen/thema-fortpflanzungsmedizin/
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ERNÄHRUNG/1482: Stillförderung geht alle an - Fachkonferenz weist den Weg für ein stillfreundliches Deutschland (idw)


Netzwerk Gesund ins Leben - 05.06.2019

Stillförderung geht alle an - Fachkonferenz weist den Weg für ein stillfreundliches Deutschland



Stillende Frauen haben immer wieder mit Schwierigkeiten zu kämpfen: sie
werden aus Restaurants komplimentiert oder sehen sich mit
Falschinformationen konfrontiert. Das kann stillende Mütter verunsichern
und werdende Mütter in ihrer Stillabsicht beeinflussen. Es ist also an
der Zeit, die Stillfreundlichkeit Deutschlands auf den Prüfstand zu
stellen und zu verbessern.

Den Weg in ein stillfreundliches Deutschland weist das internationale
Forschungsvorhaben Becoming Breastfeeding Friendly (BBF). Hier hat eine
Kommission aus nationalen Expertinnen und Experten systematisch Daten aus
allen wichtigen Handlungsfeldern zum Stillen in Deutschland bewertet und
konkrete Empfehlungen abgeleitet.

Wie kann Deutschland stillfreundlich werden? Nicht nur theoretisch und für
manche, sondern überall, jederzeit und für jede Frau, die stillen möchte?
Frauen und ihr soziales Umfeld müssen auf allen Ebenen der Gesellschaft
stillfreundliche Bedingungen vorfinden. Den Weg dahin weisen neue
Empfehlungen zur Stillförderung in Deutschland aus dem Forschungsvorhaben
Becoming Breastfeeding Friendly. Die zukunftsweisenden Ergebnisse wurden
am 5. Juni 2019 auf der Fachkonferenz "Wie stillfreundlich ist
Deutschland?" vorgestellt. Sie können einen wesentlichen Beitrag zum
gesunden Aufwachsen und zur Gesundheitsförderung bei Kindern leisten.

Nationale und internationale Expertengruppen empfehlen, das Stillen als
natürliche und bevorzugte Ernährungsform für Säuglinge zu fördern. Die
gesundheitliche Bedeutung für Mutter und Kind ist gut belegt. Auch aus
Sicht der Bindungsförderung und der Gesundheitsökonomie spricht vieles für
das Stillen. Dennoch stillen in Deutschland nur rund zwei Drittel der
Mütter ihre neu geborenen Säuglinge ausschließlich - in den folgenden
Monaten sinkt diese Zahl deutlich. Kinder aus sozial benachteiligten
Verhältnissen werden seltener und kürzer gestillt. Sie profitieren daher
weniger vom gesundheitlichen Nutzen des Stillens. Das gilt ebenso für
Kinder von jungen Müttern und von Frauen, die in der Schwangerschaft
geraucht haben. Frauen und junge Familien begegnen offensichtlich noch
nicht überall einem stillfreundlichen Umfeld.

Erstmalig systematische Bestandsaufnahme

Im internationalen Forschungsvorhaben Becoming Breastfeeding Friendly
(BBF) wurde ab September 2017 eine systematische Bestandsaufnahme zum
Stand der Stillförderung in Deutschland vorgenommen. Dazu recherchierte
eine Kommission aus Expertinnen und Experten aus Politik, Praxis,
Wissenschaft und Medien Informationen zu allen wichtigen Handlungsfeldern
der Stillförderung und analysierte die Daten systematisch auf der
Grundlage von 54 internationalen BBF-Bewertungskriterien. Das
Forschungsvorhaben BBF wird auf Initiative des
Bundesernährungsministeriums vom Netzwerk Gesund ins Leben und der
Nationalen Stillkommission gemeinsam mit der Yale School of Public Health
durchgeführt. Das Netzwerk Gesund ins Leben ist angesiedelt am
Bundeszentrum für Ernährung (BZfE) in der Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung (BLE).

Die Ergebnisse wurden der Öffentlichkeit am 5. Juni 2019 in Berlin auf der
Fachkonferenz "Wie stillfreundlich ist Deutschland?" vorgestellt. Rund 170
Interessierte und Akteure aus den verschiedensten Bereichen der
Stillförderung waren vor Ort, um mit den BBF-Expertinnen und Experten und
Podiumsgästen die Zukunft der Stillförderung in Deutschland zu
diskutieren.

Deutschland ist gemäß der BBF-Auswertung derzeit als moderat
stillfreundlich zu beschreiben. Die Gesetzgebung und Finanzierung
wichtiger Maßnahmen der Stillförderung wie Mutterschutzgesetz und
Elterngeld gehören zu den Stärken. Besonders schwach schneidet Deutschland
in den Handlungsfeldern Werbung sowie Forschung & Evaluation ab. Die
Ergebnisse zeigen differenziert Ansatzpunkte auf, um die Rahmenbedingungen
für das Stillen zu verbessern. Diese hat die BBF-Kommission zu acht
Empfehlungen zusammengeführt:

A. Eine nationale Strategie zur Stillförderung in Deutschland entwickeln.

B. Eine gemeinsame Kommunikationsstrategie für die Stillförderung
entwickeln und umsetzen.

C. Standards evidenzbasierter Stillförderung und -beratung implementieren.

D. Lehrinhalte zum Thema Stillen in der Ausbildung von Ärztinnen und
Ärzten und einschlägigen Gesundheitsfachberufen vereinheitlichen, soweit
dies in den jeweiligen Ausbildungen bereits verankert ist. Aufgaben- und
kompetenzbasierte Fort- und Weiterbildung in Stillförderung und -beratung
für Ärztinnen und Ärzten, einschlägige Gesundheitsfachberufe und weitere
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren sicherstellen.

E. Durch Vernetzung aller Akteurinnen und Akteure vor Ort einen
niedrigschwelligen Zugang zu evidenzbasierter Stillberatung und -unterstützung ermöglichen.

F. Vereinbarkeit von Stillen und Beruf, Studium sowie Ausbildung
fördern und hierzu adressatengerecht informieren.

G. Regelungen und Praxis zur Vermarktung von
Muttermilchersatzprodukten prüfen, dokumentieren und hierzu informieren.

H. Ein systematisches Stillmonitoring für Deutschland etablieren.

Derzeit gibt es zahlreiche Einzelaktivitäten zum Stillen, allerdings ohne
übergeordnete Koordination. Deutschland braucht eine nationale Strategie
zur Stillförderung, lautet deshalb die Rahmenempfehlung aus dem
BBF-Prozess, die Maßnahmen aus allen anderen BBF-Empfehlungen integriert.
"Stillförderung ist ein wichtiges nationales Anliegen, das mit Blick auf
ganz Deutschland gestaltet werden muss. Das Bundesernährungsministerium
wird deshalb eine zentrale Koordinierungsstelle für die Entwicklung und
Umsetzung einer nationalen Strategie zur Stillförderung einrichten. Zur
Stärkung der Forschung und Evaluation wurde mit der Gründung des Instituts
für Kinderernährung am Max Rubner-Institut (MRI) eine wichtige
Weichenstellung in diesem Bereich bereits vollzogen. Denn hier soll unter
anderem das Stillmonitoring für Deutschland entwickelt werden", verkündete
Dr. Hermann Onko Aeikens, Staatsekretär des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft.

Die systematische BBF-Analyse ist für Deutschland einzigartig. Sie bietet
die Chance, die Rahmenbedingungen für das Stillen nicht nur punktuell,
sondern nachhaltig und an allen wichtigen Stellen zu verbessern.
Individuelle und strukturelle Stillhemmnisse würden reduziert, damit sich
noch mehr Frauen informiert und selbstbestimmt für das Stillen entscheiden
können. Stillende würden während ihrer gesamten Stillzeit bedarfsgerecht
professionell unterstützt und in ihrem Handeln gestärkt. Stillen ist kein
Selbstläufer - gerade am Anfang brauchen viele Frauen kompetente
Unterstützung. Dabei ist die Vielfalt der Lebensformen und
Lebenssituationen zu beachten.

"Unser Selbstverständnis ist, dass (werdende) Familien selbstbestimmt
entscheiden und alle Akteure der Stillförderung diese informierte
Entscheidung respektieren - ob eine Frau nun stillt oder sich dagegen
entscheidet", unterstreicht Maria Flothkötter, die als Leiterin des
Netzwerks Gesund ins Leben verantwortlich ist für das Forschungsprojekt
BBF. "Wichtig ist, dass alle Frauen mit Stillwunsch die bestmöglichen
Rahmenbedingungen vorfinden. Hier hat Becoming Breastfeeding Friendly
Verbesserungsbedarf identifiziert."

Dokumente "Faktenblatt Ergebnisse" und "Empfehlungen"

www.gesund-ins-leben.de/inhalt/ergebnisse-31349.html

Fachkonferenz: Wie stillfreundlich ist Deutschland?

www.gesund-ins-leben.de/inhalt/wie-stillfreundlich-ist-deutschland-31316.html


Über Gesund ins Leben

Gesund ins Leben ist ein Netzwerk von Institutionen, Fachgesellschaften
und Verbänden, die sich mit jungen Familien befassen. Das Ziel ist, Eltern
einheitliche Botschaften zur Ernährung und Bewegung zu vermitteln, damit
sie und ihre Kinder gesund leben und aufwachsen. Das Netzwerk Gesund ins
Leben ist angesiedelt im Bundeszentrum für Ernährung (BZfE) der
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) und Teil des
nationalen Aktionsplans "IN FORM - Deutschlands Initiative für gesunde
Ernährung und mehr Bewegung". 

Weitere Informationen unter: 

www.gesund-ins-leben.de

Weitere Informationen finden Sie unter

Dokumente "Faktenblatt Ergebnisse" und "Empfehlungen"

http://www.gesund-ins-leben.de/inhalt/ergebnisse-31349.html

Fachkonferenz: Wie stillfreundlich ist Deutschland?

http://www.gesund-ins-leben.de/inhalt/wie-stillfreundlich-ist-deutschland-31316.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72115

Faktenblatt/Policy brief

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2053
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FORSCHUNG/4051: Wie Proteine Ribonukleinsäuren spezifisch erkennen (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 05.06.2019

Wie Proteine Ribonukleinsäuren spezifisch erkennen

Neue Methode zur Untersuchung der RNA-Erkennung unter Federführung der
Universität Gießen etabliert - Identifikation neuer Zielgene von
tumorrelevanten Proteinen möglich



Vom Gen zum Protein ist es ein langer Weg: Um Erbinformationen in Proteine
zu "übersetzen", werden die auf dem Genom kodierten Informationen über
sogenannte Boten-Ribonukleinsäuren (messenger oder mRNAs) vom Zellkern zu
den Ribosomen transportiert. In den Ribosomen werden dann die Proteine
hergestellt. Die Expression der Boten-RNAs wird zum großen Teil durch
RNA-bindende Proteine gesteuert, von denen es beim Menschen mehr als 1.000
gibt. Wie diese Proteine die RNA spezifisch erkennen, ist noch weitgehend
unbekannt. Unter Federführung der Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Albrecht
Bindereif, Institut für Biochemie der Justus-Liebig-Universität Gießen
(JLU), wurde gemeinsam mit Teams des Helmholtz-Zentrum München und der
Universität Halle nun ein systematischer Ansatz entwickelt, mit dem
kombinatorische RNA-Erkennungsprozesse analysiert und molekular aufgeklärt
werden können. Diese Methode wurde in der Fachzeitschrift "Nature
Communications" publiziert.

Die Proteine, die an die RNA binden, besitzen RNA-Erkennungsdomänen. Dies
sind besondere Bereiche, mit denen die Proteine wenige Nukleotidbausteine
auf der RNA "erkennen" und zum Beispiel die Stabilität oder die zelluläre
Lokalisation der RNA bestimmen und regulieren. Zahlreiche
RNA-Bindeproteine besitzen sogar mehrere Erkennungsbereiche innerhalb
desselben Proteins, die jeweils an kurze benachbarte Sequenzelemente auf
der RNA binden. So kann ein längerer RNA-Abschnitt mit hoher Spezifität
erkannt werden. Wie diese kombinatorische RNA-Erkennung funktioniert und
systematisch untersucht werden kann, haben die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler nun erforscht.

Ihre allgemein anwendbare experimentelle Strategie etablierten sie an
einem klassischen RNA-Bindeprotein: IMP3, ein bekanntes
Tumor-Markerprotein, das über sechs Erkennungsbereiche seine RNA-Zielsequenzen
mit hoher Genauigkeit findet. "Diese experimentelle Strategie wird auch
erlauben, neue Zielgene dieses tumorrelevanten Proteins zu identifizieren
und dadurch neue Krankheitsmechanismen aufzuklären", so Prof. Bindereif.

Für die Entwicklung der Strategie war multidisziplinäre Zusammenarbeit
essenziell: Das Team von Prof. Bindereif (JLU) arbeitete im Bereich
Biochemie und Bioinformatik, drei weitere Gruppen führten
strukturbiologische molekulare Analysen durch (Prof. Dr. Michael Sattler,
Dr. Andreas Schlundt, Prof. Dr. Dierk Niessing, alle am Helmholtz-Zentrum
München) und eine weitere brachte zellbiologische Expertise ein (Prof. Dr.
Stefan Hüttelmaier, Universität Halle). Diese beteiligten Gruppen arbeiten
in einem DFG-geförderten Schwerpunktprogramm (SPP 1935) zusammen, außerdem
handelt es sich um eine Kooperation innerhalb des seit dem Juli 2018
laufenden DFG-Graduiertenkollegs zu regulatorischen Ribonukleinsäuren
(GRK 2355).


Originalpublikation:

Tim Schneider, Lee-Hsueh Hung, Masood Aziz, Anna Wilmen, Stephanie Thaum,
Jacqueline Wagner Robert Janowski, Simon Müller, Silke Schreiner, Peter
Friedhoff, Stefan Hüttelmaier, Dierk Niessing, Michael Sattler, Andreas
Schlundt, Albrecht Bindereif. Combinatorial recognition of clustered RNA
elements by the multidomain RNA-binding protein IMP3. 

Nature Communications 2019 May 22;10(1):2266.

DOI: 10.1038/s41467-019-09769-8

www.nature.com/articles/s41467-019-09769-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution217
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Justus-Liebig-Universität Gießen - 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





VORSORGE/811: Lebergesundheit - Wertvolle Tipps zur Unterstützung (AOK)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 6. Juni 2019

Lebergesundheit: Wertvolle Tipps zur Unterstützung



Bad Homburg - Die Leber ist mit rund zwei Kilogramm Gewicht das größte
innere Organ des menschlichen Körpers. Zudem ist sie ein wahres
Multitalent: Sie produziert die Galle, steuert unseren Hormon- und
Energiehaushalt und speichert lebenswichtige Nährstoffe wie Fette,
Vitamine und Mineralstoffe. Erfreulicherweise verzeiht die Leber
vieles und kann sich bis zu einem gewissen Punkt selbstständig
regenerieren. Damit sie möglichst lange mit voller Leistungsfähigkeit
erhalten bleibt, sollte bewusst auf die Lebergesundheit geachtet
werden. Die AOK Hessen gibt einige Tipps, wie das Organ gezielt
unterstützt werden kann.

Noch bekannter ist die Leber für ihre Funktion als
"Entgiftungsstation". Durch Umwelteinflüsse oder über die Nahrung
gelangen verschiedene Gifte in unseren Körper. Wie ein
Hochleistungsfilter entzieht das Organ dem Blut diese Schadstoffe. So
werden Alkohol und Nikotin, aber auch Pestizide oder
Konservierungsstoffe im Körper durch die Leber umgewandelt und
entgiftet. Abschließend sorgt die Leber dafür, dass diese Stoffe über
die Nieren oder den Darm wieder ausgeschieden werden können.
Folgende Tipps unterstützen bei der Erhaltung der Lebergesundheit:

- Gesunder Flüssigkeitshaushalt: 

Ein Erwachsener sollte mindestens zwei Liter Flüssigkeit pro Tag zu
sich nehmen. Dazu empfehlen sich vor allem ungesüßte Getränke wie
Wasser, Früchte- oder Kräutertee. Dadurch wird der Kreislauf
unterstützt und den Organen dabei geholfen, Schadstoffe schnell zur
Leber zu transportieren.

- Dunkle Schokolade: 

Dank ihres hohen Kakaogehalts hat sie eine positive Wirkung auf die
Leber. In der dunklen Schokolade stecken spezielle Pflanzenstoffe, die
eine antioxidative und entspannende Wirkung haben. Außerdem senkt sie
den Blutdruck und trägt zu einer besseren Durchblutung der Leber bei.

- Mäßiger Alkoholkonsum: 

Ein einzelnes Glas Wein oder Bier kann die Leber ausgleichen. Jedes
weitere Glas bedeutet für sie jedoch eine starke Belastung. Wird über
längere Zeit eine größere Menge Alkohol zu sich genommen, kann dies
zur Überforderung der Leber führen und bleibende Schäden verursachen.
Eine Fettleber kann beispielsweise die Folge sein. Bei regelmäßigem
Alkoholkonsum sollte an mindestens zwei Tagen pro Woche ganz auf
alkoholische Getränke verzichtet werden, damit sich die Leber erholen
kann. Mit dem vollen Verzicht auf Alkohol bleibt dem Organ eine Menge
Entgiftungsarbeit erspart.

- Leberwickel: 

Ein beliebtes Hausmittel, das besonders nach fettigem Essen Wunder
wirken kann, ist der Leberwickel. Dazu wird einfach ein Handtuch in
heißes Salzwasser eingetaucht, gut ausgewrungen und auf die rechte
Bauchseite, auf Höhe des Bauchnabels, platziert. Dort sitzt die Leber.
Anschließend legt man eine Wärmflasche darüber und lässt den Wickel
dreißig Minuten wirken. Die Wärme unterstützt die Leber zusätzlich bei
ihrer Arbeit.

- Kaffee: 

In maßvollen Mengen, etwa zwei Tassen pro Tag, kann der Wachmacher die
Leber bei ihrer Arbeit unterstützen. Das schwarze Bohnengetränk
enthält nämlich Bitterstoffe und bioaktive Substanzen, die die Leber
schützen.

- Bitterstoffe: 

Regen die Produktion von Galle an und sorgen so dafür, dass die Leber
das Fett aus der Nahrung besser verarbeiten kann. Gemüsesorten und
Pflanzen wie, Chicorée, Löwenzahn oder Artischocken enthalten viele
Bitterstoffe.

 * 

Quelle:

AOK Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressmitteilung vom 6. Juni 2019

61352 Bad Homburg
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DEMENZ/440: Körperliche Inaktivität als Risikofaktor für Demenz überschätzt? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 05.06.2019

Körperliche Inaktivität als Risikofaktor für Demenz überschätzt?



Im British Medical Journal wurde eine Metaanalyse publiziert [1], in der
über 400.000 Teilnehmer im Hinblick darauf ausgewertet wurden, ob
körperliche Inaktivität einen Risikofaktor für die spätere Entwicklung
einer Demenz darstellt. Demzufolge scheint Sport einen geringeren direkten
präventiven Einfluss zu haben als bislang angenommen. Dennoch raten die
Experten weiterhin zur körperlicher Aktivität. Denn Sport schützt vor
kardiovaskulären und metabolischen Erkrankungen, die wiederum Demenzen
begünstigen können.

Verschiedene Studien zeigten, dass körperliche Aktivität und sportliche
Betätigung zu besserer kognitiver Leistungsfähigkeit führen - ob jedoch
umgekehrt die körperliche Inaktivität die spätere Entwicklung einer
Demenzerkrankung begünstigt (und in welchem Umfang), ist dagegen als nicht
abschließend geklärt [2]. Demenzerkrankungen geht oft eine bis zu
zehnjährige präklinische Phase voran, in der uncharakteristische
Vorzeichen (Prodromi) auftreten. Zu denen gehört auch eine abnehmende
körperliche Aktivität. Insofern könnte die körperliche Inaktivität auch
ein frühes Vorzeichen der Demenzerkrankung sein und kein ursächlicher
Risikofaktor wie bislang angenommen, zumal die meisten Studien eine
Nachbeobachtungszeit von weniger als zehn Jahren hatten.

Um dieses "Henne-Ei-Problem" zu lösen, also um zu untersuchen, ob
körperliche Inaktivität zu Demenz beiträgt oder sie ein frühes Symptom
einer Demenzerkrankung ist, wurde eine große Metaanalyse initiiert, die
nur Studien mit sehr langen Nachbeobachtungszeiten einschloss. Die
Studienergebnisse liegen nun vor [1]. Insgesamt waren 9.741 Studien
gesichtet und auf ihre Eignung überprüft worden. Aus 19 prospektiven
Beobachtungsstudien wurden dann die Daten von 404.840 einzelnen
Studienteilnehmern aus elektronischen Patientenakten extrahiert und als
gemeinsame Studienpopulation in der vorliegenden Metanalyse ausgewertet.
Primärer Endpunkt war die Inzidenz der Alzheimer-Demenz sowie von Demenzen
jedweder Ursache. Gesondert betrachtet wurde die Bedeutung begleitender
Stoffwechsel- und Gefäßerkrankungen wie Diabetes mellitus, Schlaganfälle
und Herzkranzgefäßerkrankungen (koronare Herzkrankheit, KHK), die als
sekundäre Endpunkte erfasst wurden. Die Teilnehmer waren initial
demenzfrei, das mittlere Alter lag bei 45,5 Jahren, 57,7% waren weiblich.
Bei allen war zu Studienbeginn die physische Aktivität bewertet worden.
Als physisch inaktiv wurden Angaben definiert wie "weniger als 30 Minuten
wöchentliches Laufen/Joggen/zügiges Gehen", "sehr wenige/nur gelegentliche
Spaziergänge" oder "sportliche Betätigung nur ein paarmal im Jahr".

Die Gesamtinzidenz aller Demenzformen betrug 2.044/6 Millionen
Personenjahre; eine Alzheimer-Demenz betraf 1.602/5,2 Millionen
Personenjahre. Bei Messungen, die weniger als zehn Jahre vor einer
Demenzdiagnose erfolgten, war physische Inaktivität mit einer um 40%
höheren späteren Demenzinzidenz assoziiert (HR 1,4); ähnlich verhielt es
sich speziell mit der Alzheimerdemenz (HR 1,36). Zur Klärung einer
möglichen reversen Kausalitätsbeziehung wurden für die Analyse nur
Aktivitäts-Messungen, die mehr als zehn Jahre vor einer Demenzdiagnose
erfolgt waren, berücksichtigt. Dabei zeigte sich dann jedoch kein
statistischer Zusammenhang zwischen physischer Inaktivität und
Demenzrisiko.

"Hinsichtlich des Demenzrisikos scheinen bisherige Beobachtungsstudien den
Faktor physische Inaktivität wegen zu kurzer Studiendauern überschätzt zu
haben, denn in der vorliegenden Meta-Analyse zeigte sich kein direkter
Zusammenhang zwischen körperlicher Inaktivität und späterer
Demenzerkrankung ", so Prof. Dr. med. Thomas Duning, Oberarzt an der
Klinik für Neurologie, Universitätsklinikum Münster. "Dennoch empfehlen
wir älteren Menschen, sportlich aktiv zu sein, da Sport kardiovaskulären
und metabolischen Erkrankungen vorbeugt, die wiederum Demenzen begünstigen
können." Auch in der vorliegenden Studie war die physische Inaktivität mit
einem erhöhten Risiko für Diabetes (HR 1,42), KHK (HR 1,24) und
Schlaganfälle (HR 1,16) assoziiert. Bei Teilnehmern, bei denen
kardiometabolische Erkrankungen einer Demenz vorausgingen, stellte
körperliche Inaktivität (gemessen vor >10 Jahren) auch ein gewisses
Demenzrisiko dar (HR 1,3), welches allerdings die statistische Signifikanz
verfehlte.


Literatur
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Physical inactivity, cardiometabolic disease, and risk of dementia: an
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DEMENZ/439: Konzertierte Aktion Pflege - Verbesserungen begrüßt, warnt aber vor Mehrbelastungen der Familien (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 4. Juni 2019

Konzertierte Aktion Pflege: Deutsche Alzheimer Gesellschaft begrüßt Verbesserungen, warnt aber vor Mehrbelastungen der Familien



Berlin, 4. Juni 2019. Mit der Konzertierten Aktion Pflege (KAP) wollen die
Bundesministerien für Gesundheit, Arbeit und Soziales sowie Familie
gemeinsam dem Notstand in der Pflege begegnen. Die Deutsche Alzheimer
Gesellschaft (DAlzG) begrüßt diese dringend notwendigen Anstrengungen,
sie weist aber gleichzeitig darauf hin, dass die Kosten der geplanten
Maßnahmen nicht von den Betroffenen und ihren Familien alleine getragen
werden können.

"In der Beratung am Alzheimer-Telefon erfahren wir täglich, wie schwer
es für die Familien inzwischen geworden ist, für einen demenzerkrankten
Angehörigen einen Platz in einer Tages- oder Kurzzeitpflege oder in einem
Pflegeheim zu finden", sagt Sabine Jansen, Geschäftsführerin der
DAlzG. "Das gilt noch verstärkt für Betroffene, die anstrengende
Verhaltensweisen zeigen. Oft sind die pflegenden Angehörigen dadurch bis
über ihre Grenzen hinaus belastet. Daher begrüßen wir jede Initiative
der Bundesregierung, die Situation zu verbessern, indem der Pflegeberuf
attraktiver gemacht wird. Gleichzeitig darf eine bessere Entlohnung in der
Pflege aber nicht zulasten der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen
gehen. Die Eigenanteile für die Pflegekosten müssen sowohl in der
ambulanten als auch in der stationären Pflege gedeckelt werden, um das
Armutsrisiko durch Pflegebedürftigkeit nicht immer weiter zu steigern.
Hier ist eine solidarische Finanzierung im Rahmen der Fürsorgepflicht des
Staates dringend erforderlich!"

Bisher übernimmt die Pflegeversicherung je nach Pflegegrad einen
festgelegten Beitrag für die Pflegekosten. Pflegekosten, die darüber
hinausgehen, müssen ebenso wie die Kosten für Wohnraum und Verpflegung
von den Betroffenen selbst bezahlt werden. Erhöhte Lohnkosten für die
Mitarbeitenden werden von den Pflegeanbietern direkt an die
Pflegebedürftigen weitergegeben. Eine bessere Entlohnung für die
Pflegeberufe ist eine zentrale Strategie der KAP, um den Pflegeberuf
attraktiver zu machen. Daneben sind die verstärkte Anwerbung von
Pflegekräften aus dem Ausland sowie eine stärkere Digitalisierung der
Pflege vorgesehen.

 * 

Hintergrund:

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom
Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3
Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz 

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres
Leben mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und
ihre Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung
und ist ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus
Forschung und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130
Alzheimer-Gesellschaften unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort.
Gegenüber der Politik vertritt sie die Interessen der Betroffenen und
ihrer Angehörigen.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de
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DIABETES/2060: Glukose messen, aber richtig - Neuer Leitfaden gibt Empfehlungen (VDBD)


Verband der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland e.V. (VDBD) - 4. Juni 2019

Glukose messen, aber richtig!

Neuer Leitfaden gibt Empfehlungen



Berlin, Juni 2019 - In der Therapie der mehr als sieben Millionen
Diabetes-Patienten in Deutschland spielt das Selbstmanagement eine
lebenswichtige Rolle. Die selbstverantwortliche Umsetzung der
Diabetestherapie ist Voraussetzung für eine gute Blutzuckereinstellung
und hohe Lebensqualität der Patienten. In der Diabetes-Schulung lernen
die Betroffenen, eigenständig mit ihrer Krankheit umzugehen.
Diabetesberater/innen und Diabetesassistenten/innen vermitteln Wissen
und leiten zum Selbstmanagement an, so auch zur
Glukose-Selbstkontrolle. Wie die Glukosemessung korrekt durchgeführt
wird, darüber klärt jetzt ein aktueller Leitfaden des Verbandes der
Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland e.V. (VDBD)
auf.

Das Glukosemonitoring spielt in der Therapie von Menschen mit Diabetes
Typ 1 und Typ 2 eine große Rolle. Vor allem Diabetes-Patienten, die
Insulin spritzen und die Dosis selbstständig an den Bedarf anpassen,
müssen täglich ihren Glukosespiegel messen, um eine
Stoffwechselentgleisung zu vermeiden. Den Betroffenen stehen dabei
zwei Methoden zur Verfügung: die Selbstmessung des Glukosewertes im
Kapillarblut mithilfe eines kleinen Blutzuckermessgeräts sowie einer
Stechhilfe (SMBG) und die kontinuierliche Glukosemessung (CGM bzw.
FGM), bei der mithilfe von Sensoren über eine dünne Nadel im
Unterhautfettgewebe rund um die Uhr die Gewebezuckerwerte gemessen
werden. Der VDBD-Leitfaden enthält zu beiden Arten der Glukosemessung
detaillierte Informationen, Anleitungen zur Durchführung, aber auch
Hinweise zu möglichen Fehlern, die bei den Messungen gemacht werden
können.

Die klassische Selbstmessung des Blutzuckerspiegels kommt sowohl bei
Patienten mit Typ-1- als auch bei Patienten mit Typ-2-Diabetes zum
Einsatz, vor allem sofern der Messwert eine konsequente Handlung
erfordert. Eine Verbesserung der Stoffwechsellage wird bei Menschen
mit Typ-2-Diabetes in erster Linie über einen veränderten Lebensstil
und orale Antidiabetika erreicht. Das Risiko einer Unterzuckerung ist
bei diesen Patienten geringer, weshalb eine kontinuierliche Messung
der Glukose meist nicht notwendig ist und deren Kosten von der
Krankenkasse auch nicht übernommen werden. "Gerade bei einer
lebensstilverändernden Therapie, die auf eine gesunde, ausgewogene
Ernährung und regelmäßige Bewegung setzt, bietet die klassische
Selbstmessung jedoch die unverzichtbare Möglichkeit, die Wirksamkeit
der Lebensstiländerungen zu überprüfen", so Dr. rer. medic. Nicola
Haller, Vorstandsvorsitzende des VDBD.

Die kontinuierliche Glukosemessung kommt vor allem bei Menschen mit
Diabetes Typ 1 zum Einsatz. "Die Geräte zur kontinuierlichen
Glukosemessung, kurz CGM/FGM, können den Alltag der Betroffenen und
den Umgang mit der chronischen Erkrankung immens erleichtern. Sie
bieten eine Fülle an Zusatzinformationen und bieten einen Blick auf
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft des Glukoseverlaufs", erläutert
Elisabeth Schnellbächer, eine der drei Autorinnen des Leitfadens und
erfahrene Diabetesberaterin. Die Patienten erfahren dank der
kontinuierlichen Messung, wie sich ihre Gewebezuckerwerte im
Tages- und Nachtverlauf verändern und können rechtzeitig alarmiert
werden, wenn Unter- oder Überzuckerungen drohen. "Diabetes-Patienten,
die ein CGM verwenden, sollen jedoch auch dazu in der Lage sein, die
klassische Selbstmessung der Blutglukose durchzuführen", so
Schnellbächer. "So ist es zum Beispiel sinnvoll bei zu niedrigen, zu
hohen oder nicht erklärbaren Werten, eine Kontrollmessung mit
Blutzuckermessgerät und Stechhilfe durchzuführen."

Damit die Blutzucker-Selbstkontrolle korrekt durchgeführt, die
technischen Hilfsmittel sicher angewendet und so eine erfolgreiche
Therapie erreicht werden kann, müssen die Diabetes-Patienten geschult
werden. "Nur wer seine gemessenen Blutzuckerwerte richtig
interpretieren und einschätzen kann, ist auch in der Lage, eventuell
notwendige Konsequenzen zu ziehen, wie beispielsweise das zusätzliche
Spritzen von Insulin bei einer Überzuckerung und die Behandlung mit
schnellwirksamen Kohlenhydraten bei niedrigen Blutzuckerwerten",
ergänzt Dr. Haller.

Mit dem neuen Leitfaden zur Glukose-Selbstkontrolle in Beratung und
Therapie gibt der VDBD Diabetesberaterinnen und Diabetesassistentinnen
und weiteren Health Care Professionals fachlich fundierte
Informationen zum Thema an die Hand. Damit die Beraterinnen das Wissen
im Alltag gut anwenden und an ihre Patienten weitergeben können, wird
der Leitfaden durch praxisnahe Tipps ergänzt. Zwar richtet sich der
Leitfaden in erster Linie an Fachkräfte in der Diabetesversorgung,
aber auch Diabetes-Patienten enthalten darin wertvolle Hinweise und
gut verständliche Hilfestellungen.

Der Leitfaden zur Glukose-Selbstkontrolle in Beratung und Therapie
kann ab dem 31. Mai 2019 kostenlos auf der VDBD-Homepage abgerufen und
heruntergeladen werden.


Quellen:

Verband der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland
e.V. (VDBD) (2019): Leitfaden zur Glukose-Selbstkontrolle in Beratung
und Therapie.

 * 

Der Verband der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland
e.V. (VDBD) ist die Solidar- und Interessengemeinschaft von rund 3.800
Diabetes-Beratern/innen DDG, Diabetes-Assistenten/innen DDG und
weiteren qualifizierten Fachkräften, die sich gezielt für Menschen mit
Diabetes mellitus und assoziierten Erkrankungen engagieren.

 * 
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Verband der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland e.V. (VDBD)

Pressemitteilung vom 4. Juni 2019
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DIABETES/2059: Amputationen vermeiden - Füße von Diabetikern benötigen täglich einen Kontrollblick und viel Pflege (idw)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 04.06.2019

Amputationen bei Diabetikern vermeiden

Füße von Diabetikern benötigen täglich einen Kontrollblick und viel Pflege



Diabetiker sollten ihre Füße täglich auf Hautdefekte untersuchen und viel
Sorgfalt bei der Fußpflege aufbringen. Denn sie unterliegen dem Risiko,
ein sogenanntes diabetisches Fußsyndrom zu erleiden - eine Spätfolge der
Zuckerkrankheit Diabetes mellitus. Dabei können sich kleine Verletzungen
schnell zu großen Wunden mit starken Entzündungen ausdehnen, die
unbehandelt zu langen Krankheitsverläufen mit operativen Eingriffen bis
hin zur Amputation führen können.

"Die Früherkennung von Auffälligkeiten ist entscheidend für eine gute
Heilung. Diabetiker sollten kleinste Hautrisse, Verletzungen und
Druckstellen am Fuß daher frühzeitig einem Spezialisten vorstellen", sagt
Prof. Dr. Carsten Perka, stellvertretender Präsident der Deutschen
Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU). Die DGOU gibt
Tipps, wie sich Komplikationen vermeiden lassen: Die konsequente
Selbstuntersuchung, richtiges Schuhwerk mit einer geeigneten Fußbettung
sowie täglich gewaschene und gecremte Füße gehören dazu.

Bei Diabetikern kommt es infolge langjähriger veränderter
Stoffwechsellagen, bedingt durch den erhöhten Blutzuckerspiegel, zu
Veränderungen des Fußes: betroffen sind Nerven, Blutgefäße, Muskeln,
Bänder und Knochen. Die Füße werden schnell trocken und rissig und sind
damit anfällig für Verletzungen. Die Wundheilung ist aufgrund von
Durchblutungsstörungen gestört. Zudem kommt es aufgrund von
Nervenschädigungen (Polyneuropathie) zum Verlust der
Schmerzempfindlichkeit: Beispielsweise wird ein schmerzendes Steinchen im
Schuh nicht wahrgenommen und kann den Fuß wund scheuern. "Die fehlende
Hautempfindlichkeit muss daher durch einen Kontrollblick ausgeglichen
werden", sagt Dr. Jörn Dohle, Leiter der DGOU-Sektion Deutsche Assoziation
für Fuß und Sprunggelenk (D.A.F.).

Findet sich eine kleine Verletzung oder eine beginnende Entzündung am Fuß,
sollte diese umgehend behandelt werden. "Leichte Defekte können sich
schnell zu chronischen Wunden entwickeln, wenn sie nicht frühzeitig
behandelt werden", warnt D.A.F.-Expertin Dr. Tanja Kostuj. So entstünden
Geschwüre, bei denen sich das umliegende Gewebe entzündet und abstirbt. In
der Folge drohten nicht selten die Amputation von Zehen, eines Fußes oder
eines ganzen Beines. Im Frühstadium ließen sich diese Wunden jedoch noch
gut behandeln. Eine weitere Komplikation des diabetischen Fußes ist der
sogenannte Charcotfuß: Durch Nerven- und Durchblutungsstörungen verlieren
die Fußknochen an Stabilität und können schon bei normaler Belastung
einbrechen und die gesamte Fußstatik zerstören. Das klinische Bild gleicht
anfangs einer Entzündung. Unbehandelt kommt es zur Verformung des Fußes,
die wiederum zu massiven Druckstellen und Geschwüren mit bakteriellen
Entzündungen führt.

Viele Patienten mit einem diabetischen Fußsyndrom gehen jedoch erst zum
Arzt, wenn sie ernsthafte Beschwerden haben und werden dann häufig zu spät
zum Spezialisten überwiesen. In Deutschland gibt es jährlich ca. 19.000
Amputationen des Ober- und Unterschenkels (Majoramputationen) und 44.0000
Amputationen des Fußes - in 43 Prozent der Fälle sind
Durchblutungsstörungen die Ursache dafür, in 39 Prozent der Fälle Diabetes
mellitus (*). Auf die schwerwiegenden Folgen einer Amputation macht Prof. Dr.
Bernhard Greitemann, Vorsitzender der DGOU-Sektion Vereinigung Technische
Orthopädie (VTO), aufmerksam: "Patienten haben nach einer Amputation ein
Leben lang Rehabilitationsbedarf - das Gehen mit einer Prothese muss neu
gelernt werden."

Präventionsmaßnahmen und die frühzeitige Diagnostik bzw. Therapie sind
entscheidend für den Erhalt der Füße bei Diabetikern. Orthopäden und
Unfallchirurgen raten daher zu folgenden Maßnahmen:

Selbstuntersuchung:

Diabetiker oder deren Angehörige sollten die Füße
täglich nach Verletzungen, Druckstellen und Nagelveränderungen absuchen.
Bei Schäden sollte unmittelbar ärztlicher Rat eingeholt werden, um das
Ausbreiten von Entzündungen zu verhindern.

Fußpflege: 

Die Füße sollten täglich gewaschen und eingecremt werden.
Auch die Pflege der Zehennägel gehört dazu, ggf. durch einen Fachmann.
Der Strumpfwechsel und die Desinfektion der Schuhe von innen sollten
täglich durchgeführt werden.

Schuhwerk: 

Diabetiker sollten nicht zu enges oder scheuerndes
Schuhwerk tragen, damit es nicht zu Druckstellen oder Geschwüren kommt.
Der Schuh sollte an den Zehen groß genug sein und keine innen liegenden
Nähte haben. Vorteilhaft ist ein weiches, atmungsaktives Leder sowie keine
oder eine weiche Vorderkappe. Bestehen bereits Nervenschäden
(Polyneuropathie) oder Fußfehlstellungen sollte auf eine geeignete
individuelle diabetikergerechte Weichbettung des Fußes geachtet werden.

Schuhwechsel: 

Diabetiker sollten zur Verminderung von Druckstellen öfter mal die Schuhe wechseln.

Sofort zum Arzt: 

Jede Schwellung am Fuß, kleinste Schäden an der Haut oder ein Pilzbefall sollten ärztlich untersucht werden.

Fußschutz: 

Barfußlaufen sollte wegen der Verletzungsgefahr ganz
vermieden werden, insbesondere wenn bereits eine Nervenschädigung
(Polyneuropathie) festgestellt wurde, d.h. der Schmerzreiz als natürlicher
Schutz vor tiefergreifenden Verletzungen ausfällt.

Vorstellung in einer "Diabetischen Fußambulanz": 

Bei bereits offenen und entzündeten Stellen am Fuß bzw. ausgeprägtem diabetischem Fußsyndrom
sollte zügig eine Wundsanierung erfolgen, um einer Amputation
entgegenzuwirken. Die Wundsanierung ist sehr anspruchsvoll und erfordert
daher eine konzentrierte Zusammenarbeit mit Spezialisten verschiedener
Fachgebiete. Dazu zählen: Diabetologen für die Optimierung der
Blutzuckereinstellung, Radiologen für die Gefäßdiagnostik, Gefäßchirurgen
für die Behandlung der Durchblutungsstörungen, Fußchirurgen für die
operative Therapie, Neurologen sowie Orthopädieschuhtechniker zur
Kontrolle der Schuhzurichtungen bzw. Orthesenversorgung. Diese
Expertenteams sind regional unterschiedlich organisiert und etabliert.

(*)Quelle: Statistisches Bundesamt 2016


Weitere Informationen:

www.dgou.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1739
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Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 04.06.2019
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SCHMERZ/788: Gute Nachricht für Schmerzpatienten - Chronischer Schmerz im neuen Diagnoseschlüssel ICD-11 enthalten (idw)


Universitätsmedizin Mannheim - 05.06.2019

Gute Nachricht für Schmerzpatienten: Chronischer Schmerz im neuen Diagnoseschlüssel ICD-11 enthalten

Vom Mannheimer Neurophysiologen Prof. Dr. med. Rolf-Detlef Treede mit auf
den Weg gebracht



Die elfte Version der ICD, der Internationalen statistischen
Klassifikation von Krankheiten und verwandten Gesundheitsproblemen (*), ist
vor zehn Tagen bei der Versammlung der Weltgesundheitsorganisation (WHO)
von ihren 96 Mitgliedsstaaten verabschiedet worden. "Die ICD-11 wurde für
das 21. Jahrhundert aktualisiert und spiegelt wichtige Fortschritte in
Wissenschaft und Medizin wider", so die Einschätzung der WHO in ihrer
aktuellen Pressemitteilung.

Positive Auswirkungen verspricht die ICD-11 unter anderem für
Schmerzpatienten. Denn: Mit dem Inkrafttreten der ICD-11 zum 1. Januar
2022 wird der Schmerz erstmals nicht mehr nur als Symptom erfasst: Unter
der Diagnose-Ziffer MG30 findet sich eine eigenständige Kategorie für die
Klassifizierung chronischer Schmerzen.

Dies ist nicht zuletzt Professor Dr. Rolf-Detlef Treede, Inhaber des
Lehrstuhls "Neurophysiologie" an der Medizinischen Fakultät Mannheim der
Universität Heidelberg, zu verdanken. Gemeinsam mit dem Psychologen
Professor Dr. Winfried Rief von der Philipps-Universität Marburg schlug
Treede, damals im Amt des Präsidenten der Internationalen
Schmerzgesellschaft ISAP (International Association for the Study of
Pain), der WHO eine entsprechende Änderung vor - und stieß zu seiner
Freude prompt auf Zuspruch.

Startschuss für die sechs Jahre währende Arbeit einer ICD-11 Task Force
der IASP unter dem Vorsitz von Professor Treede und Professor Rief, deren
Aufgabe es war, ein Klassifizierungssystem für chronische Schmerzen zu
erarbeiteten. Auf der Basis umfangreicher Datensammlungen aus der modernen
Schmerzforschung erstellten die Mitglieder der Task Force, die aus vielen
verschiedenen Mitgliedsstaaten der WHO stammen, Diagnosecodes für
chronische Schmerzen und Codes für die häufigsten und klinisch
relevantesten Gruppen chronischer Schmerzzustände.

"Für die Betroffenen, beispielsweise Fibromyalgie-Patienten, ist das eine
wirklich gute Nachricht", sagt Professor Treede. Denn: Ob eine
Beeinträchtigung der Gesundheit als Diagnose anerkannt ist oder nicht, hat
weitreichende Folgen sowohl für die Behandlung als auch für die Forschung.
Ohne Diagnose-Ziffer keine Abrechnung mit der Krankenkasse und
entsprechend nur schwer Zugang zu einer angemessen Behandlung durch den
Schmerztherapeuten. Ohne Diagnose-Ziffer auch keine offiziellen
internationalen Statistiken und daher weniger Forschungsgelder.

"Die neuen Daten werden die Schmerzforschung und die Behandlung von
Schmerzpatienten auf der ganzen Welt verändern", davon ist Treede
überzeugt.

(*) International Statistical Classification of Diseases and Related Health
Problems, ICD

(Internationale statistische Klassifikation von Krankheiten und verwandten
Gesundheitsproblemen)

Die ICD ist die Grundlage für die Identifizierung von Gesundheitstrends
und Gesundheitsstatistiken weltweit und der internationale Standard für
die Meldung von Krankheiten und Gesundheitszuständen. Elf Jahre lang haben
270 Institutionen aus fast 100 Ländern an der 11. Revision der ICD
gearbeitet. Die neue Version ist nicht nur vollelektronisch und einfach zu
bedienen, sie ist auch medizinisch auf der Höhe der Zeit.

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72154

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution400
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FORSCHUNG/1341: Bekannte Arzneimittel - neue Wirkung im Kampf gegen Infektionen? (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 05.06.2019

Bekannte Arzneimittel - neue Wirkung im Kampf gegen Infektionen?



Influenza-A-Viren sorgen periodisch für schwere Grippewellen. Aufgrund
ihrer genetischen Variabilität können neue Subtypen entstehen, vor denen
saisonale Influenza-Impfstoffe nicht ausreichend schützen. Auf der Suche
nach einer wirksamen Behandlung schwerer Influenzainfektionen haben
Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts mit Hilfe der Bioinformatik
Therapeutika für andere Indikationen auf ihre potenzielle Wirksamkeit
gegen Grippeviren gescreent. Vielversprechende Wirkstoff-Kandidaten wurden
zellbasiert und tierexperimentell getestet. Mit Dextromethorphan wurde ein
potenzieller Wirkstoff identifiziert. Über die Ergebnisse berichtet
Frontiers Immunology in seiner Online-Ausgabe vom 05.06.2019

Influenza-A-Viren gehören zu den gefürchteten Krankheitserregern. Sie
verursachen regelmäßig Grippewellen. Ihre Hülle enthält das
Ionenkanal-bildende M2-Protein sowie die Oberflächen-Glykoproteine Hämagglutinin (HA)
und Neuraminidase (NA). Aufgrund der Antigen-Eigenschaften dieser
Glykoproteine werden sie in verschiedene Subtypen unterteilt. Bis heute
wurden 18 unterschiedliche Hämagglutinin- und 11 Neuraminidase-Subtypen
identifiziert. Die Influenzaimpfstoffe enthalten Antigenbestandteile der
verschiedenen zirkulierenden Subtypen. Die hohe genetische Variabilität
der Influenza-Virusstämme macht jedoch jährliche Stammanpassungen in den
Grippeimpfstoffen erforderlich.

Tritt ein neues Influenzavirus auf, brauchen Entwicklung und Herstellung
eines Impfstoffs mehrere Monate. Daher stehen zunächst als
Behandlungsoption für Erkrankte nur Medikamente zur Verfügung, die das
Virus bekämpfen (Virustatika). Allerdings kommt es bei den bisher
verfügbaren antiviralen Arzneimitteln - M2-Protein-Ionenkanal-Blockern und
Neuraminidase-Hemmstoffen - häufig zur Entwicklung von Resistenzen, sodass
sie ihre Wirksamkeit verlieren.

Ein als Repurposing (Umnutzung) bekannter Ansatz besteht darin, bereits
für andere Anwendungen zugelassene Arzneimittel hinsichtlich ihrer
Wirksamkeit gegen andere Krankheiten, hier die Influenza-A, zu
untersuchen. Neu ist hier, dass, anders als bei den bisherigen antiviralen
Arzneimitteln, nach Wirkstoffen gesucht wurde, die zelluläre Proteine des
Menschen adressieren, die das Virus für seine Vermehrung im Körper
benötigt. Zum einen lassen sich so Resistenzen durch Veränderung der
Virusproteine, gegen deren Funktion ein Wirkstoff gerichtet ist,
vermeiden. Zum anderen verspricht man sich hiervon eine Wirksamkeit gegen
ein breiteres Spektrum von Virusstämmen.

Mit sogenannten genomweiten Screens der "small interfering" RNAs (siRNAs)
wurden vielversprechende Kandidaten-Proteine und -Signalwege
identifiziert, die am Influenzavirus-Vermehrungsszyklus beteiligt sind.
Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts um Prof. Veronika von Messling, bis
September 2018 Leiterin der Abteilung Veterinärmedizin des
Paul-Ehrlich-Instituts, haben in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus verschiedenen
Forschungseinrichtungen in Singapur diese Zielstrukturen mit den
Angriffspunkten bereits zugelassener Wirkstoffe abgeglichen, die bei einer
Infektionswelle sofort zur Verfügung stünden. Die dabei identifizierten
vielversprechendsten Kandidaten wurden im Anschluss zunächst in vitro (in
Zellkultur) getestet und schließlich in Tierversuchen mit Mäusen und
Frettchen in vivo auf ihre Wirksamkeit hin überprüft.

Von 15 Kandidaten-Wirkstoffen waren vier in der Lage, in vitro eine
Influenza-A-Infektion einzudämmen. In Wirksamkeitsstudien an Mäusen führte
der Wirkstoff Dextromethorphan zu einer signifikanten Abnahme der
Erregermenge in der Lunge und verstärkte zudem die Wirksamkeit des
Virustatikums Oseltamivir. Bei mit dem Influenza-A-Virusstamm H1N1
infizierten Frettchen führte die Gabe von Dextromethorphan zudem zu einer
Verminderung des Schweregrads der Grippeerkrankung, senkte allerdings hier
nicht den Virustiter.

"Unsere Daten geben Hinweise darauf, dass Dextromethorphan eine
Therapieoption für Influenza sein könnte", sagt von Messling. Darüber
hinaus zeigte die Studie, dass es mit Bioinformatik-basierten Verfahren
durchaus möglich ist, die Umnutzung bereits zugelassener Arzneimittel für
Infektionskrankheiten zu testen.


Das Paul-Ehrlich-Institut in Langen bei Frankfurt am Main ist als
Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel eine
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit (BMG). Es erforscht, bewertet und lässt biomedizinische
Human-Arzneimittel und immunologische Tierarzneimittel zu und ist für die
Genehmigung klinischer Prüfungen sowie die Pharmakovigilanz - Erfassung
und Bewertung möglicher Nebenwirkungen - zuständig.

Die staatliche Chargenprüfung, wissenschaftliche Beratung/Scientific
Advice und Inspektionen gehören zu den weiteren Aufgaben des Instituts.
Unverzichtbare Basis für die vielseitigen Aufgaben ist die eigene
experimentelle Forschung auf dem Gebiet der Biomedizin und der
Lebenswissenschaften.

Das Paul-Ehrlich-Institut mit seinen rund 800 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern nimmt zudem Beratungsfunktionen im nationalen
(Bundesregierung, Länder) und internationalen Umfeld
(Weltgesundheitsorganisation, Europäische Arzneimittelbehörde,
Europäische Kommission, Europarat und andere) wahr.


Originalpublikation:

Enkirch T, Sauber S, Anderson DE, Gan ES, Kenanov D, Maurer-Stroh S, von
Messling V (2018): Identification and In Vivo Efficacy Assessment of
Approved Orally Bioavailable Human Host Protein-Targeting Drugs with Broad
Anti-Influenza A Activity.

Front Immunol Jun 5 [Epub ahead of print]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fimmu.2019.01097/abstract 

(Abstract der Originalpublikation)

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2019/13-bekannte-arzneimittel-neue-wirkung-im-kampf-gegen-infektionen.html 

(Diese Pressemitteilung auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430
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STELLUNGNAHME/026: Zum "Gesetz für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung" (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 6. Juni 2019

In Sachen Versorgungssicherheit ist das GSAV ein stumpfes Schwert



Berlin - Heute wird der Bundestag das "Gesetz für mehr Sicherheit in
der Arzneimittelversorgung" (GSAV) verabschieden. Wenn der Bundesrat
zustimmt, tritt das Gesetz Anfang Juli in Kraft. Sein Ziel, die
Versorgung der Patienten mit Arzneimitteln sicherer zu machen, wird es
nicht erreichen.

Pro Generika begrüßt die stärkere Rolle des BfArM

Medikamentenrückrufe erfordern eine entschlossene Umsetzung. Pro
Generika begrüßt es deshalb, dass die Kompetenzen des BfArM in Bezug
auf Arzneimittel und Wirkstoffe im GSAV erweitert wurden. Es ist zudem
positiv, dass es eine stärkere Koordinierungsfunktion bei einem
Rückruf bekommt. Pro Generika-Geschäftsführer Bork Bretthauer: "So
sicher Arzneimittel in Deutschland sind und so selten daher ein
Rückruf vorkommt: Der Verbraucher braucht in einem solchen Fall
Sicherheit und die gewährleistet nur ein koordiniertes Vorgehen."

An der Gefahr von Arzneimittelengpässen ändert das GSAV nichts

Immer wieder kommt es zu Lieferengpässen und gravierenden Folgen für
die Versorgung. Eine der Ursachen dafür sind Rabattverträge zwischen
den Krankenkassen und oft nur einem Hersteller, die zu massivem
Kostendruck und zu einer bedrohlichen Marktverengung geführt haben.
Die Forderung von Pro Generika, der Apothekerschaft und dem Bundesrat
nach einer Berücksichtigung von mindestens drei Herstellerfirmen im
Rabattvertrag fand keinen Eingang ins GSAV.

Bretthauer: "Der Gesetzgeber hat die Chance vertan, kurzfristige
Schritte gegen die Marktverengung zu unternehmen und die
Arzneimittelversorgung in Deutschland sicherer zu machen. Die ins
Gesetz aufgenommene Forderung an die Krankenkassen, bei
Rabattverträgen auch die bedarfsgerechte Versorgung der Versicherten
zu berücksichtigen, ist ein stumpfes Schwert. Sie ist für die
Krankenkassen nicht bindend, ihr Ignorieren wird nicht sanktioniert."

Und wie sind die übrigen Änderungen zu bewerten?

- Die Herkunft der Inhaltsstoffe eines Medikaments muss in Zukunft auf
dem Internetportal des DIMDI angegeben werden. Ein Schritt zu mehr
Transparenz - mit einem Haken: Der Gewinn an Transparenz bringt dem
Verbraucher so lange nichts, wie die Kassen Rabattverträge mit
ausgewählten Herstellern abschließen und er nicht zwischen
verschiedenen Herstellern entscheiden kann.

- Die Krankenkassen können bei Rückrufen einen Ersatzanspruch beim
Hersteller geltend machen. Das GSAV stellt aber nicht klar, welche
Rückrufe diese Regelung beinhalten soll. Zwischen einem Druckfehler
auf der Packung und einem Rückruf aufgrund eines für den Patienten
gefährlichen Inhaltsstoffes wird nicht unterschieden.

- Nach knapp zehn Jahren eingefrorener Preise dürfen Generikafirmen
nunmehr zumindest ihre Preise an die Inflationsrate anpassen. Für die
Generika-Industrie ist das ein Zeichen, dass der Gesetzgeber die
Zeichen der Zeit erkannt hat und den Kostendruck auf diese wichtige
Säule der Gesundheitsversorgung - zumindest ein bisschen - lindern
will.

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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MEDIEN/1026: BZgA-Newsletter ALKOHOLSPIEGEL - Wie Alkoholprävention in sozialen Medien gelingt (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 05.06.2019

BZgA-Newsletter ALKOHOLSPIEGEL: Wie Alkoholprävention in sozialen Medien gelingt



Die neue Ausgabe des Newsletters ALKOHOLSPIEGEL der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) informiert darüber, wie
Alkoholprävention auf den digitalen Kanälen bei Jugendlichen gut ankommt.
Präventionskampagnen sollten mit Jugendlichen in einen Dialog kommen,
Rückmeldungen honorieren und Partizipation ermöglichen. Zu diesem Ergebnis
kommt eine Studie, die im Auftrag der BZgA die Akzeptanz der
Facebook-Präsenz der Jugendkampagne "Alkohol? Kenn dein Limit." untersucht hat.

Die neue Ausgabe des Newsletters ALKOHOLSPIEGEL der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) informiert darüber, dass
Alkoholprävention auf den digitalen Kanälen bei Jugendlichen gut ankommt,
wenn sie zu relevanten Fragen ihrer Lebensphase Antworten bietet.
Jugendliche möchten nicht belehrt werden, sondern erwarten praktische
Tipps zum Umgang mit Alkohol oder Gruppendruck. Präventionskampagnen
sollten mit Jugendlichen in einen Dialog kommen, Rückmeldungen honorieren
und Partizipation ermöglichen. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie, die
im Auftrag der BZgA die Akzeptanz der Facebook-Präsenz der Jugendkampagne
"Alkohol? Kenn dein Limit." untersucht hat.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, erläutert: "Die Untersuchung
zeigt, dass Jugendlichen vor allem der Dialog wichtig ist. Deshalb steht
bei den Social-Media-Angeboten von "Alkohol? Kenn dein Limit." der
Austausch mit und unter Jugendlichen im Vordergrund. Dabei sind Bilder,
Videos, persönliche Beiträge und News von Interesse. Darüber hinaus stehen
wir vor der Herausforderung, uns in einer schnelllebigen Zeit gegen
reichweitenstarke Konkurrenz zu behaupten. Dieser Aufgabe stellen wir uns
gerne." Die Alkoholpräventions-Jugendkampagne der BZgA ist derzeit auf
Facebook, YouTube und Instagram sowie mit einem Onlineportal und Blogs
präsent. Die Facebook-Seite der BZgA-Jugendkampagne existiert seit 2010
und hat aktuell etwa 283.000 Fans.

Weiteres Thema im ALKOHOLSPIEGEL sind neu veröffentlichte Studiendaten der
BZgA zum Alkoholkonsum der 12- bis 25-jährigen Bevölkerung bundesweit. Ein
wichtiges Ergebnis der Repräsentativbefragung aus dem Jahr 2018: Der
regelmäßige, mindestens einmal wöchentliche Alkoholkonsum bei Jugendlichen
im Alter von 12 bis 17 Jahren ist mit 8,7 Prozent auf einem historisch
niedrigen Stand.

Der BZgA-ALKOHOLSPIEGEL informiert mit zwei Ausgaben jährlich
Suchtberatungsstellen, medizinische Einrichtungen sowie Multiplikatorinnen
und Multiplikatoren über aktuelle Hintergrundinformationen und Aktivitäten
im Bereich der Alkoholprävention.

Der ALKOHOLSPIEGEL steht unter www.bzga.de/presse/publikationen zum
Download bereit. Er kann unter

http://www.bzga.de/infomaterialien/alkoholpraevention/alkoholspiegel

sowie per Fax unter 0221-8992257 oder per E-Mail unter order@bzga.de
kostenfrei bei der BZgA bestellt werden.

Die BZgA-Kampagne "Alkohol? Kenn dein Limit." richtet sich an Jugendliche
ab 16 Jahren und wird unterstützt vom Verband der Privaten
Krankenversicherung e.V. (PKV):

www.kenn-dein-limit.info

Die neuen BZgA-Studiendaten zum Alkoholkonsum junger Menschen stehen zum
Download bereit unter: 

https://www.bzga.de/forschung/studien-untersuchungen/studien/suchtpraevention/

Übersicht der Online-Angebote der BZgA-Kampagne "Alkohol? Kenn dein Limit":

Web: www.kenn-dein-limit.info

Instagram: @alkohol_kenndeinlimit

Facebook: fb.com/alkoholkenndeinlimit

You Tube: youtube.com/alkoholkenndeinlimit

Blog: blog.kenn-dein-limit.info


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





MEDIEN/1025: Interaktive Karte zur Medizininformatik in Deutschland jetzt online (idw)


DLR Projektträger - 05.06.2019

Interaktive Karte zur Medizininformatik in Deutschland jetzt online



Unikliniken, akademische Partner, Unternehmen: Wer treibt die
Medizininformatik in Deutschland voran? Wo werden wegweisende IT-Lösungen
entwickelt und klinisch erprobt, damit Ärztinnen und Ärzte Krankheiten
zukünftig besser behandeln können?

Für interessierte Bürgerinnen und Bürger hat der DLR Projektträger im
Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) eine
interaktive Karte entwickelt, die nun auf gesundheitsforschung-bmbf.de
online ist. Die Informationen zur Medizininformatik-Initiative sind in
rund 180 prägnanten Einzeltexten gut verständlich abrufbar.

Denn auf dem Weg in die Medizin der Zukunft spielt die
Medizininformatik-Initiative des BMBF eine Schlüsselrolle. Mehr als 160 Millionen Euro
stellt das BMBF von 2018 bis 2021 für diese einzigartige Initiative
bereit. Vier Konsortien mit bundesweit mehr als 60 Partnern - darunter
nahezu alle deutschen Universitätskliniken - bauen eine zukunftsweisende
Infrastruktur auf: Datenintegrationszentren führen patientenbezogene Daten
aus Forschung und Versorgung zusammen. Forschende analysieren diese Daten
in enger Zusammenarbeit mit Medizinerinnen und Medizinern. Das Ziel ihrer
Mission: Sie wollen IT-Lösungen entwickeln und erproben, mit deren Hilfe
Ärztinnen und Ärzte Krankheiten künftig besser diagnostizieren und
behandeln können.

Informationen für interessierte Laien: Ziele und Akteure der Medizininformatik-Initiative

Bürgerinnen und Bürger können sich jetzt mithilfe einer interaktiven Karte
über das langfristig angelegte Großprojekt informieren. Die Karte richtet
sich insbesondere an interessierte Laien. Sie erläutert, wie die
Initiative die Versorgung der Patientinnen und Patienten konkret
verbessern will - von einer präziseren Krebs- und Intensivmedizin bis hin
zur Bekämpfung von Krankenhausinfektionen. Die Karte zeigt auf, welche
Universitätskliniken, akademischen Partner und Unternehmen deutschlandweit
in den vier Konsortien zusammenarbeiten. Per Mausklick können alle
Standorte aufgerufen werden, die sich einem bestimmten Anwendungsfall
widmen, beispielsweise auf dem Gebiet der Herz- oder Lungenerkrankungen
(Herzinsuffizienz, Asthma, COPD) oder neurologischer Erkrankungen
(Multiple Sklerose, Parkinson). Ein Klick auf einen Kartenpunkt - und es
erscheinen detaillierte Informationen zum ausgewählten Standort und seiner
Rolle in der Medizininformatik-Initiative.

www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/medizininformatik-karte.php


Der DLR Projektträger hat sich auf Dienstleistungen zur Förderung von
Forschung, Bildung und Innovation spezialisiert. Er arbeitet im Auftrag
von Bundesministerien, der Europäischen Kommission, Bundesländern sowie
Wissenschaftsorganisationen, Stiftungen und Verbänden. Er berät zu
Strategien und Programmen, begleitet Forschungsfördervorhaben fachlich und
administrativ, unterstützt den Wissenstransfer sowie die Verwertung von
Forschungsergebnissen. Sein Themenspektrum reicht von Bildung, Gesundheit,
Gesellschaft, Innovation, Technologie, Umwelt und Nachhaltigkeit bis hin
zu europäischer und internationaler Zusammenarbeit. Als einer der größten
Projektträger Deutschlands betreut er derzeit rund 10.000 Vorhaben und
mehr als eine Milliarde Euro Forschungsgelder.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/medizininformatik-karte.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution459

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

DLR Projektträger - 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5101: Warner Music Medien Newsletter KW 23 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 23

Hamburg, 7. Juni 2019



"Ich bin ein riesiger Fan all der Künstler, mit denen ich
kollaboriert habe, und die Arbeit daran hat großen Spaß gemacht",
so Ed Sheeran über sein am 12.07. erscheinendes neues Album "No.6
Collaborations Project". Daraus legte er bereits die erste Single "I
Don't Care" mit Justin Bieber vor, die weltweit an die Spitze der
Charts stürmte, sowie kürzlich auch den zweiten vielversprechenden
Album-Vorboten "Cross Me" - eine Kollaboration mit Chance The Rapper
und PnB Rock. Nun präsentiert Ed "I Don't Care" in einer
wunderschönen Akustik-Version, die es hier [1] zu hören gibt. In
wenigen Wochen gibt der Brite zwei Stadionkonzerte am Hockenheimring
(22. & 23.06.) sowie im August nochmal am Messegelände in Hannover
(02. & 03.08.). Das Konzert am 02.08. ist bereits ausverkauft.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

KLAN

Pünktlich zur Sommersaison meldeten sich KLAN am 31.05. mit ihrer
neuen Single "Urlaub machen" zurück - ein tiefenentspannter Song über
Liebe und Eskapismus, mit einem prächtigen Hiphop-inspirierten Beat.

"Urlaub machen" erscheint in Begleitung eines selbstgedrehten und mit
einer wichtigen Botschaft versehenen Musikvideos. Es geht um die
extrem hohen CO2-Emissionen, die unsere Urlaubsflüge verursachen und
den letztendlichen Entschluss, fortan solche Flüge nicht mehr
anzutreten - hier [2] zu sehen.

Doch das Video und der Song handeln auch von den schönen Seiten der
gemeinsam verbrachten Urlaubszeit. KLAN veröffentlichten im letzten
Jahr ihr Debütalbum "Wann hast du Zeit?" und generierten damit u.a.
allein auf Spotify über drei Mio. Streams.


BHAD BHABIE

Gleich zwei brandneue Singles veröffentlichte Bhad Bhabie kürzlich,
die mit ihrer Single "Gucci Flip Flops (feat. Lil Yachty)" in den USA
mittlerweile Platinstatus erreichte und damit die jüngste Künstlerin
dieses Jahrzehnts ist, der diese Auszeichnung zuteil wird.

In Folge ihrer bisher größten Hit-Single "Bestie (feat. Kodak Black)"
sowie der anschließend erschienenen und ebenso gefeierten
Neubearbeitung des Songs mit Feature von Megan Thee Stallion,
enthüllte sie nun die beiden neuen Singles "Lotta Dem" und "Spaz
(feat. YBN Nahmir)".

"Lotta Dem" ist eine unbeschwerte Sommerhymne, die hier [3] im
Making-Of Video aus dem Studio zu sehen ist. Im Juli ist Bhad Bhabie
zu zwei Konzerten in Deutschland: 03.07. Berlin, Bi Nuu | 04.07.
Frankfurt, Zoom.


MAGGIE LINDEMANN

In ihrer Musik lässt die 20-jährige, in L.A. beheimatete
Singer/Songwriterin tief blicken. Auch auf ihren Ende 2018
veröffentlichten Titeln "Human" und "Would I" überzeugte sie mit
reifen, schonungslos ehrlichen Texten. Ihre 2017er Durchbruchs-Single
"Pretty Girl" generierte indes über 500 Mio. Streams.

Vergangene Woche enthüllte Magie Lindemann das neue Musikvideo [4] zu
ihrer Reggae-angehauchten neuen Single "Friends Go" und fragt sich
darin, wo all ihre Freunde hin sind?

"Ich wollte ein Video machen, das man so eigentlich nur im Kino zu
sehen bekommt und das die Zuschauer aus ihrem Alltag herausholt",
kommentiert Regisseur Van Alpert. "Das rosafarbene Auto soll
Maggies Herz darstellen, das auch in dem Song einiges
durchmacht."


LINA MALY

Drei Jahre nach ihrem gefeierten 2016er Debütalbum "Nur zu Besuch"
präsentierte Lina Maly im März ihre neue Single "Unterwegs" [5],
dicht gefolgt von "Gesicht" [6] und dem kürzlich veröffentlichten
dritten Vorboten "Warmes Schweigen". Am 02.08. erscheint ihr neues
Album "Könnten Augen alles sehen".

Ende Mai veröffentlichte sie das offizielle Musikvideo zu "Warmes
Schweigen" [7] - eine wunderbare Liebeserklärung sowie eine Hommage
an den Film "A Ghost Story".

Im Februar 2020 ist Lina Maly hierzulande auf Tour: 05.02. Münster |
06.02. Köln | 07.02. Bremen | 08.02. Hannover | 09.02. Stuttgart |
11.02. Frankfurt | 12.02. München | 13.02. Konstanz | 14.02.
Friedrichshafen | 16.02. Leipzig | 17.02. Dresden | 18.02. Berlin |
19.02. Hamburg.


JC STEWART

Die Songs des nordirischen Singer/Songwriters JC Stewart sind das
Produkt seiner eigenen Erfahrungen mit Liebe und Liebeskummer, von
eindringlichen Geständnissen bis hin zu rauschenden Hymnen. Mit
frühen Tracks wie "Like I Did" und "Medicine" erzielte er bereits
über zehn Mio. Streams.

Letzte Woche veröffentlichte JC Stewart seine neue Single "Have You
Had Enough Wine", inklusive eines emotionalen Musikvideos [8]. Der
Track ist eine autobiographische Abhandlung eines finalen Gesprächs,
das er mit einer Ex-Freundin führte.

"Have you had enough wine? Have I ruined your life? I didn?t mean
to?, singt er darin und erklärt: "Die Beziehung stand vor dem
Ende. Es ist eine wirklich simple, menschliche Angelegenheit, die
jeder irgendwann einmal durchlebt.


PROVINZ

Anfang Mai präsentierte die hochtalentierte deutsche Newcomer-Band
Provinz ihre vier Tracks starke Debüt-EP "Reicht dir das", inklusive
der großartigen, bereits erschienenen Single-Vorboten "Neonlicht",
"Reicht dir das" und "Was uns high macht" [9] sowie reichlich
Eindrücken aus der Provinz.

Ihr facettenreicher Folk-Pop befasst sich mit Themen wie Liebe,
gescheiterte erste Beziehungen, Ausbrechen, Aufbrechen in die
Großstadt, Heimweh und Feiern in vollen Zügen und wurde von Produzent
Tim Tautorat im Studio live eingespielt.

Nun veröffentlichten Provinz noch die Live-Session zu ihrer
eingängigen aktuellen Single "Was uns high macht" und läuten damit
die kommende Festival-Saison ein - hier [10] zu sehen.


TRACK OF THE WEEK • Cardi B - Press 

Die in diesem Jahr für das beste Rap-Album ("Invasion Of Privacy")
mit einem Grammy ausgezeichnete und kürzlich mit sechs Billboard
Music Awards gekürte US-Künstlerin Cardi B beeindruckt derzeit mit
ihrer aktuellen, von Slade Da Monsta produzierten Single "Press".
Hier [11] ist der Bass-lastige Track im offiziellen Audio zu hören,
während Cardi B darin erneut zur Bestform aufläuft und jegliche
Zweifel an ihrer Dominanz eindrucksvoll pariert: "Press, press,
press, press, press / Cardi don't need more press", gibt sie
unter anderem zu verlauten. "Press" folgt auf ihre zuletzt
veröffentlichte, Platin-Single "Money" [12] sowie auf ihre ebenfalls
Platin-prämierte Hit-Single "Please Me" - die zweite Kollaboration
mit ihrem Label-Kollegen Bruno Mars, die im dazugehörigen Musikvideo
[13] bereits über 220 Mio. Views zählt.



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=e64fb24a6888aa9bab1f4d6361103a7519f2d667db740dd53252f133053dc382059c8522c188736ef9185c4f1af2bb6c

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=e64fb24a6888aa9b9d9d893d202f237bc41cdda0be0d3c52b0b49260c8b88525cda8ef6f4f8a5c92e3eb3d3a287e51e0

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=e64fb24a6888aa9bb4ac40c60ddfbd3e8db33612072cea7a93f57367f8964ecc7a15ce1c493ebcb8cbd3196373f35db6

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=e64fb24a6888aa9b05a91deffcf274cde2bc4caa5faa9a4e1c4d02105331fdc0a7e37032c35de9460ff724d08cfc233c

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=e64fb24a6888aa9b8957c147d1d45a3e9a3a1bd00679509334366a14d1a36f6e9fed1abb63e494c71f2ebeaabacc6223

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=e64fb24a6888aa9be1e626ada446590e84cfdb406b43a4b0858d6a7647734586bf4596bdd544926eeaa531dfefedcbd1

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=80d658de0b6c5e7d755e5d032b0c6f4de1af5144946c3b7612e7e1f7cd6ca632708e93aa6427da0daefe91525702e0b1

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=80d658de0b6c5e7d755e5d032b0c6f4de1af5144946c3b7612e7e1f7cd6ca632708e93aa6427da0daefe91525702e0b1

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=80d658de0b6c5e7dd28c5b5701b8470a66e253c0cd078c84cd5a1e238a78d3e12d791e58ccf4c11de2970474aac3cdcb

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=80d658de0b6c5e7d3ebf4fb2c1b1e6cea29923adf8dd2c1b1ca56d3720612c877d301f6c6abf8e57246fbeb67ebd87fc

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=80d658de0b6c5e7d637306af97ec5498ab2368a5bc315457a4dfb68ec754bb64b2c2c36916883d8a66399bc8cedc16ba

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=80d658de0b6c5e7dbd012ab059b68692035d115237fddc7b49653d3732bfd92cf460fce8cfd5aa243a7cd1c12c3dd913

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=80d658de0b6c5e7da76c2f9b9da678d4871c8dc859454fd4642af352b92cdc05109bdb8b6f3f7ba394cae608d852d5ca

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9089: Aus aller Welt - 07.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wirtschaftskrieg zwischen USA und China

Das aggressive Vorgehen der USA gegen den chinesischen
Smartphone-Hersteller Huawei stößt in Rußland auf scharfe Kritik. Die
USA wollten Huawei nicht nur ausquetschen, sondern vom globalen Mark
verdrängen, sagte Präsident Wladimir Putin am Freitag beim
Internationalen Wirtschaftsforum in St. Petersburg. Als ein
bisheriger Höhepunkt der US-Sanktionspolitik gegen China hat
Präsident Donald Trump amerikanischen Unternehmen kürzlich die
Zusammenarbeit mit Huawei bei Strafzahlung untersagt.

7. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9089: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote und ein Verletzter in Idar-Oberstein

In einem Mehrfamilienhaus im rheinland-pfälzischen Idar-Oberstein hat
die Polizei nach eigenen Angaben am Freitagmorgen zwei
blutüberströmte Leichen gefunden - und einen Tatverdächtigen mit
einem Messer in der Hand. Der Mann wurde festgenommen und in ein
Krankenhaus gebracht, weil er selbst verletzt war. Ein Nachbar hatte
zuvor Schreie in dem Haus gehört und die Polizei alarmiert. Das Motiv
für die Tat ist noch unklar. Es dränge sich nichts auf, sagte ein
Sprecher der Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach.

7. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9086: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



NATO startet Ostsee-Manöver "Baltops"

Die NATO hat heute ein großes internationales Marinemanöver in der
Ostsee mit 50 Schiffen, zwei U-Booten und 36 Luftfahrzeugen begonnen.
Zu der 14tägigen Seeübung "Baltops 2019" sind einem NDR-Bericht
zufolge unter anderem das amerikanische Kommandoschiff "USS Mount
Whitney" und der spanische Flugzeugträger "Juan Carlos I" in die
Ostsee eingelaufen. Die Bundesmarine beteiligt sich mit sieben
Schiffen und Booten, darunter die Korvette "Erfurt", zwei
Einsatzgruppenversorger und das U-Boot "U33", an den
Luftverteidigungsübungen, der Minenabwehr und dem Anlanden von Truppen
in der Hohwachter Bucht (Schleswig-Holstein) und an der schwedischen
Küste.

7. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9088: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Politikerinnen wollen Kühnert als nächsten Parteichef

Auf der Suche nach einer neuen Führung haben sich mehrere
SPD-Landespolitiker für eine Kandidatur von Juso-Chef Kevin Kühnert
ausgesprochen. Ein frischer, junger Kopf würde der Partei guttun,
sagte die kürzlich gewählte SPD-Vorsitzende in Schleswig-Holstein
Serpil Midyatli nach Informationen des Spiegel-Magazins. Ähnlich
äußerte sich auch Veith Lemmen, die Vizevorsitzende des
SPD-Landesverbands Nordrhein-Westfalen. Die Flensburger
Oberbürgermeisterin Simone Lange sagte dem Magazin, sie würde sich
sehr freuen, wenn Kühnert für den SPD-Vorsitz kandidiere. Andrea
Nahles war in der vergangenen Woche als Partei- und
Fraktionsvorsitzende zurückgetreten.

7. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9087: Tragisches und Kurioses - 07.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Junge von U-Bahn erfaßt

An der oberirdischen U-Bahnstation "Hausener Weg" im Frankfurter
Stadtteil Rödelheimin ist ein zehnjähriger Junge von einem Wagen
einer einfahrenden Bahn erfaßt und schwer am Kopf verletzt worden. Er
mußte in ein Krankenhaus eingeliefert werden. Wie es zu dem Unfall
kam, war zunächst unklar. Wartende Menschen waren dem Jungen zu Hilfe
geeilt und hätten die Rettungskräfte alarmiert, teilte ein
Behördensprecher der Mainmetropole mit.

7. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8172: Aus Forschung und Technik - 07.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Boeing bereitet Erststart des CST-100 Starliner vor

Der für den Spätsommer geplante Orbitalflugtest des Raumfahrzeugs
CST-100 Starliner von Boeing hat eine weitere Hürde genommen. Nach
einem Problem mit dem Notfallsystem sind die auf der White Sands Test
Facility der NASA in Neu Mexiko durchgeführten Heißbrandtests der
Triebwerke am Servicemodul laut John Mulholland, dem Vizepräsidenten
und Programm-Manager des Boeing Commercial Crew Programms,
zufriedenstellend verlaufen. Das Unternehmen ist zuversichtlich, den
selbstgesteckten Zeitrahmen einhalten zu können. Der erste bemannte
Start der Crew-Kapsel könnte schon im November erfolgen, wenn der
Testflug im August gut läuft. Die erste Starliner-Besatzung trainiert
bereits im Kosmonautenausbildungszentrum (ZPK) Juri Gagarin im
Sternenstädtchen bei Moskau für ihren Flug zur Internationalen
Raumstation ISS.

7. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8185: Aus aller Welt - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Nationalgardisten in Mexiko sollen Migration in die USA unterbinden

In Mexiko werden an der Grenze zu Guatemala 6000 Nationalgardisten
die Wanderungsbewegungen von Migranten aus Mittel- und Südamerika in
Richtung USA unterbinden. Das sagte Außenminister Marcelo Ebrard am
Donnerstagabend Vertretern der US-Regierung in Washington zu. Zuvor
hatte US-Präsident Trump mit Strafzöllen auf allen mexikanischen
Exporten in die USA gedroht, sollte die mexikanische Regierung die
Migration nicht wirksam bekämpfen. Die Zölle werden in dem Fall am
Pfingstmontag in Kraft treten und zunächst fünf Prozent des
Warenwerts betragen. Nach und nach soll die Abgabe auf 25 Prozent
erhöht werden. Die Verhandlungen darüber wurden am Freitag
fortgesetzt.

7. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8144: Medizin und Gesundheitswesen - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Mangelernährung nimmt immer mehr zu

Fehlernährung ist weltweit ein Problem. Damit ist nicht nur das
unbändige Einverleiben von kalorienreichen Mahlzeiten gemeint.
Während Dicke ihre falschen Ernährungsgewohnheiten deutlich sichtbar
als Hüftgold mit sich tragen, haben viele mit dem Gegenteil zu
kämpfen. So berichteten Wissenschaftler der Deutschen Gesellschaft
für Ernährungsmedizin (DGEM) und des Berufsverbands Oecotrophologie
(VDOE), daß mehr als jeder vierte Patient, der in eine Klinik
eingewiesen wird, Zeichen einer Mangelernährung zeigt. Und das sind
nicht wenige: Bundesweit sollen mehr als 1,5 Millionen Menschen unter
Mangelernährung leiden. Besonders gefährdet sind chronisch Kranke,
Tumorpatienten und ältere Menschen. Und immer häufiger sind auch
Kinder betroffen.
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JUSTIZ/8173: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundestag verabschiedet Volkszählungsgesetz

Der Bundestag hat am Donnerstagabend das Gesetz für eine umfassende
Volkszählung im Jahr 2021 verabschiedet. Der Zensus wird von der EU
gefordert. Die Daten werden zum einen aus den Beständen der
Verwaltungen zusammengeführt und zum anderen in Stichproben durch
Befragungen erhoben. Die Bundesregierung will mit dem Zensus
umfassende aktuelle Informationen über die wirtschaftlichen,
ökologischen und sozialen Zusammenhänge erhalten. Neben Angaben zu
Bevölkerung und Demographie geht es unter anderem um die Bereiche
Wirtschaft, Soziales, Wohnungswesen, Raumordnung, Verkehr, Umwelt und
Arbeitsmarkt. Erstmals werden Mietzahlungen in den Zensus
aufgenommen. Auch werden Angaben zur Nutzung von Wohnungen, Flächen
der genutzten Räume und Gründe für Leerstände sowie zur Art der
Heizung und der eingesetzten Energieträger gesammelt. Die Kosten der
Datenerhebung werden auf knapp eine Milliarde Euro geschätzt. Die
Länderregierungen wollen erreichen, daß der Bund die Hälfte davon
übernimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8096: Sprache, Kunst und Medium - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschlands große christliche Kirchen schrumpfen

Bundesweit haben die beiden großen christlichen Kirchen in den letzten
Jahren so viele ihrer Mitglieder verloren, daß deren Leitungen besorgt
in die Zukunft schauen. So kehrten 2017 rund 660.000 Menschen diesen
Kirchen den Rücken. Mit 390.000 Austritten waren die Protestanten
sogar stärker betroffen als die Katholiken, deren Verluste in dem
Zeitraum mit 270.000 beziffert wurden.

Ein Blick in die Zukunft kann nicht optimistischer stimmen. In beiden
Lagern wird mit einer Halbierung der Mitglieder gerechnet, wie das
Freiburger Forschungszentrum Generationenverträge für ganz Deutschland
ermittelt hatte.

Demnach wird die Zahl der Kirchenmitglieder im Schnitt um rund 48
Prozent sinken. Gründe seien vor allem demographische Faktoren,
zurückgehende Taufzahlen und das Austrittsverhalten.
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MILITÄR/8163: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Untersuchung zu Angriffen auf Zivilschiffahrt im Persischen Golf

Die Vereinigten Arabischen Emirate, Saudi-Arabien und Norwegen haben
dem Uno-Sicherheitsrat das Ergebnis ihrer Untersuchung der Anschläge
auf vier Schiffe im Persischen Golf vorgelegt. In den
Hoheitsgewässern der Vereinigten Arabischen Emirate waren am 12. Mai
Sabotageakte auf zwei saudische und einen norwegischen Öltanker sowie
einen Frachter aus den Emiraten verübt worden. Die Angriffe wurden
wahrscheinlich von professionellen Tauchern durchgeführt, die
Haftminen an den Schiffen anbrachten. Die Taucher selbst müßten dann
mit Schnellbooten an die Tanker und den Frachter herangebracht worden
sein. Das alles deutet auf einen staatlichen Akteur hinter den
Angriffen hin. Beweise für diese Annahme und den impliziten Hinweis
auf den Iran konnten die Ermittler in New York nicht vorlegen.
Offenbar standen ihnen nicht die Erkenntnisse des Nationalen
Sicherheitsberaters der USA zur Verfügung. Bolton hatte vor einigen
Tagen erklärt, die Verwicklung des Irans in die Vorfälle sei fast
sicher. Die iranische Regierung hat jegliche Beteiligung an den
Sabotageakten von sich gewiesen.
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POLITIK/8177: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Große Themen bezahlbares Wohnen und öffentlicher Nahverkehr

Leipzigs Oberbürgermeister Burkhard Jung (SPD) hat den Präsidenten
des Deutschen Städtetags, Münsters Oberbürgermeister Markus Lewe
(CDU), im Amt abgelöst. Dem Deutschlandfunk benannte Jung am Freitag
als seine zentralen Themen bezahlbaren Wohnraum in den großen
Metropolen und die Finanzierung des öffentlichen Nahverkehrs. Diese
beiden Themen schließen städtische Verantwortung, Klimaschutz,
Emissionsfreiheit, Verkehrsentwicklung und insgesamt Mobilität ein.
Zum Thema Wohnen sagte Jung in dem Interview unter anderem, wir
bräuchten auf der einen Seite schnelleres, preiswertes, dennoch
qualitätsvolles Bauen. Auf der anderen Seite seien einige Mieten kaum
noch zu bezahlen. Der Bundespräsident habe gesagt, ein Busfahrer,
eine Pflegerin müßten in der Stadt wohnen können und nicht
morgendliche Anfahrtszeiten von einer Stunde in Kauf nehmen. Jung
sieht hier einen komplexen und auch interessanten Zusammenhang mit
den Vorgaben der Bürokratie, den energetischen Vorschriften und den
Sozialraumbindungen. Dazu führte der neue Städtetagspräsident aus,
Wohnen sei auch Heimat, sei Grundrecht, sei existenzielles Bedürfnis
des Menschen. Deshalb bräuchte es im besten Falle vernünftige, kluge
Bündnisse vor Ort zwischen Investoren, der öffentlichen Hand, der
Wirtschaft, den Kammern, um dort miteinander Lösungen zu finden. Es
könne nicht so weitergehen mit unanständigen Margen, das
Höchstmögliche rauszupressen aus einer Wohnung, sondern es müsse auch
darum gehen, in sozialer Verantwortung miteinander Lösungen zu
finden. Außerdem tritt Jung für eine Verkehrswende ein, welche die
Menschen von Herzen mittragen können. Dabei dürfte das Entscheidende
sein, den öffentlichen Nahverkehr zu entwickeln. Um hier einen
Qualitätssprung zu machen, brauchen die Kommunen laut Jung für die
nächsten zehn Jahre mindestens 20 Milliarden Euro. Dann können
Straßenbahnen und Busse in einer Qualität angeboten werden, daß
Menschen motiviert sind, ihr Auto stehenzulassen, es nicht mehr zu
nutzen oder abzuschaffen. Es gibt Beispiele von Menschen, die aufs
Land gezogen sind und in die Stadt pendelten, als eine entsprechende
S-Bahn gebaut wurde. Jung will seinen Worten zufolge nicht den
Autoverkehr verteufeln, aber Anreize schaffen für die Bahn, die
Straßenbahn und das Fahrrad und auch die Fußwegsicherheit verbessern.
Schließlich sind in den Städten teilweise bis zu 18 Prozent des
öffentlichen Raums von Autos zugestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8146: Tragisches und Kurioses - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Kathedrale Notre-Dame ist noch nicht aus dem Schneider

Trotz umfangreicher Sicherungsmaßnahmen soll die Einsturzgefahr für
die im April durch ein Feuer schwer beschädigte Pariser Kathedrale
Notre-Dame weiter erheblich sein. Wie der mit dem Wiederaufbau
beauftragte Chef-Architekt, Philippe Villeneuve, erklärte, sei es noch
längst nicht gewährleistet, daß die Mauern ohne das eingestürzte Dach
stehen bleiben. Bisher habe man einfach Glück gehabt.

Gegenwärtig arbeiten nach einem Bericht der Zeitung Le Figaro rund 150
Handwerker an der Sicherung und dem Aufbau des Pariser Wahrzeichens.
Allerdings ist die Brandursache noch nicht geklärt.
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SOZIALES/8174: Arbeit, Soziales und Familie - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Amnesty International ehrt Greta Thunberg und Fridays for Future

Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International ehrt in diesem
Jahr die 16jährige schwedische Klimaaktivistin Greta Thunberg und die
Bewegung "Fridays for Future" als Botschafter des Gewissens
(Ambassador of Conscience Award). Thunberg nahm die Auszeichnung
stellvertretend für die Klimaschutzbewegung als große Ehre an.

Mit dem Ambassador of Conscience hat Amnesty unter anderem den
tschechischen Bürgerrechtler Vaclav Havel, den südafrikanischen
Friedensnobelpreisträger Nelson Mandela, die pakistanische
Kinderrechtsaktivistin Malala Yousafzai und den chinesischen Künstler
Ai Weiwei ausgezeichnet.

Die AI-Generalsekretärin Kumi Naidoo fühlt sich durch die jungen
Aktivistinnen und Aktivisten in aller Welt daran erinnert, daß wir
mächtiger sind, als wir glauben, und daß wir alle eine Rolle dabei
spielen müssen, die Menschenrechte gegen die Klimakatastrophe zu
verteidigen.
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UMWELT/8155: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Hurrikane werden immer gefährlicher

Die tropischen Wirbelstürme werden immer vernichtender. Während die
jüngsten Hurrikane bei den Spitzengeschwindigkeiten der Windböen
einen Rekord nach dem anderen brechen, ziehen sie immer langsamer
über das Land. Nach einer Studie von James Kossin von der US-Klima-
und Ozeanbehörde NOAA hat sich die Zuggeschwindigkeit der gewaltigen
Stürme zwischen 1949 und 2016 weltweit im Schnitt um zehn Prozent
verringert. Folge: Durch die langsamere Geschwindigkeit, mit der die
Stürme über das Land ziehen, wüten sie länger über einer Region - und
können Regen- und Sturmschäden dort noch verstärken.
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WIRTSCHAFT/8162: Märkte und Finanzen - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Internationales Wirtschaftsforum in Sankt Petersburg

Bundeswirtschaftsminister Altmaier, Sachsens Ministerpräsident
Kretschmer und Mecklenburg-Vorpommerns Ministerpräsidentin Schwesig
sind für vier Tage nach Rußland gereist, um die bilateralen,
regionalen und wirtschaftlichen Beziehungen auszubauen. Altmaier und
der russische Minister für wirtschaftliche Entwicklung, Oreschkin,
unterzeichneten am Freitag am Rande des Internationalen
Wirtschaftsforums in Sankt Petersburg eine Absichtserklärung, wonach
deutsche Technologie zur Modernisierung russischer Produktionsmittel
beitragen soll. Die im Zuge des Krimkonflikts von westlicher Seite
gegen Rußland verhängten Wirtschaftssanktionen sollen laut Altmaier
erhalten bleiben, solange der Anlaß gegeben ist. Kretschmer sprach
sich indes für eine Rücknahme der Strafmaßnahmen aus, die besonders
die ostdeutsche Wirtschaft belasten. Schwesig wollte unter anderem
mit dem russischen Industrie- und Handelsminister Manturow sprechen.
Ein Thema ist die Kooperation der Ostseehäfen Rostock und Primorsk
bei Sankt Petersburg. Das Internationale Wirtschaftsforum steht unter
der Schirmherrschaft des russischen Präsidenten. Seit 1997
bietet es Gelegenheiten zum Dialog von Politikern und
Geschäftsleuten. Am diesjährigen Forum nimmt Vizepremier Iwanow teil.
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WISSENSCHAFT/8178: Aus Forschung und Technik - 07.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Genaue Geräte-Lokalisierung durch Google Home

Google Home und Chromecast wissen nicht nur die Standorte der mit
ihnen verbundenen Geräte, sie geben diese gegenüber Dritten auch auf
wenige Meter genau preis. Der Internetplattform ComputerBase zufolge
muß dafür das Gerät lediglich eine Liste der in der Nähe befindlichen
Funknetzwerke an die Google-Geolocation-API senden, und das Ergebnis
wird ihm postwendend zugeschickt. Da es sich dabei um eine von Google
beabsichtigte Funktion handelt, stellt diese noch nicht einmal eine
Sicherheitslücke im engeren Sinne dar.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1142: Zellkernarchitektur - Was den Zellkern im Innersten zusammenhält (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 06.06.2019

Zellkernarchitektur - Was den Zellkern im Innersten zusammenhält



Um die geordnete Expression von Genen zu gewährleisten, müssen aktive und
inaktive Teile des Erbguts im Zellkern räumlich voneinander getrennt sein.
Eine neue Studie zeigt nun, welche Mechanismen für diese Trennung
verantwortlich sind.

Das Erbmolekül DNA liegt im Zellkern als ein Komplex von DNA und
Proteinen vor, der als Chromatin bezeichnet wird. Danach, wie
transkriptionell aktiv eine Region ist und wie dicht das Chromatin gepackt
ist, unterscheidet man zwei Typen von Chromatin, die im Zellkern zudem
räumlich getrennt sind. Das dicht gepackte Heterochromatin besteht aus
stillgelegten genomischen Regionen und liegt an den Außenrändern des
Zellkerns. Die aktiven genomischen Regionen dagegen befinden sich im weniger
dichten und daher leichter zugänglichen Euchromatin im Kerninneren. Dieses
Muster haben praktisch alle eukaryontischen Zellen gemeinsam. Wie diese
Verteilung zustande kommt, ist noch immer weitgehend unbekannt.
Wissenschaftler um Irina Solovei vom Biozentrum der LMU haben nun in
Kooperation mit Job Dekker (University of Massachussetts Medical School) und
einer Gruppe Physiker um Leonid Mirny (Institute for Medical Engineering and
Science, MIT) einen neuen Mechanismus entdeckt, der den überraschenden
Schluss nahelegt, dass der "Normalzustand" des Kerns eigentlich die
umgekehrte Verteilung von Eu- und Heterochromatin vorsieht. Über ihre
Ergebnisse berichten die Wissenschaftler im renommierten Fachmagazin
Nature.

Es gibt zahlreiche Theorien, welche Mechanismen die Chromatinverteilung im
Kern steuern. Bisher konnten diese Hypothesen jedoch keine schlüssige
Antwort liefern, da es in normalen Zellkernen schwierig ist, die
Interaktion der beiden Chromatintypen untereinander zu untersuchen, weil
das Heterochromatin dort fest an die Kernhülle gebunden ist. "Wir haben
für unsere Untersuchungen daher sogenannte inverse Zellkerne genutzt",
sagt Solovei. Zusammen mit ihren Münchner Kollegen entdeckte sie diese
Kerne vor etwa zehn Jahren bei nachtaktiven Säugetieren in bestimmten
Photorezeptoren der Netzhaut, den sogenannten Stäbchen. Im Gegensatz zu
konventionellen Kernen befindet sich bei ihnen das inaktive
Heterochromatin im Zellkern-Inneren, während das aktive Euchromatin an der
Peripherie liegt - eine einzigartige Ausnahme in der Natur. Wie sich in
den Studien heraustellte, dient diese Heterochromatinansammlung im Inneren
des Zellkerns als Mikrolinse und verbessert so die optischen Eigenschaften
der Netzhaut nachtaktiver Säugetiere. In späteren Arbeiten zeigten die
Wissenschaftler, dass in den Zellkernen dieser Stäbchen zwei
Proteinkomplexe fehlen, die normalerweise das Heterochromatin an die Hülle
des Zellkerns heften. Deshalb sammelt es sich in der Zellkernmitte.

Mithilfe einer Kombination moderner mikroskopischer und
molekularbiologischer Methoden erstellten die Forscher nun Polymermodelle
von Chromosomen und ganzen Zellkernen, mit deren Hilfe sie die
Wechselwirkungen sowohl zwischen den Chromatintypen untereinander als auch
mit der Kernhülle sowie deren Auswirkungen untersuchten. Dadurch konnten
sie zeigen, dass allein die Wechselwirkungen zwischen heterochromatischen
Regionen untereinander für die Trennung von aktiven und inaktiven Teilen
des Genoms von zentraler Bedeutung sind. Interaktionen innerhalb
euchromatischer Bereiche hingegen sind für diesen Prozess nicht
ausschlaggebend. "Unsere Ergebnisse deuten aber überraschenderweise
darauf hin, dass dieser Mechanismus konzeptionell die invertierte 
Kern-Architektur als Standard vorgibt", sagt Mirny. "Damit die konventionelle
räumliche Verteilung von Hetero- und Euchromatin entsteht, sind zusätzlich
Wechselwirkungen mit der Kernhülle erforderlich". "Vor diesem
Hintergrund", so Solovei, "ist es faszinierend, dass die Mehrheit der
Eukaryonten trotzdem konventionelle Kerne hat, und es stellt sich die
Frage, was die Heterochromatin-Positionierung an der Kernperipherie
funktionell bedeutet".


Originalpublikation:

Heterochromatin drives compartmentalization of inverted and conventional
nuclei

Martin Falk, Yana Feodorova, Natalia Naumova, Maxim Imakaev, Bryan R.
Lajoie, Heinrich Leonhardt, Boris Joffe, Job Dekker, Geoffrey Fudenberg,
Irina Solovei, Leonid A. Mirny

Nature 2019

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1275-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 06.06.2019
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ZOOLOGIE/1642: Warum Tiefsee-Drachenfische durchsichtige Zähne haben (idw)


INM - Leibniz-Institut für Neue Materialien gGmbH - 06.06.2019

Warum Tiefsee-Drachenfische durchsichtige Zähne haben



In einer aktuellen Studie haben Wissenschaftler vom INM und aus Amerika
die Zähne des Tiefsee-Drachenfisches Aristostomias scintillans untersucht.
Sie fanden heraus, dass sich die Zähne weiterentwickelt haben, um die
Lichtstreuung zu reduzieren und den weit geöffneten Mund des Fisches
effektiv verschwinden zu lassen.

Vor der Küste von San Diego, 500 Meter unter dem Meer, grinsen
bleistiftgroße Seeungeheuer pechschwarz, weil ihre Münder mit
durchsichtigen Zähnen gefüllt sind. Eine Untersuchung dieser einzigartigen
Anpassung von Tiefsee-Drachenfischen (Aristostomias scintillans) ergab,
dass sich ihre Zähne weiterentwickelt haben, um die Lichtstreuung zu
reduzieren und den weit geöffneten Mund des Fisches effektiv verschwinden
zu lassen. Forscher vom INM haben in Kooperation mit Ozeanographen und
Materialwissenschaftlern aus Amerika untersucht, wodurch und warum die
Zähne durchsichtig sind. Sie beschreiben unter der Federführung von Marc
Meyers von der University of California die Eigenschaften der Zähne in der
jüngst erschienenen Publikation in der Fachzeitschrift Matter.

Für die materialwissenschaftliche Untersuchung hat sich Meyers mit dem
Leibniz-Institut für Neue Materialien (INM) zusammengetan. Marcus Koch,
Leiter der physikalischen Analytik am INM und Birgit Nothdurft haben die
Proben aufwändig vorbereitet und mit einem speziellen Elektronenmikroskop
analysiert.

Sie entdeckten, dass sich die Transparenz der Zähne von derjenigen
unterscheidet, die andere Organismen bei dieser Anpassung entwickelt
haben. Zuerst sahen sie, dass Drachenfischzähne - wie auch die Zähne des
Menschen - aus einer äußeren schmelzartigen Schicht und einer inneren
Dentinschicht bestehen. Allerdings sind nur etwa 20 Nanometer große
Nanokristalle in einer amorphen organischen Masse des "Zahnschmelzes"
verteilt. Im Gegensatz zu menschlichen Zähnen weisen sie keine
Dentinkanälchen auf, die beim Menschen Drucksignale aber auch
Schmerzempfindung übertragen. Aufgrund dieser ungestörten Nanostruktur
kann Licht den Zahn fast ungehindert passieren: In der Umgebung
befindliches Licht wird nicht von der Oberfläche der Zähne reflektiert
oder gestreut, wodurch sie praktisch unsichtbar für Beutetiere werden. Die
Zähne sind auch im Vergleich zu anderen Raubfischen relativ dünn, was zu
diesem Effekt beiträgt.

"Die meisten Tiere der Tiefsee haben sich auf besondere Art und Weise
ihrer Umgebung angepasst. Die Tatsache, dass Drachenfische durchsichtige
Zähne haben, hat uns trotzdem verwirrt, da dieses Merkmal normalerweise
bei größeren Arten vorkommt", sagt Meyers. "Es ist geradezu phantastisch,
wie diese Tiere ein klassisches Prinzip der Lichtstreuung ausnutzen, um
für Beutetiere unsichtbar zu werden. Wenn diese Zähne sichtbar wären,
würden sich die Beutetiere sofort zurückziehen", ergänzt Eduard Arzt vom
INM in Saarbrücken. Vielleicht sei der Drachenfisch deshalb trotz seiner
kleinen Größe ein effektiver Raubfisch.

Obwohl sie etwa 15 Zentimeter lang sind, sind Tiefseedrachenfische in
ihrem Teil des Ozeans erfolgreiche Raubfische und ernähren sich von
kleineren Fischen bis zu 50 Prozent ihrer Größe. Das markanteste Merkmal
des Drachenfisches ist sein außergewöhnlich großer Kopf voller
fangähnlicher Zähne. Der Fisch hat einen dunkelhäutigen, aalartigen
Körper. Die Fische sind so unersättlich, dass sie dazu neigen, sich
gegenseitig zu fressen.

Inspiriert von diesem natürlichen Vorbild, wollen die Forscher
transparente, hochfeste Materialien konzipieren, die vom Drachenzahn
inspiriert sind, und zwar aus einer Kombination von Nanokristallen und
Keramik.
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FORSCHUNG/429: Magnetismus im Erdmantel entdeckt (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 05.06.2019

Magnetismus im Erdmantel entdeckt



Das riesige Magnetfeld, das die Erde umgibt, sie vor Strahlen und
geladenen Teilchen aus dem All schützt und an dem sich viele Tiere sogar
orientieren können, ist in ständigem Wandel - weshalb es auch unter
ständiger Beobachtung von Geowissenschaftlern ist. Die altbekannten
Quellen des Magnetfelds sind der tief im Inneren liegende Erdkern, aber
auch der Boden, auf dem wir stehen - die Erdkruste. Der Erdmantel hingegen
wurde bisher weitestgehend als "magnetisch tot" angesehen. Nun zeigen
Forscher, dass eine Form des Eisenoxids, das Hämatit, auch im Erdmantel
seine magnetischen Eigenschaften behalten kann. Die Studie ist in der
Fachzeitschrift "Nature" erschienen.

Das riesige Magnetfeld, das die Erde umgibt, sie vor Strahlen und
geladenen Teilchen aus dem All schützt und an dem sich viele Tiere sogar
orientieren können, ist in ständigem Wandel - weshalb es auch unter
ständiger Beobachtung von Geowissenschaftlern ist. Die altbekannten
Quellen des Erdmagnetfelds sind der bis etwa 6.000 Kilometer im Erdinneren
liegende Kern, aber auch der Boden, auf dem wir stehen - die Erdkruste.
Der Erdmantel hingegen, 35 bis 2.900 Kilometer tief, wurde bisher
weitestgehend als "magnetisch tot" angesehen. Ein internationales
Forscherteam aus Deutschland, Frankreich, Dänemark und den USA hat nun
gezeigt, dass eine Form des Eisenoxids, das Hämatit, auch tief im
Erdmantel seine magnetischen Eigenschaften behalten kann. Das passiert in
verhältnismäßig kalten Gesteinsplatten, die vor allem unter dem
Westpazifischen Ozean vorkommen.

"Das neue Wissen über den Erdmantel und die stark magnetische Region im
Westpazifik könnte ein neues Licht auf die Beobachtungen des
Erdmagnetfelds werfen", sagt Mineralphysiker und Erstautor Dr. Ilya
Kupenko vom Institut für Mineralogie an der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU). Zum Beispiel können die Erkenntnisse für
zukünftige Beobachtungen der erdmagnetischen Auffälligkeiten relevant
sein. Darüber hinaus könnten sie auch Aufschlüsse über den Magnetismus
anderer Planeten wie den Mars geben. Der Grund: Der Mars besitzt keinen
sogenannten Dynamo in seinem Kern und damit auch keine Quelle, um ein
starkes Magnetfeld wie die Erde aufzubauen - es könnte sich nun aber
lohnen, einen genaueren Blick auf seinen Mantel zu werfen. Die Studie ist
in der Fachzeitschrift "Nature" erschienen.

Hintergrund und Methode:

Tief im metallischen Erdkern ist es flüssiges Eisen, das elektrische
Ströme auslöst. In der äußersten Erdkruste wiederum rufen Gesteine die
magnetischen Signale hervor. Aufgrund der sehr hohen Temperaturen und
Druckbedingungen in den tieferen Regionen des Erd-Inneren war angenommen
worden, dass Gesteine ihre magnetischen Eigenschaften verlieren.

Die Forscher sahen sich nun die potenziellen Quellen für Magnetismus im
Erdmantel genauer an: Eisenoxide, die eine hohe kritische Temperatur
aufweisen - sprich die Temperatur, ab der Materialien ihre magnetischen
Eigenschaften verlieren. Eisenoxide treten im Erdmantel in Gesteinsplatten
auf, die durch Plattenverschiebungen von der Erdkruste weiter in den
Mantel gedrückt wurden. Die Platten können eine Tiefe zwischen 410 und 660
Kilometer im Erdinneren erreichen, die sogenannte Übergangszone zwischen
dem oberen und unteren Erdmantel. Bisher war es allerdings nicht gelungen,
die magnetischen Eigenschaften des Eisenoxids während der extremen Druck-
und Temperaturbedingungen zu messen, die dort unten herrschen.

Nun kombinierten die Wissenschaftler zwei Methoden miteinander. Mithilfe
einer sogenannten Diamantstempelzelle, einem Verfahren, bei dem sehr
kleine Materialproben zwischen zwei Diamanten zusammengepresst werden,
übten sie einen Druck von bis zu 90 Gigapascal auf das Eisenoxid Hämatit
aus. Zusätzlich erhitzten sie die winzige Gesteinsprobe mit einem Laser
auf bis zu mehr als 1.000 Grad Celsius. Dieses Verfahren kombinierten sie
mit der sogenannten Mößbauer-Spektroskopie, bei der mithilfe von
Synchrotron-Strahlen der magnetische Zustand der Proben untersucht werden
kann. Dieser Teil der Studie wurde in der Synchrotronanlage ESRF in
Grenoble (Frankreich) durchgeführt und machte es möglich, die
Veränderungen des Eisenoxids zu beobachten.

Das überraschende Ergebnis: Das Hämatit blieb magnetisch bis zu einer
Temperatur von rund 925 Grad - der Temperatur, die am Ort ihres Vorkommens
in den "abgetauchten" Platten im Erdmantel unter dem Pazifischen Ozean
herrscht. "Damit zeigen wir, dass der Erdmantel bei weitem nicht so
'magnetisch tot' ist, wie zuvor angenommen", sagt Prof. Dr. Carmen
Sanchez-Valle vom Institut für Mineralogie der WWU. "Diese Erkenntnisse
könnten Schlussfolgerungen für das gesamte Magnetfeld der Erde zulassen."

Relevanz für Untersuchungen des Erdmagnetfelds und der Bewegung
der Pole

Forscher beobachten das Erdmagnetfeld und die ständigen lokalen und
regionalen Veränderungen in der magnetischen Stärke, indem sie Satelliten
einsetzen und Gesteine untersuchen. Hintergrund: Die geomagnetischen Pole
der Erde - nicht zu verwechseln mit den geografischen Polen - sind laufend
in Bewegung. Infolge ihrer Wanderung haben sie in der jüngeren
Erdgeschichte sogar alle paar hunderttausend Jahre ihre Position
miteinander getauscht. Der letzte Polsprung ereignete sich vor 780.000
Jahren, und seit ein paar Jahrzehnten berichten Wissenschaftler davon,
dass sich die magnetischen Pole der Erde schneller bewegen. Ein Umdrehen
der Magnetpole hätte Auswirkungen auf die moderne menschliche
Zivilisation, zum Beispiel wären Satelliten weniger geschützt und die
Funktion von Stromnetzen bedroht.

Eine der beobachteten Routen der Pole bei ihrer Wanderung verläuft über
den Westpazifik - und stimmt damit auffällig mit den nun aufgedeckten
elektromagnetischen Quellen im Erdmantel überein. Daher ziehen die
Forscher die Möglichkeit in Betracht, dass die im Pazifik beobachteten
Magnetfelder nicht die Wanderungsroute der auf der Erdoberfläche
gemessenen Pole darstellen, sondern von der bisher unbekannten
elektromagnetischen Quelle der Hämatit-haltigen Gesteine im Erdmantel
unter dem Westpazifik stammen.

"Das neue Wissen, dass es dort unten im Erdmantel magnetisch geordnete
Materialien gibt, sollte bei zukünftigen Untersuchungen des Magnetfelds
der Erde und der Bewegung ihrer Pole miteinbezogen werden", sagt Co-Autor
Prof. Dr. Leonid Dubrovinsky vom Bayerischen Geoinstitut der Universität
Bayreuth.


Förderung:

Die Studie erhielt finanzielle Unterstützung durch die Westfälische
Wilhelms-Universität Münster (WWU), die Deutsche Forschungsgemeinschaft
und das Bundesministerium für Bildung und Forschung.
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FORSCHUNG/428: "Schmierende" Sedimente versetzten Kontinente in Bewegung (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 05.06.2019

"Schmierende" Sedimente versetzten Kontinente in Bewegung

Oberflächenerosionsprozesse beeinflussten maßgeblich die Entwicklung der
Plattentektonik auf der Erde, berichten Forschende des GFZ und der
University of Maryland



Die Plattentektonik ist ein wichtiger geologischer Prozess der Erde. Er
formt ihre Oberfläche und macht sie einzigartig unter den Planeten im
Sonnensystem. Wie die Plattentektonik jedoch entstand und welche Faktoren
ihre Entwicklung beeinflusst haben, ist bislang umstritten. Stephan V.
Sobolev vom Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ und der Universität Potsdam
sowie Michael Brown von der University of Maryland gehen nun neue Wege bei
der Lösung dieses Rätsels. In einer Studie, die im Fachjournal Nature
veröffentlicht wurde, schlagen sie vor, dass die natürliche "Schmierung"
durch Ablagerungen, die aus Erosionen der Erdoberfläche stammen,
entscheidend dafür waren, dass die Platentektonik in Gang gesetzt wurde
und weiter fortlief.

Seit den 1960er Jahren ist bekannt, dass die Plattentektonik durch "tiefe
Mantelkonvektion" angetrieben wird, ein Prozess, der die heißere und
kältere Materie in der Erde nach den Gesetzen der Thermodynamik
"verrührt". Daher sollte die Plattentektonik nach gängigem Verständnis nur
von Prozessen in der "tiefen Erde" abhängen. Ein wahrscheinlicher
Kontrollmechanismus war demnach die Kühlung des Erdmantels. Stephan V.
Sobolev und Michael Brown erkennen an, dass dieser Prozess wichtig ist,
legen aber nahe, dass Erosionsereignisse an der Erdoberfläche für die
Entwicklung der Plattentektonik mindestens ebenso wichtig waren. "Unsere
Hypothese ist kontraintuitiv", erklärt Stephan V. Sobolev vom GFZ. "Das
war das Hauptproblem für uns und wir erwarten, dass es das Hauptproblem
für die Wissenschaftscommunity dabei sein wird, unsere Ideen zu
akzeptieren."

Auf der Grundlage geodynamischer Modellierungen schlagen Sobolev und Brown
eine Erklärung vor, nach der die Entstehung und Fortentwicklung der
Plattentektonik auf der Erde durch den Anstieg der Kontinente über den
Meeresspiegel und die folgenden großen Erosionsereignisse an der
Oberfläche kontrolliert wurden. Bei Erosionsprozessen entstehen
kontinentale Sedimente, die der "Subduktion" als Schmiermittel dienen -
einem Schlüsselprozess der Plattentektonik. Wie Motoröl, das die Reibung
zwischen den beweglichen Teilen eines Motors verringert, reduzieren
kontinentale Sedimente die Reibung zwischen der subduzierenden oder
abtauchenden Platte und der überfahrenden Platte, so Sobolev und Brown.

Ein multidisziplinärer und skalenübergreifender Ansatz

Die Forscher testeten ihre Hypothese mithilfe bereits veröffentlichter
geologischer und geochemischer Daten. Diese Daten zeigen, dass die ersten
eindeutigen Beweise für die Plattentektonik von vor 2,5 bis 3 Milliarden
Jahren stammen. In jener Zeit stiegen auch die Kontinente der Erde über
den Meeresspiegel und die ersten großen Vergletscherungen fanden auf dem
Planeten statt. Der erste Superkontinent in der Erdgeschichte namens
"Columbia" fügte sich vor etwa 2,2 bis 1,8 Milliarden Jahren zusammen,
nach der globalen Vergletscherung und einem großen Erosionsereignis an der
Oberfläche.

Später dann folgte das größte Oberflächenerosionsereignis in der
Erdgeschichte nach den globalen "Schneeball-Erde"-Vergletscherungen vor
700 bis 600 Millionen Jahren. Es erzeugte eine berühmte globale
geologische Grenze namens "Great Unconformity". Als "Unconformity", zu
Deutsch "Diskordanz", bezeichnet man in der Geologie das winkelige oder
unregelmäßige Aufeinanderliegen von Gesteinsschichten. Die riesige Menge
an kontinentalen Sedimenten, die während dieses Erosionsereignisses
entstand, gelangte in die Ozeane, wobei subduzierende Platten "geschmiert"
und die moderne aktive Phase der Plattentektonik ausgelöst wurde,
schreiben Stephan V. Sobolev und Michael Brown in ihrer Studie.

Mehr geochemische Daten erforderlich

Das Hauptmerkmal ihrer Studie ist ein multidisziplinärer und
skalenübergreifender Ansatz. "Wir haben unsere Hypothese auf der Grundlage
globaler geodynamischer Modelle der Plattentektonik und regionaler Modelle
der Subduktion in den südamerikanischen Anden vorgeschlagen", erklärt
Stephan V. Sobolev. "Dann haben wir bereits publizierte geologische und
geochemische Daten verwendet, um die Hypothese zu überprüfen. Erst die
Kombination all dieser Ansätze hat unsere Studie möglich gemacht."

Trotz der Unterstützung durch bestehende Daten sind weitere geochemische
Daten erforderlich, um die Hypothese in schlüssigem Maß zu testen, sagen
Sobolev und Brown. "Sie muss vollständig quantifiziert werden, was
wiederum eine gekoppelte Modellierung von tiefer Mantelkonvektion und
Plattentektonik, Oberflächenprozessen und sogar dem Klima erfordert, das
ein wichtiger Faktor zur Kontrolle der Oberflächenerosion ist. Das ist
eine spannende Herausforderung für die Community in der
Erdsystemmodellierung", sagt Stephan V. Sobolev. "Das wird die Entwicklung
neuartiger Modelle erfordern, die Tiefe-Erde- und Oberflächenprozesse eng
miteinander verbinden."
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FRAKTION/094: Herzlichen Glückwunsch zum 80sten, lieber Ströbi


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2019

Herzlichen Glückwunsch zum 80sten, lieber Ströbi!



Die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter
gratulieren Hans-Christian Ströbele zu seinem 80. Geburtstag:

Lieber Christian, du bist ein Querkopf! Und das seit 80 Jahren. Du
bist gradlinig, aufrichtig, treu. Du bist standfest, unbeirrbar und
hartnäckig. Du bist ein leidenschaftlicher Demonstrant, ein Mann der
Straße, da für die Menschen. Mit Fahrrad und rotem Schal - so kennen
und lieben sie dich. Und wir erst recht. Du verstellst dich nie -
nicht uns gegenüber, nicht den Menschen, denen du begegnest. Du bist
einfach unverwechselbar: Ströbi!

Dem Einzelnen sein Recht zu geben - gegen jede staatliche Obrigkeit -
das war und ist dein Leitmotiv. Schon als du 1969 das erste und
einzige sozialistische Anwaltskollektiv gegründet hast, warst du
entschlossen den wankenden Rechtstaat zu verteidigen, gegen
verkrustete Strukturen der bundesdeutschen Justiz, gegen ihre
damaligen Akteure mit brauner Vergangenheit. Auch heute ist auf dich
Verlass, wenn es darum geht, Missstände klar zu benennen,
aufzubegehren und unsere Demokratie und den Rechtsstaat zu
verteidigen. Du warst durch und durch Parlamentarier. Du bist und
bleibst ein Anwalt für die Menschen, für die Sache.

Im Bundestag vermissen wir deine Stimme. Oft hast du mit uns
gerungen - manchmal wir mit dir. Dabei war immer klar, wo du
hingehörst: zu Bündnis 90/Die Grünen. Das macht uns stolz. Aber auch
außerhalb des Parlaments hören wir dich - und brauchen wir dich.
Dürfen wir uns was wünschen? Misch noch lange mit! Lieber Christian,
bewahre dir deinen Tatendrang, deine Lebensfreude und vor allem deine
Gesundheit. Wir gratulieren dir von ganzem Herzen zu deinem 80.
Geburtstag. Hoch, sollst du leben, Ströbi!
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MEDIEN/455: Öffentlich-rechtlicher Rundfunk - das Gespenst der Indexierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juni 2019

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk - das Gespenst der Indexierung



Zur Ministerpräsidentenkonferenz und der Vertagung der Diskussion über
die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erklärt Tabea
Rößner, Sprecherin für Netzpolitik:

Die Ministerpräsidentenkonferenz hat die Entscheidung über die
Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks vertagt, wobei sie
ihre Absicht von der Einführung einer globalen Beauftragung und der
problematischen Indexierung bekräftigt hat. Das ist tragisch. Ein
Bekenntnis zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist dringend notwendig,
denn es müssen Weichen gestellt werden, wie dieser zukünftig gestaltet
werden soll. Die Indexierung ist dafür sicher nicht die richtige
Lösung.

Mit der Vertagung lähmen die Ministerpräsidenten einen dringend
notwendigen Reformprozess, der der gesellschaftlichen Akzeptanz für
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk schadet. In Zeiten von
Desinformation und Fake-News ist ein starker öffentlich-rechtlicher
Rundfunk für unsere Demokratie wichtiger denn je. Und er braucht die
Länderchefs hinter sich als seine Unterstützer.

Ein starker öffentlich-rechtlicher Rundfunk ist einer, bei dem der
Beitrag dem Auftrag folgt. Eine Indexierung würde aber genau das
Gegenteil bedeuten: der Auftrag würde der Finanzierung folgen. Daher
ist es unerfreulich, dass das Gespenst der Indexierung nach wie vor
im Raum steht. Notwendig ist jetzt eine breite und offene
gesellschaftliche Debatte über den Auftrag des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks und wie dieser fit fürs digitale Zeitalter gemacht werden
kann. Es ist höchste Eisenbahn, dass die Ministerpräsidenten den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk stärken und eine Entscheidung nicht
länger hinauszögern. Wir haben bereits im März einen Antrag in den
Bundestag eingebracht, in dem wir aufzeigen, wie der
öffentlich-rechtliche Rundfunk fit für die Zukunft gemacht werden
kann - ohne eine Indexierung.
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SICHERHEIT/967: Bundesregierung muss sich für Abrüstungsgespräche zwischen den USA und Russland einsetzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2019

Bundesregierung muss sich für Abrüstungsgespräche zwischen den USA und Russland einsetzen



Zur Drohung des russischen Präsidenten Wladimir Putin, den New
START-Vertrag auslaufen zu lassen, erklärt Katja Keul, Sprecherin für
Abrüstungspolitik:

Der nächste Rüstungskontrollvertrag droht zu verfallen. Wenn New START
nicht verlängert wird, gibt es keine Kontrolle mehr für amerikanische
und russische Nuklearwaffen.

Die Vereinigten Staaten und die russische Föderation spielen sich seit
Jahren gegenseitig in die Hände. Opfer sind die Abrüstungs- und
Rüstungskontrollverträge, die nach dem Ende des Kalten Krieges
abgeschlossen wurden und lange für Stabilität in Europa gesorgt haben,
der ABM-Vertrag über die Begrenzung der Raketenabwehr, der KSE-Vertrag
über die Begrenzung der konventionellen Rüstung in Europa, der
INF-Vertrag, der Mittelstreckenraketen verbietet und das Gemeinsame
Abkommen mit dem Iran über die Begrenzung seines Nuklearprogramms. Die
Trump-Administration hat nicht nur kein Interesse an der Fortsetzung
von Rüstungskontrolle, sie will auch die Fortschritte, die die
Vorgängerregierung von Präsident Obama erreicht hat, zurücknehmen. Die
Regierung der Russischen Föderation hat sich gegenwärtig auch von
einer kooperativen europäischen Politik verabschiedet. Diese
Entwicklung widerspricht unseren und den europäischen
Sicherheitsinteressen und dem Ziel der Abrüstung.

Wir fordern die Bundesregierung auf, sich energisch bei beiden für die
Wiederaufnahme von Rüstungskontrollverhandlungen einzusetzen. Dazu
muss sie sich auch dafür einsetzen, dass die Europäische Union wieder
ein rüstungskontroll- und abrüstungspolitischer Akteur wird.
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UMWELT/1855: Die Plastikvermüllung der Meere endlich stoppen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2019

Die Plastikvermüllung der Meere endlich stoppen



Zum Tag der Meere am 08. Juni erklärt Steffi Lemke, Parlamentarische
Geschäftsführerin und Sprecherin für Naturschutzpolitik:

In einem atemberaubenden Tempo wird der Ozean zum Endlager für unseren
Plastikmüll. Die Belastungsgrenze der Meere ist dabei längst erreicht.
Die Überfischung schreitet weiter voran, sauerstoffarme Todeszonen -
wie in der Ostsee - breiten sich aus, die Klimakrise erhitzt und
versauert das Wasser. Somit droht dem größten Lebensraum unserer Welt
unwiderruflich die Zerstörung.

Global braucht es dringend ein Abkommen, das verbindliche
Reduktionsziele für Plastikverpackungen festlegt und den Eintrag von
Plastik in die Meere stoppt. Während andere Mitgliedsstaaten mit
verbindlichen Reduktionszielen für Plastikmüll, Verboten für
Einmalprodukte und Mikroplastik in Kosmetika vorangehen, setzt die
Bundesregierung weiter auf freiwillige Verpflichtungen der Hersteller
und verfehlt eigens gesteckte Ziele wie die Mehrwegquote.

Plastikabfälle aus der Fischerei bilden in den deutschen
Meeresgebieten eine besonders hohe Verschmutzungsquelle. Meeresvögel
und Meeressäuger verenden an den Resten von Fischereinetzen. Der
Bundesregierung liegt seit mittlerweile zwei Jahren ein Beschluss des
Bundestages vor, diesen Müll zu reduzieren - doch bisher ist nichts
geschehen. Diese Tatenlosigkeit ist ein Sinnbild für das politische
Versagen der Bundesregierung.

Auch durch die deutschen Flüsse strömen jede Sekunde große Mengen
Plastik in die Nord- und Ostsee. Die ohnehin schon stark belasteten
Meere stehen kurz vor dem Kollaps.

Hintergrund:

Das Ausmaß der Verschmutzung der Meere mit Plastikmüll ist
alarmierend. Jährlich gelangen zwischen 4,8 und 12,7 Millionen Tonnen
Plastikmüll in die Ozeane. Während die EU-Kommission mit ihrer
Plastikstrategie und andere europäische Staaten mit verbindlichen
Reduktionszielen und Verboten für Einmalprodukte den Kampf gegen die
Plastikflut angenommen haben, fehlt es in Deutschland am politischen
Willen. Deutschland ist europäisches Schlusslicht bei der
Plastikvermeidung und hat den größten Pro-Kopf-Verbrauch von Plastik.
Der Deutsche Bundestag hat im Sommer 2017 die Drucksache 18/12944
angenommen "Schädliche Umweltauswirkungen von Geisternetzen und Dolly
Ropes verhindern". Bisher gibt es jedoch keinerlei Verbesserung der
Situation, weiterhin sind Geisternetze eine Gefahr in Nord- und
Ostsee. Geisternetze aus der Fischerei sind frei umhertreibende Stell-
und Schleppnetze, sie können jahrelang ohne Kontrolle "weiterfischen",
ohne dass die ungewollte Beute jemals eingeholt würde. Die
Geisternetze werden so zur Todesfalle für Fische, Schweinswale,
Schildkröten und andere Meerestiere und sind zu einer wachsenden
Bedrohung für den Fischbestand und der Artenvielfalt im Meer geworden.
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VERKEHR/806: Anton Hofreiter zur neuen Dachstrategie der Deutschen Bahn


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2019

Anton Hofreiter zur neuen Dachstrategie der Deutschen Bahn



Zu aktuellen Berichten über eine neue Dachstrategie der Deutschen Bahn
erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Es wäre sehr vernünftig, wenn sich die Deutsche Bahn künftig auf den
Schienenverkehr konzentriert und nicht länger Geld in abenteuerlichen
Investitionen außerhalb von Deutschland bindet. Richtig ist auch, die
Fahrgastzahlen zu verdoppeln. Das geht aber nur mit mehr Zügen, einem
besseren Schienennetz, einer höheren Pünktlichkeit. Die
Bundesregierung muss den Bahnvorstand bei dieser Mammutsaufgabe
kräftig unterstützen. Dafür braucht es eine ordentliche Finanzspritze
durch den Bund, um das Schienennetz auszubauen, zusätzliche Züge
aufzugleisen und mehr Fachleute einzustellen. Kurzfristig müssen die
Ausgaben für die Bahn verdoppelt, mittelfristig eher vervierfacht
werden. Gleichzeitig braucht es einen organisatorischen Neustart für
die Bahn, damit das Geld nicht in verkrusteten, ineffizienten
Strukturen versickert. Das zersplitterte Zuständigkeits-Chaos der
Deutschen Bahn AG von zu vielen kleinen Tochter-Gesellschaften muss
neu geordnet werden, denn durch Konkurrenz und Reibung zwischen
DB-Töchtern entstehen unnötige Verluste. Wir brauchen eine schnelle,
zuverlässige und preisgünstige Bahn. Denn nur die Bahn kann Herzstück
der nötigen Verkehrswende sein."
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WIRTSCHAFT/2871: Mercosur-Abkommen - Katastrophe für Menschenrechte und Klimaschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2019

Mercosur-Abkommen: Katastrophe für Menschenrechte und Klimaschutz



Zu den Äußerungen der argentinischen und brasilianischen Präsidenten,
dass eine Einigung über das EU-Mercosur-Assoziierungsabkommen kurz
bevorsteht, erklärt Katharina Dröge, Sprecherin für Handelspolitik:

Gerade erst hat Bundeskanzlerin Merkel angekündigt, dass die Zeit für
Pille-Palle beim Klimaschutz nun vorbei sein müsse. Doch nur wenige
Tage später soll jetzt das Handelsabkommen der EU mit dem
südamerikanischen Staatenbund Mercosur kurz vor dem Abschluss stehen.

Zu den Handelspartnern gehört dann auch Brasilien mit seinem
rechtsextremen Präsidenten Bolsonaro. Einem Präsidenten, der damit
droht, aus dem Pariser Klimaabkommen auszutreten, der den
Amazonas-Regenwald zur Abholzung freigibt und gerade erst das
staatliche Budget für Klimaschutz fast komplett gestrichen hat. Seit
langem fordert Frankreichs Präsident Macron das Pariser Klimaabkommen
endlich zum wesentlichen Bestandteil von Handelsverträgen zu machen.
Wenn Bolsonaro sich tatsächlich aus dem Pariser Klimavertrag
verabschiedet oder den Amazonas weiter abholzen lässt, würde diese
Klausel eine Beendigung oder Aussetzung des Handelsvertrags möglich
machen. Aber die Bundesregierung blockiert solche Regeln mit aller
Macht. Sie will ein bedingungsloses Handelsabkommen mit Brasilien.
Doch das wäre keineswegs nur Pille-Palle, sondern eine handfeste
Katastrophe für den Klimaschutz.

Aber nicht nur der Klimaschutz, sondern auch die Menschenrechte stehen
in Brasilien auf dem Spiel. Bolsonaro hat schon im Wahlkampf mit
rassistischen, sexistischen und homophoben Äußerungen Schlagzeilen
gemacht. Jetzt macht er ernst und lockert Waffengesetze, verletzt die
Rechte indigener Bevölkerungsgruppen und verschärft die Überwachung
von Nichtregierungsorganisationen. Doch die Einhaltung der
Menschenrechtsklausel in EU-Handelsabkommen wird nur unzureichend
überwacht und bislang kaum angewendet.

Handelsabkommen können ein Schlüssel für den Schutz der
Menschenrechte, des Klimas und von Umwelt- und Sozialstandards sein.
Doch dafür müssen sie klare Regeln haben, deren Nichteinhaltung Folgen
für die Handelsbeziehungen hat. Das Mercosur-Abkommen hingegen
beinhaltet reichlich Liberalisierung für die Wirtschaft, bleibt bei
Menschenrechtsverletzungen oder Klima- und Umweltzerstörung aber
zahnlos. Wenn Bundeskanzlerin Merkel beim Schutz von Klima und
Menschenrechten ernst machen will, muss sie Mercosur in dieser Form
stoppen!
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ARBEIT/832: 100 Jahre ILO - Viel geschafft, noch viel zu tun


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2019

100 Jahre ILO - Viel geschafft, noch viel zu tun

Internationale Arbeitsorganisation zur Durchsetzung weltweiter
Sozialstandards weiter stärken



Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) feiert in diesem Jahr
ihr 100-jähriges Bestehen. Die Internationale Arbeitskonferenz im
Jubiläumsjahr findet vom 10. bis 21. Juni in Genf statt. Daran nimmt
am kommenden Dienstag auch Bundeskanzlerin Angela Merkel teil. Zum
Jubiläum erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Volkmar Klein:

"Die Internationale Arbeitsorganisation hat in den vergangenen 100
Jahren viel erreicht, um weltweit das Leben der arbeitenden Menschen
zu verbessern. Mithilfe der ILO wurden internationale Standards
gesetzt, an denen sich die 187 ILO-Mitgliedstaaten - also auch die
Entwicklungs- und Schwellenländer - messen lassen müssen. Zu nennen
sind vor allem die vier Kernprinzipien der ILO, nämlich die
Vereinigungsfreiheit, die Abschaffung von Zwangsarbeit, das Verbot
der Diskriminierung und die Beseitigung der Kinderarbeit. Nicht
zuletzt die in vielen armen Ländern weiter grassierende
ausbeuterische Kinderarbeit ist eine fortdauernde Katastrophe. Sie
stiehlt den Betroffenen nicht nur ihre Kindheit. Vielmehr verhindert
Kinderarbeit eine gute Schulbildung und damit Zukunftschancen. So
verstetigt sie die Armut.

Daher bleibt das Engagement der ILO insbesondere in den Entwicklungs-
und Schwellenländern eine große Herausforderung. Deutschland hat ein
Interesse daran, über soziale Mindeststandards in der Produktion und
in den Lieferketten zu Wohlstand in Entwicklungs- und
Schwellenländern beizutragen. Dies fördert stabile Verhältnisse vor
Ort. Deshalb muss unser Land die Arbeit der ILO weiter tatkräftig
unterstützen und deshalb ist es richtig, dass Bundeskanzlerin Angela
Merkel anlässlich des 100-jährigen Bestehens der ILO nach Genf reist.

Entscheidend ist letztlich, dass die vereinbarten Normen und
Standards auch durchgesetzt werden. Vor allem die Mitgliedstaaten der
ILO selbst sind in der Pflicht. Sie müssen die entsprechenden
gesetzlichen Rahmenbedingungen und die Instrumente schaffen, um die
Einhaltung der Standards kontrollieren und Verstöße ahnden zu können.
Die ILO ist dabei ein wichtiger Partner und Ratgeber. Ihre Arbeit ist
und bleibt unverzichtbar."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





BILDUNG/1030: Historischer Meilenstein für den Wissenschaftsstandort Deutschland


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2019

Historischer Meilenstein für den Wissenschaftsstandort
Deutschland

Die drei Wissenschaftspakte schaffen Planungssicherheit und fördern
Forschung auf höchstem Niveau



Bundeskanzlerin Angela Merkel und die Ministerpräsidenten der Länder
haben am heutigen Donnerstag die drei Wissenschaftspakte (Nachfolge
Hochschulpakt, Nachfolge Qualitätspakt Lehre und Pakt für Forschung
und Innovation) mit einem Volumen von insgesamt rund 160 Milliarden
Euro beschlossen. Dazu erklärt der bildungs- und forschungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert
Rupprecht:

"Die heutige Besiegelung der großen Pakte von Bund und Länder ist ein
historischer Meilenstein in der Entwicklung des
Wissenschaftsstandortes Deutschland und wegweisend für eine gute
Zukunft. Ein Mittelaufwuchs in dieser Größenordnung für Hochschulen
und Wissenschaftseinrichtungen schafft langfristige
Planungssicherheit und ermöglicht exzellente Forschung auf
international herausragendem Niveau. Für uns als Union hat der neue
Pakt für Forschung und Innovation einen besonderen Stellenwert. Wir
haben es geschafft, dass Transfer und Translation darin in neuer
Qualität verankert sind, mit anspruchsvollen und überprüfbaren
Zielen. Das hilft, die Transferkultur in Deutschland voranzutreiben
und Innovationen zu beflügeln.

Der heutige Abschluss der insgesamt sehr erfolgreichen Verhandlungen
ist ein gutes Beispiel, wie der kooperative Bildungsföderalismus
funktionieren kann. Dabei ist es unerlässlich, dass auch die Länder
ihrer finanziellen Verantwortung in vollem Umfang nachkommen. Als
Wermutstropfen bleibt festzuhalten, dass die Länder die sinnvolle
Steigerung der Hochschulpaktmittel nicht selbstständig finanzieren.
Dabei liegt die verfassungsmäßige Zuständigkeit für die Hochschulen
allein bei den Ländern.

Bund und Länder geben der Wissenschaft heute das Rüstzeug, um im
internationalen Wettbewerb erfolgreich bestehen zu können. Eine
Laufzeit von zehn Jahren ist keine Selbstverständlichkeit, sondern
Ausdruck einer verlässlichen, zukunftsorientierten und nachhaltigen
Politik. Dennoch müssen die parlamentarischen Kontrollrechte voll
gewahrt bleiben. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich bei der
Umsetzung und Ausgestaltung der drei Pakte weiter konstruktiv und
engmaschig einbringen."
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INNEN/3476: Flüchtlingsarbeit und Integration erfolgt in den Kommunen - dort gehören die Bundesmittel hin


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2019

Flüchtlingsarbeit und Integration erfolgt in den Kommunen - dort
gehören die Bundesmittel hin



Zur Bund-Länder-Einigung bei der weiteren Finanzierung der
Flüchtlings- und Integrationskosten können Sie den Vorsitzenden der
Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Christian Haase, wie folgt zitieren:

"Die Einigung zwischen Bund und Länder über die Fortführung der
Bundesbeteiligung an den Flüchtlings- und Integrationskosten ist für
die Kommunen ein wichtiges Signal. Vor allem die vollständige
Erstattung der Kosten der Unterkunft für anerkannte Flüchtlinge und
Asylbewerber im Arbeitslosengeld II-Bezug entlastet die Kommunen bei
ihren Sozialausgaben. Wir erwarten, dass die Länder die vom Bund
pauschal für Flüchtlingszwecke zugesagten Mittel vollständig und
ungekürzt an die Kommunen weiterleiten. Flüchtlingsarbeit und
Integration erfolgt in den Kommunen und dort gehören die Bundesmittel
hin!"
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INNEN/3475: Die Friedliche Revolution 1989 war ein historisch einmaliges Ereignis


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2019

Die Friedliche Revolution 1989 war ein historisch einmaliges
Ereignis 



Zu dem am heutigen Donnerstag im Plenum beratenen Antrag der
Fraktionen von CDU/CSU und SPD "30 Jahre friedliche Revolution"
können Sie die kultur- und medienpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann, wie folgt zitieren:

"Keine Worte können den Wunsch der Menschen in der DDR 1989 besser
auf den Punkt bringen als unsere gemeinsame Nationalhymne: 'Einigkeit
und Recht und Freiheit für das deutsche Vaterland, danach lasst uns
alle streben brüderlich mit Herz und Hand'. Wir würdigen alle
Menschen, die sich dem DDR-Regime in 40 Jahren Diktatur
entgegengestellt und dafür Repressionen erfahren mussten. Wir danken
all den Menschen, die vor 30 Jahren für ihre Freiheit mutig und
friedlich auf die Straße gegangen sind. Jeder Einzelne war wichtig.
Jeder Einzelne bleibt wichtig. Die Friedliche Revolution 1989 war ein
historisch einmaliges Ereignis. Dass es im 20. Jahrhundert doch noch
gelungen ist, die kommunistischen Diktaturen in der DDR und in
Osteuropa ohne Gewalt zu überwinden, ist der Höhepunkt unserer
europäischen Freiheitsgeschichte.

Wir sind dankbar, heute in einem wiedervereinten, freiheitlichen
Deutschland, in einem freiheitlichen Europa zu leben. Alle
politischen und gesellschaftlichen Kräfte sind aufgefordert, Angriffe
auf unsere freiheitliche demokratische Grundordnung abzuwehren.
Unsere Geschichte - die deutsche wie europäische - lehrt uns: Nie
wieder dürfen sich totalitäre Ideologien verbreiten, nie wieder
dürfen den Menschen Freiheits- und Grundrechte verwehrt werden."
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RECHT/943: Besitz von Kinderpornographie höher bestrafen - Kettenbewährung abschaffen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2019

Besitz von Kinderpornographie höher bestrafen - Kettenbewährung
abschaffen



Die Innenminister von Bund und Ländern fordern in einer gemeinsamen
Beschlussvorlage für ihre Frühjahrskonferenz vom 12. bis 14. Juni,
dass der Besitz von Kinderpornographie künftig schärfer geahndet
werden soll. Die am gestrigen Donnerstag zu Ende gegangene
Justizministerkonferenz hat das Bundesjustizministerium aufgefordert,
die sogenannte Kettenbewährung nur noch in Ausnahmefällen zu
ermöglichen. Zu beidem können Sie die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie folgt zitieren:

"Die Innenminister und die Justizminister haben langjährige
Forderungen der Rechtspolitiker der Union aufgegriffen. Bereits in
den Koalitionsverhandlungen hat die CDU/CSU-Fraktion gefordert, den
Strafrahmen für den Besitz der Kinderpornographie zu erhöhen. Es
darf nicht sein, dass ein Ladendiebstahl höher bestraft wird als der
Besitz von Kinderpornographie. Auch die Abschaffung der sogenannten
Kettenbewährung hatten wir bereits in den Koalitionsverhandlungen
gefordert. Nach unserer Auffassung darf es in der Regel keine
Bewährung mehr geben, wenn die Straftat während einer laufenden
Bewährung begangen wurde. Beide Forderungen wurde damals leider von
der SPD abgelehnt. Wir fordern deshalb das Justizministerium auf, die
Beschlüsse der Innen- und Justizminister schnell umzusetzen."
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RECHT/942: Einwanderung von Fachkräften fördern, illegale Migration begrenzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2019

Einwanderung von Fachkräften fördern, illegale Migration
begrenzen

Bundestag beschließt umfassendes Gesetzgebungswerk im Bereich Asyl
und Migration



Am heutigen Freitag verabschiedet der Deutsche Bundestag insgesamt
sieben Einzelgesetze, mit denen die Einwanderung von Fachkräften
erleichtert und die illegale Migration begrenzt werden. Dazu erklären
der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag für Innen und Recht, Thorsten Frei, sowie der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag für Arbeit und Soziales, Hermann Gröhe:

Thorsten Frei: "Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz schafft
Deutschland einen neuen Rahmen für die Zuwanderung von dringend
benötigten Fachkräften. Erstmals wird der deutsche Arbeitsmarkt für
Fachkräfte mit beruflicher Ausbildung umfassend geöffnet. Ein
Arbeitsplatz und eine Qualifikation nach deutschen Standards bleiben
dabei aber entscheidende Voraussetzungen. Eine Zuwanderung in die
sozialen Sicherungssysteme wird es mit CDU und CSU nicht geben.

Bei der Ausgestaltung des neuen Zuwanderungsrechts haben wir auf eine
scharfe Trennung zwischen Asyl- und Erwerbsmigration geachtet. Zu
einer überzeugenden Migrationsgesetzgebung gehört für uns nicht
allein die Förderung der Zuwanderung von Fachkräften, sondern
zwingend auch die klare Begrenzung der illegalen Migration. Deshalb
schärfen wir mit Ausreisegewahrsam und Abschiebehaft die Instrumente,
um die Ausreise abgelehnter Asylbewerber durchzusetzen. Wir erhöhen
den Druck auf Identitätstäuscher sowie Mitwirkungsverweigerer und
kürzen Leistungen für Migranten, die bereits in einem anderen
EU-Staat Asyl beantragt haben oder dort als schutzbedürftig anerkannt
worden sind".

Hermann Gröhe: "Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz stärkt den
Wirtschaftsstandort Deutschland und damit Wohlstand und soziale
Sicherheit in unserem Land. Denn schon heute ist Fachkräftemangel
Wachstumsbremse Nr. 1 in vielen Regionen. Dass künftig nicht nur
Akademiker, sondern auch beruflich qualifizierte Fachkräfte aus
Staaten außerhalb der EU einen Zugang zum Arbeitsmarkt in Deutschland
erhalten, ist ein echter Durchbruch. Dass sie dabei nicht nur über
eine entsprechende Befähigung und einen Arbeitsplatz, sondern auch
über deutsche Sprachkenntnisse verfügen müssen, zeigt, dass wir aus
den Fehlern der Vergangenheit gelernt haben. Denn gute
Deutschkenntnisse sind eine wesentliche Voraussetzung für einen
Erfolg auf dem Arbeitsmarkt.

Es kommt nun entscheidend darauf an, dass die Wirtschaft in unserem
Land die neuen Möglichkeiten der Fachkräfteeinwanderung nutzt. Dabei
ist es Aufgabe der Politik, die Gewinnung der dringend benötigten
Fachkräfte zu unterstützen. Dazu gehören Anstrengungen zur
schnelleren Prüfung und Anerkennung von ausländischen
Berufsabschlüssen, die bessere Beratung interessierter Fachkräfte und
gerade kleinerer und mittelständischer Unternehmen sowie mehr
Möglichkeiten zum Erwerb der deutschen Sprache im Ausland.

Unser gemeinsames Ziel muss es sein, Deutschland im internationalen
Wettbewerb um gute Leute zu stärken."

 * 
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SOZIALES/1990: Antragsformulare für den Kinderzuschlag sind ab sofort online


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2019

Antragsformulare für den Kinderzuschlag sind ab sofort online

Mehr Familien haben Anspruch



Zum 1. Juli 2019 treten Verbesserungen beim Kinderzuschlag in Kraft.
Dazu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Nadine Schön:

"Ab dem 1. Juli 2019 gibt es eine bessere finanzielle Unterstützung
für die Menschen, die arbeiten gehen, wenig verdienen und Kinder
aufziehen. Dafür werden wir bis 2021 mehr als eine Milliarde Euro
zusätzlich in die Hand nehmen. Viele Familien, die gegenwärtig keinen
Kinderzuschlag (KiZ) erhalten, haben künftig einen Anspruch. Es lohnt
sich, mit dem KiZ-Lotsen der Familienkassen eine mögliche
Anspruchsberechtigung zu prüfen.

Der Kinderzuschlag wird auf bis zu 185 Euro monatlich erhöht und so
verändert, dass sich Leistung wieder lohnt: Wer sich anstrengt und
mehr verdient, darf künftig eine größere Summe für sich behalten. Für
Kinder von Alleinerziehenden werden Unterhaltszahlungen und
Unterhaltsvorschuss nicht mehr komplett auf den Kinderzuschlag
angerechnet. Auch die Hinzuverdienstmöglichkeiten durch Ferienjobs
werden verbessert.

Außerdem haben wir die Antragsstellung entbürokratisiert und
vereinfacht. Noch müssen die ausgefüllten Formulare per Post, Fax
oder E-Mail geschickt oder persönlich bei der Familienkasse abgegeben
werden. Ziel muss es sein, die Anträge nur noch digital bearbeiten zu
können."

Hintergrund: 

Die Formulare können ab sofort online abgerufen werden unter

www.arbeitsagentur.de/familie-und-kinder/kinderzuschlag-beantragen.

 * 
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SOZIALES/1989: Mehr Geld für behinderte Menschen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2019

Mehr Geld für behinderte Menschen

Übergangszeit verhindert finanzielle Überforderung der Werkstätten



Der Bundestag hat am gestrigen Donnerstagabend das Gesetz zur
Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes
beschlossen. Dazu erklären der arbeitsmarktpolitische Sprecher, Peter
Weiß, und der Beauftragte für Menschen mit Behinderungen der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Wilfried Oellers:

"Mit dem Gesetz zur Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des
Ausbildungsgeldes werden die Bedarfssätze und Freibeträge in mehreren
Schritten angehoben. Zudem gibt es Rechts- und
Verfahrensvereinfachungen. Die Erhöhung des Ausbildungsgeldes von 80
auf 117 Euro zum 1. August 2019 ist sehr erfreulich. Sie führt
gleichzeitig zu einer Erhöhung des Grundbetrages beim Arbeitsentgelt
in den Werkstätten für behinderte Menschen. Um eine finanzielle
Überforderung der Werkstätten zu verhindern, haben wir nach Anhörung
der Betroffenen für eine Übergangszeit ein Stufenmodell zur Anhebung
des Grundbetrages entwickelt.

Mit der stufenweisen Entkoppelung des Grundbetrags vom
Ausbildungsgeld verschaffen den Werkstätten ausreichend Zeit, ihre
Geschäftsmodelle anzupassen, damit sie vom 1. Januar 2023 an den
vollen Grundbetrag in Höhe von dann 119 Euro zahlen können.

Zugleich haben wir in einem Entschließungsantrag die Bundesregierung
aufgefordert, innerhalb von vier Jahren unter Beteiligung aller
wichtigen Akteure zu prüfen, wie ein transparentes, nachhaltiges und
zukunftsfähiges Entgeltsystem entwickelt werden kann."

 * 
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UMWELT/824: Unsere Meere brauchen Hilfe


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2019

Unsere Meere brauchen Hilfe

Globale Konvention zum Schutz der Meere dringend erforderlich - Gegen
Überfischung und Vermüllung



Jährlich wird am 8. Juni der Tag des Meeres der Vereinten Nationen
begangen. Dazu erklärt die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Die Meere sind Lebensraum für unzählige Arten von Fischen, Tieren,
Vögeln und Pflanzen. Sie produzieren Sauerstoff und nehmen riesige
Mengen von Kohlendioxyd auf. Sie sind die größte Nahrungsquelle der
Welt. Aber die Meere sind bedroht. Überfischung und Vermüllung sind
globale Probleme, die dringend gelöst werden müssen.

Das Thema ist auf internationaler Ebene angekommen. Mit einem
politischen Handlungsaufruf, gemeinsam die Meere zu retten, endete im
Juni 2017 die erste Ozeanschutz-Konferenz der Vereinten Nationen.

Deutschland setzt sich für einen konkreten Folgeprozess der
Ozeankonferenz ein und wird eine Reihe von freiwilligen
Selbstverpflichtungen umsetzen. Dazu zählen mehrere Projekte zur
nachhaltigen Fischerei in Indonesien, auf den Philippinen und
Mikronesien, zum Schutz von Korallenriffen in Indonesien sowie die
Unterstützung des Blue Action Fund, der unter anderem die Umsetzung
der G7- und G20-Aktionspläne gegen Meeresmüll unterstützt.

Die Projektebene ist das eine. Wir brauchen dringend auch einen
möglichst verbindlichen internationalen Rechtsrahmen zur
Müllvermeidung und zum Schutz der Meere. Die ersten Gespräche auf
internationaler Ebene haben gezeigt, dass die Entwicklung einer
globalen Konvention einen langen Atem braucht - wir werden hier
nicht nachlassen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2833: Meilenstein für IT-Fachkräfte


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2019

Meilenstein für IT-Fachkräfte

Fachkräfteeinwanderungsgesetz schafft die richtigen Rahmenbedingungen



Am morgigen Freitag berät der Deutsche Bundestag abschließend über
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Hierzu erklären der
digitalpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Tankred Schipanski, und der zuständige Berichterstatter in
der Arbeitsgruppe Digitale Agenda, Marc Biadacz:

Tankred Schipanski: "Um Deutschlands globale
Wettbewerbsfähigkeit - insbesondere mit Blick auf den digitalen
Wandel - nicht zu gefährden, muss der Fachkräftemangel in der
IT-Branche spürbar und zeitnah verringert werden. Es ist deshalb
wichtig und absolut richtig, dass im Fachkräfteeinwanderungsgesetz
ein extra Passus aufgenommen wurde, der ausländischen IT-Fachkräften
unter besonderen Rahmenbedingungen den Arbeitsmarktzugang eröffnet.
Damit haben wir einen Meilenstein erreicht, um dem Fachkräftemangel
in der IT-Branche zu begegnen. Dies ist zentral für die Stärkung der
deutschen Wirtschaft insgesamt, im Besonderen aber auch für Startups
und junge innovative Gründungen. Uns Digitalpolitikern war dabei
wichtig, möglichst praxisnahe Voraussetzungen für den
Arbeitsmarktzugang von IT-Fachkräften zu schaffen."

Marc Biadacz: "IT-Fachkräfte erwerben ihre Qualifikationen
häufig nicht im Rahmen einer formalen Ausbildung oder eines Studiums,
sondern erlernen ihre Fähigkeiten in der Praxis. Ein formaler
Abschluss darf deshalb keine Zugangsvoraussetzung sein. Viele
IT-Fachkräfte sind zudem Autodidakten, die sich das Programmieren
selbst beibringen. Beides wird nun im Fachkräfteeinwanderungsgesetz
berücksichtigt: IT-Fachkräfte dürfen in Deutschland arbeiten, wenn
sie drei Jahre einschlägige Berufserfahrung innerhalb der letzten
sieben Jahre und ein im Arbeitsvertrag vereinbartes monatliches
Einkommen von mindestens 4.020 Euro - dynamisch angepasst an die
jährliche Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen
Rentenversicherung - nachweisen können. Im Gesetz ist auch geregelt,
dass bei IT-Fachkräften im Einzelfall auf den Nachweis von deutschen
Sprachkenntnissen verzichtet werden kann. Damit wird berücksichtigt,
dass in vielen Unternehmen der IT-Branche internationale Teams tätig
sind, deren Arbeitssprache Englisch ist."

 * 
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AUSSEN/1872: Maas darf nicht mit leeren Händen in den Nahen Osten reisen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Juni 2019

Maas darf nicht mit leeren Händen in den Nahen Osten reisen



"Bundesaußenminister Heiko Maas muss bei seinen Gesprächen in den
Vereinigten Arabischen Emiraten deren brutale Kriegsführung im Jemen
verurteilen und auf einen sofortigen Stopp der Angriffe drängen. Statt
diplomatischer Floskeln braucht es hier klare Ansagen und konkrete
Taten. Dazu gehört ein sofortiger Stopp der deutschen Waffenexporte in
die Emirate, die maßgeblich mitverantwortlich sind für
Kriegsverbrechen im Jemen und die größte humanitäre Katastrophe
unserer Tage", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende
und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Es ist gut, wenn auch reichlich spät, dass der deutsche Außenminister
in den Iran fährt, um das von den USA einseitig aufgekündigte
internationale Atom-Abkommen zu retten. Wenn Maas aber mit leeren
Händen kommt, ist es reine Symbolpolitik. Der Minister muss angesichts
der US-Sanktionen gegen den Iran konkrete Angebote zur Rettung des
Atomdeals und zur Aufrechterhaltung der Wirtschaftsbeziehungen mit
Teheran mitbringen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Juni 2019
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BILDUNG/915: Ohne Personal kein Ganztag


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Juni 2019

Ohne Personal kein Ganztag



"Ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung allein reicht nicht aus - da
sind vor allem mehr dauerhafte Investitionen in Personal und
Schulinfrastruktur vom Bund nötig. Das Personal können sich die Länder
ja nicht einfach backen", erklärt Birke Bull-Bischoff mit Blick auf
die Debatte in der Kultusministerkonferenz (KMK) zu dem Vorhaben der
Bundesregierung, bis 2025 einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung
für Grundschulkinder zu schaffen. Die bildungspolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Die vom Bund veranschlagten zwei Milliarden Euro reichen bei weitem
nicht aus. Diese in Aussicht gestellten Gelder dürfen darüber hinaus
nur für materielle Investitionen genutzt werden. Doch ohne Personal
keine Umsetzung des Rechtsanspruchs. Die Betreuungslücke in Kita und
Schule wird immer größer. Nach einer Berechnung des Deutschen
Jugendinstituts fehlen zwischen 322.000 und 665.000 Ganztagsplätze in
Deutschland. Vor allem muss über die Qualität des Ganztags als
Bildungsangebot gesprochen worden. Das geht nicht ohne Geld und
Personal.

Wir steuern auf das gleiche Dilemma zu wie bei der Umsetzung des
Rechtsanspruchs auf einen Kitaplatz für Kinder ab einem Jahr. Den
schwarzen Peter schiebt der Bund wieder den Ländern zu.

Die Vereinbarung im Koalitionsvertrag ist bisher nur heiße Luft. Wir
appellieren an die Bundesregierung, jetzt endlich ihr Versprechen
einzulösen. Das geht nur gemeinsam mit den Ländern."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1718: Bernd Riexinger zur anstehenden Wahl des EU-Kommissionspräsidenten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Zur anstehenden Wahl des EU-Kommissionspräsidenten



Zu den anstehenden Verhandlungen zur Wahl des künftigen
EU-Kommissionspräsidenten erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der
Partei DIE LINKE:

Es ist Zeit, die demokratischen Defizite der EU-Institutionen endlich
zu beheben und das EU-Parlament mit weitreichenden Kompetenzen
auszustatten. Die Rechte der EU-Kommission und des Europäischen Rates
müssen beschränkt werden. Dazu gehört, dass das EU-Parlament das Recht
erhält, den Kommissionspräsidenten direkt zu wählen, ohne eine
vorherige Wahl durch die Staats- und Regierungschefs. Das derzeitige
Verfahren gleicht einer Entmündigung des Souveräns.

Damit einhergehend, bedarf es einer grundlegenden Neuregelung für
Gesetzesinitiativen. Die bisherige Regelung sieht vor, dass das
EU-Parlament ein eingeschränktes Initiativrecht besitzt, stets unter
Einbeziehung der EU-Kommission. Ein unhaltbarer Zustand.

Ein Reformprozess muss angestoßen werden, um die Dominanz der Staats-
und Regierungschefs in Kommission und Europäischem Rat dauerhaft zu
brechen. Die EU ist es ihren Bürgerinnen und Bürgern schuldig, die
demokratischen Defizite zu reformieren und das Parlament in seiner
Position als gewählter Souverän zu stärken.

 * 
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UMWELT/687: LINKE Kommunalpolitik ist Klimaschutz konkret


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

LINKE Kommunalpolitik ist Klimaschutz konkret



Zum Deutschen Städtetag erklärt Jörg Schindler, Bundesgeschäftsführer
der Partei DIE LINKE:

Der Deutsche Städtetag hat in seiner 'Dortmunder Erklärung' viele
richtige und gute Sachen aufgeschrieben. Nun kommt es aber darauf an,
dass die hier vertretenen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, von
denen viele Mitglied in den verantwortlichen Regierungsparteien sind,
das auch mit Nachdruck vertreten. Die Kommunalpolitik nimmt viel zu
viel hin, was den Kommunen an Zumutungen von den oberen Ebenen
aufgeladen wird. Dabei vertreten sie eigentlich das
verfassungsgeschützte Recht der kommunalen Selbstverwaltung. Jede
Stadt, jede Gemeinde muss über die eigenen Geschicke selbst bestimmen
können. Und das geht nur, wenn sie dafür das nötige Geld zur Verfügung
gestellt bekommt. Ich finde, da muss man dann auch mit entsprechendem
Selbstbewusstsein auftreten und die nötige Ausstattung für die eigenen
Aufgaben einfordern.

Linke Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker machen das schon
lange. Wir wollen gestalten, nicht nur verwalten. Und dafür braucht es
Geld. Dann kann man auch gute Sachen machen. Linke Kommunalpolitik ist
tatsächlich auch konkreter Klimaschutz. Wir wollen ja zum Beispiel
schon lange besseren Nahverkehr, der perspektivisch auch ticketfrei
werden soll. Da muss man vor Ort schauen, was an Verkehrsmitteln
gebraucht wird, mit den lokalen Verkehrsbetrieben verhandeln und aber
eben auch vom Bund eine entsprechende Finanzierung einfordern. Dazu
gehört aber auch, dass man für kurze Wege sorgt, in dem Sparkassen und
Läden da gehalten werden wo die Menschen leben. Dann müssen auch nicht
alte und kranke Menschen für jede Besorgung in die Stadt fahren. Und
das gilt im Grunde für alles, was im täglichen Leben wichtig ist.
Schulen, Kitas, Schwimmbäder, Bürgerbüros? wenn es nicht bei den
Menschen ist, dann ist da was falsch.

 * 
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WIRTSCHAFT/2165: Katja Kipping zum Absacken der Deutsche Wohnen-Aktien


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Zum Absacken der Deutsche Wohnen-Aktien



Der Aktienkurs großer Immobilienunternehmen ist nach der Ankündigung
eines Mietendeckels durch den Berliner Senat deutlich abgesackt. Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, dazu:

Die Reaktion am Aktienmarkt zeigt: Unsere Strategie wirkt. Das
Geschäftsmodell von Deutsche Wohnen, Vonovia und Co. basiert darauf,
Mieterinnen und Mieter für die Rendite ihrer Aktien aufkommen zu
lassen. Wohnen wird so zu einem Spekulationsobjekt. Wir fordern
stattdessen:

Keine Rendite mit der Miete! Denn nur so kann es uns gelingen, dass
Wohnen als Grundrecht für alle bezahlbar wird. Die linke Koalition in
Berlin hat gezeigt, dass genau das möglich ist, wenn man sich offensiv
mit den großen Konzernen anlegt.

 * 
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BUNDESTAG/8521: Heute im Bundestag Nr. 664 - 07.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 664

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.02 Uhr

1. Umfeld des Attentäters im Visier

2. General hatte Wunschkandidaten



1. Umfeld des Attentäters im Visier

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/pst) War der Terroranschlag auf den Berliner
Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz vom 19. Dezember 2016 wirklich die
Tat eines Einzelnen? Das ist eine der Fragen, die der 1.
Unteruchungsausschuss des Bundestages zu beantworten sucht. Besonders
die schnelle Abschiebung von Bilel ben Ammar, einem Freund des
Attentäters Anis Amri, beschäftigt die Abgeordneten. Auf seiner
Sitzung hörte der Ausschuss drei Staatsanwälte als Zeugen, die zwar
nicht mit dem Anschlag selbst befasst waren, aber in anderem
Zusammenhang mit Personen im Umfeld des Lkw-Attentäters.

Ben Ammar hatte sich am Abend vor dem Attentat mit Amri zum Abendessen
getroffen und war nach dem Anschlag zehn Tage lang abgetaucht, bevor
er festgenommen wurde. Allerdings konnten die Ermittler den Verdacht
einer Tatbeteiligung oder Mitwisserschaft nicht erhärten. Wegen
anderer Delikte, darunter dem mehrfachen Bezug von Sozialleistungen
durch falsche Identitäten, blieb er jedoch in Untersuchungshaft, bis
er am 31. Januar 2017, keine sechs Wochen nach dem Anschlag, in seine
tunesische Heimat abgeschoben wurde. Die Staatsanwältin, die wegen
dieser Straftaten ermittelt und auch die Abschiebung veranlasst hatte,
stellte nun ihre Sicht der Vorgänge dar.

Oberstaatsanwältin Eva-Maria Tombrink von der Berliner
Generalstaatsanwaltschaft schilderte Ben Ammar als einen Mann mit
islamistischer Gesinnung. Diese allein sei aber keine Straftat,
betonte Tombrink. Allerdings war Ben Ammar wegen gewöhnlicher
Kriminalität schon zu einer Bewährungsstrafe und zwei Geldstrafen
verurteilt worden, ein weiteres Verfahren stand an. Nach Tombrinks
Angaben bestand eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass er unter Anrechnung
der Untersuchungshaft erneut nur eine Bewährungsstrafe erhalten hätte.
Für diesen Fall fürchtete aber die Bundesanwaltschaft, die in Sachen
Breitscheidplatz ermittelte, dass es Ben Ammar seinem Freund Amri
nachtun und ebenfalls einen Anschlag verüben könnte, so Tombrinks
Darstellung dieser Tage. Deshalb habe sie in Abstimmung mit den
Karlsruher Kollegen für eine schnelle Abschiebung gesorgt.

Mehrere Abgeordnete fragten intensiv nach, ob diese Sorge wirklich der
einzige Grund für die schnelle Abschiebung gewesen sei. Immerhin
kursieren Spekulationen, dass damit etwas vertuscht werden sollte.
Doch Tombrink blieb bei ihrer Darstellung. Sie habe im übrigen
mehrfach und bis zum letzten Moment bei der Bundesanwaltschaft
nachgefragt, ob nicht doch noch Hinweise aufgetaucht seien. Dann hätte
sie die Abschiebung sofort gestoppt. Direkt danach gefragt, gab
Tombrink aber an, dass sie in ihrer Funktion, die sie seit Sommer 2014
ausübt, keine andere Abschiebung so schnell über die Bühne gebracht
habe.

Weitere Zeugen waren Simon Henrichs, Oberstaatsanwalt beim
Generalbundesanwalt, und dessen unmittelbarer Vorgesetzter,
Bundesanwalt Matthias Krauß. Henrichs leitete ab 2015 ein
Ermittlungsverfahren um drei terrorverdächtige Tunesier in Berlin. Im
dessen Rahmen wurde auch Ben Ammar abgehört, der in engem Kontakt zu
dem Trio stand. Dabei kam erstmals, wenn auch nur am Rande, Anis Amri
in den Gesichtskreis des Bundeskriminialamts, weil er mit Ben Ammar
telefonierte. Der Terrorverdacht gegen die drei Tunesier hat sich im
übrigen nicht bestätigt.

Henrichs und Krauß bestätigten vor dem Untersuchungsausschuss all
dies, was schon frühere Befragungen von Beamten des Bundeskriminalamts
ergeben hatten. Zum Anschlag vom Breitscheidplatz und einer möglichen
Rolle Ben Ammars konnten sie dagegen nichts Erhellendes sagen, da sie
mit diesen Ermittlungen nicht befasst waren. Dass Amri in mögliche
Terrorpläne der drei Tunesier einbezogen gewesen sein könnte, darauf
hätten ihre Observationen keinen Hinweis ergeben. Bemerkenswert war
der Hinweis von Krauß, als er sich an ein Detail nicht erinnern
konnte, dass in drei Jahren über tausend Ermittlungsverfahren über
seien Schreibtisch gegangen seien.

 * 

2. General hatte Wunschkandidaten

Verteidigung/Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/fla) An der Vergabe eines millionenschweren
IT-Dienstleistungsauftrags, der vom Untersuchungsausschuss des
Verteidigungsausschusses unter die Lupe genommen wird, hat General
Eberhard Bühler als damaliger Abteilungsleiter Planung im
Verteidigungsministerium entscheidenden Anteil. Dies wurde bei der
Sitzung unter der Leitung von Wolfgang Hellmich (SPD) deutlich. Der
Bundesrechnungshof hatte das Vorgehen bei der Vergabe beanstandet.

Es geht um das 2017 angestoßene Projekt PLM
(Product-Lifecycle-Management), einer Effizienzsteigerung der IT, die
von der Bundeswehr als Pilotprojekt beim Lufttransporter A 400 M
getestet werden sollte. Der für das Vorhaben verantwortliche
Referatsleiter, Oberst Michael Mager, sagte den Abgeordneten, das
Unternehmen Accenture sei von vornherein der "Wunschkandidat" Bühlers
gewesen. Von einem besonders freundschaftlichen Verhältnis zwischen
Bühler und Accenture-Mann Michael Nötzel habe er nichts gewusst,
entgegnete Mager auf Fragen. Allerdings hätten sich beide auch in
öffentlicher Sitzung geduzt. Doch habe dies in keiner Beziehung zu dem
Projekt gestanden. Beide seien professionell miteinander umgegangen.

Magers seinerzeit unmittelbare Vorgesetzte, Unterabteilungsleiterin
Elisabeth Totter, erklärte von sich aus, das Duz-Verhältnis sei ihr
bekannt gewesen. Für sie gebe es keinen Anlass zu der Einschätzung,
dass diese Beziehung Anlass gewesen sein könne, Accenture zum
Wunschkandidaten zu erklären. Bühler und Nötzel sind als Zeugen für
die letzte Sitzung des Ausschusses vor der Sommerpause am 27. Juni
geladen.

Die Entscheidung für die Firma war nach ihrer Ansicht sachgerecht,
weil sie sich zuvor schon in zwei Digitalprojekten bei der Bundeswehr
bewährt gehabt habe. Sie teile Bühlers Ansicht, dass PLM - schon
eingeführt bei großen Unternehmen - für die Streitkräfte wichtig sei,
um nach ihren Worten "aus dem schlechten Zustand der Waffensysteme
herauszukommen".

Für die Vergabe griffen das Ministerium und das Bundesamt für
Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw)
in Koblenz auf einen Rahmenvertrag für IBM-Bestandskunden zurück, den
das Bundesinnenministerium - nutzbar für den Bund insgesamt - mit der
Firma SVA (Systemvertrieb Alexander) abgeschlossen hatte. Bei der
Prüfung, ob dieser Vertrag überhaupt für PLM genutzt werden kann,
verließen sich die damit befassten Stellen im Ministerium und beim
Koblenzer Bundesamt immer darauf, dass die jeweils anderen Stellen die
Frage geprüft hätten. Dies ergab sich bisher aus den meisten
Zeugenaussagen im Untersuchungsausschuss.

Die Vergabe erfolgte dann an die Firma SVA - ein Vehikel, wie Mager
sich ausdrückte, um Accenture den Auftrag zukommen zu lassen. Denn
Accenture wurde zum Unterauftragnehmer von SVA, der selbst keine
Leistung erbrachte, aber mit einem Aufschlag die Rechnungen des
formalen Unterauftragnehmers an die Bundeswehr weiterreichte, wie
Mager bestätigte. Er sei früher schon mal von einem
Accenture-Mitarbeiter auf die Idee gebracht worden, womöglich besagten
Rahmenvertrag in Anspruch zu nehmen.

Mit Aussicht darauf habe Accenture bereits vor der Auftragsvergabe mit
der Arbeit begonnen. Das Risiko, dass es nicht zu einer Beauftragung
kommen würde, habe das Unternehmen getragen.

Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass der Rahmenvertrag für das
fragliche Vorhaben nicht in Anspruch genommen werden durfte. Dem
schloss sich später das Ministerium an. Accenture arbeitete auch nach
der Rechnungshofkritik bis zum Abschluss des Projekts im August
vergangenen Jahres weiter. Da der Leistungskatalog noch nicht
abgearbeitet gewesen sei, sei das vom Ministerium als weiter gültiger
Vertrag gewertet worden. Die Rechnung für die noch nicht bezahlten
Leistungen schickte Accenture direkt an das Bundesamt. Das verweigerte
indes die Bezahlung. Wie der Fall ausgeht, sei noch offen, sagte
Totter.

Den Erlass an das Koblenzer Bundesamt, der dann letztlich zur Vergabe
per Rahmenvertrag führte, war am 1. Dezember 2017 von in der
Beschaffungsabteilung eingesetzten Referatsleiter Oberst Stefan Werner
Neumann übermittelt worden. Darin war nur von einem Auftragsnehmer die
Rede. Neumann bestritt zunächst, gewusst zu haben, dass damit
Accenture gemeint war. Er korrigierte sich, als er mit einer
gegenteiligen Aussage in internen Verwaltungsermittlung konfrontiert
und ermahnt wurde, er müsse im Ausschuss die Wahrheit sagen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 664 - 7. Juni 2019 - 10.02 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8520: Heute im Bundestag Nr. 663 - 06.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 663

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Juni 2019, Redaktionsschluss: 15.44 Uhr

1. Regierung soll Grundsteuergesetz vorlegen

2. Strategie für gleichwertige Verhältnisse

3. Verstoß gegen Verhaltensregeln

4. Verstoß gegen Verhaltensregeln



1. Regierung soll Grundsteuergesetz vorlegen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll unverzüglich und noch vor
der parlamentarischen Sommerpause den ausgearbeiteten Entwurf für ein
neues Grundsteuergesetz zur Beratung vorlegen. Dies fordert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/10635). Die
Fraktion erinnert daran, dass das Bundesverfassungsgericht im April
2018 die Grundsteuer in ihrer aktuellen Form für verfassungswidrig
erklärt und dem Gesetzgeber auferlegt hatte, eine Reform bis Ende des
Jahres 2019 auf dem Weg zu bringen und sie innerhalb von fünf Jahren
umzusetzen. Würde ein neues Gesetz demnach nicht bis Ende des Jahres
Bundestag und Bundesrat passieren, entfalle die Grundsteuer bis auf
weiteres. "Inzwischen schwindet die verbleibende Zeit bis zum Ablauf
der vom Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist für eine Reform, und
die Gefahr eines Wegfalls der Grundsteuer wird immer greifbarer",
erklärt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und fordert die
Bundesregierung zum Handeln auf. Die Grundsteuer sei mit einem
Aufkommen von rund 14,8 Milliarden Euro eine der wichtigsten
kommunalen Einnahmequellen.

 * 

2. Strategie für gleichwertige Verhältnisse

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert eine
umfassende Strategie zur Verwirklung gleichwertiger Lebensverhältnisse
in Deutschland. In einem Antrag (19/10639) legen die Abgeordneten
einen Maßnahmenkatalog auf, der von der Ausgestaltung neuer
Förderinstrumente bis zu mehr Teilhabemöglichkeiten mit
Regionalbudgets und Möglichkeiten zu bürgerschaftlichem Engagement und
Instrumenten gegen Flächenfraß reicht. Gleichwertige
Lebensverhältnisse seien ein entscheidendes Element, um den
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken und den Menschen in
Deutschland die gleichen Chancen zu ermöglichen, egal wo sie leben,
heißt es zur Begründung. Beim Streben danach geht es nach Ansicht der
Abgeordneten nicht nur um wirtschaftliche Förderung, sondern auch um
Infrastruktur und Daseinsvorsorge, Rahmenbedingungen für die digtale
Gegenwart und einen Umbau der Energieversorgung.

 * 

3. Verstoß gegen Verhaltensregeln

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der CDU-Abgeordnete Johannes Röring hat gegen die
Verhaltensregeln des Bundestages verstoßen. Das geht aus einer
Unterrichtung (19/10690) des Bundestagspräsidenten hervor. Röring hat
demnach Angaben zu Einkünften aus einem Unternehmen sowie eine
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat eines Unternehmens verspätet angezeigt.

 * 

4. Verstoß gegen Verhaltensregeln

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die SPD-Abgeordnete Kirsten Lühmann hat gegen die
Verhaltensregeln des Bundestages verstoßen. Das geht aus einer
Unterrichtung (19/10680) des Bundestagspräsidenten hervor. Lühmann hat
den Angaben zufolge unter anderem in mehreren Fällen Vergütungen durch
Unternehmen verspätet angezeigt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1869: Treffen von Merkel mit Regierungschefinnen und Regierungschefs der Bundesländer, 6.6.19 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Donnerstag, 6. Juni 2019

Pressekonferenz zum Treffen von Bundeskanzlerin Merkel mit den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Bundesländer im
Bundeskanzleramt

Sprecher: Bundeskanzlerin Angela Merkel, Erster Bürgermeister Peter
Tschentscher, Ministerpräsident Tobias Hans, StS Steffen Seibert



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir hatten heute eine umfangreiche
Tagesordnung, aus der ich zwei Punkte herausgreifen möchte. Ich durfte
heute zwei Unterschriften leisten, die Ministerpräsidenten ebenfalls je
zwei. Das war erstens der Abschluss der Verwaltungsvereinbarung zwischen
Bund und Ländern auf der Grundlage des Artikels 91b Absatz 1 Grundgesetz,
also der Pakt für Forschung und Innovation, die Nachfolge des
Hochschulpakts und die Nachfolge des Qualitätspakts Lehre. Das ist eine
ungewöhnliche gemeinsame Leistung - ich will das ausdrücklich sagen -, weil
wir damit in den so wichtigen Bereichen von Innovation und Hochschule
Planungssicherheit bis zum Jahr 2030 haben. Insofern ist das eine große
Sache. Das wird vor allen Dingen ermöglichen, dass Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, die auch aus dem Ausland ein Auge auf uns werfen, wissen,
dass sie hier nicht nur ein Jahr Unterstützung bekommen können, sondern
dass sie berechenbare Forschungs- und Hochschulbedingungen haben.

Wir haben im Zusammenhang mit der Asyl- und Flüchtlingspolitik an einem
zweiten Werkstück gearbeitet. Neben den vielen Gesetzen, die in dieser
Woche - konkret morgen - im Deutschen Bundestag verabschiedet werden, ging
es noch um die Frage: Wie werden wir unserer gesamtstaatlichen
Verantwortung mit Blick auf die Finanzierung der Kosten für die Flüchtlinge
gerecht? Wir hatten ja eine Regelung für dieses Jahr, aber noch keine für
die Jahre 2020 und 2021 getroffen. Es ist heute gelungen, das zu
ermöglichen. Wir setzen dabei die vollständige Erstattung der Kosten für
Unterkunft und Heizung für Bedarfsgemeinschaften mit Fluchtbezug fort. Wir
übernehmen als Bund auch weiterhin einen Beitrag zur Finanzierung der
Kosten für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Höhe von 350 Millionen
Euro. Die im Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz festgelegte
Bundesbeteiligung für Asylbewerber - das sind 670 Euro je Verfahrensmonat -
wird in den Jahren 2020 und 2021 fortgeführt. Es gibt außerdem eine für
flüchtlingsbezogene Zwecke ausgereichte Pauschale, die 2020 700 Millionen
Euro und 2021 500 Millionen Euro betragen wird. Um den Ländern eine gewisse
Sicherheit zu geben - wir wissen ja nicht, wie viele Flüchtlinge kommen;
wenn es mehr sind, sind die Kosten natürlich höher -, stellen wir in
Aussicht, dass, wenn es weniger als die jetzt im Haushalt veranschlagten
Kosten sind, diese Mittel vom Bund weiter für die entsprechenden Aufgaben
zur Verfügung gestellt werden. Das ist, glaube ich, ein Kompromiss, der
beide Seiten in die Verantwortung nimmt. Damit haben auch die Länder noch
manches zu schultern - um es vorsichtig zu sagen -, aber wir waren uns
einig, dass wir damit im Sinne eines Kompromisses unserer gesamtstaatlichen
Verantwortung gerecht werden.

Wir hatten dann noch verschiedene Themen, insbesondere auch im Zusammenhang
mit der Energiewende und der Digitalisierung. Hier sind Bund und Länder bei
der Durchsetzung der Ziele in ganz erheblichem Maße aufeinander angewiesen.
Ich will das jetzt nicht alles im Einzelnen darstellen, glaube aber, dass
wir eine sehr erfolgreiche und auch zielorientierte MPK mit der
Bundesregierung hatten, und bedanke mich für die Zusammenarbeit.

BGM Tschentscher: Ich darf das gerne erwidern: Ich glaube, dass wir eine
sehr gute gemeinsame Konferenz hatten. Für meine Seite möchte ich gerne
drei Punkte erwähnen.

Das eine ist der Fortschritt bei der Digitalisierung: Wir haben gemeinsam
vor, die Register, die es in Deutschland gibt, technisch miteinander zu
vernetzen und allen Bürgerinnen und Bürgern eine komfortable Möglichkeit
der Identifikation zu bieten, damit wir in Zukunft Onlinedienstleistungen
modern anbieten können - auf Bundes- und auf Länderebene. Das ist ein
wichtiges Vorhaben für die nächste Zeit.

Das Zweite ist schon erwähnt worden: Wir haben eine Verständigung über die
künftige Finanzierung der Kosten der Flüchtlingsintegration gefunden - eine
wichtige Aufgabe, die Bund, Länder und Gemeinden weiterhin sehr engagiert
betreiben wollen und müssen. Da gab es vor einigen Monaten einen Vorschlag
des Bundes, der bei den Ländern auf wenig Resonanz gestoßen ist - eine
Pauschalregelung für jeden anerkannten Asylbewerber. Von diesem Vorschlag
sind wir jetzt abgekommen und haben uns auf eine Fortführung bewährter
Finanzierungsvereinbarungen - nämlich erstens der KdU für Flüchtlinge,
zweitens der 670-Euro-Pauschale für alle Flüchtlinge je Verfahrensmonat und
drittens der 350-Millionen-Euro-Pauschale für minderjährige unbegleitete
Flüchtlinge - plus eine weitere Pauschale für die Jahre 2020 und 2021 und
die schon erwähnte Zusicherung des Bundes, dass, sollten sich die Zahlen so
entwickeln, dass für die Kosten der Unterkunft und die 670-Euro-Pauschale
weniger Mittel erforderlich sind als derzeit prognostiziert, diese dennoch
de
n Ländern für wichtige Integrationsaufgaben zur Verfügung stehen,
verständigt. Das ist ein sehr großer Erfolg, denn wir hatten bis vor Kurzem
keine Sicherheit, wie es ab 2020 weitergeht. Ich glaube, dass es sinnvoll
und auch erforderlich ist, dass diese Sicherheit jetzt für alle Beteiligten
hergestellt ist. Deswegen finde ich, obwohl es jetzt für die Länder
natürlich noch ein wichtiger Schritt ist, die Integrationsbemühungen auf
gleichem Niveau fortzuführen, dass das ein wichtiges Ergebnis ist.

Das Dritte, was uns heute sehr beschäftigt hat, ist die Klima- und
Energiepolitik. Dort ist letztlich eine gemeinsame Haltung aller 16 Länder
und, wie wir heute gesehen haben, auch des Bundes entstanden, dass wir mit
der Klimaschutzpolitik, mit den Zielsetzungen, die wir uns gesamtstaatlich
gesetzt haben, sehr energisch vorangehen wollen. Es geht um drei Dinge: Der
Industriestandort Deutschland muss wettbewerbsfähig und stark bleiben,
deswegen kommt es darauf an, den Klimaschutz in diesem Bereich durch
moderne Technologien voranzubringen. Zweitens müssen die Ziele sicher
erreicht werden. Das heißt, wir brauchen ein Zusammenwirken von Bund,
Ländern und eigentlich auch Gemeinden, die ja im Gebäude- und
Mobilitätssektor vieles beitragen können, ein gemeinsames Handeln, um diese
Ziele jetzt sicher einzuhalten, ohne dass es zu Strafzahlungen oder
Verzögerungen kommt. Drittens muss all das, was wir tun, natürlich das
Leben in Deutschland bezahlbar halten. Wenn es um Energiekosten geht,
müssen wir dafür sorgen, dass es sozialverträglich zugeht und niemand
überfordert wird.

Dieser Dreiklang - wettbewerbsfähige Industrie in Deutschland,
technologischer Fortschritt, Nutzung aller regenerativen Energiequellen,
die wir schon haben, um in allen Sektoren klarzukommen und die Ziele sicher
zu erreichen, und das alles zu bezahlbaren Bedingungen für Bürgerinnen und
Bürger hinzubekommen - ist das, was wir uns gemeinsam vorgenommen haben und
was wir im Laufe der nächsten Monate weiter zwischen Bund und Ländern
besprechen wollen. Der Netzausbau muss vorankommen, und wir müssen über die
Reallabore, die jetzt in Deutschland zeigen sollen, dass all das auch geht,
auf die richtigen Konzepte setzen. Dafür herzlichen Dank, dass die
Bundesregierung uns auch zugesichert hat, dass wir das jetzt sozusagen Hand
in Hand weiterbewegen können. Denn wir alle in den Ländern haben unsere
Klimaschutzziele, die wir gemeinsam mit dem Bund und auch den Gemeinden
umsetzen wollen.

MP Hans: Liebe Anwesende, ich glaube, Bund und Länder haben heute mit
dieser Ministerpräsidentenkonferenz gemeinsam mit der Bundeskanzlerin
Verantwortung bewiesen. Ich kann an dieser Stelle von wirklich
ausgesprochen konstruktiven Beratungen und Verhandlungen in sehr
schwierigen Themenfeldern - wir haben jetzt schon von einigen gehört -
berichten.

Wir haben vor allem Verantwortung für den Zukunftsstandort Deutschland
übernommen. Wenn wir, wie Peter Tschentscher gerade sagte, die Klimawende
packen und den Treibhausgasausstoß reduzieren wollen, dann muss unser
Ansatz dafür vor allem ein technologiegetriebener, ein
innovationsgetriebener Ansatz sein. Deswegen will ich betonen, wie wichtig
die Verabschiedung der drei großen Hochschulpakte ist, die wir - die
Bundesregierung und die Länder gemeinsam - heute hier über die Hürde
gehoben haben. Wir haben nicht nur im Nachfolgeprogramm des Hochschulpaktes
eine Regelung gefunden, die unbefristet ist, sondern wir haben auch eine
Regelung gefunden, die Bund und Länder gleichermaßen in der Verantwortung
sieht, wenn es darum geht, Steigerungen in diesem Hochschulpakt
vorzunehmen. Bis 2024 werden wir jeweils mit 1,88 Milliarden Euro dort
einsteigen, ab 2024 mit 2,05 Milliarden Euro. Diese Stufe war den Ländern
ganz besonders wichtig, um für attraktive Studienbedingungen in Deutschland
zu sorgen. Denn wir brauchen diese jungen Köpfe, um die Innovation in
diesem Land nach vorn zu bringen, um zum Beispiel bei
Wasserstofftechnologie, Brennstoffzellentechnik oder synthetischen
Kraftstoffen auch ganz nach vorn zu kommen. Denn das sind neben der
Elektromobilität die großen Zukunftstreiber, wenn es um die Einsparung von
CO2 im Verkehr geht.

Ich will aber auch noch einmal darauf eingehen, dass wir nicht nur mit dem
Nachfolgepakt des Qualitätspakts Lehre eine wichtige Entscheidung getroffen
haben, sondern vor allem auch mit dem Pakt für Forschung und Innovation.
Der Pakt für Forschung und Innovation wird erstmalig bis zum Jahr 2030
Gültigkeit haben, und er wird eine dreiprozentige Steigerung bekommen.
Obwohl wir derzeit im Bundeshaushalt sicherlich nicht unbegrenzte
Möglichkeiten haben - das haben wir heute auch noch einmal gespürt -, haben
wir gesagt, bei diesem Zukunftsthema Forschung und Innovation wird
draufgelegt. 3 Prozent Steigerung sind ein starkes Signal gerade für die
außeruniversitären Forschungseinrichtungen, die in Deutschland eine sehr
beachtete Rolle haben. Wenn wir unser Hochschul- und Forschungssystem
erhalten wollen, müssen wir dort draufsatteln, um international attraktiv
zu bleiben. Es ist mir sehr wichtig, das noch einmal zu betonen.

Wir haben heute aber auch Verantwortung übernommen, was die Beleuchtung der
Beziehungen zu unserem französischen Nachbarn anbelangt. Wir haben heute
darüber gesprochen, wie wir den Aachener Vertrag zwischen Deutschland und
Frankreich in Realität umsetzen. Da geht es aus meiner Sicht - ich darf das
als Saarländischer Ministerpräsident sagen - um Europa im Kleinen. Das, was
wir dort an der ehemaligen Grenze haben, ist das, was wir uns für
Gesamteuropa wirklich wünschen. Deswegen haben gerade die Länder, die
Grenzbezug haben - das Saarland, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg - der
Bundesregierung auch noch einmal angeboten, ihre gesamte 
Frankreich-Kompetenz einzubringen, wenn es darum geht, mit den französischen Nachbarn
Motor in der Europäischen Union zu sein - gerade, wo sich manches in Europa
in der Krise befindet, kann diese deutsch-französische Achse noch einmal
für Aufschwung sorgen. Da ist es wichtig, dass wir es schaffen, die
Hemmnisse, die es gibt, abzubauen. Aus meiner Sicht ist besonders die
Schaffung von Grenzraumrecht im Fokus: Wir können in den Grenzregionen
bislang keine gemeinsam betri
ebenen Kindertageseinrichtungen, Schulen oder gemeinsamen öffentlichen
Personennahverkehr aufbauen, weil uns dafür das Rechtsinstrument fehlt.
Dass im Aachener Vertrag die Rolle der Grenzregion ein eigenes Kapitel
ausmacht, ist auch ein Verdienst der guten Zusammenarbeit zwischen Ländern
und Bundesregierung. Ich will mich an dieser Stelle beim Bund noch einmal
sehr herzlich bedanken, dass es möglich war, das mit den französischen
Nachbarn zu erreichen.

Letztlich möchte auch ich noch einmal die Einigung würdigen, die wir heute
in Sachen Flüchtlingskosten hinbekommen haben. Das war ein sehr schwieriger
Austausch miteinander, und wir haben am Ende Verantwortung übernommen. Die
Länder übernehmen Verantwortung, weil die geflüchteten Personen eben bei
uns sind, weil sie auch dann, wenn sie abgelehnt sind, teilweise noch
Integrationskosten verursachen, aber auch für Neuankömmlinge, für
diejenigen, für die eben auch Unterkunft und Versorgung geschaffen werden
muss. Dass wir es nach diesem langen Verhandeln geschafft haben, eine
Einigung, eine Lösung zu finden, die den Ländern in ihrer Forderung ein
Stück weit entgegengekommen ist, deutet darauf hin, dass wir in dieser
Konstellation, in unserem föderativen System, auch in schwierigen
Sachverhalten gemeinsam Lösungen finden können. Wir können jedenfalls
feststellen, dass wir damit Planungssicherheit haben. Wir werden für das
Jahr 2020 3,35 Milliarden Euro und für das Jahr 2021 3,15 Milliarden Euro
zur Verfügung haben. Damit ist, auch wenn es sich um eine Reduktion
handelt, Planungssicherheit geschaffen worden. Es wird eine
Kraftanstrengung bleiben, die Menschen zu integrieren, aber wir stellen uns
dieser Verantwortung; auch das war Gegenstand der heutigen Beratung. -
Vielen Dank.

StS Seibert: Eine kurze Anmerkung, bevor wir zu den Fragen kommen: Es gibt
eine Bund-Länder-Erklärung zur Nachhaltigkeitspolitik, die wir hier gleich
verteilen können, die Sie aber natürlich auch über das BPA bekommen.

Frage: Sie alle haben betont, dass Bund und Länder jetzt mehr für die
Klimapolitik tun wollen. Trotzdem eilen in allen Umfragen - auch heute
wieder - die Grünen den beiden Volksparteien, so will ich es noch sagen,
voraus. Frau Merkel, hat man das Thema Klimapolitik als Bundesregierung in
den letzten Jahren zu sehr vernachlässigt, möglicherweise verschlafen?

Herr Tschentscher, die starken Grünen stellen ja das bisherige Modell auf
den Kopf: Sie sind Chef einer rot-grünen Regierung - ist es dann in Zukunft
möglicherweise grün-rot? Muss die SPD lernen, Kellner und nicht mehr Koch
zu sein?

BK'in Merkel: Die Bundesregierung hat das Thema Klimaschutz immer für sehr
wichtig erachtet. Es hat sich allerdings herausgestellt, dass wir trotz
aller Anstrengungen in einigen Bereichen recht gut sind - zum Beispiel beim
Ausbau erneuerbarer Energien, wenngleich wir auch dort noch zulegen müssen;
wir haben heute sehr intensiv darüber gesprochen -, in anderen Bereichen,
zum Beispiel im Verkehr, die erwarteten Reduktionen aber nicht eingetreten
sind. Dennoch freuen wir uns, dass wir im letzten Jahr deutlich weniger 
CO2-Emissionen hatten. Da konnte man zum ersten Mal sehen, wie
Zertifikatspreise auch wirken. Dadurch sind Braunkohlestromexporte ins
Ausland gesunken und dafür Gaskraftwerke wieder eher wirtschaftlich
geworden.

Wir haben einen klaren Arbeitsplan. Wir haben jetzt ein Sondergutachten in
Auftrag gegeben, um die Klimaschutzziele 2030 auch zu erreichen. Wir werden
im September die Entscheidung treffen. Wir haben verabredet, dass wir uns
im Dezember dann wieder auf dieser Ebene austauschen. Die Chefs der
Staatskanzleien werden demnächst eine rein energiepolitische,
klimapolitische Zusammenkunft haben. Ich glaube, dass wir dieses Thema, das
uns wichtig ist, noch beschleunigter angehen. Wir waren nicht gut genug,
das muss man sagen. Wichtig war uns das Thema aber immer.

Ich will auch noch einmal darauf hinweisen, dass unter Einbeziehung von
Umweltverbänden und Wirtschaftsverbänden die Riesenkraftanstrengung
gelungen ist, den Kohleausstieg in Deutschland festzumachen: spätestens
2038. Dass darüber eine gesamtgesellschaftliche Einigung erfolgt ist und
die Bundesregierung jetzt auch die Eckpunkte für die betroffenen Länder
festgelegt hat, ist auch ein Meilenstein auf dem Weg zu einer verlässlichen
Einhaltung der Klimaziele 2030 gewesen. Denn der Kohleausstieg ist jetzt so
gestaltet, dass damit implizit die energiepolitischen Ziele, also für die
Energieerzeugung, erreicht werden.

BGM Tschentscher: Für meine Person kann ich sagen, dass es in Hamburg immer
darauf ankommt, dass Pläne nicht nur gemacht, sondern auch umgesetzt
werden. Das ist für einen Hanseaten und eine Hanseatin ein ganz wichtiges
Kriterium, wenn es darum geht, Politik zu beurteilen.

BK'in Merkel: Gott sei Dank bin ich in Hamburg geboren!

BGM Tschentscher: Ja, Frau Merkel ist in Hamburg geboren, und insofern
passt das sehr gut zusammen.

Wir haben schon 2011 begonnen, Dinge zu entwickeln, die sich heute
auszahlen. Wir haben 2011 entschieden, ab dem nächsten Jahr - ab 2020 - nur
noch E-Busse, also emissionsfreie Busse einzusetzen. Wir haben vor vielen
Jahren damit begonnen, Landstromanlagen nicht nur zu planen, sondern sie
auch tatsächlich zu realisieren. Wir sind die Stadt mit den meisten 
E-Mobilitätsanschlusspunkten im öffentlichen Raum. Das heißt, wir können
schon sehr genau herleiten, obwohl ich die Umfragen kenne, dass sich die
Stadt Hamburg schon seit geraumer Zeit dem Thema Klimaschutz gewidmet hat.
Ich will daran erinnern, dass wir jetzt ein Fernwärmekonzept aufbauen, mit
dem wir uns unabhängig von der Kohle machen. Noch bevor 
Fridays-for-Future-Demonstrationen in Deutschland eingesetzt haben, haben wir sozusagen
vorgelegt. Deswegen bin ich guter Dinge, dass das in Hamburg jedenfalls
auch in dieser Art und Weise beurteilt wird.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, die CDU-Vorsitzende Kramp-Karrenbauer hat
heute in München die Befürchtung geäußert, dass die Klimapolitik wie die
Flüchtlingspolitik zu einer Spaltung der Gesellschaft führen könnte. Teilen
Sie diese Sorge?

An die beiden Ministerpräsidenten: Sie hatten ja vorhin in Ihrer
Pressekonferenz nach Ihrem Vortreffen gesagt, dass Sie mit relativ
konkreten Wünschen bezüglich der Klimapolitik an die Bundesregierung
herantreten würden. Unter anderem sollte es ermöglicht werden oder leichter
möglich sein, regenerative Energien auch unmittelbar in der Nähe des
Erzeugungsortes zu nutzen und nicht damit zu warten und sie damit sozusagen
zu verschwenden, bis der Netzausbau so weit ist. Inwieweit sind Sie denn
mit diesem Wunsch bei Ihrem jetzigen Treffen gehört worden?

BK'in Merkel: Für mich steht außer Frage, dass wir unsere Klimaziele
erreichen müssen, und zwar inklusive einer Planung, mit der wir auch die
Chance haben, im Jahre 2050 in Deutschland klimaneutral zu sein. Diese
Diskussion werden wir jetzt auch sehr zügig führen. Ich habe Ihnen ja auch
die Schritte genannt, die wir schon erreicht haben. Wir fangen ja nicht bei
null an.

Ich bin im Übrigen sehr froh darüber, dass gerade ein Land und eine Stadt
wie Hamburg an vielen Stellen schon gezeigt hat, wie moderner Verkehr
aussieht. Im Hafen arbeiten wir zwischen dem Bund und der Hansestadt
Hamburg sehr, sehr eng zusammen. Der ist sozusagen auch ein
Vorzeigeprojekt, was Klimaschutz anbelangt, und das ist wichtig.

Es wird natürlich gesellschaftliche Auseinandersetzungen geben. Deshalb
geht es darum, den Zusammenhalt zu fördern. Aber wichtig ist, zu sagen,
dass wir die Klimaziele erreichen wollen. Ich glaube, wir brauchen an
dieser Stelle einfach auch diese Aussage für die Menschen, dass das eine
Zukunftsvorsorge ist, dass das essenziell ist und dass wir dafür
Planungssicherheit brauchen. Dann gehört zu jeder politischen Maßnahme
natürlich auch das Werben um den Konsens. Je breiter wir das beschließen -
so, wie zum Beispiel den Ausstieg aus der Kohleverstromung -, umso
einfacher wird das sein. Je verlässlicher wir unsere Maßnahmenpakete
schnüren, um zum Beispiel auch Kompensationen, also Ersatz zu schaffen,
wenn Menschen Sorgen um ihren Arbeitsplatz haben, umso einfacher wird das
auch sein. Aber die Klimaziele haben absoluten Vorrang für die Arbeit der
Bundesregierung.

MP Hans: Ich denke, dass - egal, ob es jetzt junge Menschen in der Stadt
oder vielleicht ältere Menschen im ländlichen Raum sind - alle Gruppen
erwarten, dass man jetzt innerhalb der Regierenden - egal, ob das auf
Bundesebene oder auf Landesebene ist - nicht in Hektik und Nervosität
verfällt, auch nicht aufgrund irgendwelcher Umfrageergebnisse, sondern dass
man mit kühlem Kopf agiert. "Kühler Kopf" kann aber auch bedeuten, dass man
ein heißes Herz und eine zupackende Hand hat. Mein Eindruck ist, dass das
bei den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der Fall ist.

Wir sehen, dass wir dringend auch eine Reform des Abgaben- und
Umlagensystems in Deutschland brauchen, damit auch klar ist, dass jemand,
der sich klimaneutral verhält, der CO2 einspart, das am Ende auch spürt,
dass er das an seinem Geldbeutel spürt, dass er spürt, wenn er seine
Ölheizung beim Hausumbau zum Beispiel herauswirft, auf fossile
Energieträger verzichtet und eine Wärmepumpe kauft, dass es dann am Ende
auch wirklich günstiger wird. Ansonsten wird man das auch nicht erreichen;
denn gerade im Gebäudesektor ist noch einiges zu holen.

Beim Thema Mobilität ist es sehr, sehr wichtig, nicht allein auf den
Individualverkehr abzuzielen, sondern eben gerade auch in den kommerziellen
Betrieben - Kollege Tschentscher hat gerade den ÖPNV genannt, aber das gilt
auch für die Shared-Mobility-Dienste - voranzukommen, und zwar so, dass es
nicht spaltet. Ich glaube, wir müssen nicht wie zum Beispiel die USA
komplett auf Uber, Lyft und sonstige Dienste setzen, sondern in Deutschland
können wir auch Plattformen entwickeln, über die sich ein Jugendlicher ganz
selbstverständlich per App eine Mitfahrgelegenheit besorgt und eine ältere
Person das dann zum Beispiel per Telefon und einen persönlichen
Ansprechpartner hinbekommt. Darin muss die Stärke von Deutschland an dieser
Stelle liegen, darin, auch auszugleichen. Dieser Ausgleich, diese
Versöhnung zwischen den Interessen der Menschen im ländlichen Raum und in
urbanen Zentren, der Ausgleich zwischen den Beschäftigten in der Industrie
und auch denjenigen, die jeden Freitag auf der Straße gehen, kann gelingen,
wenn man das Ziel jetzt festen Auges anpackt. Dafür braucht man eben auch
die Gelegenheit, noch einmal zusammenzukommen und auch eine Runde zu
drehen. Das darf nicht bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag dauern, denn dann
schaffen wir das nicht bis 2030, und das ist unser gemeinsames Ziel.

Die Länder stehen an der Seite der Bundesregierung, wenn es jetzt darum
geht, ganz konkrete Maßnahmen umzusetzen, und dazu zählt eben auch die
Umsetzung - die Bundeskanzlerin hat es gesagt - des Ausstiegs aus der
Kohleverstromung. Das bedeutet dann aber auch, dass es Kompensationen geben
wird, um die bestehenden Kohlekraftwerke in Deutschland zum Beispiel in
moderne Gaskraftwerke umzurüsten oder Brennstoffzellentechnik einzusetzen.
Da haben wir natürlich die Erwartungshaltung, das gemeinsam mit dem Bund
voranzutreiben, aber wir haben das fest im Blick.

BGM Tschentscher: Wir haben, glaube ich, heute auch eine sehr
einvernehmliche Haltung dazu entwickelt, dass der Ausbau der
Übertragungsnetze jetzt wirklich vorankommen muss - dabei, dass das
schneller vorangeht, helfen die Länder auch dem Bund und denjenigen, die
das organisieren -, aber dass wir umgekehrt mit der Nutzung regenerativer
Energien, die wir heute schon nutzen können, nicht warten dürfen, bis der
Netzausbau so weit ist. Daraus ergibt sich ja gar nicht eine Forderung, die
gegen jemanden gerichtet ist, sondern ein Angebot, eine positive
Perspektive dafür, dass wir schneller vorankommen, als wenn wir jetzt
sozusagen auf das Netz warten, um Offshore-Windenergie und anderes zu
nutzen. Deswegen ist heute auch mit den Vertretern der Bundesministerien
sehr einvernehmlich besprochen worden, dass das Angebot der Länder, an
dieser Stelle schneller voranzukommen, jetzt besprochen werden muss, und
auch, dass wir über die regulatorischen Fragen so reden müssen, dass das
wirtschaftlich vernünftig möglich ist. Da habe ich heute eine große
Übereinstimmung festgestellt.

Wichtig ist, dass wir in den nächsten Monaten klären, welche konkreten
Schritte jetzt machbar sind, um das dann im Ergebnis auch wirklich zu
erreichen. Am Ende geht es ja immer wieder nicht nur um das Ziel, sondern
auch um den Weg und darum, dass wir zeigen, dass wir Punkt für Punkt
praktisch vorankommen. Daran liegt sozusagen der Erfolg, und daran liegt,
glaube ich, auch die Überzeugungskraft für alle, die bisher noch Zweifel
haben, dass wir das in Deutschland hinbekommen, also daran, dass wir
wirklich zeigen, dass wir mit der CO2-Reduzierung Schritt für Schritt so
vorankommen, dass wir unsere Klimaziele, zu denen wir uns verpflichtet
haben, dann auch sicher erreichen können.

Frage: Vielleicht können Sie noch einmal aufdröseln, wie viel der Bund
jetzt global bei den Flüchtlingskosten in den Jahren 2021 und 2022 für die
einzelnen Posten übernehmen wird.

Die andere Frage wäre: Was wäre in einem Jahr ein Erfolg, wenn man Ihre
Verpflichtungen messen will? Wo müssten wir dann sein?

BGM Tschentscher: Mit den Flüchtlingskosten ist es recht einfach. Wir haben
1,8 Milliarden Euro für die Kosten der Unterkunft von Flüchtlingen
vorgesehen. Es gibt 500 Millionen Euro, die wir für die 
670-Euro-Pauschalregelung angenommen haben, und es gibt 350 Millionen Euro für die
minderjährigen unbegleiteten Flüchtlinge. Außerdem gibt es die 700
Millionen Euro und die 500 Millionen Euro als weitere Pauschalen für die
Jahre 2020 und 2021.

Jetzt kommt es noch auf diese Regelung an: Für den Fall, dass wir künftig
geringere Kosten als 1,8 Milliarden Euro für die Unterkunft oder geringere
Kosten als 500 Millionen Euro für die 670-Euro-Regelung haben werden, hat
der Bund in Aussicht gestellt, die dabei eingesparten Beträge den Ländern
gleichwohl für Integrationsleistungen zur Verfügung zu stellen. Das ist die
Rechnung: 1,8 Milliarden plus 500 Millionen plus 350 Millionen - das sind
diese 2,65 Milliarden. Dann kommen die 700 Millionen und die 500 Millionen
hinzu, sodass man sich die Summe ausrechnen kann.

Es ist ein großer Erfolg, dass der Bund jetzt auch gesagt hat: Bei diesen
Beträgen werden wir für 2020 und 2021 landen. Aber wie sich das genau
ausrechnen lassen wird, werden wir halt erst im praktischen Leben sehen,
weil wir nicht vorhersagen können, welche Fallzahlen es in welchem System
wirklich geben wird. Das ergibt sich ja aus der Dynamik der Flüchtlings-
und auch der Integrationsfortschritte.

MP Hans: Wir gehen, wenn ich das ergänzen darf, für 2020 von 3,35
Milliarden Euro und für das Jahr 2021 von 3,15 Milliarden Euro aus. Das ist
die Summe dessen, was der Kollege Tschentscher gerade aufgezählt hat.

BK'in Merkel: Ich stimme zu.

Zusatzfrage: Die zweite Frage?

BK'in Merkel: Was war die zweite Frage von Ihnen? Die habe ich akustisch
gar nicht richtig verstanden.

Zusatzfrage: Sie haben gesagt, Bund und Länder wollten jetzt beim
Klimaschutz voranschreiten, und jetzt sollten konkrete Maßnahmen folgen.
Dann ist die Frage: Wie sehen wir denn in einem Jahr, ob dieser Vorstoß
jetzt tatsächlich etwas gebracht hat? Wo müssten wir dann liegen? Was wäre
ein Gradmesser des Erfolgs?

BK'in Merkel: Na ja, wir haben uns ja jetzt als Bundesseite festgelegt,
dass wir bis Ende des Jahres ein Gesetz verabschiedet haben werden, das all
diese zur Erreichung der Klimaziele 2030 notwendigen Maßnahmen
sicherstellt. Deshalb brauchen wir gar kein Jahr mehr zu warten, sondern
wir brauchen etliche Monate zu warten.

Dann wird es eine Vielzahl von Kleineren, sage ich jetzt einmal, aber
wichtigen Regelungen geben, zum Beispiel zur Entscheidung über die
Anwendung von Landstrom im Gegensatz zu Dieselstrom. Dazu muss etwas
gemacht werden, was sozusagen parallel zu dem Sondergutachten des
Sachverständigenrats für Wirtschaft und des Potsdamer Klimainstituts
passiert. Auf der einen Seite geht es sozusagen um die Frage, was
Zertifikatsmodelle bringen, und auf der anderen Seite um die Frage, welche
Lenkungswirkungen unser heutiges Abgaben- und Steuersystem hat. Es geht im
Energiebereich bereits um etwa 60 Milliarden Euro, habe ich neulich gehört -
 ich kann mich jetzt für die Zahl nicht verbürgen, aber die Größenordnung
wird richtig sein -, was Abgaben, Mineralölsteuer, dies und jenes und
vieles andere angeht. Man muss jetzt schauen, wie das wirkt.

Sie können zum Beispiel sehen, dass der Landstrom eben sehr viel teurer als
der Dieselstrom ist, und deshalb nutzt kein Mensch den viel CO2- und 
NOx-freundlicheren Landstrom in den Hafenstädten. Damit könnte man dann gleich
zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen, nämlich die NOx-Werte besser
einhalten und gleichzeitig die CO2-Werte senken. Man muss das so steuern,
dass es am Ende attraktiv, ökonomisch und wirtschaftlich ist, eben die
klimafreundlichen Technologien stärker zu nutzen. Man wird dann dazu
kommen, dass man eine Zeit lang, wie Ministerpräsident Hans das gesagt hat,
auch Förderinstrumente einsetzt, um Menschen eben dazu zu reizen, sich auch
zu Hause - im Gebäudebereich usw. - klimafreundlich zu verhalten, wie wir
das ja heute zum Beispiel mit dem Klimafonds schon machen. Aber man wird ab
einem bestimmten Zeitpunkt dann auch sagen müssen: Jetzt sind die Standards
einzuhalten. Das hängt auch damit zusammen, dass wir Sicherheit für 2030
haben. Es geht also um wenige Monate. Dann ist das ein dauerhafter Prozess.

Bundeswirtschaftsminister hat heute Bericht darüber erstattet, dass bereits
jetzt für die Offshoreanlagen auf See die Möglichkeit der Umwandlung des
Stroms in Wasserstoff gefördert wird, weil es eben oft eine Überproduktion
gibt und man dann nicht weiß, wohin man mit dem Strom soll. Das sind alles
Kleine Maßnahmen, die uns dann nachher in der Summe helfen, uns wirklich
grundsätzlich klimafreundlicher zu verhalten. Das muss ja in unser gesamtes
Wirtschaftssystem einbezogen werden. Das darf ja nicht irgendwo nebenan
stehen, sondern das gesamte System muss nachhaltig und damit
klimafreundlich sein.
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Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Donnerstag, 6. Juni 2019

Regierungspressekonferenz vom 6. Juni 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Konferenz der ILO in Genf,
Kabinettssitzung, Sitzung des Digitalrats, Treffen mit dem Vorstand des
Verbraucherzentrale Bundesverbandes, Empfang des Kronprinzen von Abu Dhabi,
Deutscher Mietertag, Jubiläumsveranstaltung zum 25. Jahrestag der Eröffnung
des Hauses der Geschichte in Bonn), Kabinettssitzung (Bericht der
Bundesregierung zur deutschen Personalpräsenz in internationalen
Organisationen, zweiter Fortschrittsbericht zur Energiewende, Masterplan
Stadtnatur), Fußball-Weltmeisterschaft der Frauen, Entwurf eines Dritten
Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes, Reise des Bundesaußenministers in
den Mittleren Osten, Reise des Bundesaußenministers zu einer Konferenz zur
Stärkung des NVV in Stockholm, Reise der Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft nach China, Video der Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft mit einem Vertreter des Unternehmens Nestlé,
Düngeverordnung, Empfehlung der EU-Kommission zur Einleitung eines
Defizitverfahrens gegen Italien


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Eichler (BMWi), Haufe (BMU),
Schmidt (BMI), Flosdorff (BMVg), Bürgelt (BMEL), Kall (BMJV), Wogatzki
(BMF)



Vors. Maynt zeröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert sowie die
Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag auch von mir! Zunächst einmal zu den öffentlichen
Terminen der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche:

Am Dienstag, 11. Juni, reist sie nach Genf zur Internationalen
Arbeitsorganisation - ILO - und wird dort eine Rede halten. Die ILO, vor
100 Jahren gegründet, setzt sich seitdem für menschenwürdige Arbeit und
soziale Gerechtigkeit in aller Welt ein. Gerade heute, in Zeiten der
Globalisierung, der Digitalisierung, des Klimawandels, der demografischen
Veränderungen ist nach Auffassung der Bundesregierung die Arbeit der ILO
von großer Bedeutung; das will die Bundeskanzlerin mit ihrem Besuch und der
Rede, die sie dort hält, auch ausdrücken.

In der nächsten Woche tagt das Kabinett wieder zum üblichen Zeitpunkt -
mittwochs, 9.30 Uhr. Im Anschluss daran tritt der Digitalrat unter Leitung
der Bundeskanzlerin zu seiner vierten Sitzung mit Mitgliedern der
Bundesregierung zusammen. Ein Schwerpunkt: die Umsetzung der konkreten
Vorschläge, die der Digitalrat zu den Themenbereichen der vergangenen
Sitzungen gemacht hat. Das waren Digitaler Staat/E-Government sowie Daten
und Gesellschaft. Das neue Thema, das dieses Mal im Mittelpunkt steht, ist
die digitale Transformation von Wirtschaft und Arbeitswelt.

Ebenfalls am Mittwoch wird die Bundeskanzlerin um 14 Uhr den Vorstand des
Verbraucherzentrale Bundesverbandes - vzbv -, Herrn Klaus Müller, treffen.
Es geht um Verbraucherschutz vor allem auch in der digitalen Welt. Das ist
ein nicht presseöffentliches Gespräch.

Am Mittwochnachmittag wird sie dann den Kronprinzen von Abu Dhabi, Scheich
Mohammed bin Zayed al Nahyan, im Bundeskanzleramt empfangen. Vor dem
Abendessen, in dem die Lage in der Region und die bilateralen Beziehungen
im Mittelpunkt stehen, sind Pressestatements im Kanzleramt geplant.

Am Freitag reist die Bundeskanzlerin nach Köln. Sie wird sich zunächst mit
der Kölner Oberbürgermeisterin Henriette Reker, mit den Bürgermeistern und
den Fraktionsvorsitzenden im Rat der Stadt Köln treffen, sich ins Goldene
Buch der Stadt eintragen und um 11.30 Uhr auf dem Deutschen Mietertag in
Köln eine Rede halten. Der dringende Bedarf an bezahlbarem Wohnraum ist der
Bundesregierung nicht nur bekannt, sondern auch als Aufgabe sehr bewusst.
Vor allem in den großen Städten belasten hohe Mieten und Immobilienpreise
insbesondere die Bezieher unterer und mittlerer Einkommen. Da will die
Bundesregierung gegensteuern. Wir haben hier schon vielfach darüber
berichtet, wie auf dem Wohngipfel im September vergangenen Jahres ein
ganzes Maßnahmenpaket vereinbart wurde, um zusammen mit Ländern und
kommunalen Spitzenverbänden tatsächlich den Wohnungsneubau zu stärken und
bezahlbaren Wohnraum zu sichern. Die dort beschlossenen Maßnahmen werden
Schritt für Schritt umgesetzt.

Im Anschluss, am Freitag um 12:45 Uhr, wird die Bundeskanzlerin an der
Jubiläumsveranstaltung zum 25. Jahrestag der Eröffnung des Hauses der
Geschichte in Bonn teilnehmen.

Damit bin ich am Ende der öffentlichen Termine der nächsten Woche.

Frage: Ich habe Fragen zum Mietertag in Köln. Die erste Frage: Ist es die
erste Teilnahme der Bundeskanzlerin am Mietertag? Die zweite Frage: Das
Thema der Wohnpolitik ist ja nicht erst seit diesem Jahr ein hochaktuelles
und problematisches. Warum hat die Kanzlerin es nicht vorher für nötig
erachtet, beim Mietertag zu sprechen?

StS Seibert: Erstens kann ich Ihnen nicht sagen, ob es die erste Teilnahme
der Bundeskanzlerin an einem Deutschen Mietertag ist. Das werden wir
recherchieren und vielleicht nachreichen können. Zweitens habe ich Ihnen ja
gerade gesagt, dass für die Bundesregierung das Thema Schaffung von neuem
Wohnraum gerade in den Ballungsräumen von sehr großer Bedeutung ist und wir
deswegen im vergangenen September einen Wohnungsgipfel mit einer ganzen
Vielzahl von Beschlüssen - das können Ihnen die Kollegen aus den
entsprechenden Ressorts noch genauer erzählen - veranstaltet haben. Das
heißt, dieses Thema ist für uns ein Schwerpunkt unserer politischen Arbeit
als Bundesregierung.

Zusatz: Wenn Sie das noch nachreichen, wäre ich Ihnen dankbar. Soweit ich
weiß, war Gerhard Schröder der letzte Bundeskanzler, der beim Mietertag
gesprochen hat.

StS Seibert: Wie gesagt: Ich weiß das jetzt nicht, würde aber davor warnen,
einen Auftritt beim Deutschen Mietertag sozusagen gleichzusetzen mit
Engagement für die Wohnungsfrage. Das ist nicht die einzige Form, wie man
sich engagiert. Die Bundeskanzlerin geht da jetzt sehr gerne hin; dieses
Thema ist ihr wichtig. Aber wie gesagt: Wir sind - das sehen Sie, wenn Sie
in unserem Koalitionsvertrag nachschauen, wo das Thema eine große Bedeutung
hat, wenn Sie die Beschlüsse des Wohnungsgipfels betrachten -, was dieses
Thema betrifft, intensiv an der Arbeit.

Frage: Zum Gespräch mit dem Scheich von Abu Dhabi: Der ist ja gleichzeitig,
wenn ich es recht in Erinnerung habe, Präsident der Vereinigten Arabischen
Emirate. Werden angesichts dieser Funktion dann auch Waffenlieferungen an
die Vereinigten Arabischen Emirate bei dem Gespräch eine Rolle spielen?

StS Seibert: Ich habe gesagt, es geht um die bilateralen Beziehungen und
die Situation in der Region. Mehr möchte ich hier dem Gespräch nicht
vorwegnehmen.

Zusatz: Aber Waffenlieferungen und der Jemen-Krieg gehören ja zu den
Bedingungen der Region. Also darf man davon ausgehen, dass das eine Rolle
spielen wird.

StS Seibert: Sie dürfen davon ausgehen, dass das eine Rolle spielen wird,
was ich hier genannt habe: die bilateralen Beziehungen und die Region. Der
Kronprinz von Abu Dhabi ist ein sehr guter, langjähriger Kenner der Region.
Die Bundeskanzlerin wird interessiert seine Analysen hören und sie mit
unseren auch abgleichen.

Frage: Auch zum Scheich von Abu Dhabi: Herr Seibert, wie bewertet die
Bundesregierung die Rolle der Vereinigten Arabischen Emirate in der Region?
Stichwort: Jemen-Krieg. Amnesty International beschuldigt ja die
Vereinigten Arabischen Emirate, massive Menschenrechtsverletzungen im Jemen
zu begehen. Wie sieht die Bundesregierung diese Rolle in der Region?

StS Seibert: Ich möchte diesem Gespräch jetzt nicht weiter durch solche
Beurteilungen etwas vorwegnehmen. Es ist sehr wichtig, mit den wichtigen
Akteuren in der Region zu sprechen. Unsere Absicht, dort alles zu tun, was
wir politisch beitragen können, um Deeskalation zu schaffen, was die
Konflikte betrifft, ist ganz klar. Aber um das zu schaffen, muss man eben
mit allen Beteiligten auch sprechen. Da ist der Kronprinz von Abu Dhabi
sicherlich ein wichtiger Gesprächspartner.

Zusatzfrage: Hat die Bundesregierung irgendwelche eigenen Erkenntnisse über
Menschenrechtsverletzungen der UAE im Jemen, Frau Adebahr?

Adebahr: Können Sie das bitte noch einmal wiederholen?

Zusatzfrage: Hat die Bundesregierung eigene Erkenntnisse über massive
Menschenrechtsverletzungen im Jemen durch die Vereinigten Arabischen
Emirate?

Adebahr: Sie stellen jetzt eine sehr allgemeine Frage. Ich glaube, Herr
Seibert hat zu unseren Deeskalationsbemühungen in der Region etwas gesagt.
Dass wir den Jemen mit Sorge betrachten, dass wir immer wieder dazu
aufrufen, dort zum Beispiel Zivilisten zu schützen, damit es nicht zu
Menschenrechtsverletzungen kommt, ist, glaube ich, allgemein bekannt. Wir
haben das hier zu konkreten Anlässen - ich glaube auch, da sollte man das
dann tun - oft besprochen.

Frage: Können Sie noch einmal sagen, wie Frau Merkel zum Thema Jemen-Krieg
mit dem Scheich reden wird, Herr Seibert?

StS Seibert: Ich kann auch da das wiederholen, was wir hier oft gesagt
haben: Wir wissen, dass dieser nun schon sehr lange andauernde Jemen-Krieg
für die Zivilbevölkerung im Jemen eine entsetzliche Belastung darstellt.
Wir wissen, dass es in Teilen des Landes zu entsetzlichen humanitären
Situationen gekommen ist und weiter kommt. Deswegen versuchen wir, all die
Kräfte zu unterstützen, die nach dem Treffen von Stockholm - wenn ich mich
recht erinnere - erste Schritte zur Deeskalation, auf dem Weg zu einer
politischen Lösung in die Wege geleitet haben. Wir versuchen, uns dafür
einzusetzen, dass der dringend notwendige humanitäre Zugang zur
notleidenden Bevölkerung gegeben wird, dass Hilfen freigegeben werden. Es
ist unsere politische Überzeugung, dass wir dazu beitragen müssen. Ich bin
sicher, dass auch die Bundeskanzlerin diese Überzeugung ausdrücken wird.

Zusatzfrage: Zählt der Scheich von Abu Dhabi zu den Kräften der
Deeskalation?

StS Seibert: Ich werde jetzt über dieses kommende Gespräch und den
Gesprächspartner nicht sehr viel mehr sagen, weil es wichtig ist, dass man
miteinander spricht. Dann kann man danach sehen, wo man steht.

Frage: Zum Digitalrat: Können Sie sagen, welche Themen noch auf dem Plan
stehen, Herr Seibert?

StS Seibert: Ich habe gesagt, welche Themen jetzt am Mittwoch auf dem Plan
stehen.

Zusatz : Ja, als Nächstes. Aber was kommt noch in den nächsten Monaten?

StS Seibert: Das müsste ich gegebenenfalls nachreichen; das kann ich jetzt
nicht auswendig sagen.

Zusatz : Ja.

StS Seibert: Vielleicht ganz kurz noch: Es gibt sechs große Überschriften,
mit denen sich die Mitglieder des Digitalrats in ihrer Arbeit befassen:
Digitalisierung und Technologien in der Arbeitswelt, Daten und
Gesellschaft, Gründungen, E-Government/Digitaler Staat, Personal und
Kompetenzen sowie Kultur und Mindset. Das sind zunächst einmal
Überschriften; darunter sind natürlich vielerlei sehr konkrete Themen und
auch Empfehlungen, die der Digitalrat formuliert, gefasst. In diesen Rahmen
können Sie auch die am Mittwoch stattfindende Sitzung zusammen mit der
Bundesregierung - das ist das Arbeitsformat - einordnen. Der Digitalrat
arbeitet ja nicht nur, wenn er mit der Bundesregierung zusammentrifft,
sondern seine Mitglieder arbeiten untereinander natürlich auch in den
Zwischenzeiten sehr intensiv.

Zusatzfrage: Wird das Thema Überwachung im digitalen Raum einer dieser
Unterpunkte sein, Herr Seibert?

StS Seibert: Der Digitalrat ist ja unabhängig. Er ist von der
Bundesregierung eingesetzt oder berufen, aber er ist völlig unabhängig in
den Empfehlungen und den Themen, die ihm wichtig sind. Deswegen kann ich
hier keine abschließende Beurteilung abgeben, sondern Ihnen nur sagen: Das
sind die sechs Überschriften, in die er seine Arbeit zunächst einmal
organisiert und strukturiert hat.

Dann komme ich zur Kabinettssitzung. Es ging los mit einem vom
Außenministerium vorgelegten Bericht der Bundesregierung zur deutschen
Personalpräsenz in internationalen Organisationen. Das ist der sechste
Bericht dieser Art. Er stellt dar, wie die deutsche Personalpräsenz ist und
wie die Aktivitäten der Bundesregierung im Bereich der internationalen
Personalpolitik in den Jahr 2017 und 2018 gewesen sind. Der Bericht legt
einen besonderen Schwerpunkt auf die Geschlechtergerechtigkeit und auf
ausgewählte Sonderorganisationen und Programme der Vereinten Nationen.

Unser Ziel als Bundesregierung ist es natürlich, dass Deutschland -
gemessen an seinem politischen, wirtschaftlichen und finanziellen Gewicht -
in internationalen Organisationen und in europäischen Organisationen
angemessen vertreten ist, wobei wir auch verstärkt darauf achten, dass wir
die Kandidaturen von hochqualifizierten deutschen Frauen unterstützen.

Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass im Berichtszeitraum, also 2017 und
2018, wichtige Erfolge im gesamten UN-System erzielt wurden. Es wurden
wichtige Führungspositionen besetzt, unter anderem beim
UN-Entwicklungsprogramm, im UN-Sekretariat, in der
Weltgesundheitsorganisation und dem Welternährungsprogramm. Auch bei den 
EU-Delegationsleitungen, also den EU-Botschaften, konnte die hohe deutsche
Präsenz noch ausgebaut werden. Es sind jetzt 15 von 140
EU-Delegationsleitungen durch Deutsche besetzt. Darunter sind sehr
herausgehobene Standorte wie beispielsweise Moskau oder Tokio. Bei zwei 
EU-Missionen stellen deutsche Polizeibeamte die Missionsleitung, und bei der
OSZE steht Deutschland bei der Besetzung von Spitzenpositionen sogar an
erster Stelle. In diese Richtung werden wir uns weiter bemühen.

Das zweite Thema war der zweite Fortschrittsbericht zur Energiewende -
"Energie der Zukunft" -, der vom Bundeswirtschaftsminister vorgelegt wurde,
der also die Umsetzung des Energiekonzepts und der Beschlüsse zur
Energiewende darstellt und überprüft.

Was zeigt diese zweite Fortschrittsbericht? Er zeigt, dass das Ziel, den
Anteil von erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch bis 2020 auf
mindestens 35 Prozent zu erhöhen, schon heute, also vor 2020, erfüllt wird.
Im Jahr 2018 lag der Anteil der erneuerbaren Energien am
Bruttostromverbrauch bereits bei fast 38 Prozent. Es ist außerdem sehr viel
preiswerter geworden, Wind- und Fotovoltaikanlagen zu bauen. Es profitieren
viele deutsche Unternehmen vom Handel mit neuen, innovativen
Energietechnologien.

Positiv schlägt außerdem zu Buche, dass die Stromausgaben, gemessen am
Bruttoinlandsprodukt, 2017 erneut gesunken sind und dass sie den
niedrigsten Stand seit 2010 erreichen. Die Treibhausgasemissionen sind ja
schon 2017 leicht und 2018 - jedenfalls auf Basis der ersten Schätzungen -
noch einmal deutlich zurückgegangen. Kontinuierlich sind auch die
Emissionen im Energiebereich gesunken.

Mit der Umsetzung der Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel
und Beschäftigung", also der Empfehlungen zum Kohleausstieg, stehen die
Chancen gut, dass die Energiewirtschaft das Sektorziel 2030 erfüllen kann.
Handlungsbedarf besteht zum Beispiel bei der Energieeffizienz, obwohl es
gelungen ist, den Primärenergieverbrauch im Jahr 2018 deutlich zu senken.
Es gibt beim Endenergieverbrauch in Gebäuden ein deutliches
Einsparpotenzial. Der Bericht zeigt außerdem Wege auf, wie der
Energieverbrauch im Verkehr verringert werden könnte.

Dieser Fortschrittsbericht wird dem Bundestag und dem Bundesrat zugeleitet
und veröffentlicht werden.

Wir bleiben bei der Umweltpolitik. Das Umweltministerium hat den Masterplan
Stadtnatur, das Maßnahmenprogramm der Bundesregierung für eine lebendige
Stadt, vorgelegt. Das Ziel dieses Masterplans ist es, die Artenvielfalt und
die Biotopvielfalt in Deutschlands Städten zu erhöhen. Das haben wir auch
im Koalitionsvertrag schon so vereinbart.

Stadtnatur, was ein bisschen wie ein Widerspruch wirkt, aber natürlich
überhaupt keiner ist, trägt in vielfältiger Weise, auf uns Menschen
bezogen, zur Gesundheit, zum Wohlbefinden, zur Erholung und auch zur
Naturerfahrung der Stadtbevölkerung bei. Naturbelassene Flächen in Städten
leisten zum Beispiel wichtige Beiträge für das Mikroklima. Sie können bei
großen Hitzewellen temperatursenkend wirken. Bei Starkregen können sie
entlasten. Je stärker wir also in den Städten baulich verdichten, was ja
zurzeit an vielen Orten in den Ballungsräumen zu beobachten ist, desto
wichtiger werden solche Freiräume. Aber auch, wenn man eben auf Tiere und
Pflanzen schaut, ist Stadtnatur von enormer Bedeutung. Sie bietet Tieren
und Pflanzen wichtige Ersatzlebensräume, und damit kompensiert Natur in der
Stadt Beeinträchtigungen von Natur, von Lebensräumen, von Artenvielfalt an
anderer Stelle.

Wenn man jetzt auf unsere Stadt Berlin schaut: Hier sind mehr als 20 000
Tier- und Pflanzenarten zu finden. In ganz Deutschland spricht man von 234
gefährdeten oder vom Aussterben bedrohten Brutvogelarten.
Interessanterweise kommen zwei Dritteln diese gefährdeten oder vom
Aussterben bedrohten Arten in Berlin vor. Auch für Insekten bieten Städte
wertvolle Lebensräume.

Dieser Masterplan enthält 26 Punkte. Das erspare ich Ihnen jetzt. Aber das
ist eine hochinteressante Lektüre und eine, die einen auch die städtische
Umgebung, in der man sich täglich bewegt, noch einmal ein bisschen anders
und manchmal auch ganz hoffnungsvoll sehen lässt. - Das war es aus dem
Kabinett.

Dann hätte ich noch eines nachzutragen, das nicht Thema im Kabinett war.
Sie wissen es ja eh alle: Morgen wird die Fußball-Weltmeisterschaft der
Frauen - 7. Juni bis 7. Juli - in Frankreich beginnen. Die deutsche
Mannschaft ist in einer Gruppe mit China, Spanien und Südafrika. Sie wird
am Samstag ihr erstes Spiel haben. Im Namen der Bundeskanzlerin kann ich
hier mitteilen, dass sie den Spielerinnen viel Glück und viel Erfolg bei
dieser WM wünscht.

Frage: Zum Fortschrittsbericht zur Energiewende, Herr Seibert: Worauf führt
die Bundesregierung die gesunkenen Emissionen zurück? Ist das ein Resultat
politischer Maßnahmen und Beschlüsse, oder war das warme Wetter besonders
hilfreich, weil dann eben zum Beispiel weniger geheizt wurde?

StS Seibert: Dafür würde ich gerne das zuständige Ministerium in Anspruch
nehmen.

Eichler: Es sind mehrere Umstände, die dazu geführt haben, zum einen
natürlich die Maßnahme, die im Rahmen des Energiekonzepts ergriffen worden
sind, die sich jetzt auswirken und die zum Sinken der
Treibhausgasemissionen führen.

Zum anderen haben Sie recht: Es gab auch Sondereffekte im letzten Jahr. Der
heiße Sommer war auch dafür verantwortlich, dass die Treibhausgasemissionen
zurückgegangen sind.

Zusatzfrage: Ja, die Sondereffekte kennen wir noch in einem anderen
Zusammenhang, nämlich sozusagen mit dem Zusammenbruch der DDR!

Können Sie gewichten, in welcher Relation zueinander diese beiden
wesentlichen Faktoren stehen?

Eichler: Das kann ich jetzt nicht machen. Das müsste ich Ihnen nachreichen.

Zusatzfrage: Das wäre nett, danke schön! - Oder weiß das Umweltministerium
Bescheid?

Haufe: Genau! Die Treibhausgasemissionen werden ja regelmäßig
veröffentlicht, und sie sind auch schon in diesem Jahr vom Umweltbundesamt
veröffentlicht worden. Da können Sie ganz einfach nachlesen, wie die
Gewichtung ist. Ein gewisser Temperatureffekt aufgrund der Wetterlage ist
natürlich auch enthalten. Aber das Fortschreiten der Energiewende ist an
der Stelle natürlich auch ziemlich entscheidend gewesen. Wie die Gewichtung
ist, das hat das Umweltbundesamt auch veröffentlicht.

Frage: Herr Seibert, wird die Bundeskanzlerin denn an einem der
Gruppenspiele der Fußball-Weltmeisterschaft teilnehmen?

StS Seibert: Das klingt, als würde sie im Trikot auflaufen! - Ich kann
Ihnen nur sagen, dass wir, wie üblich, über Termine der Kanzlerin dann,
wenn sie anstehen - in der Vorwoche -, berichten.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Auf der TOP-1-Liste wurde der
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes aus Ihrem
Haus verzeichnet. Herr Schmidt, können Sie uns sagen, was die wesentlichen
Änderungen an der bisher gültigen Rechtslage sind?

Schmidt: Ja, das kann ich gerne tun. Der Gesetzentwurf, der da ein Thema
war, dient im Wesentlichen der Umsetzung einer EU-Richtlinie, der
EU-Feuerwaffenrichtlinie. Hintergrund der Änderung der
EU-Feuerwaffenrichtlinie waren insbesondere die Terroranschläge in Paris im
Januar und im November 2015.

Die Nutzung von Schusswaffen für terroristische und kriminelle Zwecke soll
mit diesen Änderungen erschwert werden. Zu diesem Zweck werden unter
anderem (akustisch unverständlich) bislang erlaubnisfreie Salutwaffen als
erlaubnispflichtige oder eben verbotene Schusswaffen eingestuft.

Daneben werden Anzeige- und Registrierungspflichten für bislang
erlaubnisfreie, unbrauchbar gemachte Schusswaffen eingeführt. Zudem wird
das waffenrechtliche Bedürfnis Gegenstand einer Regelüberprüfung. Die
Anforderungen an das Bedürfnis für den Besitz von Schusswaffen durch
Sportschützen werden dabei konkretisiert, sodass nach zehnjähriger aktiver
Nutzung einer Schusswaffe für den Fortbestand des Bedürfnisses die
Mitgliedschaft in einem Schießsportverein, der in einem anerkannten
Schießsportverband organisiert ist, ausreichend ist.

Das Nationale Waffenregister wird zudem noch ein bisschen angepasst. Es
wird künftig neben dem privaten Waffenbesitz auch den Umgang mit
Schusswaffen durch Waffenhersteller und Waffenhändler registrieren.
Waffenhersteller und Waffenhändler werden verpflichtet, ihren Umgang mit
Schusswaffen - zum Beispiel eben Herstellung, Überlassung, Erwerb oder
Umbau - elektronisch anzuzeigen. Die technische Umsetzung erfolgt dabei im
Projekt des Nationalen Waffenregisters 2.

Das Gesetz erweitert zudem den Kreis der wesentlichen Teile von
Schusswaffen und führt eine Kennzeichnungspflicht für wesentliche Teile von
Schusswaffen ein. Mit diesen Regelungen soll das nationale Waffenrecht an
die Anforderungen des europäischen Rechts, diese Feuerwaffenrichtlinie,
angepasst werden, ohne die Besitzer von legalen Waffen darüber hinaus zu
belasten.

Über die Umsetzung der Feuerwaffenrichtlinie hinaus enthält der
Gesetzentwurf zudem Regelungen, die Jägern den Erwerb und die Nutzung von
Schalldämpfern und Nachtsichttechnik erleichtern soll.

Zusatzfrage: Das bewegt sich jetzt, vermute ich einmal, im Rahmen der
konkreten Ebene dessen, was in anderen europäischen Staaten analog dazu
umgesetzt wird. Richtig?

Schmidt: Richtig, das ist eins zu eins die Umsetzung dieser Vorgaben der
europäischen Feuerwaffenrichtlinie in nationales Recht.

Haufe: Ich habe mir die Treibhausgasemissionen hier jetzt noch einmal
vorgelegt. Die Minderung beträgt 41 Millionen Tonnen. 14 Millionen Tonnen
kommen aus der Energiewirtschaft, also aus einer Senkung in der
Energiewirtschaft. Den deutlichsten Emissionsrückgang verzeichnet die
Steinkohle. Ein Faktor ist hierbei der gestiegene CO2-Preis infolge der
Reform des EU-Emissionshandels. Außerdem wurden Steinkohlekraftwerke mit
einer Leistung von rund 1,5 Gigawatt stillgelegt und gingen in die
Netzreserve. Auch einen Effekt gab es durch den Dürresommer 2018. Dann gibt
es im Bereich der Haushalte einen Rückgang um 15 Millionen Tonnen CO2,
unter anderem wegen höherer Preise beim Heizöl. Der Heizölabsatz ist
deutlich gesunken. Auch hierfür ist die milde Witterung ein Grund, aber
auch der damit verbundene geringere Brennstoffbedarf im Zusammenhang mit
der milderen Witterung. Dann gibt es im Verkehrsbereich 5 Millionen Tonnen
weniger CO2. Das betrifft vor allen Dingen die höheren Kraftstoffpreise.
Das ist dafür die Ursache. Im Industriebereich sanken die Emissionen um 4
Millionen Tonnen; das ganz grob gesagt. In der Landwirtschaft sanken sie um
4,1 Millionen Tonnen, weil unter anderem der Mineraldüngereinsatz um fast
10 Prozent zurückgegangen ist. Es sind also doch eine Reihe
unterschiedlicher Ursachen. Man kann es nicht so stark auf die Witterung
zurückführen.

Zusatzfrage: Haben Sie in einzelnen Sektoren auch eine Steigerung der
Emissionen festgestellt?

Haufe: Ja, es gibt Industriebereiche, in denen es auch eine leichte
Steigerung gibt. Auch das ist alles gut kommentiert und veröffentlicht.
Dafür würde ich dann wirklich auf das Umweltbundesamt und die Seite
verweisen, auf der die Treibhausgasemissionen sehr detailliert dargestellt
sind.

Adebahr: Ich möchte Ihnen gerne eine Reise des Außenministers über das
Pfingstwochenende ankündigen. Außenminister Maas wird morgen mit dem Ende
des Ramadan zu einer Reise in den Mittleren Osten aufbrechen. Stationen der
Reise werden Jordanien, die Vereinigten Arabischen Emirate und der Iran
sein. Das ist eine Reise in die Krise. Das ist eine Reise in eine unruhige
Region.

Welche Ziele verfolgen wir damit? - Zum einen wird es darum gehen, für
Ruhe, für Besonnenheit, für Deeskalation zu werben. Der Außenminister
möchte sich anhören und mit seinen Gesprächspartnern in den Ländern
besprechen, wie sie die Lage einschätzen, welche Meinung sie zu der
aktuellen Situation in der Region haben und welche Vorschläge es vielleicht
auch dafür gibt, wie man dort zu einer Beruhigung und einer Deeskalation
kommen kann. Am Ende der Reise - dass wir dann der Pfingstmontag sein -
wird es nach Teheran gehen, und in Teheran wird dann sicherlich auch die
Möglichkeit bestehen, das gesammelte Meinungsbild dort einmal zu spiegeln,
es auch einmal im Iran vorzutragen und darüber zu sprechen.

Ein zweites Standbein der Reise wird ganz sicher sein, dass sie auch im
Rahmen der Bemühungen der E3 um den Erhalt des JCPOA, des Nuklearabkommens
mit dem Iran, steht. Unsere Position kennen sie. Wir werben für einen
Erhalt dieses Nuklearabkommens, weil wir es für ein gutes Abkommen halten,
das verhindern soll, dass sich der Iran nuklear bewaffnet. Dort werden wir
sicherlich auch mit der iranischen Gesprächspartnerseite besprechen, was
wir tun, um dieses Abkommen zu erhalten, aber auch, was der Iran tun kann,
um in die gleiche Richtung zu gehen, die wir für sehr schön halten.

Frage: Frau Adebahr, ich würde ganz gerne mit Blick auf den Besuch im Iran
wissen: Mit wem wird der Außenminister denn dort sprechen? Mit wem ist der
Besuch denn andersherum in der Vorbereitung abgesprochen worden - Sie haben
die E3 erwähnt -, wenn es um das Abkommen geht? Ist diese Reise mit London
und Paris koordiniert, möglicherweise sogar mit Washington, oder sieht sich
der Bundesaußenminister in dem laufenden Konflikt um das Abkommen eher als
Mittler zwischen Washington und Teheran?

Adebahr: Die Gesprächspartner in den Ländern werden zunächst einmal die
Amtskollegen sein: Ayman Safadi, Scheich Abdullah bin Zayed al Nahyan und
Mohammed Dschawad Sarif. Da die Eid-al-Fitr-Feierlichkeiten und der Ramadan
in den Ländern gerade zu Ende gehen, ist das Reiseprogramm und sind auch
die Gesprächspartner noch nicht ganz festgezurrt. Daran sind wir noch am
Arbeiten. Natürlich sind die Amtskollegen die erste Anlaufstelle.

Zu der Frage, wo wir stehen und was wir tun: Wir stehen ganz klar auf einer
Seite, nämlich der des JCPOA. Wir stehen auf der Seite dieses
Atomabkommens, das wir erhalten wollen und für dessen Erhalt wir werben.
Insofern ist diese Reise - Sie haben es schon gesagt - mit den Partnern in
Paris und in London abgesprochen und natürlich koordiniert worden. Sie ist
auch mit den Vereinigten Staaten besprochen worden. Herr Pompeo war ja
kürzlich in Berlin, und dabei hat der Außenminister auch mit ihm über das
Thema Iran und seine Reisepläne gesprochen.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage hätte ich dann zu den anderen Stationen. Sie
sprachen von einer Reise in die Krise. Werden die Bundeswehr und ihre Rolle
in Jordanien ein Thema sein?

Falls ja: Herr Flosdorff, Sie wissen, dass es eine Diskussion über eine
mögliche Anpassung des Mandats gibt. Im Moment sehen wir ja, dass das
Mandat für Jordanien Ende Oktober auslaufen wird. Laufen dafür schon die
Vorbereitungen? Welchen Vorlauf braucht man, um ein Mandat dann eben nicht
auslaufen zu lassen, sondern es anzupassen?

Adebahr: Aus unserer Sicht hat die Reise tatsächlich einen regionalen Fokus
und ist darauf ausgerichtet, verschiedene Stationen in der Region zu
besuchen und mit Gesprächspartnern die Lage in der Region zu besprechen.
Insofern ist das von Ihnen angesprochene Thema jetzt kein Schwerpunktthema
und steht nicht im Fokus der Reise, wie wir sie intendieren.

Flosdorff: Ja, wir haben ein Mandat - den Zeitraum haben Sie ja richtig
angegeben - bis Oktober. Wir werden uns dann zeitnah mit dem Parlament
darauf verständigen, was weiter mit dem Mandat sein wird. Bis dahin gelten
die geltenden Abmachungen.

Frage: Eigentlich ist das noch eine Konkretisierung: Auf welche Reaktion
ist die Ankündigung dieser Reise denn bei der amerikanischen Seite und bei
Herrn Pompeo gestoßen? Gab es den Versuch, den Außenminister vielleicht
davon abzuhalten, dorthin zu reisen?

Adebahr: Ich berichte nicht aus den vertraulichen Gesprächen. Ich habe
Ihnen gesagt, dass der Iran dabei ein Thema war und der Außenminister seine
Pläne vertraulich angekündigt hat.

Zusatzfrage: Weiß der deutsche Außenminister denn die Amerikaner als enge
Partner an seiner Seite in den Gesprächen oder in dem Bemühen, die
Situation vor Ort zu deeskalierend?

Adebahr: Ich glaube, da kann ich Sie noch einmal auf die Pressekonferenz
verweisen, die die beiden letzte Woche abgehalten hatten. Darin ist auch
noch einmal deutlich geworden, dass es ja eine Einigkeit hinsichtlich des
Ziels gibt, den Iran von der Produktion von Nuklearwaffen abzuhalten, aber
einen Dissens hinsichtlich des Wegs, den man geht, um dahin zu kommen. Der
ist eben, dass wir dieses Abkommen erhalten und am Leben halten wollen,
während die amerikanische Seite aus dem Abkommen ausgestiegen ist; darüber
haben wir hier oft gesprochen. Ich denke, es ist auch kein Geheimnis, dass
der Weg dahin, zu einem eigentlich gemeinsamen Ziel, im Moment auf
unterschiedlichen Ansichten ruht.

StS Seibert: Die Einigkeit zwischen den USA und den Europäern sowie
zwischen den USA und Deutschland bezieht sich ja, wenn ich das noch sagen
darf, auch auf die sonstige außenpolitische Rolle, die der Iran in der
Region spielt und die wir sehr kritisieren, weil es eine expansive und
eskalierende Rolle ist.

Adebahr: Natürlich wird die regionale Rolle Irans auch ein Thema auf der
Reise sein. Dazu suchen wir den Dialog mit Teheran, und das ist eines der
Themen, die wir mitnehmen, um darüber zu sprechen.

Frage: Frau Adebahr, ich habe zwei Fragen, erstens: Wird sich der
Außenminister auch mit Präsident Rohani treffen? Gibt es dafür irgendwelche
Pläne?

Sie haben gerade davon gesprochen, dass das Ziel eine Beruhigung in der
Region sei, davon, dass das eine Krisenregion sei und Deeskalation benötigt
werde. Es fällt aber auf, dass der Außenminister Saudi-Arabien nicht
besuchen wird. Was ist der Grund dafür? Viele sagen ja, dass Saudi-Arabien
in der Region auch sehr aggressiv auftritt, so im Jemen, jetzt auch im
Sudan und in vielen anderen Ländern. Wieso wird Saudi-Arabien also
ausgelassen?

Adebahr: Hinsichtlich des Besuchsprogramms und der Gesprächspartner gilt
das, was ich gerade schon gesagt habe: Wir sind noch dabei, die Reise zu
planen. Die Eid-al-Fitr-Feiertage laufen in der Region.

Zu Saudi-Arabien: Saudi-Arabien ist ein gewichtiges Land in der Region und
ist ein Land, das wichtig ist für diese Region. Das ist unbestritten so.
Ich kann Ihnen heute die Reisepläne ankündigen, die ich Ihnen angekündigt
habe.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Nachfrage, weil Herr Seibert gerade dieses
aggressive Auftreten des Iran erwähnt hat und viele ja sagen, dass 
Saudi-Arabien in der Region ähnlich agiere. Müssen Sie dem so zustimmen, was das
Verhalten Saudi-Arabiens in dieser Region anbetrifft?

Adebahr: Wissen Sie, das ist jetzt eine sehr allgemein gestellte Frage, die
mich in einen Gegensatz zu Herrn Seibert bringen soll, in den ich nicht
hineinwill. Dass Saudi-Arabien beispielsweise im Jemen-Krieg eine Rolle
spielt, die wir zum Teil hier kritisiert haben - wir haben oft über den
Jemen gesprochen -, ist, glaube ich, bekannt. Das haben wir oft getan.
Einem solchen Ping-Pong-Vergleich würde ich mich hier gern entziehen.

Ich komme zu einer weiteren Reiseankündigung: Am Dienstag wird der
Außenminister nach Stockholm fliegen. Er wird dort an einer Konferenz zur
Stärkung des Nuklearen Nichtverbreitungsvertrages - NVV - teilnehmen. Das
ist eine Konferenz, die von der schwedischen Regierung - von
Außenministerin Margot Wallström - ausgerichtet wird. Wie Sie vielleicht
wissen, findet im nächsten Jahr die Überprüfungskonferenz des
Nichtverbreitungsvertrages statt, der seit 50 Jahren einer der ganz
wichtigen Pfeiler unserer internationalen Abrüstungsarchitektur ist. Bei
dieser Konferenz nächsten Dienstag, zu der einige Außenminister erwartet
werden, wird es darum gehen, auch schon Schritte zur Vorbereitung dieser
Überprüfungskonferenz zu unternehmen und den Nichtverbreitungsvertrag zu
stärken. Der Nichtverbreitungsvertrag hat drei Säulen: die
Nichtverbreitung, die Abrüstung und die friedliche Nutzung von
Nuklearmaterial. In diesen drei Bereichen will man vorankommen und
Vorschläge erarbeiten, wie der Vertrag, der für die Abrüstungsarchitektur
international so wichtig ist, gestärkt werden kann.

Frage: Führt das dazu, dass Sie die Alliierten der Bundesregierung, die
nicht Mitglied im NVV, aber Atommächte sind, aufrufen, in den NVV
einzutreten, Frau Adebahr?

Adebahr: Diese Reise führt zu den Zielen, die ich gerade beschrieben habe.

Zusatz : Also nein.

Adebahr: Sie dient der Stärkung des Nichtverbreitungsvertrages. Dass wir
uns einen starken Nichtverbreitungsvertrag wünschen, ist, glaube ich,
bekannt und richtig und wichtig.

Zusatzfrage: Würden Sie sich wünschen, dass zum Beispiel Israel Teil des
NVV wäre?

Adebahr: Wir wünschen uns einen starken Nichtverbreitungsvertrag.

Bürgelt: Ich kann Ihnen mitteilen, dass die Bundesministerin für Ernährung
und Landwirtschaft, Julia Klöckner, vom 13. bis zum 16. Juni nach China
reisen wird. Die Ministerin wird dabei von einer Delegation von Unternehmen
und Verbänden der Land- und Ernährungswirtschaft begleitet. Sie wird in
Peking eine Reihe von politischen Gesprächen - zum Beispiel mit ihrem
Amtskollegen Landwirtschaftsminister Han - führen. Die Bundesministerin
will auf der Reise die Bedeutung eines offenen Handels herausstellen und
Herausforderungen ansprechen, was die Marktöffnung Chinas für deutsche
Produkte betrifft. Bei der Reise geht es auch um eine verstärkte
Kooperation für nachhaltige Landwirtschaft, um zum Beispiel eben die
Aspekte Klima- und Umweltschutz in der bilateralen Kooperation zu fördern
und die chinesische Seite in Fragen der Nachhaltigkeit zu sensibilisieren.
Dazu will Ministerin Klöckner mit ihrem chinesischen Amtskollegen eine
Absichtserklärung zur stärkeren bilateralen Zusammenarbeit im Bereich Klima
und Landwirtschaft unterzeichnen.

Frage: Wird die Ministerin zum Beispiel von einem Nestlé-Vertreter
begleitet, Frau Bürgelt? Ist damit zu rechnen, dass es wieder ein Video
geben wird - zum Beispiel mit dem chinesischen Ernährungsminister?

Bürgelt: Ich kann Ihnen mitteilen, dass die Ministerin von Vertretern von
Verbänden und Unternehmen der Land- und Ernährungswirtschaft begleitet
wird.

Zusatz: Darum frage ich.

Bürgelt: Wie üblich geben wir dazu vor der Reise keine weiteren Details
bekannt.

Zusatzfrage: Ist davon auszugehen, dass ein Nestlé-Vertreter dabei sein
wird?

Bürgelt: Dazu habe ich Ihnen gerade die Antwort gegeben.

Zusatz : Und die andere Frage?

Bürgelt: Sie macht Videos, wenn sie vorgesehen sind. Aber dazu kann ich
Ihnen jetzt auch keine Auskunft geben.

Frage: Da wir das Fass schon aufgemacht haben: Können Sie sagen, wie sich
die Ministerin zu der Kritik verhält, die an diesem Video geäußert wurde?
Was sagt die Ministerin zu der Kritik?

Bürgelt: Was sagt die Ministerin zu dieser Kritik? Grundsätzlich ist dazu
anzumerken, dass es bei dem Gespräch, das geführt wurde, um die Nationale
Reduktions- und Innovationsstrategie für Zucker, Fette und Salz in
Fertigprodukten ging. Klar ist - das hat das Bundeskabinett im vergangenen
Dezember auch beschlossen -, dass diese Stoffe, also Zucker, Fette und
Salz, in Fertigprodukten reduziert werden sollen, denn wir stehen einem
massiven Problem von Übergewicht gegenüber. Dass diese Stoffe nur von
denjenigen reduziert werden können, die die Produkte herstellen, ist klar.
Nur so können wir auch wirksame Maßnahmen ergreifen. Dazu gehört es, mit
allen Beteiligten zu sprechen - das sind auch Unternehmen, die hier in der
Verantwortung stehen. Denn wir nehmen durch die verabschiedete Strategie
auch die Unternehmen in die Pflicht. Nur wenn die Unternehmen sich im
Rahmen dieser Strategie und im Sinne der Verbraucher dann dazu verpflichten
- was sie im Übrigen auch schon getan haben -, Zucker, Salz und Fette in
ihren Produkten verbindlich und nachprüfbar zu reduzieren, ist das ein
Erfolg. Das ist das, was in dem Gespräch geschehen ist. Das ist die Haltung
der Ministerin.

Frage: Die Ministerin hat auf ihrem privaten Twitter-Account an die
Kritiker gerichtet "Liebe Hatespeaker" geschrieben. Mich würde
interessieren: Ist das jetzt eine Äußerung der Ministerin zum Beispiel an
Journalisten wie hier gewesen, die das kritisch betrachtet haben? Ist das
das Niveau, das sie in den nächsten Jahren halten möchte?

Bürgelt: Es ist ganz eindeutig nicht an Journalisten, sondern an die
gerichtet, die die Ministerin online als "Konzernhure" bezeichnet haben.

Frage: Die Medienanstalt Berlin-Brandenburg hat unter anderem auf Twitter
geschrieben, dass sie den Fall prüfen möchte. Haben Sie von der
Medienanstalt schon eine Reaktion bekommen, gab es da einen Kontakt?

Die zweite Frage bezieht sich auf die Reduktionsstrategie: Wie viele
Unternehmen haben sich dieser Selbstverpflichtung angeschlossen? Es gab
einen Stand von Dezember. Vielleicht können Sie eine Zahl nennen und sagen,
welche Unternehmen das konkret sind.

Bürgelt: Wir wissen auch von den Berichten, die Sie erwähnt haben.
Konkreteres, was dem Haus dazu vorliegt, ist mir noch nicht bekannt, auch
nicht die genaue Anzahl der Unternehmen. Ich weiß, es ist eine Reihe: Zum
Beispiel ist auch mit dem Bäckerhandwerk gesprochen worden, weil es da etwa
um die Reduzierung von sogenannten Salzspitzen geht; die haben sich
verpflichtet. Es gibt eine Reihe von Unternehmen und Verbänden, die im
Rahmen der Selbstverpflichtung daran teilnehmen. Eine genaue Liste würde
ich Ihnen noch zur Verfügung stellen.

Frage: Gibt es in weiteren Ministerien der Bundesregierung Planungen für
gemeinsame Videos mit Firmenvertretern?

Vors. Mayntz: Ich sehe überwiegend Kopfschütteln.

Frage: Ich würde gerne eine Lernfrage stellen. Wenn ich das richtig
verstehe, würde man, wenn es sich um einen Influencer gehandelt hätte - ich
nehme an, das BMI ist da jetzt mein Ansprechpartner -, über das
Wettbewerbsrecht gehen. Aber ich würde gerne wissen: Gibt es eine
politische beziehungsweise eine juristische Regel, wie man möglicherweise
ein solches Video von Werbung abgrenzt? Oder befinden wir uns da in einer
ethischen Diskussion, wann die Glaubwürdigkeit eines Spitzenpolitikers
durch eine solche Aktion möglicherweise leidet? Gibt es da eine Art
Verhaltenskodex, oder ist so etwas geplant, um mit den neuen Medien anders -
vielleicht versierter - umzugehen?

Schmidt: Hinsichtlich einer Abgrenzung zwischen Werbung und
Wettbewerbsrecht sind Sie beim BMI an der falschen Adresse. Ich vermute,
dass vielleicht das Wirtschaftsministerium im Zusammenhang mit dem
Wettbewerbsrecht etwas dazu sagen kann.

Ganz generell kann ich Ihnen zu Verhaltensregeln für Minister oder
Parlamentarier sagen: Natürlich gibt es dort Dinge; das sind aber keine
Dinge, die das BMI vorgibt, sondern die im parlamentarischen Raum
beschlossen und für Ministerinnen und Minister genutzt werden.

Eichler: Ich kann Ihnen dazu nichts sagen. Vielleicht kann das BMJV
aushelfen.

Kall: Ich kann nicht mit bestimmten Verhaltensregeln oder
Glaubwürdigkeitsindizes für Spitzenpolitiker weiterhelfen. Es gibt das
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Wenn Sie nach den rechtlichen
Maßgaben für die Abgrenzung von redaktionellen Inhalten und Werbung fragen:
Dafür gibt es - jedenfalls für den privatwirtschaftlichen Bereich - Regeln.
Es gibt auch in letzter Zeit eine ganze Reihe von gerichtlichen Urteilen
dazu, was Influencer so auf Instagram machen - Cathy Hummels zum Beispiel.
Ich sage das nur deshalb, weil ich damit auch etwas ankündigen kann,
nämlich dass wir uns mit dem Thema unter den Maßgaben des UWG und dem
Aspekt der Werbung auch beschäftigen. Das hat jetzt nichts mit dem zu tun,
was Sie gefragt haben, aber am nächsten Dienstag wird es dazu auch
presseöffentlich eine Veranstaltung im Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz geben, wo es um genau diese wettbewerbsrechtlichen Fragen
im Zusammenhang mit Influencern gehen wird.

Frage: Herr Seibert, gibt es in der Bundesregierung eine Art Leit- oder
Richtlinie dafür, unter welchen Bedingungen oder Voraussetzungen Minister,
also Repräsentanten des Staates, in gemeinsamen Videos mit Vertretern der
Privatwirtschaft in dieser Form auftreten?

StS Seibert: Die Kollegin Sprecherin des BMEL hat dieses Video aus meiner
Sicht doch sehr einsichtig in die wirklich wichtige Strategie und das
wichtige politische Projekt der Bundesregierung - nämlich Reduzierung von
Fetten, Zucker und Salz in Fertigprodukten - eingeordnet. Dem habe ich
jetzt hier nichts hinzuzufügen.

Zusatz: Das würde bedeuten, die Kriterien, die Sie hier sozusagen sinnvoll
erfüllt sehen, würden gegebenenfalls auch für andere Projekte in ähnlichen
Dimensionen gelten.

StS Seibert: Das würde bedeuten, dass ich dem, was die Kollegin aus dem
BMEL für mich einsichtig dargestellt hat, jetzt nichts hinzuzufügen habe.
Begegnungen und zum Beispiel auch gemeinsame O-Töne von Politikern - auch
Regierungsvertretern - mit Vertretern von Unternehmen gibt es ja immer
wieder einmal, auch in der analogen, nicht digitalen Welt. Darin ist nicht
Werbung zu sehen.

Frage: Frau Bürgelt, mich würde noch interessieren: Wer hatte eigentlich
die ursprüngliche Idee, dieses Video zu machen - war das die Ministerin
selbst? Und wer hat das Video gedreht?

Bürgelt: Wie die Idee zustande kam, kann ich Ihnen ehrlicherweise nicht
mitteilen. Häufig ist es so, dass unsere Social-Media-Redaktion das
vorsieht oder darauf hinweist, dass das eine Möglichkeit wäre. Dann ist es
häufig auch eine Frage des Gesprächsgegenstandes oder des zeitlichen
Rahmens, ob man das macht - also ganz alltägliche Fragen. Das beantwortet,
glaube ich, auch Ihre zweite Frage.

Frage: Frau Bürgelt, ein paar Lernfragen - geht ganz schnell -: Sie
erwähnten gerade eine Social-Media-Redaktion. Wie groß ist die? Ist das wie
beim Neuigkeitenzimmer im BMVI, also eine ganze Mannschaft? Wie viele
solcher Treffen mit anderen Lobbyvertretern im Ministerium gab es denn seit
dem Projektstart im Dezember - und wie viele Treffen mit NGO-Vertretern wie
Foodwatch?

Bürgelt: Also, wie groß nun der Newsroom ist, weiß ich nicht in
Personenstärke. Wir haben da ein Referat, das für Social Media zuständig
ist. Ich denke, die Antwort muss Ihnen genügen.

Zu dem Punkt, wie viele Lobbytreffen es gab: Ich hatte erwähnt, dass im
Rahmen dieser - wie Herr Seibert auch sagte - wirklich wichtigen Strategie
logischerweise eine Reihe von Gesprächen mit allen Beteiligten stattfand.
Die Strategie wurde mit Verbraucherverbänden genauso wie mit Krankenkassen
erarbeitet, auch Ernährungswirtschaft ist natürlich ein wesentlicher Teil
des Ganzen. Insofern hat man sich mit allen Beteiligten regelmäßig
ausgetauscht, im Übrigen auch, weil es ein sogenanntes Begleitgremium gibt,
das die Umsetzung dieser Strategie im Auge behält, sodass wir dem Ziel,
Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten zu reduzieren, wirklich
nahekommen und es erreichen. In diesem Zusammenhang gibt es natürlich
Gespräche und Treffen.

Zusatz: Ich hatte aber explizit gefragt, wie viele Treffen mit Lobbyisten
im Ministerium es seit dem Start des Projekts im Dezember - also nicht bis
zur Erarbeitung des Projekts - gab.

Bürgelt: Seitdem laufen Gespräche.

Zusatz: Das können Sie uns bestimmt wieder nachreichen; dann können Sie
nachzählen.

Bürgelt: Das kann ich gerne machen und das nachreichen, wenn es möglich
ist.

Zusatz : Danke.

Frag: Soweit ich weiß, soll das Begleitgremium erst 2020 einen ersten
Bericht abgeben. Mich würde in diesem Zusammenhang interessieren: Ist das
sogenannte Nutri-Score-Modell etwas, was die Ministerin zum Thema
Lebensmittelkennzeichnung dieses Jahr noch auf den Weg bringen wird?

Bürgelt: Zum Thema Nutri-Score gibt es diverse Pressemeldungen auch
unsererseits. Dazu ist bekannt, dass die Ministerin eine
Verbraucherbefragung durchführen will, um sicherzustellen, dass das
tatsächlich ein wirkungsvolles Modell wird. Diese Verbraucherbefragung
findet noch in diesem Jahr, im Sommer, statt. Wenn sie abgeschlossen ist,
was Ende des Sommers der Fall sein soll, soll es auch ein vereinfachtes
Nährwertkennzeichnungssystem geben.

Frage: Direkt daran anschließend: Nestlé befürwortet das 
Nutri-Score-Modell. War das Thema? Hat sich die Ministerin vielleicht schon ein
bisschen in die Richtung überzeugen lassen können?

Bürgelt: Thema war bei dem Treffen, auf das Sie anspielen, ganz eindeutig
die Nationale Reduktions- und Innovationsstrategie.

Frage: Gab es denn bei Ihnen heute im Ministerium grundsätzlich eine
Debatte darüber, dass die Art und Weise, wie man sich da gemeinsam mit
Nestlé vor die Kamera gestellt hat, vielleicht für die Zukunft nicht ganz
die richtige Herangehensweise ist und auch etwas kritisch zu sehen ist? Das
würde mich interessieren.

Bürgelt: Sie können sich vorstellen, dass bei uns heute einige Anfragen
eingegangen sind und man natürlich darüber spricht. Ja, man tauscht sich
darüber aus.

Zusatzfrage: Herr Haufe, Ihr Ministerium hat zu einer gemeinsamen
Pressekonferenz mit der Bundeslandwirtschaftsministerin zum Stand der
Gespräche über die Düngeverordnung eingeladen. Mich würde interessieren:
Liegen die Ministerien jetzt etwas näher beieinander, rechnen Sie da heute
mit einer Einigung auch mit den Ländern?

Dann noch an Sie beide gerichtet: Wann kann denn die Bundesregierung der
doch sehr drängenden EU-Kommission verbindlich eine klare und konkrete
Antwort geben?

Haufe: Ich kann den Pressestatements der beiden Staatssekretäre aus dem
Umwelt-und Landwirtschaftsministerium heute gegen 15 Uhr nichts
vorwegnehmen. Dort werden sich beide dazu äußern, inwieweit eine Einigung
erzielt werden konnte.

Es ist so, dass die beiden Staatssekretäre heute den Ländern und den Umwelt-
 und Agrarverbänden einen Vorschlag unterbreiten und mit den
Parlamentariern der Koalitionsfraktionen diskutieren werden. Ich denke,
seitens der Bundesregierung ist es die Aufgabe, noch einmal deutlich zu
machen, in welcher Lage wir sind. Es geht um drei Punkte: Es geht darum,
dass wir unsere Trinkwasserressourcen und unsere natürlichen Gewässer
ausreichend schützen, dass wir Strafzahlungen auf jeden Fall vermeiden
können und dass das nur mit einer Verschärfung der Düngeverordnung möglich
ist.

Das wird heute noch einmal so vorgetragen werden. Wir müssen das auch mit
den Ländern abstimmen. Das ist wichtig, weil die Länder dafür zuständig
sind, diese Regeln am Ende zu kontrollieren. Auch der Bundesrat muss dieser
Verordnung zustimmen. Dafür wird heute geworben werden. Wir hoffen, dass es
jetzt eine Einigung geben kann, weil die Zeit uns davonläuft.

Bürgelt: Ich kann den Ausführungen von Herrn Haufe tatsächlich nichts
hinzufügen.

Zusatzfrage: Herr Haufe, liegt die Konfliktlinie eher zwischen dem Bund und
den Ländern, weil Sie gerade so betont haben, dass die Länder auch
zustimmen müssen? Es gibt ja auch gerade aus den grün mitregierten
Bundesländern erhebliche Kritik an Vorschlägen, die es schon einmal gab.

Herr Seibert, Bundeskanzlerin Merkel hatte sich diese Woche auch zu dem
Thema geäußert und so etwas gesagt wie: Jeder Tag zählt jetzt. - Inwiefern
ist denn ihr Interesse, das Thema mit Blick auf nächste Woche
voranzutreiben?

Haufe: Sie haben jetzt die Länder angesprochen, aber ich kann nicht für die
Länder sprechen. Die Länder sind mehrfach zu Treffen eingeladen worden, es
ist mit ihnen mehrfach diskutiert worden. Es gibt unterschiedliche
Positionen. Es ist scheinbar nicht so ganz einfach, dazu einen größeren
Konsens unter den Ländern zu finden, aber das ist auch nicht unsere
Aufgabe.

Staatssekretär Flasbarth hat noch einmal sehr dringlich darauf hingewiesen,
dass wir uns hier in einem EU-Vertragsverletzungsverfahren befinden, und
zwar an einer sehr entscheidenden Stelle, und dass die EU-Kommission sicher
nicht Regelungen akzeptieren wird, die am Ende ein bisschen wie eine sehr
komplexe Verpackung von unterschiedlichen Detailregeln sind, die zu
unübersichtlich und am Ende nicht mehr kontrollierbar ist. Es muss ein
Vorschlag vorliegen, den die EU-Kommission akzeptiert, und der muss auch
recht kompakt sein.

StS Seibert: Ziel der Bundesregierung muss es natürlich sein, zügig der
Europäischen Kommission die Neuregelung der Verordnung zu übermitteln, und
zwar eine Neuregelung, die die Vorgaben erfüllt. Das ist nach dem heutigen
Gespräch der Ministerinnen mit Ländern und Verbänden möglich. Da sollte die
Sache zum Abschluss kommen. Wenn es am 11. Juni offene Punkte gibt, können
diese Punkte auf Einladung des Kanzleramtes mit den beiden Ministerinnen
noch geklärt werden.

Frage: Zum gleichen Thema: Eine Kernforderung der EU-Kommission ist die
Reduktion um minus 20 Prozent des Eintrags. Das scheint ja einer der
Hauptkonflikte zu sein. Mich würde interessieren, wo Sie zwischen dem
Landwirtschafts- und Umweltministerium die größten Konfliktpunkte in diesem
Konflikt sehen.

An das Finanzministerium: Es ging ja um mögliche Strafzahlungen, die auf
Deutschland zukommen. Es stand die Summe von ungefähr 850 000 Euro pro Tag
im Raum. Mich würde interessieren, ob Sie das a) bestätigen können, und b)
interessiert mich die Position des Finanzministeriums, wie Sie diese
Debatte verfolgen. Das kann Sie angesichts dieser Summen nicht ganz kalt
lassen.

Haufe: Bei den 20 Prozent geht es darum, dass in Gebieten, in denen die
Belastung des Grundwassers mit Nitraten sehr hoch ausfällt, die Landwirte
dazu aufgefordert sind, weniger zu düngen, und zwar im Durchschnitt 20
Prozent weniger, als sie das bisher tun. In der Bundesregierung gibt es
dazu eigentlich keinen Konflikt mehr. Es ist klar, dass das so sein muss.
Wie man das praktisch umsetzt, hat man in den letzten Tagen diskutiert. Da
gab es sicherlich die eine oder andere unterschiedliche Auffassung, weil
wir dazu auch unterschiedliche Perspektiven haben. Aber dass so eine
Absenkung erfolgen muss, ist nicht strittig.

Bürgelt: Richtig. Die 20-Prozent-Senkung in diesen benannten roten Gebieten
ist einer der Kernpunkte. Das stellt uns natürlich in der Praxis vor einige
Herausforderungen. Aber es ist klar, dass wir das ansetzen müssen, dass wir
mit dieser Forderung umgehen müssen, um eben Trinkwasser zu schützen und
die anderen Ziele zu erreichen, die der Kollege aus dem BMU schon erwähnt
hatte. Ich kann den Ergebnissen des Gesprächs, das immer noch andauert,
nicht vorgreifen. Aber Sie haben recht: Das ist einer der Kernpunkte.

Wogatzki: Grundsätzlich verfolgen wir den Grundsatz der vorausschauenden
Haushaltsplanung. Nichtsdestotrotz arbeiten wir nicht mit Hypothesen,
sondern schauen uns an, was ist und betreiben nicht Vorsorge für
hypothetische Fälle in der Zukunft.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage an das BMEL: Sie haben eben von "einigen
Herausforderungen" gesprochen. Was konkret meinen Sie damit?

Bürgelt: Die 20-Prozent-Reduzierung ist gerade angesichts dessen, dass es
schon eine Überarbeitung des Düngegesetzes gab, für die Landwirte natürlich
nicht ganz einfach zu erreichen. Aber wir müssen, wie gesagt - das hat
Bundesministerin Klöckner immer wieder deutlich gemacht -, daran arbeiten.
Das ist unstrittig. Dann müssen die Länder und die Landwirte in der Praxis
Maßnahmen entwickeln, wie dieses Ziel tatsächlich in diesen roten Gebieten
erreicht werden kann. Das ist unstrittig.

Haufe: Wir werden von der EU-Kommission sicher gefragt werden: Wie wollen
Sie das eigentlich kontrollieren? - Darauf müssen wir eine Antwort geben
können, die praktikabel ist. Deswegen habe ich ja auch darauf verwiesen,
dass Umweltstaatssekretär Flasbarth mehrfach darauf hingewiesen hat: Wir
müssen etwas vorlegen, was man nachvollziehbar auch kontrollieren kann.
Dafür ist auch das Gespräch mit den Ländern sehr wichtig, weil sie
letztlich vor der Aufgabe stehen. So einfach ist das nicht. Deswegen können
wir uns nicht auf eine zu komplizierte und unübersichtliche Regelung
einigen.

Frage: Ich habe die Frage, wie es nach dem eventuellen Termin am 11. Juni
im Kanzleramt weitergeht. Wie weit sind denn die Planungen schon gediehen,
was das angekündigte Treffen der beiden Ministerinnen mit dem zuständigen
Kommissar in Brüssel angeht?

Eine Frage an das BMF: Aus welchem Ressort müssten dann Strafzahlungen
beglichen werden? Ich könnte mir das Umweltressort vorstellen, weil dort
der Verstoß nachvollzogen wird. Das hätte ich gerne von Ihnen bestätigt
bekommen.

Bürgelt: Ich würde mit der Frage beginnen, was die Pläne angeht, nach
Brüssel zu reisen: Das Gespräch hält, wie gesagt, an. Wir hoffen auf einen
guten Ausgang. Ich hatte gestern erst erwähnt, dass wir denken, dass wir
auf einem sehr guten Weg dahin sind. Die beiden Ministerinnen werden sobald
wie möglich - jeder Tag zählt - nach Brüssel reisen.

Zusatzfrage: Gibt es schon eine Rückmeldung aus Brüssel von der Kommission?

Bürgelt: Die Termine werden dann gemacht, wenn es soweit ist. Wir werden
Sie zur richtigen Zeit darüber unterrichten.

Haufe: Das Gespräch ist ja im Grunde genommen die Planung des Besuchs. Wenn
das heute gelingt, dann ist der Besuch in Brüssel das Wenigste, um das wir
uns jetzt kümmern müssen. Es geht darum, dass wir hier in Deutschland eine
Einigung finden. Der Besuch ist dann schon erledigt.

Wogatzki: Das sind, wie gesagt, für uns hypothetische Fragen. Aus welchem
Etat das gezahlt werden müsste, ist für uns genauso hypothetisch. Folglich
wäre, wenn der Fall eintreten würde, eine Einigung erforderlich. Mehr kann
ich dazu nicht sagen.

Zusatzfrage: Das ist tatsächlich eine Lernfrage. Es gibt ja sicherlich
Regeln dafür, und das würde ich einfach nur gerne wissen.

Wogatzki: Jedem Ressort ist ein Etat zugeordnet. Was das Ressort im 
Klein-Klein macht, obliegt dem Ressort. Jetzt sind die Summen, die Sie nennen,
natürlich kein Klein-Klein. Ich kann Ihnen die Frage nicht beantworten, wer
der Hauptverursacher ist und ob das überhaupt nach dem Prinzip geht.

Zusatzfrage: Können Sie das vielleicht nachliefern?

Wogatzki: Das ist zu hypothetisch. Ich kann das nicht nachliefern, denn
dazu müsste man sich ja einigen.

Haufe: Wir haben darüber eigentlich schon einmal diskutiert. Ich kann das
noch einmal ergänzen. Ich möchte jetzt dem Finanzministerium nicht
widersprechen, aber es ist bereits zwischen dem Landwirtschafts- und
Umweltministerium diskutiert worden. Es war eigentlich zwischen den
Ministerin recht klar: Das Geld wird aus dem
Bundeslandwirtschaftsministerium gezahlt. Meines Wissens hat das die
Landwirtschaftsministerin so auch schon verkündet.

Frage: Herr Haufe, Frau Bürgelt sagt, für die Landwirte seien diese minus
20 Prozent schwierig zu erreichen. Teilen Sie diese Auffassung?

Haufe: Ich habe meine Kollegin nicht so verstanden, dass es schwierig zu
erreichen ist. Sie hat ganz richtig darauf hingewiesen, dass wir eine
praktikable Lösung finden müssen. Das ist nicht ganz so einfach.

Frage: Jetzt muss ich noch einmal nachfragen. Frau Bürgelt, sehen Sie das
auch wie Herr Haufe? Es ist immer von bis zu 800 000 Euro pro Tag die Rede.
Ich weiß nicht genau, wie diese Summe berechnet wurde. Hohe Strafzahlungen
kämen dann aus Ihrem Etat?

Bürgelt: Das muss ich noch einmal nachschauen. Ganz grundsätzlich kann ich
Ihnen dazu nichts sagen. Für alle Beteiligten ist aber ganz klar, dass
diese Zahlungen vermieden werden sollen. Letztendlich sind es Steuergelder,
um die es hier geht, und das wollen alle Beteiligten natürlich vermeiden.

Haufe: Das kann ich nur unterstreichen. Es ist gar nicht in unserem
Interesse, diese Zahlungen leisten zu wollen, sondern alle Anstrengungen,
die wir hier unternehmen, sind dazu gedacht, keine Strafzahlungen zu
leisten. Wir hatten bisher keine Strafzahlungen in Deutschland, und wir
wollen das auch genauso halten. Das ist die Maßgabe für dieses Treffen.

Frage: Ich hätte Fragen an Herrn Seibert zum Thema Defizitverfahren gegen
Italien.

Wie schätzt die Bundesregierung diese Defizitverfahren gegen Italien ein?
Hält die Bundesregierung dieses Verfahren für angemessen?

StS Seibert: Das Finanzministerium hat dazu gestern schon etwas gesagt. In
diesem Tenor würde ich mich jetzt auch bewegen.

Was ist passiert? Die EU-Kommission hat in den letzten Wochen die
nationalen Reform- und Stabilitätsprogramme der einzelnen Mitgliedstaaten
analysiert und bewertet und vor allem die Haushaltsentwicklung im letzten
Jahr geprüft. Sie ist nun für Italien zu dem Schluss gekommen, dass ein
Defizitverfahren erforderlich sei, weil eben der Abbau beim Schuldenstand
nicht ausreicht.

Jetzt ist der nächste Schritt, dass die Finanzstaatssekretäre der
Mitgliedstaaten sich damit befassen und innerhalb von zwei Wochen dazu
Stellung nehmen. Dann könnte die Kommission dem Rat auch ein solches
Defizitverfahren formal vorschlagen.

Was ist die Haltung der Bundesregierung? Ganz klar, wie auch in vergangenen
Fällen: Es ist die Aufgabe der Europäischen Kommission, zu überwachen, wie
die Mitgliedstaaten die europäischen Stabilitäts- und Haushaltsregeln
einhalten, und in dieser Verantwortung unterstützt die Bundesregierung die
Europäische Kommission.

Unsere grundsätzliche Überzeugung ist, dass eine glaubwürdige und eine
stringente Anwendung des Stabilitäts- und Wachstumspakts eine ganz wichtige
Voraussetzung für solide öffentliche Finanzen und damit auch für das
Vertrauen in die Eurozone insgesamt ist.

Frage: Nun hat Herr Salvini in einer Art und Weise, die man im Deutschen
umgangssprachlich mit "Ihr könnt uns mal!" übersetzen würde, reagiert. Hält
die Bundesregierung das für eine angemessene Antwort und Grundlage für
weitere Maßnahmen im Sinne der Stabilität?

StS Seibert: Das bewerte ich nicht. Wir unterstützen die Europäische
Kommission, die ihrer Aufgabe nachkommt und die, sofern sich die
Finanzstaatssekretäre nun binnen zwei Wochen damit befasst haben, die
nächsten Schritte einleitet und natürlich dann auch stellvertretend für
alle Mitgliedstaaten das Gespräch mit der italienischen Regierung suchen
würde.

Frage: Ist die Bundesregierung eigentlich bereit, grundsätzlich über die
Stabilitäts- und Wachstumskriterien zu sprechen, sie angesichts der
Herausforderung Klimawandel in den nächsten Jahrzehnten neu zu aufzulegen?
Da muss ja das Wirtschaftswachstum auch - - - Davon müssen wir ja weg.
Werden Sie auch andere Kriterien befürworten?

StS Seibert: Ich habe gerade für die Bundesregierung gesagt, was unsere
gemeinsame Überzeugung ist, dass nämlich der Stabilitäts- und Wachstumspakt
glaubwürdig, stringent und konsequent angewendet werden sollte, weil das
die Grundlage für Vertrauen in der Eurozone und die Grundlage für stabile
und solide öffentliche Finanzen und damit auch für nachhaltiges Wachstum
ist. Ihren weiteren Schlüssen kann ich so nicht zustimmen.

Donnerstag, 6. Juni 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 6. Juni 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-6-juni-2019-1635494
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AUSSEN/1898: Maas muss sich für Entspannung zwischen Iran und USA einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Juni 2019

LAMBSDORFF: Maas muss sich für Entspannung zwischen Iran und USA
einsetzen



Zur Reise von Bundesaußenminister Maas in den Nahen und Mittleren
Osten erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander
Graf Lambsdorff:

"Oberstes Ziel aller Gespräche muss die Vermeidung eines Krieges am
Persischen Golf und die Entspannung zwischen dem Iran und den USA
sein. Gleichzeitig muss sich der Iran an die Verpflichtungen des
Atomabkommens halten und das an die EU gestellte Ultimatum
zurücknehmen. Für Deutschland alleine ist diese Mammutaufgabe zu
groß. Deshalb sollte Bundesaußenminister Maas dafür Sorge tragen,
dass die EU und der Europäische Auswärtige Dienst wie schon bei den
Verhandlungen über das Atomabkommen die Federführung übernehmen.
Denkbar wäre die Aushandlung eines zusätzlichen Abkommens zum
iranischen Raketenprogramm, bei dem die aggressive Rolle des Irans
thematisiert wird. Die Aushandlung eines solchen Vertrages wäre nicht
nur für die USA wichtig, sondern auch für die Stabilität in der
Region insgesamt, allen voran für Israel. Daher ist es richtig, dass
Maas nach Jordanien reist, das nicht nur Deutschlands wichtigstes
Partnerland in der Region ist, sondern auch gute Beziehungen zu
Israel unterhält."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1116: Landtag gibt keine Stellungnahme zu Klage für Kita-Volksbegehren ab (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 62/2019

Beschluss im Ständigen Ausschuss

Landtag gibt keine Stellungnahme zu Klage für Kita-Volksbegehren
ab



Stuttgart. Der Landtag von Baden-Württemberg wird in dem Verfahren vor
dem Verfassungsgerichtshof wegen eines vom Innenministerium
abgelehnten Antrags auf Zulassung eines Volksbegehrens für
gebührenfreie Kitas keine Stellungnahme abgeben. Diesen Beschluss
fasste der Ständige Ausschuss am Donnerstag, 6. Juni 2019, mit großer
Mehrheit, wie der Vorsitzende des Gremiums, der Abgeordnete Dr. Stefan
Scheffold (CDU), mitteilte. Die Mehrheit im Ausschuss habe die
Entscheidung damit begründet, dass es bei dem Thema keinen Konsens
unter den Fraktionen gebe. Eine Stellungnahme des Landtags würde nur
Sinn ergeben, wenn sich die Fraktionen einig sind, dass zumindest die
Mehrheit eine Stellungnahme befürwortet.

"Nach der bisherigen Praxis äußert sich der Landtag in einem
verfassungsgerichtlichen Verfahren vor allem dann, wenn durch den
Ausgang des Verfahrens aus Sicht des Landtags parlamentsspezifische
Belange berührt sein könnten", führte Dr. Scheffold aus. In der Regel
sei dies bei Rechtsstreitigkeiten der Fall, in denen es um
parlamentsrechtliche Fragen gehe oder Gesetzesbestimmungen angegriffen
würden, die der Landtag maßgeblich mitgestaltet habe, oder deren
Ausgang auch für den Landtag grundsätzliche Bedeutung besitze.
Außerdem könne Anlass für eine Stellungnahme sein, wenn die
Gesetzgebungskompetenz des Landes berührt sei. In diesem Fall bestehe
die Besonderheit, dass keine Rechtsvorschrift angegriffen werde,
sondern ein bestehendes Gesetz geändert werden solle.

Nach Angaben des Vorsitzenden hatte der SPD-Landesverband beim
Innenministerium ein Volksbegehren für eine kostenfreie Betreuung in
Kitas beantragt. Das Ministerium habe den Antrag jedoch aus
rechtlichen Gründen abgelehnt. Die SPD vertrete eine andere
Rechtsauffassung und habe daher Klage vor dem Verfassungsgerichtshof
gegen die Ablehnung des Antrags eingereicht, so Scheffold.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 62/2019 - 06.06.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1115: Kein Wassermengenproblem in Baden-Württemberg (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 63/2019

Umweltausschuss am Donnerstag, 6. Juni 2019

Kein Wassermengenproblem in Baden-Württemberg



Stuttgart. Für das Land Baden-Württemberg existiert auch zukünftig in
der Summe kein Wassermengenproblem. Das wurde bei entsprechenden
Beratungen eines CDU-Antrags zur Zukunftssicherung der
Wasserversorgung für Baden-Württemberg - Herausforderungen und
Perspektiven bis 2050 deutlich. Der Ausschuss für Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft hat sich in seiner Sitzung am Donnerstag, 6. Juni
2019, damit befasst, wie der Vorsitzende des Gremiums, Dr. Bernd
Grimmer (AfD), mitgeteilt hat.

Die Herausforderung bestünde vielmehr darin, diejenigen Regionen zu
versorgen, die aufgrund des nicht ausreichenden Dargebots oder starker
Verdichtung, wie z.B. im nördlichen Oberrhein oder im Mittleren
Neckarraum über geringere Ressourcen verfügen.

Sauberes Wasser ist Dr. Grimmer zufolge ein für die Menschen
existenziell wichtiges Stück Lebensqualität. Viele Gemeinden hätten
sich zur Erfüllung der Wasservorsorge in Zweckverbänden
zusammengeschlossen, darunter die Bodensee-Wasserversorgung, die
Landeswasserversorgung und die Wasserversorgung Nordostwürttemberg.
Angesichts der zunehmenden Extremwetterlagen und deren Auswirkungen
auf den Wasserhaushalt und damit die Versorgung mit Trinkwasser stehe
Baden-Württemberg vor der herausfordernden Aufgabe, die
Wasserversorgung zukunftssicher zu machen. Ziel der Landesregierung
sei, ortsnahe Wasservorkommen vorrangig zu erhalten und die
Versorgungssicherheit durch interkommunale Kooperationen zu erhöhen.
In Baden-Württemberg habe sich ein Verbundsystem aus den drei Säulen
der ortsnahen, lokalen Gewinnungsanlagen, den Gruppenwasserversorgern
und den Fernwasserversorgern etabliert und bewährt. Nach Angaben des
Statistischen Landesamts habe sich zwischen 2007 und 2016 die Zahl der
öffentlichen Wasserversorgungsunternehmen (WVU) von 1.345 auf 1.320
unwesentlich verringert. Rund 80 Prozent davon seien
Gemeindeunternehmen, rund 13 Prozent Gruppenwasserversorger. Dazu
kämen vier Fernwasserversorger und 88 privatrechtlich organisierte
Versorgungsunternehmen.

Die Landesregierung verfolge die Idee eines "Masterplans
Wasserversorgung" mit dem Ziel einer langfristigen zukunftssicheren
Perspektive, so der Ausschussvorsitzende. Dabei sollten nicht nur die
Belange der Fern- und Gruppenwasserversorger, sondern insbesondere die
der kommunalen Wasserversorger mit ortsnahen Wasservorkommen
betrachtet werden. In diesen Prozess würden alle relevanten Akteure
eingebunden. So könnten die Kommunen die notwendigen Entscheidungen
für eine zukunftssichere Wasserversorgung fällen. Der Ausschuss habe
diesen Masterplan begrüßt und werde ihn weiterhin mit Interesse
verfolgen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 63/2019 - 06.06.2019
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HAMBURG/4785: Mietendeckel - Berlin kriegt ihn, Hamburg braucht ihn (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Juni 2019

Mietendeckel: Berlin kriegt ihn, Hamburg braucht ihn!



Der rot-rot-grüne Senat in Berlin legt einen Mietendeckel auf: Fünf
Jahre lang dürfen die Mieten in der Hauptstadt nicht erhöht werden.
Bei einer Weitervermietung gilt die zuletzt gezahlte Miete, liegt sie
über der Obergrenze, muss sie gesenkt werden. Neubau ist ausgenommen.
Energetische Modernisierungen, bei denen die Bruttowarmmiete um mehr
als 50 Cent pro Quadratmeter steigt, werden genehmigungspflichtig.

"Berlin tut es, München und Frankfurt wollen es - nur Rot-Grün in
Hamburg lehnt einen Mietendeckel noch immer ab", kritisiert Heike
Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Im Februar 2019 wurde ein entsprechender
Antrag der Fraktion (Drs. 21/15921) abgelehnt. Bis heute sieht der
Senat nur Probleme und keine Lösung (vgl. Drs. 21/16990, Nr. 41). "Der
Deckel ist eine Chance, den Mietenwahnsinn in Hamburg wenigstens etwas
runterzukochen. Hunderttausende Mieter_innen würden fünf Jahre lang
geschützt. Abzocker_innen wie Vonovia oder Akelius hätten keine Chance
mehr, mit vorgeschobenen Modernisierungen oder völlig überteuerten
Weitervermietungen ihre Profite auf Kosten der Mieter_innen zu
steigern."

Seriösen Vermieter_innen, die bisher nur geringe Mieten gefordert
haben, können nach dem Berliner Modell im Fall einer wirtschaftlichen
Notlage über eine Härtefallregelung Erhöhungen zugestanden werden. Der
Wohnungsneubau ist von der Deckelung nicht betroffen. "Der
Mietendeckel schafft natürlich keine neue Wohnungen, aber er hilft
zigtausenden Menschen, ihre Wohnung weiter bezahlen zu können", so
Sudmann. "Wir brauchen in Hamburg beides, den Schutz der
Bestandsmieter_innen und preisgünstigen Neubau."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Juni 2019
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HAMBURG/4784: Erfolgreiches Berufseinstiegs-Programm vor dem Aus? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Juni 2019

Erfolgreiches Berufseinstiegs-Programm vor dem Aus?



Fast 40 Prozent der Fördermaßnahmen des Grone-Bildungszentrums münden
erfolgreich in eine Berufsausbildung, die Agentur für Arbeit und die
Stadtteilschulen sind sehr zufrieden mit den Ergebnissen. Das belegt
eine Anfrage (Drs. 21/17253) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft - trotzdem ist die Zukunft der Einrichtung
für Qualifizierung und Integration gefährdet. "Dieses Programm für
Jugendliche mit Hauptschulabschluss oder ohne Abschluss läuft
erfolgreich und muss unbedingt auf einem guten Niveau weitergeführt
werden", fordert Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin
der Fraktion. "Auf keinen Fall darf eine Förderlücke entstehen. Das
wäre eine unzumutbare Härte für die jungen Menschen, die sowieso hart
kämpfen müssen."

Bis jetzt wurde das Programm jeweils zur Hälfte aus Mitteln des Bundes
und des Europäischen Sozialfonds (ESF) finanziert. Die ESF-Förderung
läuft zum Schuljahresende 2018/2019 aus und die Bundesmittel müssen
mit Mitteln aus dem Hamburger Haushalt aufgestockt werden. "Wir
fordern SPD und Grüne auf, die nötigen Landesmittel unverzüglich
freizugeben", so Boeddinghaus. "Sonst bleiben die selbstgesteckten
Ziele des Bildungsgipfels peinliche Makulatur. Die laut Senatsantwort
für die Jahre 2020 bis 2024 notwendigen 4,4 Millionen Euro für 630
junge Menschen sind gut angelegtes Geld."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Juni 2019
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HAMBURG/4783: Wird aus der Steh-Bahn doch noch mal eine Schnell-Bahn? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Juni 2019

Wird aus der Steh-Bahn doch noch mal eine Schnell-Bahn?



Die massiven Probleme und Störungen des S-Bahn-Verkehrs in den letzten
Tagen und Wochen haben Verkehrssenator Westhagemann und die S-Bahn
Hamburg zu einem Krisengespräch bewegt. "Die Schnell-Bahn wird für
tausende Hamburger_innen immer mehr zur Steh-Bahn", stellt Heike
Sudmann fest, die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Was die S-Bahn ihren Kund_innen an
Geduld abverlangt, ist unglaublich."

Das Problem, das sich hier zeigt, hat einen Namen, so Sudmann:
Deutsche Bahn. "Unter dem DB-Vorstandsvorsitzenden Mehdorn ist die
vorbeugende Instandhaltung von Gleisen und Fahrzeugen
'betriebswirtschaftlich optimiert', auf gut Deutsch: reduziert worden.
Das wirkt auch in Hamburg noch immer nach und zeigt sich in häufigeren
Störungen. Mit diesen Einsparungen zu Lasten der Kund_innen fährt die
S-Bahn auf das Abstellgleis. Senator Westhagemann tut gut daran, die
Daumenschrauben anzuziehen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2390: Mangelware Wohnraum (Li)


Landtag intern 4/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Mangelware Wohnraum

Aktuelle Stunde: Debatte um Neubau und Enteignung

von Wibke Busch und Michael Zabka



10. April 2019 - Tausende Menschen sind am ersten April-Wochenende
bundesweit auf die Straßen gegangen, um gegen Wohnungsnot und für
bezahlbare Mieten zu demonstrieren. Eine der Demos fand in Köln statt.
In diesem Zusammenhang wurden auch Forderungen nach Enteignung laut.
Der Landtag hat sich in einer Aktuellen Stunde mit dem Thema
befasst.


Grundlage waren Anträge der Grünen-Fraktion ("Endlich wirksame
Maßnahmen gegen Wohnungsnot ergreifen", 17/5693) sowie der Fraktionen
von CDU und FDP ("Effektive Wohnungspolitik setzt auf Investitionen
statt Enteignungen", 17/5694).

Grünen-Fraktionschef Arndt Klocke verwies auf die
Großdemonstrationen vom Wochenende in Städten wie Berlin und Köln.
Tausende seien auf die Straße gegangen, weil die Probleme auf dem
Wohnungsmarkt insbesondere in Ballungsgebieten drängend seien. Der
Landesregierung warf Klocke vor, sie ermögliche trotz des
Problemdrucks zu wenig Wohnneubau. Die Bilanz von Bauministerin Ina
Scharrenbach (CDU) sei "mäßig". Benötigt werde ein Maßnahmenbündel, u.
a. die Stärkung von kommunalen Wohnungsbaugesellschaften und -
genossenschaften, eine sozial orientierte Bodenpolitik und
beschleunigte Genehmigungsverfahren.

Fabian Schrumpf (CDU) kritisierte die aktuelle Debatte um die
Enteignung von Wohnungskonzernen. Wer Wohnungen brauche und diejenigen
enteigne, die Wohnraum schaffen sollten, vergrößere den Mangel und
erhöhe die Mietpreise. Wer Enteignungen fordere wie Teile von SPD und
Grünen, der handle schlichtweg verantwortungslos. Die 
nordrhein-westfälische Koalition nehme die Sorgen der Menschen ernst und habe
bereits wichtige Maßnahmen eingeleitet, darunter die Modernisierung
des Baurechts und eine Neuaufstellung des sozialen Wohnungsbaus. Nach
wie vor gebe es aber noch zu viele Investitionshemmnisse. Auch
Stephen Paul (FDP) sprach sich gegen die Enteignung von
Wohnungskonzernen aus. Er kritisierte, dass bereits die Debatte
Investoren verunsichere und dem Klima für Neubauten im ganzen Land
schade. Im Zweifel werde weniger investiert. Die Mieterinnen und
Mieter seien die ersten, die diesen Klimawandel zu spüren bekämen. Wer
das Eigentum nicht achte, der gefährde den sozialen Frieden. Paul
sprach auch von "Stimmungsmache". Vielmehr sei nun eine gemeinsame
Kraftanstrengung von Investoren aus allen Bereichen und der Politik
notwendig, um neuen Wohnraum zu schaffen.


"Ablenkungsmanöver"

Erforderlich sei ein "Umsteuern in der geförderten Wohnungspolitik",
sagte Jochen Ott (SPD). Der Staat müsse selbst bauen sowie
kommunale Gesellschaften und Genossenschaften fördern. Wichtig sei
zudem, den "Werkswohnungsbau nach vorn zu bringen" und die "soziale
Baulandplanung nach Konzeptvorgabe voranzutreiben". Enteignungen seien
laut Verfassung und Baugesetzbuch zwar möglich, wenn Finanzinvestoren
die soziale Marktwirtschaft, den Staat und die Menschen hintergingen,
sagte Ott: "Aber Investor ist nicht gleich Investor, Eigentümer nicht
gleich Eigentümer." Die Enteignungsdebatte bezeichnete er als
"Ablenkungsmanöver"

Der Wohnungsmarkt befinde sich teilweise in Schieflage, sagte Roger
Beckamp (AfD). Es werde neuer und bezahlbarer Wohnraum gefordert,
der aber zugleich "besser und umweltfreundlicher" sein müsse. Das
passe nicht zusammen. Die Politik verteuere das Angebot ständig durch
energetische Konzepte, die "teilweise völlig unsinnig sind". Außerdem
hole man sich "hunderttausendfach neue Nachfrage ins Land". Die
Demonstration in Köln bezeichnete Beckamp als "linkes Tamtam". Durch
Enteignungen werde die Nachfrage nicht verringert und das Angebot
nicht erhöht. Nötig sei mehr Bauland.

Die Landesregierung stehe für ein "Mehr im Wohnungsbau in allen
Segmenten", sagte Ina Scharrenbach (CDU), Ministerin für
Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung. Nur eine Verbreiterung des
Angebotes werde sich nachhaltig auf die Preise auswirken. SchwarzGelb
stelle in diesem Jahr beispielsweise "1,18 Milliarden Euro für den
geförderten Mietwohnungsbau und preisgebundenen Wohnungsbestand im
Mietbereich" zur Verfügung. Dies sei mehr als unter der früheren 
rot-grünen Landesregierung. Den Bau von Häusern mit bis zu zehn
Stockwerken lehnte die Ministerin als "Fehlleistungen der 70er-Jahre"
ab.




Weitere Anträge





Verbunden war die Aktuelle Stunde mit zwei weiteren Anträgen:
 "Aktivierende Stadtentwicklung jetzt! Wohnungs- und Flächenmangel
 bekämpfen - Aufstockung und intelligente Nachverdichtung
 unterstützen: Die Landesregierung muss umgehend zu einem
 StädtebauGipfel einladen!" (Grüne, 17/5617) sowie "Schluss mit der
 verfehlten Wohnraumförderpolitik der CDU/FDPLandesregierung:
 Nordrhein-Westfalen braucht endlich eine zeitgemäße Soziale
 Wohnraumförderung!" (SPD, 17/5627). Beide Anträge wurden an den
 Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen überwiesen.
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BILDUNG/1517: Ziel bleibt Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter bis 2025


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Ziel bleibt Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter bis 2025



Marja-Liisa Völlers, zuständige Berichterstatterin:

Im Rahmen der Kultusministerkonferenz haben die Länder heute aktuelle
Kostenberechnungen über den geplanten Rechtsanspruch für
Grundschulkinder auf einen Ganztagsplatz vorgestellt. Demnach reichen
die vom Bund zugesagten zwei Milliarden Euro nicht aus. Die
SPD-Bundestagsfraktion hält am Ausbau des Ganztags fest, um die Länder
bei der Realisierung des geplanten gesetzlichen Anspruchs in der
Grundschule bis zum Jahr 2025 zu unterstützen.

"Es bleibt dabei: Unser Ziel ist der Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung in der Grundschule bis zum Jahr 2025. Der Bedarf der
Eltern zeigt, dass wir damit auf dem richtigen Weg sind. Natürlich
können wir nicht so tun, als würde es diese prognostizierten
finanziellen Engpässe nicht geben. Aber das darf kein Grund dafür
sein, unser gemeinsames Ziel in Frage zu stellen. Im Gegenteil. Es
gilt jetzt mit voller Kraft einen guten Weg zu finden, um den
Rechtsanspruch bis 2025 auch unter diesen Umständen umsetzen zu
können.

Der Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im
Grundschulalter hat für Bund und Länder weiterhin höchste Priorität.
In dieser Legislatur stellt der Bund dafür zwei Milliarden Euro zur
Verfügung. Damit schaffen wir den dringend notwendigen Einstieg in den
Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im
Grundschulalter. Danach wird eine gemeinsame Kraftanstrengung von
Bund, Ländern und Kommunen nötig sein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3062: Gute Ergebnisse bei der Flüchtlingsfinanzierung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Juni 2019

Arbeitsgruppen: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Gute Ergebnisse bei der Flüchtlingsfinanzierung 



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Nachdem die Flüchtlingsfinanzierung für 2019 seitens des Bundes auf
hohem Niveau unverändert fortgesetzt worden war, musste vor dem
Hintergrund veränderter Zahlen neu verhandelt werden. Bund und Ländern
konnten sich auf eine Neuregelung ab 2020 verständigen.

"Damit haben Länder und Kommunen jetzt Planungssicherheit. Der Bund
ist ein verlässlicher Partner, zumal die Bundesmittel deutlich über
den im Koalitionsvertrag festgelegten Finanzierungsrahmen hinausgehen.
Dafür haben wir uns gemeinsam mit Finanzminister Olaf Scholz
eingesetzt. Zu Recht erwarten die Kommunen, dass die Länder zu ihren
Verpflichtungen zur Finanzierung der geduldeten Flüchtlinge stehen und
diese Kosten den Kommunen erstatten. Außerdem erwarten wir, dass die
Länder die Integrationsmittel ungeschmälert den Kommunen weiterleiten.

Die Leistungen des Bundes werden im Jahr 2020 mit 3,35 Milliarden Euro
und 2021 mit rund 3,15 Milliarden Euro fortgesetzt.

Der Bund wird auch künftig weiterhin vollständig die Kosten für
Unterkunft und Heizung bei anerkannten Asylbewerbern erstatten. Wie
bisher erstattet der Bund auch ab 2020 die Kosten für unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge in Höhe von 350 Millionen Euro jährlich.
Dazu gewährt der Bund in Höhe von mehreren hundert Millionen Euro
unverändert 670 Euro pro Person und Monat während des Asylverfahrens,
die konkret abgerechnet werden.

Die bisherige Integrationspauschale wird, unter anderem auf Grund
sinkender Flüchtlingszahlen, auf pauschal 700 Millionen Euro im
kommenden und 500 Millionen Euro im darauffolgenden Jahr festgesetzt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/712: Bundesrat macht den Weg frei - mehr Geld für gesetzliche Betreuer


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Bundesrat macht den Weg frei: mehr Geld für gesetzliche Betreuer



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Dirk Heidenblut, zuständiger Berichterstatter:

Am heutigen Freitag hat der Bundesrat das Gesetz zur Anpassung der
Betreuer- und Vormündervergütung gebilligt. Der Bundestag hatte das
Gesetz bereits im Mai beschlossen.

"Bund und Länder hatten sich im Vorfeld auf diesen Gesetzentwurf
verständigt. An diesem Kompromiss wurde nicht mehr gerüttelt. Es ist
gut, dass die Bundesländer ihre kritische Position aufgegeben haben
und letztlich dem Bundestag gefolgt sind. Das Gesetz tritt in einem
Monat in Kraft.

Das heute beschlossene Gesetz bedeutet eine durchschnittliche
Vergütungserhöhung um 17 Prozent, die erste seit 2005. Das bisherige
Vergütungssystem aus der Kombination von Stundensätzen und
Stundenzahlen wird durch fallbezogene Monatspauschalen abgelöst.

Gerichtlich bestellte Betreuerinnen und Betreuer leisten eine wichtige
und unverzichtbare Arbeit. Sie übernehmen die rechtliche Betreuung von
Personen, die aufgrund von körperlichen, geistigen, psychischen oder
seelischen Leiden nicht mehr in der Lage sind, ihre Angelegenheit
selbstständig zu regeln.

Jetzt gilt es, dass sich der Blick auf den parallel geführten
Qualitätsdialog zum Betreuungsrecht im Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz richtet. Dort werden unter anderem Fragen
der Finanzierung der Betreuungsvereine und die Schnittstellen mit
anderen sozialrechtlichen Gebieten diskutiert. Im Fokus steht aber
auch die besonders wichtige Stärkung des Selbstbestimmungsrechtes des
Betreuten im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention. Ein breiter
Konsens in der Fachwelt ist wichtig, um die dringend notwendige Reform
des Betreuungsrechtes umsetzen zu können."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2850: Deutscher Städtetag wählt neuen Präsidenten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Deutscher Städtetag wählt neuen Präsidenten



Bernhard Daldrup, bau- und wohnungspolitischer Sprecher:

Vom 4. bis 6. Juni 2019 fand in Dortmund die Hauptversammlung des
Deutschen Städtetages statt. Als erster Vertreter einer ostdeutschen
Kommune ist der Leipziger Oberbürgermeister Burkhard Jung an die
Spitze des Städtetags gewählt worden.

"Wir begrüßen die Wahl von Burkert Jung zum Präsident des Deutschen
Städtetages.

Die Kommunen sind ein zentraler Ort der Demokratie. Klimaschutz,
demografische Entwicklungen und Wohnungsnot sind nur drei der
zentralen Zukunftsherausforderungen für Kommunen in ganz Deutschland.

Eine der zentralen Säulen für die Zukunftsfähigkeit der Kommunen
bleibt die solide Finanzierung. Gegenwärtig kämpft die
SPD-Bundestagsfraktion für die Reform der Grundsteuer, die den
Kommunen jährliche Einnahmen von über 14 Milliarden Euro sichert. Wir
wollen diese Einnahmen für die Städte und Gemeinden dauerhaft erhalten
und haben dafür eine tragfähige Grundlage geschaffen. Aber unsere
Bemühungen werden durch bayrische Egoismen gefährdet. Statt einer
bundesweit einheitlichen, wertabhängigen Grundsteuer will die CSU
einen Sonderweg bestreiten. Kleinstaaterei ist aber keine Grundlage
für eine stabile Finanzierung der Kommunen.

Fest steht: Chancengleichheit und die Freiheit des Einzelnen dürfen
nicht allein vom Wohnort oder der Region abhängen. Wir setzen uns in
Bund, Ländern und Kommunen für die Schaffung und den Erhalt von guten
und gerechten Lebensbedingungen ein. Dabei sehen wir uns als starker
Partner des Deutschen Städtetags und wollen den Herausforderungen der
Zukunft gemeinsam begegnen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1882: Mexiko verstärkt Grenzkontrollen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala / Mexiko 

Mexiko verstärkt Grenzkontrollen



(Mexiko-Stadt, 6. Juni 2019, prensa latina) - 400 Beamte der
mexikanischen Bundespolizei wurden an die Südgrenze nach Guatemala
verlegt, um dort gemeinsam mit der Nationalen Migrationsbehörde INM
die Grenzkontrollen zu verstärken. Die Regierung gab den Befehl,
nachdem eine weitere Karawane von Migrant*innen aus Zentralamerika die
mexikanische Grenze überschritten hatte, während sich deren Anzahl in
der Grenzstadt Tapachula, Chiapas, verringert hat. Dort wurden viele
Menschen festgenommen und abgeschoben.

Laut lokalen Quellen hat der Anstieg der Grenztruppen auch mit den
Verhandlungen zwischen Mexiko und den USA wegen des befürchteten
Anstiegs der Zölle auf mexikanische Produkte zu tun; US-Präsident
Trump hatte gedroht, Strafzölle zu erheben, wenn Mexiko nicht den
Anstieg der Migrant*innen stoppe, die versuchen, über die Grenze nach
Norden zu gelangen.


Großeinsatz gegen Migrant*innen-Karawane

Die zentralamerikanische Karawane hat Mexiko am Morgen des 5. Juni
ohne entsprechende Papiere betreten und wurde von Einheiten der Armee,
der Bundespolizei und den Migrationsbehörden in einem Großeinsatz
gestoppt. Nach Angaben des Dachverbands zur Beobachtung der
Menschenrechte im Südosten Mexikos, haben die Behörden hunderte von
Migrant*innen in dem chiapanekischen Dorf Metapa de Domínguez,
zwischen den Städten Ciudad Hidalgo und Tapachula aufgehalten.

Die im Dachverband versammelten Organisationen verlangten vom
mexikanischen Staat, die Menschenrechte der Migrant*innen zu wahren
und medizinische und humanitäre Hilfe zu gewährleisten, da die
Teilnehmer*innen der Karawane unter anderem "dehydriert ist und
schwere Erschöpfungszustände aufweist". Sprecher*innen der
Migrat*innen wiesen in einem Aufruf an das Internationale Rote Kreuz,
die Vereinten Nationen und andere auf die Anfälligkeit von
Minderjährigen und Frauen hin.

Nach örtlichen Angaben ist eine Gruppe von 500 Menschen zu Fuß über
die Brücke gekommen, die die mexikanische Gemeinde Suchiate mit dem
guatemaltekischen Department Tecún Umán verbindet. Eine weitere Gruppe
von etwa 1.000 Personen sei durch den Fluss Suchiate gewatet.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mexiko-verstaerkt-grenzkontrollen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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HOCHSCHULE/2288: Hochschul-Barometer - weiterhin großen Förderbedarf für Innovationen in der Lehre (idw)


Stifterverband - 06.06.2019

Hochschul-Barometer: Hochschulen sehen weiterhin großen Förderbedarf für
Innovationen in der Lehre



Hochschulen benötigen Förderungen für den Ausbau ihrer Infrastruktur, für
neue Lehrkonzepte und für herausragende Lehrende. Impulse für die
Weiterentwicklung der Lehre kommen aktuell aus den Hochschulen selbst,
nicht von der Politik. Das sind erste Ergebnisse einer Umfrage unter den
Hochschulleitungen im Rahmen des aktuellen Hochschul-Barometers des
Stifterverbandes und der Heinz Nixdorf Stiftung.

Berlin, 06.06.2019. Der im Jahr 2020 auslaufende Qualitätspakt Lehre soll
durch eine nachfolgende Organisation zur Förderung von Lehrinnovationen
abgelöst werden. Die bisherige Förderung von innovativer Hochschullehre
wird dadurch weiterentwickelt und verstetigt.

Im Rahmen des aktuellen Hochschul-Barometers wurden Hochschulleitungen
befragt, wo sie auf ihrem Weg zur exzellenten Hochschullehre Fördergelder
benötigen. Drei Bereiche sind ihnen hier besonders wichtig: Jeweils ein
Viertel der Fördergelder sollte für die Weiterentwicklung der digitalen
Infrastruktur (24,7 Prozent) und für die Förderung von innovativen
Lehrkonzepten (24 Prozent) eingesetzt werden. Mit jedem fünften Euro (22
Prozent) sollten künftig engagierte Lehrende unterstützt werden. Diese
hatte der Qualitätspakt Lehre bisher nicht berücksichtigt. Für
institutionelle Qualitätssicherung und für die Entwicklung
hochschulübergreifender Plattformen sehen die Hochschulleitungen dagegen
weniger Förderbedarf.

"Für eine exzellente Lehre brauchen Hochschulen nicht nur das
außerordentliche Engagement der Lehrenden, sondern auch finanzielle
Unterstützung. Mit der Entscheidung, eine neue Organisation zur Förderung
von Lehrinnovationen aufzubauen, schafft die Politik die richtigen
Rahmenbedingungen für entsprechende Impulse", sagt Bettina Jorzik,
Leiterin des Aktionsfeldes Bildung im Stifterverband. "So können Bund und
Länder Hochschulen in Zukunft nachhaltig unterstützen und Anreize
schaffen, indem sie auf Antrag Fördermittel vergeben."

Bisher wird die Politik nicht als einer der wichtigsten Treiber von
Lehrinnovationen gesehen. Bei einer Verteilung von 100 Punkten nach
Einfluss verschiedener Akteure für die Weiterentwicklung der
Hochschullehre kommen aus Sicht der Hochschulleitungen die Impulse
vorrangig aus den Hochschulen selbst. Die Hochschulleitungen erhalten 43
Punkte, Lehrende und Studierende 41 Punkte. Mit 16 Punkten spielt die
Politik eher eine untergeordnete Rolle.


Weitere Einzelheiten und Ergebnisse des aktuellen Hochschul-Barometers
finden Sie unter:

www.hochschul-barometer.de

Das Hochschul-Barometer ist ein Stimmungsbarometer deutscher
Hochschulleitungen. In einer jährlichen, repräsentativen Umfrage wollen
der Stifterverband und die Heinz Nixdorf Stiftung von allen Rektoren und
Präsidenten der Hochschulen in Deutschland wissen, wie sie ihre momentane
Situation und ihre Perspektiven einschätzen. Schwerpunktthema im aktuellen
Hochschul-Barometer sind die Förderbedarfe für die Hochschullehre. Das
gesamte Hochschul-Barometer wird im Herbst veröffentlicht.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424
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HOCHSCHULE/2287: Verband Duales Hochschulstudium gegründet (idw)


Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin - 06.06.2019

Gemeinsame Pressemitteilung der Gründungsmitglieder
des Verbands Duales Hochschulstudium Deutschland

Verband Duales Hochschulstudium gegründet

Bildungsforschung soll zur Qualität des Erfolgsmodells beitragen



Berlin, 06. Juni 2019 - Am 23. Mai 2019 haben neun Anbieter dualer
Hochschulstudienmodelle den Verband Duales Hochschulstudium Deutschland
gegründet. Der Verband fördert empirische Bildungsforschung rund um das
duale Studium. Durch die Verbreitung von Forschungsergebnissen soll ein
besseres Verständnis des dualen Studienmodells unterstützt und die
Qualität dualer Studiengänge gestärkt werden.

In der Gründungsversammlung an der Hochschule für Wirtschaft und Recht
Berlin wurde deren Erster Vizepräsident Professor Dr. Harald Gleißner zum
Vorsitzenden des neuen Verbands gewählt.

"Das duale Studium ist ein Erfolgsmodell, das mittlerweile in aller Munde
ist. Es ist deshalb an der Zeit, dass auch die Anbieter dieses
einzigartigen Studienmodells gemeinsam ihre Stimme erheben. Gestützt auf
wissenschaftliche Erkenntnisse wollen wir aktiv zur öffentlichen Debatte
und zur erfolgreichen Weiterentwicklung des dualen Studiums beitragen",
erläutert Professor Gleißner den Verbandszweck.

Duales Studium verbindet Theorie und Praxis an verschiedenen Lernorten

Das duale Studium erfreut sich zunehmender Beliebtheit. Mittlerweile
studieren über 100.000 Studierende in mehr als 1.500 Studiengängen nach
diesem Studienmodell. Die Besonderheit des dualen Studiums ist die enge
Verzahnung von Theorie und Praxis im Rahmen eines Hochschulstudiums. Das
duale Studium verbindet akademisches Lernen an der Hochschule mit
praxisorientiertem Lernen in Betrieben, öffentlichen Einrichtungen sowie
Institutionen des Sozial- und Gesundheitswesens. Absolvent*innen dualer
Studiengänge verfügen so über ein besonderes Kompetenzprofil, das einen
erfolgreichen Übergang in den Arbeitsmarkt verspricht.

Augenmerk auf Qualität der Studienangebote

"Das duale Studium ist in besonderer Weise geeignet, den sich schnell
verändernden Qualifikationsbedarfen in Wirtschaft und Gesellschaft durch
ein fundiertes und praxisorientiertes Studium gerecht zu werden. So tragen
wir als Hochschulen nicht nur zur bestmöglichen Qualifikation junger
Menschen, sondern auch zur wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Entwicklung und letztlich zur Wettbewerbsfähigkeit des Landes bei. Dabei
müssen wir unser Augenmerk vermehrt auf die Qualität der Studienangebote,
den Erfahrungsaustausch zwischen den Anbietern und die systematische
Verzahnung der Lernorte legen", sagt Professor Arnold van Zyl,
stellvertretender Vorsitzender des Verbands Duales Hochschulstudium und
Präsident der Dualen Hochschule Baden-Württemberg.

Zu stellvertretenden Vorsitzenden des neu gegründeten Verbands wurden der
Präsident der Dualen Hochschule Baden-Württemberg, Professor Arnold van
Zyl, PhD, der leitende Direktor des Wissenschaftlichen Zentrums Duales
Hochschulstudium an der Technischen Hochschule Mittelhessen, Professor Dr.
Harald Danne, der Leiter des Instituts für Duale Studiengänge der
Hochschule Osnabrück, Professor Dr.-Ing. Wolfgang Arens-Fischer, der
wissenschaftliche Leiter von hochschule dual in Bayern, Professor Dr.
Franz Boos und die Präsidentin der Technischen Hochschule Wildau,
Professorin Dr. Ulrike Tippe gewählt. Schatzmeister des eingetragenen
Vereins wird Professor Dr. Hans-Christoph Reiss, Geschäftsführer der
Dualen Hochschule Rheinland-Pfalz. Die jährliche Kassenprüfung übernehmen
Professor Dr. Burkard Utecht, Präsident der Dualen Hochschule 
Gera-Eisenach und Franziska Kuhl, Leiterin der Agentur Duales Studium Land
Brandenburg.

Nach Eintragung im Vereinsregister und Einrichtung einer Geschäftsstelle
können auf Antrag weitere Mitglieder durch Mehrheitsbeschluss des
Vorstands aufgenommen werden. Mitglieder können juristische Personen des
öffentlichen Rechts werden, die duale Hochschulstudienmodelle anbieten
sowie deren rechtsfähige Serviceeinheiten.

Gründungsmitglieder Verband Duales Hochschulstudium Deutschland:


	Duale Hochschule Baden-Württemberg

	Duale Hochschule Gera-Eisenach

	Duale Hochschule Rheinland-Pfalz

	hochschule dual Bayern

	Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

	Hochschule Osnabrück

	Technische Hochschule Brandenburg

	Technische Hochschule Wildau

	Wiss. Zentrum Duales Hochschulstudium Technische Hochschule Mittelhessen



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNIVERSITÄT/2739: Qualitätsoffensive Lehrerbildung - Martin-Luther-Universität überzeugt (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 06.06.2019

Qualitätsoffensive Lehrerbildung: MLU überzeugt mit Projekt zur
Digitalisierung im Lehramt



Erneuter Erfolg für die Lehramtsausbildung an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU): Mit einem Projekt zur
Stärkung der digitalen Kompetenzen angehender Lehrerinnen und Lehrer konnte
sich die Universität auch in der dritten Runde der "Qualitätsoffensive
Lehrerbildung" durchsetzen. Das entsprechende Auswahlgremium schlug das
Projekt der MLU mit der Höchstsumme von etwa 2,5 Millionen Euro zur
Förderung vor.

Tablets, interaktive Whiteboards und Co. sind in vielen Schulen keine
Seltenheit mehr. Woran es aber mangelt, sind fundierte, praxisrelevante
Konzepte, wie diese neuen technischen Geräte im Schulunterricht
gewinnbringend eingesetzt werden können. Gleichzeitig ergeben sich durch
Apps und Soziale Medien ganz neue Herausforderungen für Lehrerinnen und
Lehrer. Hier setzt das Projekt "Digital kompetent im Lehramt" (DikoLa) der
MLU an. Ziel ist es, die Ausbildung von Lehramtsstudierenden in diesem
Bereich insgesamt zu professionalisieren. "Dafür sollen einerseits
entsprechende Lerninhalte für Lehramtsstudierende etabliert werden.
Gleichzeitig wollen wir mit dem Projekt sicherstellen, dass unsere
Lehrenden über das nötige mediendidaktische und technische Wissen für die
Ausbildung von Lehramtsstudierenden verfügen", sagt Prof. Dr. Thomas
Bremer vom Zentrum für Lehrerbildung der Universität (ZLB), an dem das
Projekt angesiedelt sein wird.

Entwickelt werden sollen verschiedene praxisorientierte Angebote, die alle
Facetten des Themas berücksichtigen: Dazu gehört neben dem technischen
Know-how zum Beispiel auch fundiertes Wissen zu medienrechtlichen oder
medienpädagogischen Fragestellungen. "Digitalkompetenz im Lehramt ist ein
weiter Begriff: Unsere Studierenden sollen einerseits eine
wissenschaftlich fundierte, analytisch-reflexive Haltung zum Einsatz
digitaler Medien in der Schule aufbauen. Andererseits soll auch vermittelt
werden, wie auf den medialen Alltag der Schülerinnen und Schüler reagiert
werden kann und welche Chancen und Risiken der Einsatz von Medien in der
Schule birgt", fasst der Projektleiter Prof. Dr. Matthias Ballod zusammen.
Ein weiteres zentrales Ziel ist die Entwicklung einer Gesamtstrategie für
die Digitalisierung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung an der MLU. Dazu
gehört auch die Frage, wie sich Schultheorie und -praxis besser verknüpfen
lassen und wie die neuen Erkenntnisse in die Schulen vermittelt werden
können. Der Erfolg aller neu entwickelten Angebote wird wissenschaftlich
evaluiert. Positiv bewertete Angebote sollen dann nachhaltig in der
Lehramtsausbildung der MLU verankert werden.

In Sachen digitaler Lehre ist die MLU bereits sehr gut aufgestellt: Das
Zentrum für multimediales Lehren und Lernen (LLZ) unterstützt seit 2013
Lehrende an der MLU bei der Konzipierung und Produktion digitaler Lern-
und Lehrinhalte für Studierende. Außerdem ist am ZLB vor zwei Jahren das
Projekt "Lehramt digital" gestartet, in dem bereits erste Vorarbeiten für
das "DikoLa"-Projekt geleistet wurden. So wird zum Beispiel ein
sogenanntes Digital Learning Lab eingerichtet, in dem die Studierenden
direkt mit verschiedenen Geräten, wie Tablets und interaktiven
Whiteboards, arbeiten und verschiedene Anwendungen ausprobieren können.

Die "Qualitätsoffensive Lehrerbildung" ist eine gemeinsame Initiative des
Bundes und der Länder, mit der die Qualität der Lehramtsausbildung an
deutschen Hochschulen verbessert werden soll. Der Bund stellt von 2014 bis
2023 ein Gesamtfördervolumen von bis zu 500 Millionen Euro bereit. Bereits
in den beiden vorherigen Runden konnte die MLU hochrangige Förderungen für
das Projekt "Kasuistische Lehrerbildung für den inklusiven Unterricht"
(KALEI) einwerben.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 06.06.2019
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DEMOSKOPIE/816: Grüne stärkste Kraft, Verluste für Union und SPD (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

ARD-DeutschlandTrend

Grüne stärkste Kraft, Verluste für Union und SPD



Die Europawahl Ende Mai endete mit historischen Tiefständen für Union
und SPD, während die Grünen einen Rekordwert erzielten. Auch in der
aktuellen Sonntagsfrage gibt es deutliche Veränderung im Vergleich zum
ARD-DeutschlandTrend im Vormonat. Die Union verliert drei
Prozentpunkte und kommt auf 25 Prozent. Die SPD verliert sechs Punkte
und liegt bei 12 Prozent. Die AfD gewinnt einen Punkt und erreicht 13
Prozent. Die FDP bleibt unverändert bei 8 Prozent, die Linke verliert
zwei Punkte und liegt bei 7 Prozent. Die Grünen gewinnen sechs Punkte
und kommen auf 26 Prozent. Für die Sonntagsfrage im Auftrag der
ARD-Tagesthemen hat das Meinungsforschungsinstitut Infratest dimap von
Montag bis Mittwoch dieser Woche 1.500 Wahlberechtigte bundesweit
befragt. Für die Grünen ist das der Spitzenwert im
ARD-DeutschlandTrend; für die SPD ist es der Tiefstwert im
ARD-DeutschlandTrend. Für die Union ist es der Tiefstwert im
DeutschlandTrend für die Tagesthemen; im DeutschlandTrend für das
Morgenmagazin im Oktober 2018 lag die Union bereits einmal bei 25
Prozent.

Die Zufriedenheit mit der Bundesregierung geht im Vergleich zum
Vormonat ebenfalls deutlich zurück. Aktuell sind 28 der Befragten sehr
zufrieden bzw. zufrieden mit der Arbeit der Bundesregierung
(-10 Punkte im Vgl. zu Anfang Mai). Das hat eine Umfrage des
ARD-DeutschlandTrends im Auftrag der ARD-Tagesthemen mit 1.000
Befragten von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben. Drei Viertel
der Befragten (72 Prozent) sind weniger bzw. gar nicht zufrieden mit
der Arbeit der Bundesregierung. Das tiefste Niveau in dieser
Legislatur lag bei 21 Prozent Zufriedenheit (ARD-DeutschlandTrend am
05. Juli 2018).

Mit der Arbeit der Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sind aktuell 53
Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (-2 im Vgl. zum Vormonat).
Außenminister Heiko Maas (SPD) kommt aktuell auf 50 Prozent Zustimmung
(+3). Mit der Arbeit von Finanzminister Olaf Scholz (SPD) sind 42
Prozent sehr zufrieden oder zufrieden (+1). 37 Prozent der Befragten
sind mit der Arbeit von Innenminister Horst Seehofer (CSU) sehr
zufrieden bzw. zufrieden (+3). Der Grünen-Vorsitzende Robert Habeck
gewinnt 6 Prozentpunkte und liegt aktuell bei 36 Prozent Zustimmung.
Allerdings kennen ihn 41 Prozent der Befragten nicht oder können keine
Angaben machen. Mit der Arbeit von Gesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) sind 36 Prozent der Befragten (+1) zufrieden bzw. sehr
zufrieden; mit der Arbeit des FDP-Vorsitzenden Christian Lindner sind
es 35 Prozent der Befragten (-3). Die Grünen-Vorsitzende Annalena
Baerbock kommt auf 26 Prozent Zustimmung (+8 im Vgl. zu Februar 2019).
Mit der Arbeit des Gesundheitsministers Hubertus Heil (SPD) sind
aktuell 24 Prozent zufrieden (+2 im Vgl. zu März 2019). Die
CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer verliert 12 Prozentpunkte
im Vergleich zum Vormonat. Aktuell sind 24 Prozent der Befragten mit
ihrer Arbeit zufrieden. Das ist der tiefste Wert, der im
DeutschlandTrend je für sie gemessen wurde. Mit der Arbeit der
Linken-Vorsitzenden Katja Kipping sind 22 Prozent der Befragten
zufrieden bzw. sehr zufrieden (+/- 0 im Vgl. zu August 2018). 43
Prozent der Befragten kennen sie nicht oder können zu ihr keine
Angaben machen. Mit der Arbeit von Alexander Gauland, Partei- und
Fraktionsvorsitzender der AfD, sind 14 Prozent zufrieden bzw. sehr
zufrieden (-3 im Vgl. zum Vormonat).


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.000 Befragte; Sonntagsfrage: 1.500 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.06.2019 bis 04.06.2019; Sonntagsfrage: 03.06 2019 bis 05.06.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an.

 * 
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DEMOSKOPIE/815: Mehrheit sieht Rücktritt von Nahles als richtigen Schritt (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit sieht Rücktritt von Nahles als richtigen Schritt



Andrea Nahles ist als Partei- und Fraktionsvorsitzende der SPD
zurückgetreten. Dieser Schritt findet bei zwei Drittel der
Bundesbürgern Zustimmung (65 Prozent). 27 Prozent finden diesen
Schritt falsch. Auch zwei Drittel der SPD-Anhänger (67 Prozent) finden
es richtig, dass Andrea Nahles ihre Ämter nach der Europawahl zur
Verfügung gestellt hat. Das hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends
im Auftrag der ARD-Tagesthemen mit 1.000 Befragten von Montag bis
Dienstag dieser Woche ergeben.

Sieben von zehn Deutschen (72 Prozent) fällt es aktuell schwer zu
erkennen, für welche Inhalte die SPD steht; auch 47 Prozent der
SPD-Anhänger sehen das so. 82 Prozent der Befragten sehen bei der SPD
einen Mangel an gutem Führungspersonal. Auch 68 Prozent der
SPD-Anhänger stimmen dem zu. 57 Prozent der Befragten sind der
Ansicht, die SPD sollte die Regierungskoalition mit der Union
verlassen und sich in der Opposition erneuern. Eine Position, die 58
Prozent der SPD-Anhänger vertreten.

Bei der CDU tun sich vier von zehn Bundesbürgern (43 Prozent)
ebenfalls schwer, die aktuellen Positionen der Partei genau zu
erkennen. 21 Prozent der Anhänger der Union sagen das. Die Hälfte der
Befragten (53 Prozent) meint, es mangelt der CDU an gutem
Führungspersonal. Von den Unions-Anhängern bejahen diese Aussage 40
Prozent. Konkreter auf die CDU-Parteivorsitzende bezogen, äußern
lediglich 13 Prozent der Befragten Zustimmung (-10 Punkte im Vgl. zur
Befragung "Deutschland vor der Europawahl" vom 20.-22. Mai) zu der
Aussage: "Annegret Kramp-Karrenbauer wäre eine gute Bundeskanzlerin."
27 Prozent der Unions-Anhänger stimmen dieser Aussage zu.

Etwa drei Viertel der Bundesbürger sind jeweils der Ansicht, dass sich
CDU (77 Prozent) und SPD (72 Prozent) zu wenig um Themen zu kümmern,
die Menschen wirklich bewegen.

Aus Sicht der Befragten haben die Grünen aktuell die besten Antworten
auf die Fragen der Zukunft: 27 Prozent der Befragten sehen diese
Zukunfts-Kompetenz bei den Grünen (+10 Punkte im Vgl. zur Befragung
"Deutschland vor der Europawahl" vom 20.-22. Mai). Die Union überzeugt
mit ihren Antworten momentan 12 Prozent (-6), die Linke 4 Prozent
(-1), die AfD unverändert 4 Prozent, die FDP 3 Prozent (-2) und von
der SPD sagen das nur noch 2 Prozent (-5). Fast die Hälfte der
Bundesbürger (45 Prozent, +5 Punkte) setzt derzeit in Zukunftsfragen
allerdings auf keine bestimmte Partei.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.000 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.06.2019 bis 04.06.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Andrea Nahles ist als SPD-Parteivorsitzende und Vorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion zurückgetreten. Finden Sie diesen Schritt
richtig oder falsch?

Über die Parteien gibt es ja unterschiedliche Ansichten. Geben Sie
bitte zu jeder der folgenden Ansichten an, ob Sie dieser eher
zustimmen oder eher nicht zustimmen. Zunächst zur SPD.

Die SPD sollte die Koalition mit der Union verlassen und sich in der
Opposition erneuern.

Bei der SPD weiß man nicht, wofür sie eigentlich steht.

Die SPD kümmert sich zu wenig um die Themen, die die Menschen wirklich
bewegen.

Der SPD mangelt es an gutem Führungspersonal.

Und nun einige Aussagen zur Union.

Annegret Kramp-Karrenbauer wäre eine gute Bundeskanzlerin.

Bei der CDU weiß man nicht, wofür sie eigentlich steht.

Die CDU kümmert sich zu wenig um die Themen, die die Menschen wirklich
bewegen.

Der CDU mangelt es an gutem Führungspersonal.

Welche Partei hat die besten Antworten auf die Fragen der Zukunft?

 * 
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DEMOSKOPIE/814: Zustimmung für Macron, Kritik an May und Trump (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

ARD-DeutschlandTrend

Zustimmung für Macron, Kritik an May und Trump



Aufgrund der Feierlichkeiten zum 75. Jahrestag der Normandie-Invasion
stehen die Staatsoberhäupter von Frankreich, Großbritannien und den
USA in dieser Woche einmal mehr im Fokus der internationalen
Öffentlichkeit. Die Bundesbürger bewerten die politische Arbeit dieser
Politiker sehr unterschiedlich. Auch zwei Jahre nach seiner Wahl zum
französischen Staatspräsidenten überzeugt Emmanuel Macron in
Deutschland weiterhin eine Mehrheit der Befragten. Das hat eine
Umfrage des ARD-DeutschlandTrends im Auftrag der ARD-Tagesthemen mit
1.000 Befragten von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben. Demnach
sind 55 Prozent der Befragten mit seiner Arbeit sehr zufrieden bzw.
zufrieden. Das sind 4 Prozentpunkte weniger als im
ARD-DeutschlandTrend vom Juni 2017. Damit ist Macron bei den Deutschen
aktuell in etwa genauso beliebt wie die Bundeskanzlerin Angela Merkel.
Die britische Noch-Premierministerin stößt dagegen bei den Deutschen
überwiegend auf Kritik: Nur noch 14 Prozent sind mit ihrer Arbeit
zufrieden (-8). Mit der Arbeit von US-Präsident Donald Trump sind kaum
verändert zu 2017 nur 4 Prozent zufrieden (-1). Deutlich mehr als 90
Prozent der Deutschen sind nach wie vor weniger bzw. gar nicht
zufrieden mit der politischen Arbeit Trumps.

Nach der Europawahl stellt sich auch die Frage, wie sich die
Europäische Union künftig entwickelt. 83 Prozent der Befragten sind
der Meinung, dass Länder, die in der EU enger zusammenarbeiten wollen,
voranschreiten sollten, auch wenn andere Staaten nicht mitziehen. Zwei
Drittel (67 Prozent) sind aktuell überzeugt, dass Angela Merkel dafür
sorgt, dass es Deutschland in einer unruhigen Welt gut geht. Eine
bessere Berücksichtigung von Interessen ost- und südeuropäischer
Staaten stößt bei den Bundesbürgern auf ein geteiltes Echo (pro: 45
Prozent; contra: 49 Prozent). Auch ein stärkeres Eingehen Deutschlands
auf französische EU-Reformvorschläge unterstützt aktuell ebenfalls nur
knapp die Hälfte der Bundesbürger (48 Prozent).


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.000 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.06.2019 bis 04.06.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Aussagen zur Außenpolitik

Ich nenne Ihnen nun einige Aussagen zur aktuellen Außenpolitik. Geben
Sie bitte zu jeder an, ob Sie dieser eher zustimmen oder eher nicht
zustimmen.

Deutschland sollte stärker auf die Vorschläge des französischen
Präsidenten Macron zur Reform der Europäischen Union eingehen.

Deutschland sollte die Interessen ost- und südeuropäischer EU-Länder
stärker berücksichtigen als bisher.

Bundeskanzlerin Angela Merkel sorgt dafür, dass es Deutschland in
einer unruhigen Welt gut geht.

Länder, die in der EU enger zusammenarbeiten wollen, sollten gemeinsam
voranschreiten, auch wenn andere nicht mitziehen.

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an.

 * 
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DEMOSKOPIE/813: Grundrente von deutlicher Mehrheit positiv bewertet (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

ARD-DeutschlandTrend

Grundrente von deutlicher Mehrheit positiv bewertet, Bedürftigkeitsprüfung
umstritten



Der Plan der Bundesregierung, Niedrigverdiener über eine Grundrente im
Alter finanziell besser zu stellen, geht für 82 Prozent der
Bundesbürger grundsätzlich in die richtige Richtung. Das hat eine
Umfrage des ARD-DeutschlandTrends im Auftrag der ARD-Tagesthemen mit
1.000 Befragten von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben. Das
Projekt Grundrente überzeugt die Anhänger aller Parteien. Es findet
zugleich generationenübergreifend Anklang, wobei die jüngeren
Bundesbürger einer Grundrente sogar vergleichsweise am offensten
gegenüberstehen.

Allerdings ist die Prüfung der Bedürftigkeit nicht nur in der
Regierung umstritten, sondern auch unter den Bundesbürgern. Von
denjenigen, die eine Grundrente richtig finden, spricht sich die eine
Hälfte für eine Bedürftigkeitsprüfung bei der Grundrente aus (47
Prozent), die andere Hälfte ist dagegen (50 Prozent). Diese
Kontroverse zeigt sich in vielen Partei-Anhängerschaften. Bei den
Anhängern der Union ist eine leichte Mehrheit für eine
Bedürftigkeitsprüfung (pro: 54 Prozent, contra: 45 Prozent). Bei den
SPD-Anhängern ergibt sich ein etwas klareres Bild: 63 Prozent folgen
der Partei-Position, eine Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung
einzuführen; 35 Prozent sprechen sich für eine Bedürftigkeitsprüfung
aus.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.000 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.06.2019 bis 04.06.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Gegenwärtig wird über die Einführung einer Grundrente diskutiert.
Geringverdiener, die mindestens 35 Jahre in die Rentenversicherung
eingezahlt haben, sollen einen finanziellen Aufschlag erhalten. Gehen
diese Pläne Ihrer Meinung nach in die richtige oder in die falsche
Richtung?

Und sollte es wie bei Hartz-IV bei der Grundrente eine Prüfung der
Bedürftigkeit, z.B. die Berücksichtigung der Ersparnisse, geben oder
sollte es eine solche Bedürftigkeitsprüfung bei der Grundrente nicht
geben?

 * 
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NAHOST/1672: Syrien - Feldzüge und Aussichten ... (SB)


Syrien - Feldzüge und Aussichten ...



In Teilen Syriens tobt nach wie vor der Krieg, und zwar heftig. In der
Wüstenlandschaft des Ostens, an der Grenze zum Irak, wo die
kurdisch-dominierten Syrischen Demokratischen Kräfte das "Kalifat" der
"Terromiliz" Islamistischer Staat (IS) mit Hilfe der US-Streitkräfte
ausradiert haben, setzen die Dschihadisten um Abu Bakr Al Baghdadi
ihren "heiligen Krieg" aus dem Untergrund fort. Am 1. Juni kamen fünf
Zivilisten und fünf SDF-Angehörige ums Leben, als eine Bombe auf dem
zentralen Marktplatz von Rakka explodierte, wo einst die IS-Leute
mitten in der "Hauptstadt" ihres Kalifats Ungläubige, Kriegsgefangene
und "Verräter" regelmäßig kreuzigten und köpften. Am Tag davor hat
die US-Luftwaffe drei Lastwagen, mittels derer Öl entweder
aus dem Irak oder von den syrischen Ölfeldern im Osten in das
Herrschaftsgebiet von Präsident Bashar Al Assad transportiert werden
sollte, in die Luft gejagt. Man kann davon ausgehen, daß auch die
Fahrer besagter Wagen bei der Durchsetzung der US-Handelssanktionen
für Syrien ihr Leben verloren.

Im Nordwesten stößt die Syrische Arabische Armee (SAA) trotz der Hilfe
der russischen Luftwaffe auf erbitterten Widerstand bei ihrem Ende
April gestarteten Versuch, die Rebellen aus dem Gouvernement Idlib,
das im Norden an die Türkei, im Osten, Süden und Westen jeweils an die
Gouvernements Aleppo, Hama und Latakia grenzt, zu vertreiben. In Idlib
hat die al-kaida-nahe Hayat Tahrir Al Sham (HTS), die frühere
Al-Nusra-Front, die mindestens 10.000 Mann - die meisten von ihnen
ausländische Glaubenskrieger - unter Waffen hat, praktisch die
gesamte Bevölkerung von rund drei Millionen Menschen in Geiselhaft
genommen. Im vergangenen September hatten Moskau und Damaskus auf
Drängen Ankaras sowie aus Rücksicht auf die Zivilbevölkerung von Idlib
eine Großoffensive dort in letzter Minute abgeblasen. Im Gegenzug
sollte die Türkei die Rebellen entweder entwaffnen oder zur Flucht
über die eigene Grenze verhelfen und darüber hinaus dafür sorgen, daß
die strategisch wichtigen Überlandstraßen zwischen Damaskus und
Aleppo sowie zwischen Aleppo und Latakia wieder auf voller Länge
ungehindert befahrbar werden. Doch nichts davon ist geschehen.
Statt dessen führten die Aufständischen von Idlib aus weiterhin
Angriffe auf zivile und militärische Ziele in den umliegenden
Gouvernements sowie Drohnenanschläge auf den russischen
Luftwaffenstützpunkt Hmeimim in Latakia durch.

Ungeachtet der gemeinsamen Bemühungen der Türkei, Rußlands und des
Irans zur Beilegung des Kriegs in Syrien, ist die Regierung in Ankara
offenbar nicht gewillt, die HTS-Rebellen in Idlib fallen und sie von
der SAA und den Russen einfach überrollen zu lassen. Das gleiche gilt
für die USA, obwohl diese bekanntlich seit dem 11. September 2001
einen "globalen Antiterrorkrieg" gegen Al Kaida und Konsorten führen.
Am 25. Mai meldete die Nachrichtenagentur Reuters, Washington hätte
Ankara grünes Licht dafür gegeben, die sunnitischen Gotteskrieger in
Idlib mit schweren Waffen zu beliefern, um den Vorstoß der SAA zu
verlangsamen bzw. zu stoppen. Zu den Waffen, die offenbar aus
NATO-Beständen in der Türkei seit nunmehr zwei Wochen per Lastwagen
Idlib erreichen, gehören auch Anti-Panzerraketen von Typ TOW. Mit
Hilfe jenes amerikanischen Waffensystems - damals aus saudischen
Beständen - waren 2015 die Aufständischen auf dem Vormarsch, trieben
die SAA vor sich her und drohten den Krieg zu gewinnen, weshalb sich
Wladimir Putin, angeblich in Absprache mit Barack Obama, für eine
russische Militärintervention an der Seite der iranischen
Revolutionsgarden entschied.

Die neuen Waffenlieferungen aus der Türkei zeigen auf dem Schlachtfeld
bereit erste Wirkungen. Am 6. Juni meldete die Nachrichtenagentur
Agence France Presse, die HTS hätte eine Gegenoffensive gestartet und
im Rahmen dessen an diesem Tag bei Kämpfen im nördlichen Hama
mindestens 21 bewaffnete Regimeanhänger, entweder reguläre
SAA-Soldaten oder Angehörige verbündeter Milizen, getötet. Eine genau
Zahl der Getöteten und Verletzten seit dem Wiederaufflammen der Gewalt
in und um Idlib gibt es nicht. Sie liegt jedoch sicherlich im
dreistelligen Bereich. Hilfsorganisationen zufolge, die vor Ort tätig
sind, liegt die Zahl der Menschen, die vor den Kämpfen entweder aus
ihren Dörfern oder aus irgendwelchen Lagern haben fliehen müssen, bei
rund 300.000.

Was die Drohnenangriffe der HTS auf Hmeimim betrifft, so steht der
Verdacht im Raum, diese erfolgen mit Hilfe der USA. So hat das
russische Verteidigungsministerium im Oktober behauptet, die
Drohnenoperationen der HTS von Idlib aus würden von
US-Spionageflugzeugen vom Typ P-8 Poseidon, eine modifizierte Version
der Passagiermaschine 737 von Boeing, im Mittelmeer "koordiniert".
Moskau warf dem Pentagon vor, mittels solche Aktionen seine
Erkenntnisse über die russischen Fähigkeiten in den Bereichen
Luftabwehr sowie elektronischer Kriegsführung erweitern zu wollen. In
einem aufschlußreichen Artikel, der am 3. Juni bei Al-Monitor
erschienen ist, hat der russische Militärexperte Anton Mardasov diese
These unter die Lupe genommen und sie anhand der Primitivität der von
der HTS eingesetzten und von deren Gegnern abgeschossenen Drohnen für
wenig glaubwürdig erklärt.

Wie dem auch sei, am 5. Juni ist es im östlichen Mittelmeer zu einem
beunruhigenden Vorfall gekommen, als ein russischer Kampfjet eine
P-8-Maschine der US-Marine abfangen mußte. Wie die israelische Zeitung
Ha'aretz am selben Tag online berichtete, und zwar unter Berufung auf
Reuters und RIA Nowosti, wurde das Seeaufklärungs- und
U-Boot-Jagdflugzeug der Amerikaner von einer Suchoi-SU-35-Maschine,
die von Hmeimim aufgestiegen war, mehrmals abgefangen und abgedrängt,
als es versuchte, sich dem russischen Militärhafen Tartus an der
syrischen Küste zu nähern. Die US-Militärs haben wegen der insgesamt
dreistündigen Aktion heftige Kritik an den russischen Kameraden geübt.
Sie behaupten, bei einer der drei Abdrängmaßnahmen hätte sich der
russische Pilot mit seiner Suchoi-Maschine dem P-8-Poseidon zu sehr
genähert und das Leben von dessen Besatzung in Gefahr gebracht. Von
russischer Seite hieß es, die Suchoi-Maschine hätte stets die nötige
Distanz zum US-Spionageflugzeug gewahrt. Ihrerseits beteuern die
Amerikaner, die Boeing sei zu keinem Zeitpunkt der Küste Syriens näher
als 20 Kilometer gekommen, sei damit im internationalen Gewässern
geblieben und hätte deshalb in Ruhe gelassen werden müssen.

7. Juni 2019
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FRAUEN/788: Junge Frauen, die bewegen! (Wir Frauen)


WIR FRAUEN - Das feministische Blatt 2/2019

Junge Frauen, die bewegen!

von Isolde Aigner



Ob für Klimaschutz, LGBTI-Rechte oder Empowerment muslimischer
Jugendlicher: Drei junge, politisch aktive Frauen erzählen, wie sie
sich auf unterschiedliche Weise für eine gerechtere Gesellschaft stark
machen. Isolde Aigner sprach mit ihnen über ihr Engagement und ihre
Visionen.


Pauline, 19 Jahre alt:

 "Die Organisation der Fridays for Future-Demo

 hat mir sehr viel Selbstbewusstsein gegeben."





Mein Engagement





Die Themen Umweltschutz und Nachhaltigkeit sind mir sehr wichtig,
deshalb bin ich bei der Grünen Jugend, Fridays for Future und bei
campus:grün an der Universität zu Köln aktiv. Ich organisiere zum
Beispiel die Fridays for Future-Demos in Solingen.

Ich habe mich damals für den Jugendstadtrat Solingen aufgestellt, weil
mir die Beteiligungsmöglichkeiten der Projektgruppen gefallen haben,
in der Gruppe "Pro Agenda Contra Nazis" haben wir eine Plakataktion
gestartet und auf diskriminierende Schimpfwörter, wie "Du Homo"
aufmerksam gemacht. So kam ich auch zu "fYOUture", ein Modellprojekt
zur Förderung kommunaler Jugendbeteiligung. Hier habe ich einen
Workshop zum Thema Sexismus geleitet und kam bei den Trialogen in
Kontakt mit Politik und Verwaltung. Das ist ein Workshop, bei dem wir
zusammen mit städtischen Mitarbeiter_innen und Politiker_innen
Maßnahmen für mehr Jugendgerechtigkeit und Jugendpartizipation in
Solingen entwickeln.



Was mich stärkt





Die erste Fridays for Future-Demo in Solingen hat mich gestärkt. Die
Demo war ein unglaublicher Erfolg und es war sehr bewegend zu sehen,
wie viele Jugendliche sich für die Themen Umweltschutz und
Nachhaltigkeit interessieren. Bei der Organisation der Demo habe ich
eine sehr große Rolle übernommen und alles koordiniert. Das war
zeitweise sehr stressig, aber dass mir so viele damit vertraut haben,
mich als verantwortlich gesehen haben und sich bei allem für meine
Meinung interessiert haben, hat mir sehr viel Selbstvertrauen gegeben.
Auch in der Jugendpolitik ist es so, dass man sich oft gegen sehr
dominante Persönlichkeiten durchsetzen muss, und hier hatte ich das
erste Mal das Gefühl, dass ich nicht dafür kämpfen muss, etwas zu
sagen zu haben.



Meine Vision für eine bessere Welt





Ich würde Rüstungsexporte stoppen, das Pariser Klimaabkommen
einhalten, Bafög erhöhen, Tamponsteuer abschaffen, Paygap senken oder
besser noch auf 0 setzen, für soziale Gerechtigkeit sorgen,
Gleichberechtigung schaffen, mehr Geld in Bildung stecken,
Landwirtschaft ökologischer gestalten und das Wahlalter auf 16
herabsetzen.


Merve, 23 Jahre alt:

 "Ich weiß jetzt, dass ich mit meinem Handeln

 etwas erreichen kann!"





Mein Engagement





Mir ist es wichtig, dass sich muslimische Jugendliche politisch
beteiligen und sich für ihre Standpunkte stark machen. Viele von ihnen
haben Angst sich zu beteiligen, aufgrund von Erfahrungen mit
Kriminalisierung und medial vermittelten Ressentiments. Mir ist
Jugendbeteiligung zwar im Allgemeinen wichtig, aber weil dies meine
Community ist, sehe ich es hier erst recht als meine Aufgabe, diesen
Jugendlichen eine gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen. Ich habe
z.B. das Projekt "Wenn aus Fremden Freunde werden" von der
Arbeiterwohlfahrt geleitet und dafür gesorgt, dass Patenschaften
zwischen geflüchteten (muslimischen) Jugendlichen und Jugendlichen
ohne Fluchterfahrung entstehen. Ich habe sie außerdem dazu bewegt, bei
einem Kunstprojekt über ihre Erfahrungen in der neuen Heimat zu
sprechen. Ich engagiere mich außerdem gegen Rassismus und habe z.B.
Fälle von Rassismus gegenüber Musliminnen im Busverkehr (durch
Busfahrer_innen) dokumentiert, damit die Stadt die Mitarbeiter_innen
der Verkehrsbetriebe in Zukunft entsprechend sensibilisiert.



Prägende Ereignisse innerhalb meines Engagements





2012 habe ich mit meiner Schwester an dem Projekt "Nachbar? Machbar!"
teilgenommen. Dort konnten wir eine Mediationsausbildung machen. Das
hat meine Schwester und mich so begeistert, dass wir seither gerne in
verschiedensten Gremien und Vereinen aktiv sind. Bei dem
Beteiligungsprojekt "fYOUture" sollte ich mit einer öffentlichen Rede
das bisherige Engagement der Kommunalpolitik gegen Rassismus bewerten
und die Politik in die Verantwortung nehmen. Das Halten dieser Rede
war ein entscheidender Punkt in meinem Leben: Es hat mich so geprägt,
dass ich mich bis heute vor keiner Aufgabe scheue und mehr
Selbstbewusstsein habe, um für das, was ich möchte, einzustehen - und
auch weiß, dass ich mit meinem Handeln etwas erreichen kann!



Meine Vision für eine bessere Welt





Aktuelle Probleme der Demokratie müssten verändert werden:
Politiker_innen sollten nur mit der passenden Qualifikation in das
entsprechende Amt eingesetzt werden. Der Verfassungsschutz muss unter
die Lupe genommen werden, so dass dort keine faschistischen Personen
arbeiten und Nazi-Propaganda nicht länger unter den Teppich gekehrt
wird. Außerdem muss auf die Einhaltung des Grundgesetzes geachtet
werden - so dass der Eingriff in die Privatsphäre oder die Missachtung
der menschlichen Würde (zum Beispiel in Form rassistischer Taten)
stärker bestraft wird, damit Menschen die hier längst beheimatet sind,
sich wohlfühlen können. Wir brauchen einen starken Umweltschutz, das
heißt: Kohleabbau stoppen, Atomkraftwerke abschaffen und nur noch
nachhaltige Energien einsetzen. Die Rente muss verbessert werden
- damit alle Menschen auch in der Zukunft von der Rente leben können.
Wir müssen Fluchtursachen bekämpfen. Und das heißt, dass wir endlich
aufhören müssen, Waffen zu produzieren und zu exportieren.


Celina, 18 Jahre alt:

 "Ich möchte aufklären und über Themen sprechen,

 die nicht im Mainstream besprochen werden."





Mein Engagement





Zentrale Themen, mit denen ich mich beschäftige, sind Sexismus,
Homophobie und Transphobie, LGBTQ - ich interessiere mich vor allem
für Diskriminierungen, aber auch Empowerment. Ich möchte aufklären und
über Themen sprechen, die nicht im Mainstream besprochen werden. In
der Schule war ich sehr aktiv für LGBTIQ-SchülerInnen und habe mich in
einer AG engagiert. Hier konnte man untereinander sprechen und hatte
das Gefühl, nicht alleine zu sein. Ich habe mal einen Workshop "We are
queer, we are here" für Jugendliche entwickelt und durchgeführt. Ich
fand es toll, selber zu entscheiden, wo und auch wie über das Thema
geredet wird. Es war schön, dass wir den Workshop mit unseren
Erfahrungen verbinden konnten - und dass so ein Workshop nicht von
jemand geleitetet wird, der eigentlich keine Ahnung vom Thema hat.



Das gibt mir Kraft





Mir gibt Kraft, die Möglichkeit zu bekommen, mit ganz
unterschiedlichen Leuten ins Gespräch zu kommen. Ich finde es gut,
dass z.B. in Solingen der Raum geschaffen wird, um sich mit
verschiedenen Jugendlichen ungebremst auszutauschen und etwas auf die
Beine stellen zu können. Ich habe das Gefühl, dass man hier etwas
schafft und dass jeder dazu beigetragen hat, auch wenn jetzt nicht
gerade irgendwas Riesiges geplant ist oder fertig gestellt wird, und
am Ende kommt was Schönes bei raus.



Meine Vision für eine bessere Welt





Ich glaube, dass sehr viele gesellschaftliche Probleme mit bestimmten
Strukturen und Systemen zusammenhängen, aber auch damit, dass viele
Leute gar nicht erst versuchen mit anderen Menschen mitzufühlen,
Empathie zu entwickeln, weil sie vielleicht fremd und anders sind. Ich
würde mir wünschen, dass andere Menschen mehr Mitgefühl und
Verständnis für ihre Mitmenschen und ihre Erfahrungen aufbringen, auch
für andere Weltanschauungen. Vor allem auch: Wenn man gesellschaftlich
in einer privilegierteren Position ist, und dadurch natürlich mehr
Macht hat, dann sollte man diese auch nutzen, um Menschen, die über
weniger Privilegien verfügen, zu unterstützen.

 * 

Quelle:

Wir Frauen, Jahrgang 38, Sommer 2/2019, Seite 14-15

Herausgeberin: Wir Frauen -

Verein zur Förderung von Frauenpublizistik e.V.

Rochusstraße 43, 40479 Düsseldorf,

E-Mail: info@wirfrauen.de

Internet: www.wirfrauen.de

 

Wir Frauen erscheint viermal jährlich.

Jahresbezugspreis:

Postvertriebsstück jährlich 16,- Euro

Förder-Abo jährlich 26,- Euro

Stückpreis/Einzelheft 3,30 Euro
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RENTE/732: Gender Pension Gap - Die Kluft ist riesig (idw)


Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik - 06.06.2019

Gender Pension Gap: Die Kluft ist riesig



Der Gender Pension Gap ist in Deutschland besonders groß und hartnäckig.
Die Ansprüche von 65- bis 79jährigen Frauen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung waren nach den jüngsten europaweiten Vergleichszahlen
von 2016 rund 42% geringer als die der Männer. Damit steht Deutschland
EU-weit an fünftletzter Stelle. Betroffen sind besonders verheiratete Frauen
und Witwen aus Westdeutschland. "Die verfassungsrechtliche Forderung einer
tatsächlichen Gleichstellung bei den Alterseinkommen wird derzeit nicht
erfüllt", sagt Dr. Eva Maria Hohnerlein vom Max-Planck-Institut für
Sozialrecht und Sozialpolitik. Sie fordert, die Pflege von Angehörigen in
der Rentenversicherung stärker zu berücksichtigen.

Die aktuelle Debatte um die sogenannte "Respektrente" zeigt es
überdeutlich: Den persönlichen Lebensleistungen wird das deutsche
Rentensystem nur bedingt gerecht. Dies gilt insbesondere für Frauen, die
wegen Kindererziehung oder Pflege von Angehörigen oftmals mehrere Jahre
ganz aus dem Berufsleben ausscheiden oder nur in Teilzeit arbeiten und
entsprechend geringere Rentenansprüche erwerben als Männer. Die geringeren
Ansprüche wirken sich finanziell massiv aus: Frauen erhielten 2016 im
Durchschnitt eine um rund 400 Euro niedrigere Rente als Männer.
Insbesondere Frauen, die nicht auf ihren Partner oder andere Einkommen
zurückgreifen können, sind daher dem Risiko der Altersarmut ausgesetzt.

Die Ursachen für den Gender Pension Gap sind vielfältig: 1. Frauen
erhalten in Deutschland brutto im Schnitt 21% weniger Lohn als Männer
(2016), womit Deutschland im europäischen Vergleich auch hier als
Drittletzter zu den Schlusslichtern gehört. 2. Aufgrund von
Kindererziehung und/oder Pflege älterer Angehöriger sind Frauen weniger
Jahre versicherungspflichtig beschäftigt und arbeiten häufiger in
Teilzeit. 3. Durch die Pause haben Frauen beim Wiedereinstieg in der
Regel geringere Verdienst- und Aufstiegsmöglichkeiten. 4. Hinzu kommen
sogenannte strukturelle Benachteiligungen: Frauen sind im oftmals schlecht
bezahlten Dienstleistungssektor überrepräsentiert.
Erreichen Frauen das Rentenalter, summieren sich diese negativen Faktoren
und ergeben deutlich geringere Rentenansprüche als dies bei Männern der
Fall ist. Besonders groß ist die Kluft bei verheirateten Frauen (64%) und
Witwen (62%) aus Westdeutschland. Denn traditionell basiert das deutsche
Rentensystem auf der Idee eines lebenslang in Vollzeit arbeitenden, meist
männlichen, Familienernährers.

Um die Lücke zu schließen, werden von der Politik zwei Wege verfolgt: eine
verbesserte rentenrechtliche Anerkennung von sozial bedingten Lücken im
Erwerbsverlauf und der Ausbau der Berufstätigkeit von Frauen. Die Zunahme
insbesondere von Vollzeitbeschäftigung bei Frauen bleibt bislang hinter
den Erwartungen zurück, was nicht zuletzt dem Mangel an adäquaten
Angeboten für Kinderbetreuung geschuldet ist. Bei der rentenrechtlichen
Anerkennung von Phasen der Kindererziehung hingegen hat Deutschland
bislang relativ großzügige Regelungen eingeführt, insbesondere mit der
"Mütterrente I" von 2014 und der "Mütterrente II", die Anfang 2019 in
Kraft trat. Während sich die Erziehung von Kindern unmittelbar
rentensteigernd auswirkt, hinkt die Anerkennung für die Pflege von
Angehörigen, z.B. den Eltern, bislang deutlich hinterher.

Nur im günstigsten Fall erhöht sich die monatliche Rente für ein Jahr
Pflege um 30,90 Euro (2018), was in etwa dem Wert eines Rentenpunkts
entspricht und mit dem Ausgleich für ein Kindererziehungsjahr vergleichbar
ist. In der Regel wird es weit weniger sein. Anders als bei der
Kindererziehung werden keine Rentenbeiträge gezahlt, wenn die Pflegeperson
neben der Pflegetätigkeit mehr als 30 Stunden arbeitet. Ursprünglich
entfiel auch die Anrechnung von Pflegezeiten, wenn ein/e Pflegende/r das
Rentenalter erreicht hat. Das sogenannte Flexirentengesetz bietet hier
seit 2017 ein Schlupfloch: Wer auf einen minimalen Teil seiner Rente
verzichtet, z.B. 1%, ist in der Rentenversicherung weiterhin
versicherungspflichtig und kann als Pflegeperson Rentenanwartschaften
erwerben. Von Vorteil ist zudem, dass die Anwartschaften aus der
Pflegearbeit nach Erreichen der Regelaltersgrenze mit einem monatlichen
Zuschlag von 0,5% höher bewertet werden. Damit können pflegende Angehörige
ihren Rentenanspruch weiter aufstocken. Allerdings will das
Gesundheitsministerium diese Gesetzeslücke schließen, was einen
Rückschritt bedeuten würde. Pflege im Rentenalter würde damit anders
behandelt werden als Erwerbstätigkeit im Rentenalter. Dies würde dem Ziel,
den Gender Pension Gap zu reduzieren, zuwiderlaufen.

Auch wenn nicht jede Frau mit geringen Rentenansprüchen von Altersarmut
bedroht ist, z.B. weil sie Hinterbliebenenleistungen bezieht, zeigt der
Gender Pension Gap, dass Frauen deutlich geringere Chancen haben, im Alter
dieselbe Rente zu erzielen wie Männer. "Solange das Rentensystem der
bisherigen Logik eines vollständigen und unterbrechungslosen
Erwerbsverlaufs folgt, wird der Gender Pension Gap nicht verschwinden",
prognostiziert Wissenschaftlerin Dr. Eva Maria Hohnerlein, die die
Untersuchung am Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik
durchgeführt hat. Die bisherigen Maßnahmen innerhalb des Rentensystems
seien jedenfalls nicht geeignet, strukturelle Benachteiligungen von Frauen
im Arbeitsmarkt und in den sozialstaatlichen Arrangements auszugleichen.


Originalpublikation:

Eva Maria Hohnerlein:

Alterssicherung von Frauen und Gender Pension Gap in Deutschland,

in: Zeitschrift für ausländisches und internationales Arbeits- und
Sozialrecht (ZIAS), Heft 2, Band 32, S. 143-155.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2262

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik, 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2334: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 12.06. und 14.06.2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 24. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

in den Medien wird zurzeit überall an den Aufstand in Peking vor 30 Jahren
erinnert und die Entwicklung Chinas seitdem hin zu einem Global Player
rekapituliert. Wir haben uns für Mittwoch mit Felix Wemheuer einen Experten
zum Thema China eingeladen, mit dem wir den Aufstieg des Landes und die
damit verbundenen Widersprüche diskutierten wollen.

Und am kommenden Freitag stellt uns Gerd Irrlitz die Geschichte der kleinen
linkssozialistischen Partei SAP vor, die am Ende der Weimarer Republik die
Spaltung der Arbeiterbewegung überwinden wollte. Viele Mitglieder der SAP
gingen nach 1933 in den Widerstand gegen das NS-Regime und wurden Opfer der
Nazis.


Mittwoch, 12. Juni 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr



Internationale Politik

Der Aufstieg Chinas

Staatskapitalistische Umwälzung, globale Neuordnung und soziale
Kämpfe

Referent: Felix Wemheuer (Professor für Moderne China-Studien an der
Universität Köln. Zu seinen Veröffentlichungen gehören "Social History of
Maoist China", "Marx und der globale Süden", "Der große Hunger" sowie eine
Biografie von Mao Zedong. Er war Gastwissenschaftler an der Harvard
University und studierte "Geschichte der KPCh" an der Volksuniversität in
Beijing. Im April erschien sein neues Buch Chinas große Umwälzung.)

Moderation: Leoni Schiffauer (Asien-Referat Rosa-Luxemburg-Stiftung)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Freitag, 14. Juni 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Geschichte

Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, SAP (1931-33)

Die Geschichte einer demokratisch-sozialistischen Bewegung

Referent: Prof. Gerd Irrlitz (Philosoph, geboren 1935 in Leipzig, Schüler
und studentischer Hilfsassistent von Ernst Bloch, bis zu seiner
Emeritierung im Jahr 2000 Professor am Institut für Philosophie der
Humboldt-Universität zu Berlin, zuletzt erschienen: Widerstand, nicht
Resignation. Eine antifaschistische Widerstandsgruppe der SAP in Leipzig,
Passage Verlag 2018)

Moderation: Prof. Mario Keßler (Historiker)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

*

PUBLIKATIONEN

Philosophische Gespräche

Heft 57: Was kommt nach dem Kapitalismus?

Von: Meinhard Creydt, 54 Seiten, 2019, 3 Euro

INHALT

1. Das Leitbild der nachkapitalistischen Gesellschaft

2. Zentrale Aufgaben der nachkapitalistischen Gesellschaft 

3. Soziale Auseinandersetzungen, die Veränderung des Verständnisses vom
guten Leben und die gesellschaftliche Transformation

4. Welche Rolle spielen Märkte in der nachkapitalistischen Gesellschaft?

hefte zur ddr-geschichte

#151: "Sich treu bleiben?". In memoriam Annelies Laschitza (1934 -
2018) 

Mit Beiträgen von Günter Benser, Michael Brie, Holger Czitrich-Stahl,
Gerhard Engel, Klaus Gietinger, Sonja Goldmann, Ursula Herrmann, Jürgen
Hofmann, Rainer Holze, Volker Külow, Eckhard Müller, Manfred Neuhaus,
Siegfried Prokop, Bärbel Schindler-Saefkow, Jörn Schütrumpf, Karlen Vesper,
Marlene Vesper, Marga Voigt, Jörg Wollenberg,

67 Seiten, 2019, 3 Euro

Pankower Vorträge

#222: 68 in Westeuropa

mit Konferenzbeiträgen von Alexander Amberger und Frank Engster, Stefan
Bollinger, Alexander Neupert-Doppler, Giorgio Del Vecchio und Stefania
Animento, 40 Seiten, 2019, 3 Euro

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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AGRAR/1859: Kaffee-Kooperative im Süden Mexikos (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kaffee-Kooperative im Süden Mexikos

Von Knut Hildebrandt






[image: Eine Frau sitzt auf dem Boden neben sich ausgebreitet eine Plastikplane mit Kaffeebohnen - Foto: © Knut Hildebrandt]

Frau schält den Kaffee (quitar la cascarilla)

Foto: © Knut Hildebrandt



(Berlin, 29. Mai 2019, npl) - Kaffee ist neben Erdöl eines der meist
gehandelten Rohprodukte auf dem Weltmarkt. Die Preise für Rohkaffee
werden an den Börsen der Industrieländer gemacht. Wenn die Preise
fallen, können viele kleine Kaffeeproduzent*innen im globalen Süden
kaum noch von ihrer Ernte leben. Doch selbst von steigenden
Weltmarktpreisen profitieren sie kaum, denn die Gewinne werden dann
von den Zwischenhändler*innen abgeschöpft. Um das zu umgehen, haben
sich tausende Kleinbäuer*innen in Südmexiko in Kooperativen
zusammengeschlossen und die Vermarktung ihres Kaffees in die eigene
Hand genommen. Auch die Kooperative Yeni Navan wurde in den 80er
Jahren zu diesem Zweck gegründet. Angesichts fallender Weltmarktpreise
wollten kleine Kaffeeproduzent*innen aus Oaxaca alternative, eigene
Vermarktungsmöglichkeiten schaffen. Heute verkaufen sie ihren
biologisch angebautem Kaffee über den fairen Handel.

In der Cañada, im südmexikanischen Bundesstaat Oaxaca, herrscht ein
Klima des immer währenden Frühlings. Deshalb wird in der Region einer
der besten Kaffees Mexikos angebaut. Hier liegt das kleine Dorf San
Pedro Sochiápam. Vier Stunden Fahrt über unbefestigte Straßen trennen
Sochiápam von der nächsten Stadt; bis zur Hauptstadt des Bundesstaates
Oaxaca ist es eine halbe Tagesreise. In Sochiápam leben die Menschen
von der Landwirtschaft. Neben Mais, Bohnen, Obst und Gemüse bauen sie
vor allem Kaffee an. Michizá heißt die Marke unter welcher ihr Kaffee
von der Kooperative Yeni Navan (Lebendiges Licht) in Mexiko verkauft
wird. Der Begriff steht für die sechs Ethnien, welche die Kooperative
Yeni Navan vereint: Mixtecxs, Mixes, Chinantecxs, Chatinxs, Cuicatecxs
und Zapotecxs.


Kooperative bietet bessere Konditionen und Weiterbildung


Die Kaffee-Plantagen liegen um das Dorf verstreut in den Bergen. Für
Marcelino Quintero dauert der tägliche Fußmarsch zu seiner Parzelle
eine knappe Stunde. Quintero ist Mitglied der Kooperative Yeni Navan.
Über diese verkauft er seinen Kaffee zu besseren Konditionen als bei
den Zwischenhändler*innen, welche nicht selten den Kaffeepreis
manipulieren.

Am späten Vormittag ist Marcelino Quintero mit Juan Jiménez, einem der
sechs Geschäftsführer*innen von Yeni Navan, und einem Agraringenieur
auf seiner Plantage verabredet. Gemeinsam besprechen sie
Möglichkeiten, die Pflanzen gegen den Kaffeerost zu schützen, eine
Pilzerkrankung, welche die Ernte zerstört. "Seit einem Jahr bekommen
die Produzent*innen neues Saatgut", erklärt Juan Jiménez. Die neuen
Pflanzen widerstehen nicht nur dem Kaffeerost, sondern liefern auch
Bohnen von höherer Qualität, fügt er hinzu.




[image: Foto: © Knut Hildebrandt]

Die Geschäftsstelle der Genossenschaft in San Francisco Tutla

Foto: © Knut Hildebrandt



Wenige Tage später in der Geschäftsstelle der Genossenschaft in San
Francisco Tutla, am Rande von Oaxaca-Stadt. Während Juan Jiménez eine
Kaffee-Bestellung fertig macht, erklärt er wie die Genossenschaft
funktioniert. Neunhundert Frauen und Männer aus den verschiedenen
Regionen Oaxacas haben sich in Yeni Navan zusammen geschlossen, um
gemeinsam ihren Kaffee zu vermarkten. Großen Wert legt die Kooperative
auf den biologischen Anbau des von den Mitgliedern produzierten
Kaffees. Deshalb unterstützt sie diese mit Weiterbildungen zum
Bio-Landbau und technischer Beratung. Das zahlt sich nicht nur mit
höheren Preisen für den fair gehandelten Bio-Kaffee aus, sondern ist
auch besser für die Umwelt und die Gesundheit der auf den Plantagen
arbeitenden Menschen.


Ein Stückchen Gleichbereichtigung im Süden Mexikos

Eine wichtige Rolle spielt auch das Haus in San Francisco Tutla für
die Kooperative. Hier wird nicht nur Kaffee geröstet und gemahlen,
hier wohnen auch die Mitglieder, wenn sie nach Oaxaca-Stadt reisen
müssen. Alle zwei Monate kommen Delegierte aus den 43 angeschlossenen
Kommunen in die Geschäftsstelle, um gemeinsam über wichtige Fragen wie
die Auszahlung der Erlöse zu entscheiden. Und alle drei Jahre werden
auf der Generalversammlung die neuen Geschäftsführer*innen aus den
Reihen der Mitglieder gewählt. Denn Yeni Navan hat keine fest
angestellte Geschäftsleitung.

Auch in einem weiteren Punkt ist Yeni Navan etwas Besonderes im
südmexikanischen Oaxaca. "Hier herrscht Gleichberechtigung. Bei uns
gibt es keine Unterschiede", betont Juan Jiménez. Knapp ein Drittel
der Mitglieder der Kooperative sind Frauen. Und diese haben die
gleichen Rechte wie ihre männlichen Genossen, erklärt Jiménez weiter.
Das ist keine Selbstverständlichkeit im Süden Mexikos. Vor allem auf
dem Land wird Frauen immer noch die Rolle der Hausfrau zugeteilt. Und
sie haben sich dem Willen ihrer Ehemänner unterzuordnen.
Beim Abschied erzählt Juan Jiménez noch von seinem großen Traum. Eines
Tages soll der Kaffee von Yeni Navan auch in Deutschland unter ihrer
eigenen Marke Michizá verkauft werden - denn bisher ist er nur in fair
gehandelten Kaffeemischungen zu erhalten.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/kaffee-kooperative-im-sueden-mexikos/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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GEWERKSCHAFT/1832: Branchenmindestlohn in der Abfallwirtschaft wird erhöht (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Juni 2019

Branchenmindestlohn in der Abfallwirtschaft wird erhöht



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat sich
gemeinsam mit der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) und
dem Bundesverband der Deutschen Entsorgungs-, Wasser- und
Rohstoffwirtschaft e.V (BDE) auf eine dreistufige Erhöhung des
Mindestlohns in der Abfallwirtschaft geeinigt.

Danach wird der Mindestlohn, wenn die jeweiligen Gremien zustimmen,
ab dem 1. Oktober 2019 auf 10,00 Euro pro Stunde, am 1. Oktober 2020
auf 10,25 Euro und am 1. Oktober 2021 auf 10,45 Euro erhöht.

Der Mindestlohn in der Abfallwirtschaft ist seit 2017 bei 9,10 Euro
nicht mehr verhandelt worden und wurde Anfang 2019 durch den
gesetzlichen Mindestlohn von 9,19 Euro abgelöst.

ver.di begrüßt die Einigkeit der Arbeitgeberverbände für einen neuen
starken Mindestlohn in der Entsorgungsbranche. Zwei Jahre hat ver.di
sich für die Akzeptanz und die Neuverhandlungen des Mindestlohns
Abfallwirtschaft eingesetzt.

"Es ist erfreulich, dass auch die Arbeitgeberverbände die
Notwendigkeit eines Mindestlohns erkannt haben", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Andreas Scheidt. "Der Mindestlohn
Abfallwirtschaft ist ein wichtiges Signal für die tariflos
Beschäftigten in der Entsorgungsbranche. Die Tarifbindung innerhalb
der Branche hat über die Jahre zugenommen und doch gibt es noch
zahlreiche Arbeitgeber, die sich der Tarifbindung entziehen. Durch
den Mindestlohn Abfallwirtschaft haben wir eine finanziell
verbesserte Grundlage für die Beschäftigten geschaffen."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MEINUNG/085: Die Spuren der DDR sind nicht zu tilgen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Spuren der DDR sind nicht zu tilgen

Von Günter Buhlke, 6. Juni 2019



Der Einladung von Katrin Rohnstock zu einer Diskussionsrunde am
23.5.2019 folgten viele ehemalige Verantwortliche aus DDR-Kombinaten,
sowie staatlichen und wissenschaftlichen Einrichtungen,
bemerkenswerterweise auch von TV- und Radiosendern Deutschlands, der
Schweiz und Japans. Der Konferenzsaal bei Rohnstock war übervoll.

Zwei Themen standen zur Diskussion: "War die DDR 1989 Pleite" und "Der
Schürerbericht an das Politbüro der SED vom 30.10.1989 zur
ökonomischen der Lage der DDR mit Schlussfolgerungen".

Die sogenannte Pleite entpuppte sich in der Diskussion schnell -
politisch von den westlichen Eliten gewünscht - als Medienente, modern
FAKE-NEWS. Angesichts der Wahltermine zur Volkskammer der DDR und zum
Bundestag der BRD im Jahr 1990 wurden Negativberichte gebraucht. Eine
Revision der Deutschen Bank zur Zahlungsbilanz der DDR (1975-1989) von
Mitte 1990 stellte klar, dass von dieser Seite die Überlebensfähigkeit
der DDR nicht gefährdet war. Die Diskussionsteilnehmer verwiesen auch
auf die aktuelle Staatsverschuldung Deutschlands, die mit annähernd
zwei Billionen Euro (rund vier Billionen DM) astronomisch höher liegt,
ohne mediale Bankrottdiskussionen auszulösen.

Den Schürerbericht kommentierte Walter Siegert, Ex-Staatssekretär und
Stellvertreter des Finanzministers der Modrow-Regierung, als
Ausgangspunkt zur Debatte bei Rohnstock. Sein Kommentar: Der Bericht
war eine schonungslose Darstellung der realen Situation mit allen
Mängeln und Risiken für die DDR-Wirtschaft. Der Schlussfolgerungsteil
war getragen von konkreten Vorschlägen, wie über Reformen und
Veränderungen normale Entwicklungsgrößen in der Wirtschaft wieder zu
erreichen wären. Zum Beispiel durch Umverteilung der knappen
Investitionsmittel, der Arbeitskräfte auf produktive Zweige, durch
eine punktuell veränderte Zusammenarbeit mit der Sowjetunion.
Subventionsmittel sollten andere Prioritäten erhalten, allerdings mit
sozialen Auswirkungen. Der Bericht enthielt Warnzeichen für die
Volkswirtschaft der DDR, aber keine Dramatik für einen Zusammenbruch.
W. Siegert informierte zu den Zahlen zur äußeren Verschuldung: Minus
19,9 Milliarden Valutamark (Verbindlichkeiten) für den
kapitalistischen Teil und Plus 23,3 Milliarden (Forderungen) im
RGW-Bereich der Zahlungsbilanz. Das entsprach der Einschätzung der
Deutschen Bank. Schalk-Golodkowski hatte Zahlen nach Abgabe des
Berichtes an das Politbüro korrigiert. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte
die DDR alle fällig werden Kredite pünktlich bedient.

Die Wortmeldungen der Teilnehmer hoben folgende Aspekte hervor:

- Die DDR-Wirtschaft hatte in den 60er Jahren komplizierte
Wirtschaftssituationen mit Reformanstrengungen erfolgreich überwinden
können. 1990 war das nicht möglich. Die internationale Situation war
völlig verändert. Gorbatschow hat sich als Verlierer des Kalten
Krieges gesehen und die DDR und andere sozialistische Länder
aufgegeben. Allein war sie im Umfeld der beherrschenden
Marktwirtschaft nicht lebensfähig.

- Mehrere Teilnehmer kritisierten, dass der Schürerbericht mit seinen
Schlussfolgerungen nicht den Kombinaten und den Parteien noch 1989 zur
Beratung übergeben wurde. Sinnvoll wäre auch die Einbeziehung der
Bevölkerung gewesen.

- Nostalgische Übungen sind 30 Jahre nach den Ereignissen fehl am
Platze. Dennoch ist es wichtig, alle Erfahrungen und Leistungen der
DDR, die der Marktwirtschaft überlegen waren, zusammenzutragen. Die
DDR wird so wie sie war, nicht wiederkommen, aber neue soziale
Ordnungen.

- Die gesellschaftlichen Zustände in Deutschland und in der Welt
(Trump) zeigen, dass soziale und naturbeachtende Logiken als
Alternativen dringend gebraucht werden.

- Es wäre gegenwärtig erforderlich, dass die bestimmenden Parteien und
die Regierung Deutschlands besonders in Wahlzeiten ebenfalls
schonungslose Analysen über die wahren Ursachen des
Auseinandertriftens der Gesellschaft und der Gefährdung des Friedens
und der Natur der Öffentlichkeit vorlegen.

- Beklagt wurde von mehreren Teilnehmern eine mangelnde
Wirtschaftskompetenz und subjektive Verhaltensweisen einiger
Mitglieder des Politbüros der SED.

- Die Märzwahl 1990 leitete einen juristischen Tsunami ein, den die
DDR-Wirtschaft nicht überstehen konnte. Vier Gesetze waren maßgebend:

Erstens: das nach der Märzwahl 1990 veränderte Treuhandgesetz
(Privatisierung vor Sanierung)

Zweitens: die Währungsunion mit dem Gesetz zur DM-Eröffnungsbilanz und
dem Umrechnungssatz 2:1. Das westdeutsche Banken- und Kreditsystem
etablierte sich in der DDR. (Unternehmungskalkulationen gerieten ins
Minus)

Drittens: Aufkündigung des RGW

Viertens: Das Gesetz über den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik.

Die vier Gesetzeswerke wirkten wie Brandbeschleuniger zum Untergang
der DDR-Wirtschaft.

- Entgegen den gesetzlichen Bestimmungen der Bundeshaushaltsordnung
(BHO) wurde keine Abschlussbilanz zum Vermögensübergang der DDR an die
BRD angefertigt und vom Bundestag bestätigt. Das heisst, neben der
wirtschaftlichen Werte über den Verbleib der Vermögenswerte der
Wissenschaftsbereiche der DDR (materielle und geistige Werte der
Forschungseinrichtungen, der Universitäten, Akademien). Werte der
Gesundheitseinrichtungen, der Kultur (Museen, Theater u.ä.), Werte der
Städte und Gemeinden, Werte des Verteidigungs- und
Sicherheitsapparates, Werte der Verkehrsinfrastruktur (Reichsbahn,
Häfen, Flugzeuge), Werte der Staatsforsten, Wasserstraßen, Seen, Werte
der Bodenschätze (Kali, Kohle, seltene Erzvorkommen), Immobilienwerte
der DDR-Botschaften im Ausland und vieler anderer Werte.

- In seiner Biografie "Gewagt und verloren" schrieb Schürer, dass die
DDR von 1972 bis 1989 moderne Anlagen und Geräte im Wert von mehr als
50 Mrd. Valutamark aus den westlichen Ländern (z.B. Japan, Österreich,
BRD) importiert hatte, einen Teil als Kompensationsgeschäfte. Das
volkswirtschaftliche Wachstum erreichte rund 3% jährlich und war damit
höher als das der BRD, wenn auch die Planzahlen nicht erreicht wurden.
Marode Volkswirtschaften bringen solche Entwicklungen nicht zustande.

Die westdeutsche Politik brauchte 1990 negative Schlagzeilen und die
Versprechen kommender blühender Landschaften, um die Märzwahl zur
Volkskammer und Dezemberwahl zum Bundestag erfolgreich zu gestalten.


Über den Autor

Günter Buhlke, geb. 1934. Verh. Studium an der Humboldtuniversität und
der Hochschule für Ökonomie Berlin. Dipl. Volkswirtschaftler.
Internationale Arbeit als Handelsrat in Mexiko und Venezuela.
Koordinator für die Wirtschaftsbeziehungen der DDR zu Lateinamerika.
Wirtschaftserfahrungen als langjähriger Leiter des Schweizerischen
Instituts für Betriebswirtschaft in Berlin, Vorstand einer
Wohnungsgenossenschaft und Referent im Haushaltsausschuss der
Volkskammer und des Bundestages. Gegenwärtig ehrenamtliche
Tätigkeiten.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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ROHSTOFFE/140: Forderung nach deutschem Weltraumgesetz, um Rohstoffe zu sichern (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 22 vom 31. Mai 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Sternenmarkt

Der BDI fordert ein deutsches Weltraumgesetz, um sich Rohstoffe zu
sichern

von Nina Hager



Noch ist es Zukunftsmusik. Vielleicht dauert es noch mehrere Dutzend
Jahre. Doch schon heute planen Unternehmen, künftig die Rohstoffe des
Mondes zu fördern, Asteroiden auszubeuten oder Produktionsanlagen im
erdnahen Weltraum zu errichten. Der Bundesverband der Deutschen
Industrie (BDI) fordert aktuell in einem Grundsatzpapier
"Zukunftsmarkt Weltraum - Bedeutung für die deutsche Industrie", das
in der vorigen Woche vorgestellt wurde, von der Bundesregierung, sich
dringend des Weltraumthemas anzunehmen.

"Zentrale Herausforderung ist, dass weltweit immer mehr staatliche und
private Akteure in den Zukunftsmarkt Weltraum drängen, teilweise mit
großen Zielen und erheblichen staatlichen Budgets. Dadurch nehmen
Wettbewerbsverzerrungen zu." Man fürchtet angesichts wachsender
internationaler Konkurrenz, von diesem "Zukunftsmarkt", von
technischen wie technologischen Innovationen sowie entsprechenden
Aufträgen "abgehängt" zu werden. Raumfahrt könnte, so der BDI, zu
einer kritischen Infrastruktur für das Industrieland Deutschland
werden. Die deutsche Industrie verfüge aber "mit ihren Systemhäusern,
mittelständischen Unternehmen und Start-ups über die Expertise und
Innovationskraft, um eine führende Rolle im New-Space-Zeitalter zu
spielen. Raumfahrt sei für die Industrie im digitalen Zeitalter von
zentraler Bedeutung, Schlüssel für Zukunftstechnologien. Das deutsche
Raumfahrtbudget von derzeit 285 Millionen Euro pro Jahr müsse -
mindestens - verdoppelt werden.

Derzeit beträgt der Raumfahrt-Umsatz weltweit bereits etwa 260
Milliarden US-Dollar. Im BDI-Papier heißt es: "Unternehmensberatungen
gehen davon aus, dass sich der globale Raumfahrtmarkt bis 2040 auf bis
zu 2.700 Milliarden US-Dollar mehr als verzehnfachen wird." Im
"New-Space-Zeitalter" geht es um Rohstoffe. Der BDI hatte sich bereits
im Sommer 2018 mit dem Positionspapier "Weltraumbergbau. Potenziale
und Handlungsempfehlungen" zu Wort gemeldet. Ein Asteroid von einem
Kilometer Durchmesser kann Rohstoffe im Wert von hundert Milliarden
Dollar enthalten. "Psyche", ein 210 Kilometer großer Asteroid - eine
NASA-Mission ist für 2022 geplant -, besteht offenbar fast vollständig
aus Metallen wie Eisen, Nickel und Gold. Die NASA plant schon längere
Zeit, gemeinsam mit Privatunternehmen die Rohstoffe des Mondes
auszubeuten.

Gibt es dafür Hemmnisse? Abgesehen davon, dass nötige Technologien
derzeit noch nicht zur Verfügung stehen, um mehr als ein paar Gramm
oder Kilo zur Erde zurückzubringen - vor allem was entsprechende
Antriebssysteme betrifft. Zudem wird der Abbau von Rohstoffen auf dem
Mond, anderen Planeten oder Asteroiden im Internationalen
Weltraumvertrag von 1967 nicht eindeutig geregelt. In Artikel 1 und 2
des Weltraumvertrages wird aber klargestellt, dass eine nationale
(aber auch private) Beanspruchung von Teilen des Weltraums oder von
Himmelskörpern unzulässig ist, da der Weltraum als gemeinsames Erbe
der Menschheit betrachtet wird. Territoriale Rechte dürfen demnach
nicht geltend gemacht werden. Der Mondvertrag von 1979 und andere
Verträge ergänzten den Weltraumvertrag. Wie bindend aber sind sie?
Diese allgemeinen Grundsätze werden vom Kapital offensichtlich als
Hemmnis für künftige Ziele gesehen. Weltweit haben deshalb bereits 20
Länder (unter anderem USA, Russland, Japan, Belgien, die Niederlande,
Frankreich, Österreich und zuletzt 2017 Luxemburg) ihre eigenen
nationalen Weltraumgesetze und damit entsprechende gesetzliche und
haftungsrechtliche Regelungen verabschiedet. Der BDI forderte
angesichts dieser Entwicklung bereits 2018, die Bundesregierung müsse
rasch ihre im Koalitionsvertrag festgeschriebene Absicht umsetzen und
ein Weltraumgesetz erlassen, das ein gesondertes Kapitel für den
Weltraum-Bergbau enthält. Ohne ein solches Gesetz würden "private
Initiativen zur Entwicklung der Raumfahrt und des Weltraumbergbaus
gehemmt oder sogar im Keim erstickt". Im aktuellen Grundsatzpapier
wird diese Forderung erneut erhoben. Der BDI hat inzwischen von der
FDP, die Anfang April einem entsprechenden Antrag im Bundestag
einbrachte, Unterstützung erhalten. Die FDP-Fraktion fordert dabei
zugleich, sich "nach der Einführung eines Weltraumgesetzes auf
EU-Ebene sowie international für eine einheitliche Regelung zum
Weltraumbergbau einzusetzen".

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 52. Jahrgang,

Nr. 22 vom 31. Mai 2019, Seite 5

Herausgeber: Parteivorstand der DKP

Anschrift von Verlag und Redaktion:

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 / 177889-90

E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de

Internet: www.unsere-zeit.de

 

Die UZ erscheint wöchentlich.

Einzelausgabe: 2,80 Euro

6 Wochen Probeabo

Zeitung und Online-Ausgabe: gratis

3-Monats-Abo

Zeitung und Online-Ausgabe: 10,- EUR

Reguläres Abo: 13,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 6,50 EUR / Monat

Förderabo: 20,- EUR / Monat

Online-Abo

Reguläres Abo: 9,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 4,50,- EUR / Monat

Förderabo: 14,- EUR / Monat

Kombi-Abo (Online-Ausgabe plus Wochenzeitung)

Reguläres Abo: 15,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 7,50 EUR / Monat

Förderabo: 23,- EUR / Monat



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/391: Argentinien - Todesflüge. 4.000 Menschen ins Meer geworfen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Todesflüge: 4.000 Menschen ins Meer geworfen



(São Leopoldo, 5. Juni 2019, ihu-unisinos/resumen
latinamericano) - Der ehemalige Militärangehörige Nelson Ramón
González hat als Zeuge im sogenannten Fall Contraofensiva ausgesagt.
In dem Fall werden Menschenrechtsverbrechen der Jahre 1979 und 1980
aufgearbeitet, die während der argentinischen Militärdiktatur
(1976-1983) begangen wurden. Mit seiner Aussage hat González
grundlegende Kenntnisse über die "Todesflüge" beigesteuert und wie das
Militär bei Entführungen, Folter und Verschwindenlassen vorgegangen
ist.

"Die Zeugenaussage von González ist sehr wichtig, weil sie vor Gericht
bringt, was bisher noch nicht juristisch aufgearbeitet worden ist;
zugleich trägt seine Aussage dazu bei, das zentrale Nervensystem der
Repression in ganz Argentinien zu verstehen", erklärte der Anwalt
Pablo Llonto, Kläger in dem Prozess, gegenüber der Tageszeitung Página
12 [1].


Aktion "Gegenoffensive"

Der Ex-Militär machte seine Aussage bei der mündlichen Verhandlung vor
dem Vierten Bundesgericht in San Martín. Zu Beginn seiner Aussage
bestätigte er, das er zu Beginn der Gegenoffensive zur Militärbasis
Campo de Mayo beordert wurde, auf der sich vier geheime Folterzentren
befanden. Mit dem Namen wurde die Rückkehr einer Gruppe von Aktivisten
der Guerillagruppe "Montoneros" nach Argentinien zwischen 1979 und
1980 bezeichnet.

González berichtete, die entführten Aktivisten Federico Frías und
Marcos Pato Zucker seien auf dem Schießplatz der Basis erschossen
worden, daran hätten auch einige Befehlshaber des Militärs
teilgenommen. Auf die Frage, was die Militärs nach den Erschießungen
gemacht hätten, antwortete González: "Bei allem Respekt vor den
Familien, sie haben sie zugedeckt und vor Ort verbrannt. Ich habe
Taborda erkannt, der für die Abteilung verantwortlich war."


Todesflüge von der Militärbasis

Er ergänzte, in das Campo de Mayo seien "etwa 4.000 Personen" gebracht
worden, "die wurden dann lebendig ins Meer geworfen". Laut González
starteten die Todesflüge vom Rollfeld der Basis: "Das wussten alle im
Campo de Mayo. Dort waren die Fiat-Flugzeuge und die Flüge sind dort
gestartet, Überall wurde darüber geredet."

"González hat ausgesagt, weil er ein schlechtes Gewissen hat, dass er
Teil einer Armee war, in der er nicht sein wollte", kommentierte
Anwalt Llonto. "Seine Aussage war sehr mutig und sehr
wahrheitsgetreu." González erläuterte zudem Details über die
Erschießungen von Frías und Zucker, sowie von zwei weiteren Personen,
die noch nicht identifiziert werden konnten.


Anmerkungen:

[1] https://www.pagina12.com.ar/197286-4000-fueron-tirados-vivos-al-mar
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INTERNATIONAL/390: Kolumbien - Paramilitärischer Angriff in Antioquia (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Paramilitärischer Angriff in Antioquia



(Bogotá, 5. Juni 2019, contagio radio) - Am 3. Juni sind bewaffnete
und schwarz uniformierte Männer mit Booten in den Bezirk El Guaimaro
nahe der Gemeinde Cáceres eingedrungen und haben vier Menschen
erschossen, darunter einen Minderjährigen. Die Gemeinde Cáceres liegt
in der Region Bajo Cauca, einem Teil des kolumbianischen Departments
Antioquia. Der Angriff ist der jüngste in einer Serie von Attacken,
denn seit einiger Zeit kämpfen die paramilitärischen Organisationen
Caparrapos und der Golf-Clan (auch AGC - Autodefensas Gaitanistas de
Colombia genannt) um die Kontrolle über den Bajo Cauca und die
dortigen Drogenrouten, den informellen Bergbau und die
Schutzgelderpressung. Die 312.000 Bewohner*innen geraten dabei immer
wieder ins Visier der Kämpfe; über 68.000 von ihnen sind laut
Opferregister anerkannte Opfer des bewaffneten Konflikts.

Zwar hat noch niemand die Verantwortung für den Angriff übernommen,
doch Óscar Zapata, Mitglied der internationalen Plattform für
Menschenrechtsorganisationen CCEEU [1] (Coordinación Colombia Europa
Estados Unidos), geht davon aus, dass die Aktion ein
Vergeltungsangriff des Golf-Clans war, da der Bajo Cauca unter der
Kontrolle der Caparros steht. Dabei werde auch die Bevölkerung
angegriffen, die "wie immer zwischen die Fronten gerät und am Meisten
darunter zu leiden hat".


Kolumbianischer Staat ohne Kontrolle

Erst am 17. Mai explodierte eine Granate in El Doce [2] in der
Gemeinde Tarazá [3]; dabei starb eine Person, sieben weitere wurden
verletzt. Zwar ist die Armee mit 4.500 Soldaten der Einheit Aquiles im
Bajo Cauca und im Süden von Córdoba stationiert, zu denen die
Gemeinden El Bagre, Nechí, Cáceres, Caucasia, Tarazá und Zaragoza
gehören; doch "der Bajo Cauca ist praktisch unregierbar", urteilt
Zapata, denn dort "regiert nicht der Staat, sondern es bestimmen die
paramilitärischen Kräfte, die um die Macht kämpfen."

Nach offiziellen Angaben ist die Mordrate im Bajo Cauca vergangenen
Jahr um 240 Prozent [4] angestiegen. Zapata zeigte sich auch besorgt,
weil Gemeindewahlen anstehen. Deshalb geht der Menschenrechtler davon
aus, dass die rivalisierenden paramilitärischen Gruppen versuchen
werden, ihnen genehme Funktionär*innen in die Rathäuser und
Lokalregierungen zu bekommen.


Anmerkungen:

[1] https://coeuropa.org.co/

[2] https://www.contagioradio.com/al-bajo-cauca-no-llega-la-sustitucion-pero-si-la-extorsion-y-el-desplazamiento/

[3] https://www.contagioradio.com/fuerza-de-tarea-aquiles-no-evito-desplazamiento-de-mas-120-familias-en-bajo-cauca/

[4] https://www.semana.com/nacion/articulo/masacre-con-fusiles-y-granadas-atacan-a-pobladores-de-una-vereda-en-caceres-antioquia/618254?fbclid=iwar3bftllr7h-ouoegrcxqzmkf0rw89ncvewedrtf1d53ev-xpu94k8r8on0
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06950: Keine Hürde zu hoch (SB)


Die wichtigste Hürde, die Garry Kasparow in jungen Jahren nehmen
mußte, um sich von einem vielversprechenden Talent zum Weltmeister
aufzuschwingen, war sein Sieg im Kandidatenturnier 1983 in Moskau
gegen seinen Landsmann Alexander Beljawski. Der seinerzeit 19jährige
Kasparow brachte gegen seinen 11 Jahre älteren Rivalen mehrere
Vorteile zur Geltung. So hatte sich Kasparow ungleich wirkungsvoller
auf den Wettkampf vorbereitet, was sich insbesondere in der Bedenkzeit
niederschlug. In allen Partien verbrauchte Kasparow weniger Zeit,
seine Züge waren durchdachter, trafen tiefer die Schwächen der
gegnerischen Stellung, und so konnte er bereits in der 2.
Wettkampfpartie in Führung gehen. Beljawksi glich in Runde 4 zwar
wieder aus, strauchelte dann jedoch gleich in der anschließenden
Partie und drei Runden später erneut. Mit 6:3 gewann Kasparow das
Match und sollte fortan nicht mehr wegzudenken sein von der Bühne
internationaler Großmeisterturniere. Im heutigen Rätsel der Sphinx,
entnommen aus der 5. Wettkampfpartie in Moskau, hatte Beljawski mit
den schwarzen Figuren zwar materiell die Balance halten können,
geriert jedoch in die taktischen Mühlen Kasparowscher Zielstrebigkeit,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06950: Keine Hürde zu hoch (SB)]



Kasparow - Beljawski

Moskau 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Rellstab wurde seinem Ruf als grundsolider Taktiker mit 1.Se5xg6+!
gerecht. So oder so gewann er einen Bauern, zum Beispiel 1...Lf5xg6
2.Dc5-d4+ nebst 3.Dd4xf4 oder 1...Sf4xg6 2.Dc5xf5 De8-e3+ 3.Kg1-h2
De3xb3 4.Df5xg6. Also zog Teschner 1...De8xg6, mußte jedoch nach 2.Dc5-
e5+ Dg6-g7 - 2...Kh8-h7 3.De5xf4 Lf5xh3 4.De5-c7+ Kh7-h8 5.Dc7-c3+ -
3.De5xf4 Lf5-g6 4.Lb3-d5 die Sinnlosigkeit weiteren Widerstandes
erkennen und gab daher auf.
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JUGEND/037: Jugendgewalt an Schulen - Gewalt tritt innerhalb ethnischer Gruppen häufiger auf (idw)


Universität zu Köln - 06.06.2019

Studie zur Jugendgewalt an Schulen: Gewalt tritt innerhalb ethnischer
Gruppen häufiger auf

• Gewalt an Schulen häufiger innerhalb ethnischer Gruppen und relativ
selten zwischen Jugendlichen unterschiedlicher ethnischer Herkunft

• Veröffentlichung in "Social Networks"



Physische Gewalt an Schulen tritt relativ selten zwischen Schülerinnen
und Schülern unterschiedlicher ethnischer Herkunft auf. Zu diesem Ergebnis
kommt eine soziologische Studie der Universität zu Köln, in der erstmals
an einer großen Zahl von Sekundarschulen Daten dazu erhoben wurden, wer
wen manchmal schlägt oder tritt. Die Datenbasis der Studie bildet eine
Befragung von über 2.500 Schülerinnen und Schülern der 7. Jahrgangsstufen
von 39 Gesamt-, Real- und Hauptschulen in fünf Städten des Ruhrgebiets.
Die Ergebnisse wurden nun in der Fachzeitschrift "Social Networks"
veröffentlicht.

Die Studie von Mark Wittek, Professor Dr. Clemens Kroneberg und Kathrin
Lämmermann betrachtet erstmals das Zusammenspiel von Freundschaften,
Antipathie- und Gewaltbeziehungen im Schulkontext. Bisherige
Forschungsarbeiten hatten beobachtet, dass in Schulen mit ethnisch
getrennten Freundschaftsnetzwerken tendenziell mehr Gewalt auftritt. Dies
wurde als Zeichen dafür interpretiert, dass ethnische Gruppen miteinander
eher in Konflikt geraten, also gewissermaßen um die Vorherrschaft auf dem
Schulhof kämpfen, und dass sich durch den Mangel an interethnischen
Freundschaften stärkere Feindbilder aufbauen. Die Ergebnisse der neuen
Studie zeigen jedoch, dass der überwiegende Teil der Gewaltakte in solchen
Schulen innerhalb der getrennten Freundesgruppen stattfindet.

Professor Clemens Kroneberg, Leiter des Projekts "Freundschaft und Gewalt
im Jugendalter" der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und des
European Research Council Projekts SOCIALBOND, stellt deshalb klar:
"Einzelne Vorfälle oder Anstiege von Schulgewalt werden häufig als Folge
ethnischer Vielfalt und inter-ethnischer Spannungen gedeutet - je nach
politischer Orientierung werden dabei Schüler mit Migrationshintergrund
vermehrt als Täter oder aber als Opfer von Gewalt vermutet. Unsere
Analysen zeigen, dass Gewalt zwischen Schülern unterschiedlicher
ethnischer Herkunft eher die Ausnahme ist. Vor allem in Schulen, in denen
ethnische Gruppen überwiegend unter sich bleiben, also untereinander
befreundet sind, findet Gewalt eher innerhalb als zwischen diesen Gruppen
statt."

Eine Hauptursache für diesen Zusammenhang sei, dass Schülerinnen und
Schüler, die befreundet sind oder gemeinsame Freunde haben, mehr Freizeit
miteinander verbringen. Sie befinden sich daher öfter in Situationen, in
denen es zu Provokationen, Statuskämpfen und physischen
Auseinandersetzungen kommen kann.

Das Ergebnis der Studie verdeutlicht am Beispiel der Gewalt das sogenannte
"Integrationsparadox": Ein Mehr an Auseinandersetzungen ist häufig Folge
einer voranschreitenden Integration. Schulen, in denen physische
Auseinandersetzungen zwischen Jugendlichen unterschiedlicher ethnischer
Herkunft besonders selten sind, sind eher durch ethnisch getrennte
Freundesgruppen und Antipathie zwischen Jugendlichen unterschiedlicher
Herkunft gekennzeichnet.

Generell wird Gewalt umso wahrscheinlicher, je näher sich Jugendliche im
Freundschaftsnetzwerk einer Jahrgangsstufe sind. Antipathie - eine
Mitschülerin oder einen Mitschüler nicht zu mögen - wird dagegen umso
wahrscheinlicher, je weiter entfernt voneinander sie im
Freundschaftsnetzwerk sind.

Gewalt unter befreundeten Jugendlichen ist zwar absolut gesehen selten:
Sie tritt in nur sechs Prozent aller Freundschaften auf. Aber immerhin 20
Prozent aller Beziehungen, in denen es manchmal zu physischen
Auseinandersetzungen kommt, sind Freundschaften.

Generell ist physische Gewalt in den untersuchten 7. Jahrgangsstufen noch
relativ weit verbreitet: Knapp die Hälfte der Befragten werden als Täter
genannt. Allerdings sind knapp 40 Prozent weder als Täter noch als Opfer
involviert. Zudem nimmt die Gewaltbelastung im Befragungszeitraum (2013
bis 2016) kontinuierlich bis zur 10. Jahrgangsstufe ab.


Publikation:

Mark Wittek, Clemens Kroneberg, Kathrin Lämmermann, 2019:

"Who is fighting with whom? How ethnic origin shapes friendship, dislike,
and physical violence relations in German secondary schools",

Social Networks.

https://doi.org/10.1016/j.socnet.2019.04.004

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1287: Hannover - Weitere kostenlose Aktionen im BURN-Programm, 7.-15.6.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

FIRED! mit Pollyester und den Dead Brothers - weitere kostenlose
Aktionen im BURN-Programm

Schauspiel-Ensemble lädt zu persönlichen Performances, Gesprächen,
Aktionen und Konzerten



Zusätzlich zu dem seit Anfang Mai veröffentlichten BURN-Programm vom
7. bis 15. Juni in Cumberland, wird dieses nun um weitere, von den
Schauspieler*innen selbst gestaltete Performances, Gesprächsformate,
Aktionen und Konzerte ergänzt. All diese Klein- und Kleinstformate
sind kostenfrei, es gilt die Regel: »First come, first serve« - es
gibt solange einen Einlass zur genannten Startzeit, bis die
verfügbaren Plätze (von 5 bis ca. 30) für das jeweilige Format besetzt
sind. Zudem konnte für das Abschlusskonzert am 15. Juni auf dem
Theaterhof zusätzlich zur Songwriterin und DJane Pollyester noch das
Punk-Country-Duo Dead Brothers gewonnen werden!

Das Ensemble hat sich vorgenommen, sich ganz persönlich von den
Menschen und Dingen, die es mit Hannover und dem Schauspiel verbindet,
zu verabschieden. So lädt beispielsweise Lisa Natalie Arnold bei Clear
your locker! ihre Kolleg*innen zu intimen Gesprächen in den
Künstlergarderoben. Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich zu den
unten tabellarisch aufgeführten Veranstaltungen spontan noch weitere
Aktionen und Performances hinzugesellen. Es lohnt sich daher, aber dem
7. Juni, jeweils ab 18 Uhr, spontan in Cumberland vorbeizukommen.
Informationen über das Gesamtprogramm gibt es dann auch immer
tagesaktuell auf der Website des Schauspiel Hannover sowie über Social
Media.


BURN

27. Mai - 15. Juni, die letzten Vorstellungen aus dem Repertoire im
Schauspielhaus

7.-15. Juni, täglich ab 18 Uhr in Cumberland

Der Vorverkauf für kostenpflichtige Vorstellungen läuft

Für die ergänzenden kostenfreien Vorstellungen gibt es Einlass,
solange Plätze verfügbar sind:

07.06., 19:30 / 09.06., 18:30 / 10.06., 18:30, Cumberland

Die halbe Stunde

Gespräche zwischen Philippe Goos und Mathias Max Herrmann

08.06., 18:00, Cumberland

Re-von-nah

Dieter Hufschmidt mit Texten von Kurt Schwitters

08.06., 19:00 Uhr, Cumberland

Olympische Spiele 2008/ Dressur

Isabell Werth präsentiert mit ihrem Pferd Satchmo die schwerste
Dressur, die jemals auf der Welt gezeigt wurde

10.06., 21:30, Cumberland

Schneeweiß und Russenrot

Performance von Milena Kubicka mit Dennis Pörtner und Dorota Maslowska

10.06., 22:30, Cumberland

Clear your Locker!

Garderobengespräche mit Lisa Natalie Arnold. Gäste: Beatrice Frey,
Katja Gaudard, Philippe Goos, Silvester von Hösslin und Christoph
Müller

11.06., 18:00 Uhr, Cumberland

NOTES - unspoken!

von und mit Rainer Frank

11.06., 18:30, Cumberland

Bye bye Pride - ein kleines Konzert mit Günther Harder und
Christian Decker plus X

14.06., 18:00 Uhr, Theaterhof

Vier Grad plus oder Die Welt ist tot, wir haben sie umgebracht

Eine Stückentwicklung von Seline Seidler

15.06., 22:00, Theaterhof

FIRED!

mit Konzert der Dead Brothers, Song- und DJ-Set von Pollyester und dem
Ensemble

anschl. Party im Theaterhof und der Galerie

Weitere Details im Spielplan des Schauspiel unter

www.schauspielhannover.de

http://www.facebook.com/schauspielhannover

https://www.instagram.com/schauspielhannover/


BURN - Finale und Abschied des Schauspiel-Ensembles. 27.5.- 15.6.19

Zum letzten Mal: 27.5.: Im Westen nichts Neues, 28.5.: Es war einmal?
das Leben, 29.5.: Tschick, 30.5.: Das Sams, 31.5.: Der Auftrag, 1.6.:
Die Edda, 2.6.: Medea, 3.6.: Extrem laut und unglaublich nah, 4.6.:
Hool, 5.6.: Mephisto, 6.6.: Macbeth, 7.6.: Trutz, 8.6.: Die verlorene
Oper. Ruhrepos, 9.6.: Rainald Grebe: Das Elfenbeinkonzert, 11.6.: Der
schwarze Obelisk, 12.6.: Der aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui,
13.6.: Iggy - Lust for Life, 14.6.: Räuber-Ratten-Schlacht, 15.6.:
Rotkäppchen und der Wolf: Ein Drama

It's better to burn out than to fade away. Festival des
Schauspiel-Ensembles: 7.6.: 18:30 Eröffnung, 20:00 Sprit! Ein
Cocktail, ab 22:30 Burn, Baby, Burn! Eröffnungsparty, 8.6.: 11:00
Flohmarkt, 20:00 Projekt: Sexmission, 22:30 Proust w/ Doom
Electronics, 9.6.: 20:00 Was weiß ich, 22:30 The king is gone but he's
not forgotten. Schauspiel Hannover Allstars, 10.6.: 20:00 Out of the
blue into the black, 11.6.: 20:00 Dag, 12.6.: 18:30 + 20:00 + 22:30
Endzeitstimmung I-III, 13.6.: 20:00 Despedida, 22:30 Mickybo und ich,
14.6.: 18:30: Der Beefträger. Perlen aus der Kommentarspalte, 20:00
Hommage an, 22:30 Splittermann., 15.6.: Fired! Großes Abschlussfest
mit Musik von Pollyester und Special Guests

Weitere Informationen unter schauspielhannover.de

Bitte bachten Sie, dass das Schauspiel Hannover ab 01.07. in den
Spielzeitferien ist.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Mai 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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VETERINÄR/468: Wärmebildkameras schonen kranke Tiere (idw)


Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA - 06.06.2019

Wärmebildkameras schonen kranke Tiere



Bisher müssen Veterinäre kranke oder verletzte Zootiere oft betäuben, um
herauszufinden, was ihnen fehlt. Künftig sollen Wärmebildkameras bei der
Diagnose helfen. Forscher des Fraunhofer-Instituts für Produktionstechnik
und Automatisierung IPA erarbeiten gemeinsam mit der Wilhelma in Stuttgart
ein thermographisches Diagnoseassistenzsystem.

Wenn ein Tierpfleger in der Wilhelma ein humpelndes Zebra entdeckt, ruft
er nicht nur den Tierarzt, sondern meldet sich auch bei Sascha Getto, der
sich am Fraunhofer IPA mit optischen Mess- und Prüfsystemen beschäftigt.
Getto schickt dann einen seiner Mitarbeiter, der meist früh morgens, noch
bevor der zoologisch-botanische Garten seine Tore für Besucher öffnet, das
verletzte Tier mit einer Wärmebildkamera filmt. Nicht nur einmal, sondern
immer wieder, um den gesamten Genesungsprozess zu dokumentieren.

Seit 2013 geht das schon so und in der Zwischenzeit ist eine Bilddatenbank
mit hunderten hochaufgelöster Aufnahmen entstanden. Aus ihr ist
ersichtlich, wie sich die Körpertemperatur einer Hirschebersau entwickelt,
solange sie trächtig ist, oder wie sich ein Seelöwe mit entzündeter
Mundhöhle von einem gesunden Artgenossen unterscheidet. So sollen
Veterinäre künftig anhand der Wärmebilder und anderer
Untersuchungsmethoden herausfinden, was genau einem verletzten oder
kranken Tier fehlt. Sie müssten es dann im ersten Schritt oft nicht mehr
betäuben, um es untersuchen zu können. Stattdessen könnten sie im
Idealfall sofort mit der Behandlung beginnen.

Künstliche Intelligenz könnte bei der Diagnose unterstützen

Bis es so weit ist, wird es voraussichtlich noch ein wenig dauern. Im
nächsten Entwicklungsschritt soll es zunächst den Tierärzten möglich sein,
eigenhändig Wärmebilder anzufertigen und diese mit bestehenden Aufnahmen
in der Bilddatenbank zu vergleichen. Dafür wollen die Wissenschaftler um
Getto die Software so weiterentwickeln, dass die Bilddatenbank möglichst
einfach zu bedienen ist. So müssten beispielsweise die einzelnen Aufnahmen
mit Umweltdaten verknüpft werden. »Eine Giraffe, die bei eisigem Wind
aufgenommen wird, sieht auf einem Wärmebild anders aus als an einem
ruhigen Sommertag«, gibt Getto zu bedenken.

Ferner evaluieren die Wissenschaftler um Getto eine spätere Anbindung an
die Cloud. Damit könnten neben der Wilhelma noch weitere Zoos Aufnahmen in
einer umfassenden Bilddatenbank hinterlegen. »Irgendwann wäre die
Datenbasis groß genug, um sie von einer Künstlichen Intelligenz auswerten
zu lassen«, sagt Getto. Die Software könnte dann beispielsweise
eigenständig auf auffällige Temperaturveränderungen hinweisen. »Diagnosen
soll sie aber nicht stellen. Das bleibt den Tierärzten vorbehalten«, so
Getto weiter.

Kameratechnik muss einfacher werden

Auch die Wärmebildkameras selbst müssen einfacher bedienbar werden.
»Bisher gibt es noch nicht die Vielzahl an ausgeklügelten 
Automatik-Funktionen wie bei handelsüblichen Digitalkameras«, sagt Getto. »Die
Infrarot-Technik vor jeder Aufnahme neu einzustellen, ist eine Aufgabe,
die Tierärzten künftig erspart bleiben sollte«, findet der Forscher. Auf
die Produktentwicklung der Hersteller hat er jedoch keinen Einfluss.

Doch egal, wie einfach bedienbar Wärmbildkameras in Zukunft sind und wie
ausgeklügelt die Software für die Bilddatenbank am Ende sein mag: Das
Verfahren wird auf absehbare Zeit aufgrund der physikalischen
Beschränkungen der Wärmebildtechnik unmöglich allen Tieren das Leben
erleichtern können. »Bären haben über weite Strecken ein so dichtes Fell,
dass wir die Körpertemperatur an der Haut nicht ermitteln können«, sagt
Getto, »und Strauße oder Flamingos haben so dünne Beine, dass wir sie aus
der Ferne nicht aufnehmen können. Kommen wir ihnen aber zu nah, flüchten
sie.«


Weitere Informationen unter:

https://www.ipa.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/thermographie.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution206

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA, 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/673: Fridays for Future gegen Kohle - Zehnte Klimademonstration in Konstanz (FfF Konstanz)


Fridays for Future Konstanz - 07.06.2019

Fridays for Future gegen Kohle

Zehnte Demonstration von Fridays for Future Konstanz. Organisatoren
mobilisieren für den ersten zentralen Klimastreik der Bewegung in
Aachen.



Konstanz 07.06.2019 - Am Freitag veranstaltete Fridays for Future die
zehnte Klimademonstration in Konstanz, mit etwa 300 Teilnehmern.
Musikalisch begleitet wurde der Demonstrationszug von dem Pianisten
Davide Martello. Dieser bereist mit seinem Flügel die ganze Welt um
auf Demonstrationen zu spielen. Die Veranstalter betonten die
Dringlichkeit zu handeln, "denn", so Noemi Mundhaas, "2020 ist das
letzte Jahr, indem wir noch die Chance haben die Wende einzuleiten um
unter 2 Grad Erderhitzung zu bleiben." Die Organisatorin berief sich
dabei auf eine im Fachmagazin "Nature" veröffentlichten Studie. In
dieser wurde simuliert, wie die globalen Treibhausgasemissionen
reduziert werden müssten, um die Erderhitzung auf unter 2 Grad zu
begrenzen. Die Wissenschaftler kamen zu dem Ergebnis, dass die
weltweiten Emissionen ab 2020 rückläufig sein müssen. Ansonsten
bestünde keine realistische Chance mehr die Klimaziele von Paris
einzuhalten [1].

"Die Wissenschaft hat klar gesagt, wie katastrophal das Ergebnis sein
wird, wenn wir nicht unter 2 Grad Erwärmung bleiben. Gleichzeitig hat
sie aber auch klar gesagt, dass es noch möglich! Und sie hat einen
Ausweg gezeigt. Es ist nun an uns, diese nötigen Maßnahmen", ergänzt
Ronja de la Torre von Fridays for Future. Vor diesem Hintergrund
warben die Organisatoren für die kommende Demonstration in Aachen. Am
21. Juni soll dort der erste zentrale Klimastreik der europäischen
Fridays for Future Bewegung stattfinden. Aus 15 Ländern werden
Demonstranten erwartet. Auch aus Konstanz soll es einen Bus geben. Die
Stadt Aachen liegt im Herzen des rheinischen Braunkohlereviers, der
größten CO2 Quelle Europas.

Vor diesem Hintergrund ging es auch bei der Konstanzer Demonstration
um die Kohle Verfeuerung. Vincent Troetschel dazu: "Bereits 2013
überlegte RWE aufgrund von steigenden CO2-Zertifikatpreisen, bis 2018
ein Viertel aller Kohlekraft abzuschalten [2]. Was sie letztlich davon
abgehalten hat, waren 46 Mrd. Euro Subventionen in fossile
Brennstoffe. Dass wir auch heute noch Kohlestrom haben entbehrt jeder
Logik." Christian Clausner ergänzte: "In Karlsruhe steht auf dem
Gelände eines Steinkohlekraftwerks auch ein stillgelegtes
Gaskraftwerk. Dieses könnte jederzeit in Betrieb genommen werden.
Solche Missstände könnten innerhalb eines Tages geändert werden. Dass
dieses Kraftwerk noch läuft, zeigt dass die Politik noch nicht die
Warnschüsse des Klimas gehört hat."

Die Fridays for Future Bewegung fordert, bis Ende des Jahres ein
Viertel der deutschen Kohlekraftwerke abzuschalten. Bis 2030 müsse
Deutschland komplett aus der Kohleverstromung ausgestiegen sein. Nur
so könne die Erderhitzung auf 1,5 Grad begrenzt werden. Zum Abschluss
der Veranstaltung sprach Maja Werner den Teilnehmern Mut zu: "All
diese Erkenntnisse sind nicht neu. Neu ist, dass wir nun zum Ersten
Mal eine weltweite starke Klimabewegung haben. Jetzt müssen wir
dranbleiben, damit die Politik endlich handelt!"

Besonderes Ereignis der diesmaligen Demonstration war der Geburtstag
des Nashorn Musikwagens. Mit der zehnten Demonstration wurde der
Musikwagen "getauft". Nach einer Jubel-Abstimmung mit mehreren
Optionen durch die anwesenden Demonstrierenden entschieden sich die
Teilnehmer für "Mampfred", ein im Brunnen gefüllter Eimer Wasser
besiegelte die Namensgebung.



[1] https://www.nature.com/news/three-years-to-safeguard-our-climate-1.22201

[2] https://rp-online.de/wirtschaft/stadt-droht-rwe-mit-stopp-der-umsiedlung_aid-14789763

 * 

Quelle:

Fridays for Future Konstanz

Pressemitteilung, 07.06.2019

Internet: www.fridaysforfuture-konstanz.de
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FISCHEREI/206: Hamburger Forschungsprojekte - Fischfang soll weltweit nachhaltiger werden (idw)


Universität Hamburg - 06.06.2019

Fischfang soll weltweit nachhaltiger werden: drei neue Forschungsprojekte 
an der Universität Hamburg



Nordsee, Ostsee, Übersee: An der Universität Hamburg starten gleich
drei neue Forschungsprojekte an der Schnittstelle von Fischerei,
Ökonomie und Nachhaltigkeit. Gefördert werden diese vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im Rahmen des
Programms Forschung für Nachhaltige Entwicklung (FONA).

In der Ostsee stehen Dorsch- und Heringsbestände aktuell vor dem
Kollaps. An der Nordsee haben sich einige Arten zwar jüngst erholt,
die Fischerei gerät aber durch Windparks, Öl- und Gasgewinnung
zunehmend unter Druck. Und im Humboldtstrom vor der Küste Südamerikas
könnte der Klimawandel womöglich die Sardellenpopulation und das
produktivste Fanggebiet weltweit aus dem Gleichgewicht bringen.
"Rutscht der Fischbestand unter eine kritische Stückzahl, ist es
extrem schwierig und langwierig, die Zahlen wieder hochzubringen",
warnt Prof. Christian Möllmann vom Centrum für Erdsystemforschung und
Nachhaltigkeit (CEN) der Universität Hamburg.

"Unser Ziel ist es, Zusammenhänge zwischen Ökologie und Ökonomie
aufzuzeigen - in einem veränderten Klima und mit Blick auf eine
intelligente Nutzung durch die Gesellschaft", so Möllmann. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler arbeiten dafür mit
aufwändigen Rechenmodellen: Bestandszahlen, Fangquoten, Klimadaten,
Informationen zur Biologie der Arten, Preise und Wirtschaftsdaten
werden kombiniert, um Prognosen zu erstellen und verschiedene
Zukunftsszenarien zu prüfen.

Möllmann ist einer der leitenden Wissenschaftler im Nordsee-Projekt
"SeaUseTip". Gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen sucht er nach
möglichen Kipppunkten im System - und wie sie sich durch geschicktes
Management vermeiden lassen: "Die meisten Bestände kommen an ihre
Grenzen, wenn mehrere Stressfaktoren zusammenkommen - also etwa hohe
Fangquoten, knappe Nahrung plus die Folgen des Klimawandels."

Wirtschaftlichkeit und gesellschaftliche Interessen spielen für die
Zukunft der marinen Ökosysteme eine wichtige Rolle - und werden in
allen drei Projekten mit untersucht: Beteiligt sind neben
Universitäten und Forschungsinstituten auch örtliche
Fischereiverbände, die Industrie und NGOs. Ihnen geht es darum, die
lokalen Lebensgrundlagen zu sichern, Risiken für Wirtschaft, Export
und globale Märkte abzuschätzen.

Projekt "SeaUseTip" (gefördert bis 2022, Universität Hamburg: 880.000
EUR)

Weltweit leiden marine Ökosysteme unter den Folgen menschlichen
Handelns. Abrupte Veränderungen, sogenannte "Regime Shifts", werden
unter diesem Druck und im Zuge des Klimawandels immer
wahrscheinlicher. Fischereibiologen, Küstenforscher und Umweltökonomen
untersuchen die deutsche Nordsee und mögliche Kipppunkte. Wie
verletzlich und wie anpassungsfähig ist das komplexe Artengefüge und
wie könnte eine schonendere Nutzung aussehen? Ziel ist, praktische
Werkzeuge für ein umweltverträgliches Management zu entwickeln.
Beteiligte Institutionen: Thünen-Institut für Seefischerei
Bremerhaven, Helmholtz-Zentrum Geesthacht, Institut für
Küstenforschung, Centrum für Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit
(CEN) der Universität Hamburg

Projekt "marEEshift" (gefördert bis 2022, Universität Hamburg: 650.000
EUR)

Hering und Dorsch sind die wichtigsten Speisefischarten der westlichen
Ostsee - und in ihrer Existenz extrem bedroht. 2016 musste die
kommerzielle Fangquote für Dorsch um mehr als 50 Prozent gekürzt
werden. Erstmals wurde außerdem ein so genanntes "daily bag-limit" für
private Angler eingeführt. Ziel des Projektes ist es,
Schlüsselfaktoren zu identifizieren und zu prüfen, wie robust das
Ökosystem noch ist. Zentrale These: Kurskorrekturen und gezieltes
Fischereimanagement bewirken einen Regime Shift in Richtung
Nachhaltigkeit. Beteiligte Institutionen: Universität Leipzig,
Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv),
Universität Hamburg (CEN), Thünen-Institut für Ostseefischerei,
Universität Freiburg, Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei Berlin

Projekt "Humboldt-Tipping" (gefördert bis 2022, Universität Hamburg:
290.000 EUR)

Im Humboldtstrom vor der Westküste Südamerikas werden bisher jedes
Jahr gigantische neun Millionen Tonnen Fisch gefangen. Gleichzeitig
werden in der Region Wale und Seevögel und ein funktionierendes
Ökosystem für den zunehmenden Tourismus wichtiger. Die Produktivität
des Gebietes ist jedoch extrem variabel und zusätzlich könnte der
Klimawandel die Meeresströmung und die Nährstoffzufuhr verändern. Wie
wirkt sich dies z.B. auf die Sardellenfischerei aus - und bedeutet ein
Rückgang einen unwiderruflichen Kipppunkt? Gesucht wird nach
Anpassungsmöglichkeiten, die helfen, lokale Lebensgrundlagen zu
sichern, wirtschaftliche Risiken zu verringern und Küstengemeinden
widerstandsfähiger zu machen. Beteiligte Institutionen: Universitäten
Kiel, Hamburg und Bremen, Geomar Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung,
ZMT Leibniz Zentrum für Marine Tropenforschung

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717101

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEER/332: Ausbeutung der Meere hat alarmierende Dimension erreicht (FUE)


Forum Umwelt & Entwicklung - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Ausbeutung der Meere hat alarmierende Dimension erreicht 

Verhandlungen zum Tiefseebergbau schreiten voran



Berlin, 07.06.2019 - Die Belastung der Meere beschränkt
sich nicht länger nur auf Überfischung, Plastikmüll oder die Folgen
des Klimawandels. Im Zuge der laufenden Verhandlungen zum
Tiefseebergbau wird ein neuer Wirtschaftszweig geschaffen, der neue
und weitreichende Gefahren für die Meeresökologie mit sich bringt.
Während die deutsche Industrie bereits aktiv in diese Prozesse
eingebunden ist, weiß die Öffentlichkeit kaum etwas von den
Aktivitäten der Bundesregierung zum Tiefseebergbau. Umwelt- und
Entwicklungsverbände kritisieren den intransparenten Prozess und
fordern wirksamen Schutz der Meere statt immer neuer Unterstützung für
High-Tech-Wirtschaft.

Derzeit wird bei der Internationalen Meeresbodenbehörde der Vereinten
Nationen ein Abkommen zum Bergbau am Meeresboden verhandelt.
Deutschland hat derzeit die Rolle des Vizepräsidenten in dem
einflussreichen Rat inne, dem lediglich 36 Länder angehören und der
besonderen Einfluss auf die Verhandlungen hat. In der Öffentlichkeit
sind diese Verhandlungen kaum bekannt, obwohl bereits Steuergelder
geflossen sind und die deutsche Industrie eingebunden wird.
Mittlerweile gibt es zahlreiche Explorations- und Forschungsprojekte
für Bergbau in der Tiefsee. Bedenken von Umwelt- und
Entwicklungsverbänden werden weitestgehend ignoriert. Die Verbände
fordern daher deutlich mehr Transparenz bezüglich der
Verhandlungsposition der Bundesregierung, der Bewilligung von
Forschungsvorhaben in der Tiefsee und Lobbygesprächen mit der
deutschen maritimen Industrie. Erneut machen diese Verbände deutlich,
dass Tiefseebergbau katastrophal für Umwelt und Menschen sein wird und
die Triebkräfte dahinter offengelegt werden müssen:

Marie-Luise Abshagen, Referentin für nachhaltige Entwicklung vom Forum
Umwelt und Entwicklung kritisiert: "Wir können es uns als Menschheit
nicht leisten, in den Meeren noch mehr Schaden anzurichten. Doch genau
das wird mit Tiefseebergbau passieren. Damit wird einen Teil der Meere
unwiederbringlich zerstört - mit Auswirkungen, die unseren derzeitigen
Wissenstand über die Ozeane und ihre Ökosysteme weit überschreiten.
Selbst ein internationales Regelwerk für Tiefseebergbau, das
Umweltschutz beinhaltet, wird die Zerstörung der Abbaugebiete in Kauf
nehmen müssen. Anders geht Tiefseebergbau nicht. Und wofür das Ganze?
Für die Weiterführung eines High-Tech basierten Wirtschaftswachstums,
von dem schon jetzt nur eine kleine Elite weltweit und in Deutschland
wirklich profitiert."

Kai Kaschinski, Projektkoordinator von Fair Oceans, gibt zudem zu
bedenken: "Abgesehen von den katastrophalen Auswirkungen auf der Hohen
See, müssen wir davon ausgehen, dass der Tiefseebergbau auch nahe der
Küsten stattfinden wird, wie es vor Papua-Neuguinea geplant ist und
Menschen von den Auswirkungen direkt betroffen sein werden. Weltweit
wurden auf der Hohen See wie auch in den Küstengewässern schon mehr
als 1 Mio. km² an Lizenzgebieten für den Tiefseebergbau erworben.
Sowohl unsere Partnerorganisationen vor Ort wie auch unsere Studie zum
Tiefseebergbau haben uns gezeigt wie groß die damit verbundenen
sozialen und ökologischen Gefahren sind. Wie schon im
Offshore-Ölgeschäft geschehen ist zu erwarten, dass auch der
Tiefseebergbau weit über die jeweiligen Lizenzgebiete hinaus und
gerade im globalen Süden zu Menschenrechtsverletzungen und einer
ungerechten Ressourcenverteilung beitragen wird. Wollen wir hierfür
wirklich in Deutschland eine Vorreiterrolle übernehmen?"

"Seit Jahren fordern wir die Bundesregierung auf, Umwelt- und
Entwicklungspolitik in ihren Meeresstrategien zusammenzudenken. Unser
Lebensstil wirkt sich jetzt schon negativ auf die Menschen aus, die
weltweit an Küsten und vom Meer leben. Sie bekommen jetzt schon den
Klimawandel, die Überfischung und die Vermüllung der Meere ab. Nur
wenn wir politisch und ökonomisch in Deutschland einen anderen Kurs
einschlagen, können diese Menschen ein Leben in Würde führen. Das
heißt, Fischereifangquoten reduzieren, Kreislaufwirtschaft umsetzen,
eine deutlich ambitioniertere Klimapolitik verwirklichen. Ähnlich wie
in der Klimakrise sind wir längst an dem Punkt angekommen, dass wir
sofortiges politisches Handeln brauchen, das verbindlich den Schutz
der Meere und die Lebensperspektiven von Küsten- und
Fischereigemeinschaften in den Vordergrund stellt", fasst Francisco
Marí, Referent für Meerespolitik bei Brot für die Welt zusammen.



weitere Infos: 

https://www.forumue.de/konferenz-zum-welttag-der-ozeane-2019-der-vereinten-nationen-25-jahre-seerecht-zwischen-wachsenden-schutz-und-nutzungsanspruechen/



Hintergrundmaterial

- Nein zum Raubbau an der Tiefsee! Positionspapier
zivilgesellschaftlicher Akteure zum Tiefseebergbau

https://www.forumue.de/nein-zum-raubbau-an-der-tiefsee-positionspapier-zivilgesellschaftlicher-akteure-zum-tiefseebergbau/

- solwara 1 - Bergbau am Meeresboden vor Papua-Neuguinea

https://info.brot-fuer-die-welt.de/sites/default/files/blog-downloads/studie_solwara1_final_e-book_oht.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.06.2019

Herausgeber: Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 93, Fax: 030/678 1775 80

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de, www.biodiv-network.de
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MEER/331: Müllkrise am Mittelmeer (WWF)


WWF Pressemitteilung - 7. Juni 2019

Müllkrise am Mittelmeer



Die Länder rund um das Mittelmeer scheitern daran, ihren
Kunststoffmüll umweltverträglich zu entsorgen. So gelangen mehr als
eine halbe Million Tonnen Plastik pro Jahr ins Mittelmeer, das
entspricht 33.800 Plastikflaschen pro Minute. Dies geht aus einer
aktuellen WWF-Analyse des WWF-Mittelmeerprogramms hervor.

Beliebte Reiseziele zählen zu den meistverschmutzten Gegenden.
Die Hälfte des Plastikeintrags geht auf küstennahe Aktivitäten zurück.
Anders als im offenen Ozean wird im Mittelmeer 80 Prozent des
Plastikmülls innerhalb von 10 Jahren wieder angespült. Täglich sammeln
sich fünf Kilogramm Kunststoffmüll pro Küstenkilometer an. Neben der
türkischen Region Kilikien zählen zu den meistverschmutzen
Küstenlinien beliebte Reiseziele wie Barcelona, Tel-Aviv, Valencia,
die Bucht von Marseille und die Küste bei Venedig und dem Po-Delta.
 "Der Tourismus erhöht den Druck aufs Mittelmeer zusätzlich. Die
kommunale Abfallentsorgung kann mit dem saisonal anwachsenden
Müllaufkommen oft nicht mithalten. Während der Urlaubszeit steigt die
Abfallbelastung des Mittelmeers in den Touristenregionen um bis zu 40
Prozent", sagt Bernhard Bauske, Experte für Plastikmüll des WWF
Deutschland. Rund 200 Millionen Reisende besuchen die Küsten der
Mittelmeerregion pro Jahr.

"Die Natur zahlt den höchsten Preis für die Verschmutzung des
Mittelmeeres. Doch auch für die Wirtschaft wird die Plastikflut
teuer", warnt Bernhard Bauske. Meeresmüll verursacht jährlich 641
Millionen Euro Kosten für Tourismus, Fischerei und maritime
Wirtschaft. Gleichzeitig tragen Wirtschaftszweige wie der Seehandel
und die Fischerei zur Misere bei: 20 Prozent des Kunststoffmülls im
Mittelmeer sind verlorene Ladung oder Fischereigerät.


Plastikimporteur
Türkei: Deutscher Plastikmüll bindet Recyclingkapazität

Der chinesische Importstopp für Plastikmüll hat zu Verschiebungen im
globalen Handel mit Kunststoffabfällen geführt. Seit 2018 gehört die
Türkei zu den zehn größten Plastikmüll-Importländern der Welt und
nimmt steigende Müllmengen aus Großbritannien, Belgien und Deutschland
auf. Über 50.000 Tonnen Kunststoffmüll hat Deutschland 2018 in die
Türkei geschickt. "Ein Großteil der Recyclingkapazität in der Türkei
wird für den importierten Plastikmüll eingesetzt, weil diese Abfälle
besser sortiert sind als der lokal anfallende Müll. Im schlimmsten
Fall besteht die Gefahr, dass Plastikmüll nicht umweltgerecht
recycelt wird und so unkontrolliert in die Umwelt gelangt", so
WWF-Experte Bauske. "Statt die Recyclinganlagen anderer Länder mit
deutschem Plastikmüll zu verstopfen, sollte Deutschland andere
Staaten noch intensiver dabei unterstützen, bessere Sammel- und
Sortiersysteme zu etablieren."

Der WWF fordert Deutschland und die EU auf, sich noch intensiver als
bisher für ein internationales UN-Abkommen gegen den Eintrag von
Plastikmüll ins Meer einzusetzen, das auch die Grundlage für solch
technische Zusammenarbeit weniger entwickelten Staatenlegt.

Die WWF-Analyse sieht die Ursache für die Verschmutzung des
Mittelmeeres in einem mangelhaften System, das sich auf Versäumnisse
bei Produzenten, Behörden und Verbrauchern stützt. Mehr als die Hälfte
des im Mittelmeerraum produzierten Kunststoffs landet binnen einen
Jahres in der Mülltonne. Der Hauptanteil endet auf der Deponie oder
in der Verbrennungsanlage, nur ein Bruchteil wird wiedergenutzt oder
recycelt. Im Mittelmeerraum werden überdurchschnittlich viele
Plastikgüter hergestellt, pro Kopf 23 kg mehr als im globalen Mittel.
 "Unser Umgang mit Plastik stimmt hinten und vorne nicht. Alle
Mittelmeerstaaten scheitern bei der Abfallsammlung und müssen ihren
gesamten Umgang mit Plastik und Verpackungen überarbeiten. Wir müssen
Herstellung und Verbrauch von Kunststoff drosseln und ernsthaft in
Recycling und Mehrwegsysteme investieren. Nur so können wir
Plastikmüll aus dem Mittelmeer heraus halten", sagt Guiseppe die
Carlo, Direktor des WWF-Mittelmeerprogramms. Abfallentsorgung und
Recyclinganlagen sind rund ums Mittelmeer unterschiedlich gut
ausgebaut. Offene Mülldeponien sind vielerorts noch verbreitet, so
dass Müll über die Flüsse ins Meer geschwemmt wird. Von den 24
Millionen Tonnen der jährlich in den Mittelmeerländern anfallenden
Plastikabfälle werden 6,6 Millionen Tonnen schlecht verwaltet, d.h.
sie werden entweder gar nicht erst eingesammelt oder nach Sammlung auf
 illegalen Deponien oder in der offenen Landschaft verklappt. Diese
zweifelhaften Methoden der 'Entsorgung' sind die Hauptquellen des
Eintrags von Plastikmüll ins Mittelmeer. Die drei Anrainerstaaten
Ägypten, Türkei, und Italien sind verantwortlich für zwei Drittel der
Kunststoffabfälle, die in die Umwelt gelangen.



WWF-Report: Stop The Flood of Plastic - How Mediterranean Countries
can save their Sea [PDF, 4 MB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Report_Mediterranean_Stop_The_Flood_of_Plastic.pdf
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AKTION/087: Schutzgebiete in der Nordsee müssen echten Schutz bieten (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 7. Juni 2019

Schutzgebiete in der Nordsee müssen echten Schutz bieten 

BUND fordert Ruhezonen, die von jeglicher Nutzung ausgeschlossen sind



Die Meere sind die am schlechtesten geschützten Lebensräume der Erde.
Darauf weist der BUND Niedersachsen zum Tag des Meeres am 8. Juni hin.
Zwar stehen laut dem Statistischen Bundesamt 47 Prozent der deutschen
Meeresflächen der Nord- und Ostsee unter Schutz, doch dieser ist nach
wie vor unzureichend, denn selbst dort finden bis heute flächendeckend
Nutzungen statt, die eine natürliche Entwicklung und Sicherung der
Gebiete auf Dauer verhindern. Echte Rückzugsräume für die Natur gibt
es kaum noch. Damit ist die Artenvielfalt selbst in den Schutzgebieten
der Nordsee stark bedroht.

Den katastrophalen Zustand der Nordsee hat sogar die Bundesregierung
Anfang 2019 in ihrem Zustandsbericht bestätigt. Der BUND fordert zum
Schutz der schwindenden Lebensräume und Arten unter und am Wasser
sogenannte Nullnutzungszonen - Zonen, in denen jede Nutzung verboten
ist. "Angesichts des dramatisch schlechten Zustands der Nordsee müssen
in mindestens der Hälfte der niedersächsischen Schutzgebietsflächen
umgehend alle Nutzungen ausgeschlossen werden", fordert Susanne
Gerstner, Landesgeschäftsführerin des BUND Niedersachsen. "In den
anderen Teilen der Schutzgebiete müssen zeitgleich ambitionierte und
im Sinne der Schutzziele nachhaltig wirksame Maßnahmen erfolgen, wie
der Einsatz von ökologisch verträglicheren Fanggeräten und -methoden
für den Fischfang, ein nachhaltiges und systemangepasstes
Sedimentmanagement bei der Fahrrinnenunterhaltung und die Reduzierung
von Unterwasserlärm."

"Gesunde Meere sind für das Ökosystem Erde von unschätzbarer
Bedeutung. Wir müssen das Meer vor unserer Küste über die
Schutzgebiete hinaus wirksam vor Belastungen schützen, um es als
wichtigen Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu erhalten", so Gerstner.
Die zunehmende Nutzung und die damit einhergehende Verschmutzung der
Meere durch den Menschen hinterlassen erhebliche Spuren und belasten
den marinen Lebensraum schwer. Der BUND Niedersachsen fordert die
niedersächsische Landesregierung sowie alle beteiligten Ressorts wie
Verkehr, Wirtschaft, Landwirtschaft, Verteidigung und Forschung auf,
gemeinsam mit dem Umweltministerium die erforderlichen Maßnahmen in
den Schutzgebieten, insbesondere im Weltnaturerbe Wattenmeer
einschließlich der Flussmündungen, sowie im sonstigen
niedersächsischen Küstenmeer umzusetzen. Überdies sollte die
Landesregierung den Bund bei der Erstellung und Durchsetzung der
Managementpläne für die Meeresschutzgebiete in der Ausschließlichen
Wirtschaftszone (AWZ) unterstützen.

Am morgigen Tag der Meere informiert der BUND Besucher*innen im Zoo
Hannover über diesen bedrohten Lebensraum und wie wir ihn schützen
können. Auf Norderney findet im Rahmen des BUND-Projektes
"Plastikfreie Küste" von 10.30-13.30 Uhr eine Müllsammelaktion des
Watt Welten-Besucherzentrums statt. Im Anschluss können Kinder am
Strand gefundenen Müll gegen selbst gestaltete Anstecker eintauschen.

Mehr Infos unter www.wattwelten.de.

 * 
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AKTION/086: World Oceans Day - Schwimmen, Paddeln und Segeln für Meeresschutzgebiete (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 7. Juni 2019

World Oceans Day: Schwimmen, Paddeln und Segeln für Meeresschutzgebiete

Greenpeace-Ehrenamtliche und Wassersportler werden deutschlandweit in
18 Städten aktiv



Hamburg, 7.6.2019 - Ein weltweites Netz von Meeresschutzgebieten
fordern Greenpeace-Ehrenamtliche gemeinsam mit Wassersportvereinen ab
dem morgigen Samstag, 8. Juni, unter anderem in Berlin, Frankfurt und
Düsseldorf.

Zum internationalen Tag des Meeres rufen die Umweltschützer und lokale
Ruder-, Tretboot- oder Schwimmvereine in 18 deutschen Städten dazu
auf, im Wasser Meter und Kilometer für den Schutz der Ozeane
zurückzulegen. "Unsere Ozeane sind in der Krise", sagt Christian
Bussau, Meeresexperte von Greenpeace. "Wir kennen die Tiefsee weniger
als den Mond und sind dennoch dabei, sie zu zerstören." Klimakrise und
Umweltverschmutzung bedrohen die Meere wie nie zuvor. Greenpeace
fordert deshalb, dass bis zum Jahr 2030 mindestens 30 Prozent der
Ozeane unter Schutz gestellt werden (Plan online: act.gp/2HRYxtQ).

Mit ihrem sportlichen Protest appellieren Greenpeace-Aktivisten und
Freiwillige an die Vereinten Nationen, die aktuell über ein
Rahmenabkommen zum Hochseeschutz verhandeln. Alle im Wasser
zurückgelegten Strecken werden in den kommenden Wochen gesammelt, in
eine Fläche umgerechnet und sollen anschließend das geforderte
Schutzgebiete-Netzwerk auf einer digitalen Karte füllen. "Jede und
jeder kann so zum Meeresschützer werden und sich für unseren blauen
Planeten einsetzen", sagt Bussau. "Die Ozeane brauchen dringend unsere
Hilfe."

Nur ein Prozent der Hohen See, den Meeresregionen jenseits nationaler
Küstengewässer, steht derzeit unter Schutz. Doch Klimakrise,
Rohstoffabbau, Überfischung und Plastikmüll setzen den Ozeanen schwer
zu. Konsequente Schutzgebiete wären die Lösung. Das haben auch die
Vereinten Nationen erkannt und wollen bis Frühjahr 2020 einen globalen
Schutzvertrag verabschieden. Greenpeace fordert einen Vertrag, der
nachhaltig die Weichen für die Zukunft der Meere und ihrer Bewohner
stellt. Die Karte aller Wassersportaktivitäten werden die
Umweltschützer den UN-Delegierten während der letzten
Verhandlungsrunde im April 2020 präsentieren.

Greenpeace auf einer einzigartigen Expedition für den Meeresschutz


Bedrohung und Bedeutung der Ozeane stehen im Mittelpunkt einer bisher
einzigartigen Schiffsexpedition, auf der Greenpeace seit April von der
Arktis in die Antarktis fährt. Zehn Monate lang erforschen
Umweltschützer gemeinsam mit Meereswissenschaftlern an Bord des
Aktionsschiffes 'Esperanza' besonders schützenswerte und bedrohte
Regionen der Hohen See. Die 'Esperanza' bricht demnächst aus Island
auf in die geologisch aktive Tiefseeregion 'Lost City' im Atlantik.
Wissenschaftler vermuten dort Hinweise auf den Ursprung allen Lebens
auf der Erde. Weitere Stationen sind unter anderem die Sargassosee
östlich Floridas, das Amazonas-Riff vor Brasilien und der Tiefseeberg
'Mount Vema' vor der Küste Südwestafrikas. Im Frühjahr 2020 endet die
Tour in der Antarktis.

 * 
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INITIATIVE/407: Zum Weltozeantag vom 8. Juni 2019 - 'Die Frauen und das Meer' (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 6. Juni 2019

Zum Weltozeantag vom 8. Juni 2019: 'Die Frauen und das Meer'

Die UNO ehrt Frauen, die das Meer schützen. Frauen wie die Schweizerin
Sigrid Lüber, die vor 30 Jahren OceanCare gegründet hat.



Wädenswil, 6. Juni. Man könnte meinen, die UNO habe sich vom
OceanCare-Jubiläum inspirieren lassen: Im 30. Jahr der Schweizer
Meeresschutz-Organisation steht der 'World Oceans Day', mit dem die
Weltgemeinschaft jeweils am 8. Juni die Bedeutung der Meere feiert,
unter dem Motto 'Gender & the Ocean'. "Damit werden die
Geschlechterrollen bei marinen Themen beleuchtet - es geht um Frauen,
die mit und vom Meer leben, aber auch um Frauen, die sich weltweit für
das Leben im Meer einsetzen", sagt eine, die es wissen muss: Sigrid
Lüber, 64, hat im Frühling 1989 OceanCare gegründet (siehe Interview
im Anschluss). Seither präsidiert sie die Organisation und beschäftigt
am Sitz in Wädenswil neun Frauen. Und einen Mann.

Die lange Reise hat in den Alpen begonnen - mit Delphinen, die es
eigentlich gar nicht gab: An der Spitze der 'Arbeitsgruppe zum Schutz
der Meeressäuger ASMS', so hiess der frisch gegründete Verein damals,
protestierte Sigrid Lüber gegen den geplanten Bau eines Delphinariums
in Martigny - mit Erfolg: Das Projekt wurde nie realisiert.
Für Sigrid Lüber war es der Auftakt eines Lebenswerks. Und vor allem:
Ein Auftrag. Wenige Monate zuvor hatte sie ihre Ferien auf den
Malediven verbracht. "Während eines Tauchgangs war ich plötzlich von
freilebenden Delphinen umringt", erinnert sie sich. "In diesem Moment
wusste ich, was ich für den Rest meines Lebens zu tun habe!"

Aus dem Verein ASMS wurde bald schon die Nichtregierungsorganisation
(NGO) OceanCare. Im Fokus standen nicht mehr ausschliesslich
Meeressäuger; neben den Walen ging es ums grosse Ganze - um den
Lebensraum Meer und die Lebewesen, die dieses unermessliche und doch
so verletzliche Biotop bewohnen. Aber auch um die Zukunft der
Menschen, die an den Küsten leben - mit dem Meer und vom Meer.
Letztlich geht es um den ganzen Planeten. Und um unser aller
Überleben.

Rasch hat sich OceanCare auf allen Ebenen Anerkennung und Respekt
verschafft - national im Rahmen der Schliessung der beiden Schweizer
Delphinarien in Rapperswil und Lipperswil sowie einer
parlamentarischen Initiative, die zum Verbot von Delphin-Importen
führte; weltweit mit der Einrichtung von Schutzprojekten für akut
bedrohte Arten an den wildesten Küsten und in den tiefsten Meeren.
Fluss-Delphine im peruanischen Amazonasgebiet, Mönchsrobben und
Pottwale im Mittelmeer oder Gewöhnliche Delphine im Ionischen Meer
sind Beispiele für Dutzende von Arten, die ihr Überleben
wissenschaftlichen Forschungsprogrammen, diplomatischen Interventionen
an internationalen Gremien und einer konsequenten Kampagnen-Arbeit
verdanken.

Von Anfang an hat Sigrid Lüber Einsitz in internationalen Gremien
genommen, an UNO-Tagungen teilgenommen, die Sitzungen der IWC
(International Whaling Commission) beobachtet - und ihre oft mahnende,
stets lösungsorientierte Stimme erhoben. Sie hat Bestechungsskandale
aufgedeckt, über die gesundheitlichen Risiken beim Verzehr von toxisch
belastetem Walfleisch aufgeklärt und mit Vorstössen und Anregungen
Lobby-Arbeit für das Leben im Meer auf den Weg gebracht. Dabei ist der
Respekt vor anderen Meinungen wichtiger als die Kontroverse, die Suche
nach dem Konsens hat Vorrang. "In der Haltung bleiben wir konsequent
und lassen uns auf keine Kompromisse ein", betont Präsidentin Lüber.
"Aber wir sind immer gesprächsbereit und anerkennen, dass oft
verschiedene Wege zum Ziel führen."

Nicht zuletzt diese konsequente Haltung hat der Organisation vor acht
Jahren die höchste Anerkennung eingetragen, die einer NGO zuteilwerden
kann: 2011 hat die UNO der Meeresschutz-Organisation den
Sonderberater-Status zuerkannt - eine Ehre, die für eine NGO einem
Ritterschlag gleichkommt. "Damit haben wir Zugang zu wichtigen Gremien
auf höchster Ebene", sagt Präsidentin Lüber. "Wir nehmen an Beratungen
der Fachkommissionen und an Vollversammlungen teil, wir werden gehört,
respektiert und immer wieder auch um unsere Haltung gefragt."

Nicht nur in New York und Nairobi - auch in der Schweiz.

Vor einem Monat sollte das Basler Stimmvolk über das Projekt 'Ozeanium
- Basel liegt am Meer' befinden. Zusammen mit der Fondation Franz
Weber und weiteren Naturschutzorganisationen mahnte OceanCare die
skandalöse Informationspolitik des Projekts an, bis endlich
durchsickerte, welche Tierarten zur Schau gestellt werden sollten:
unter ihnen Hoch- und Tiefsee-Arten wie Haie, Rochen und Kraken.
Am 19. Mai hat die Bevölkerung das Projekt bachab geschickt - exakt 30
Jahre nach dem verhinderten Bau des Delphinariums in Martigny.
Ein Kreis hat sich geschlossen. Aber die Reise ist noch lange nicht zu
Ende.




weitere Informationen über OceanCare: www.oceancare.org

Medienmitteilung als PDF

http://www.oceancare.org/wp-content/uploads/2019/06/OceanCare_20190605_medienmitteilung_worldoceansday_final.pdf


Interview mit Sigrid Lüber

http://www.oceancare.org/wp-content/uploads/2019/06/OceanCare_20190605_Interview-mit-Sigrid-L%C3%BCber.pdf

 * 
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INITIATIVE/406: Mehr Schutz für Schweinswale, Seevögel und Seegraswiesen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 7. Juni 2019

NABU: Mehr Schutz für Schweinswale, Seevögel und Seegraswiesen

Zum Tag des Meeres fordert der NABU, schädliche Nutzungen in
Meeresschutzgebieten stärker zu regulieren - 50 Prozent müssen
nutzungsfrei werden



Berlin - Zum Internationalen Tag des Meeres am 8. Juni fordert der
NABU die Bundesregierung und die Küstenbundesländer auf, die
Meeresschutzgebiete in Nord- und Ostsee endlich ernsthaft umzusetzen
und dadurch bedrohte Arten und Lebensräume besser zu schützen.
"Angesichts der dramatischen Zahlen des Weltbiodiversitätsberichts zum
Zustand der Natur können wir uns Schutzgebiete, die nur auf dem Papier
existieren, nicht mehr leisten. 50 Prozent der Meeresschutzgebiete
müssen zu nutzungsfreien Zonen werden. Die Hälfte der
Natura-2000-Gebiete muss Schweinswalen, Seevögeln und Seegraswiesen
vorbehalten sein", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Weltweit drohen laut Report des Weltbiodiversitätsrates (IPBES) bis zu
eine Million Arten auszusterben. Davon sind auch die Ozeane betroffen.
Sie sind industrialisiert, verschmutzt und bereits auf 60 Prozent
ihrer Fläche stark geschädigt. Auch der Nord- und Ostsee geht es nicht
besser. Ein Drittel der Arten sind bedroht und stehen auf der Roten
Liste. "Das Schutzgebietsnetzwerk Natura 2000 kann in seiner heutigen
Umsetzung Arten und Lebensräume nicht schützen. Selbst in den
Meeresschutzgebieten wird flächendeckend gefischt, werden Rohstoffe
abgebaut und für Gaspipelines der Meeresboden umgepflügt. Unser
tägliches Handeln konterkariert europäische Naturschutzziele und sägt
an dem Ast, auf dem wir sitzen", kritisiert NABU-Meeresschutzexperte
Kim Detloff.

In einer Naturbewusstseinsstudie des Bundesamtes für Naturschutz
hatten sich 93 Prozent der Menschen für mehr Meeresschutzgebiete
ausgesprochen. Mehr als 90 Prozent meinten, dass Fischerei und
Gaspipelines nicht in diese Gebiete gehören. "Die Politik ist in
Erklärungsnot und stellt sich mit ihrer Klientelpolitik gegen die
eigene Bevölkerung und gegen geltendes EU-Umweltrecht. Inzwischen hat
die Europäische Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren gegen
Deutschland eingeleitet. So darf es nicht weitergehen", so Detloff.

Der NABU fordert ein Zonierungskonzept für die deutschen
Meeresschutzgebiete. Die Hälfte der Schutzgebietsfläche muss frei von
schädlichen Nutzungen bleiben. International haben sich diese
sogenannten "No-Take-Areas" bewährt. Die Natur erholt sich schneller,
Artenvielfalt, Biomasse und auch die Größe der Individuen steigen an.
Nur durch diese ungenutzten Bereiche entstehen Rückzugsräume für
bedrohte Arten und Lebensräume. Detloff: "Durch sich erholende
Fischbestände und gesunde Seegraswiesen als natürliche
Klimaschutzmaßnahmen profitieren davon letztlich auch wir Menschen."

Hintergrund

Deutschland hat 45 Prozent seiner Nord- und Ostseegewässer unter den
Schutz von Natura 2000 gestellt. Dazu zählen die Schutzgebiete nach
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) und
EU-Vogelschutzrichtlinie. Sie sollen insbesondere Schweinswale,
seltene Seevögel sowie artenreiche Riffe, Sandbänke und Seegraswiesen
schützen. Mehr als ein Jahrzehnt nach ihrer Anerkennung durch die
Europäische Kommission fehlen für viele Schutzgebiete noch immer
Managementpläne, die schädliche Eingriffe wie die Fischerei,
Schifffahrt oder Kies- und Sandabbau effektiv regulieren können.



Mehr Informationen: 

www.nabu.de/natur-und-landschaft/meere/meeresschutzgebiete/nord-und-ostsee/index.html

 * 
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FESTE/2550: Hanau - Live-Musik, Gauklerfest und Mittelaltermarkt vom 14. bis 16. Juni 2019


Stadt Hanau

Live-Musik, Gauklerfest und Mittelaltermarkt

Drei Tage feiern beim 383. Lamboyfest in Hanau



Seit 383 Jahren feiert Hanau im Juni das Lamboyfest - seit 2006 in der
Hanauer Altstadt. Dann erobern Musiker, Gaukler, Wort- und
Straßenkünstler, Komödianten, fahrende Händler und kulinarische
Anbieter aller Art drei Tage die Gassen und Plätze rund um das
Deutsche Goldschmiedehaus.

Das älteste Volksfest Hessens, dass in diesem Jahr vom Freitag, 14.
Juni, bis Sonntag, 16. Juni 2019 stattfindet, erinnert damit an eine
historisch bedeutsame Befreiung der Stadt am 13. Juni 1636. Damals
belagerte Graf Wilhelm von Lamboy (Guillaume de Lamboy) mit seinen
Mannen fast ein Dreivierteljahr die Stadt. Auf Bitten seiner Hanauer
Gemahlin Amalie Elisabeth rückte Wilhelm V. von Hessen-Kassel mit der
schwedischen Armee mit 10.000 Mann nach Hanau aus, um dort nach
heftigem Kampf General Lamboy und die kaiserlichen Truppen in die
Flucht zu schlagen. In Erinnerung an die ersehnte Befreiung ordnete
seinerzeit Graf Philipp Moritz einen Dank-, Bet- und Bußtag an, den
die Hanauer Bürgerschaft alljährlich am 13. Juni begehen sollte... und
so ward das Lamboyfest ins Leben gerufen!

Mit zahlreichen Live-Bands - darunter Highlights wie Fools Garden,
Helium 6, Banjoory, The Aberlours und Van Baker & Band - die auf den
Bühnen auf dem Schlossplatz, vor dem Goldschmiedehaus, in der
Heinrich-Bott-Straße sowie in der Rappengasse auftreten, bietet das
383. Lamboyfest, ein vielseitiges Spektrum, das in der Region
seinesgleichen sucht. Straßenkünstler, eine historische Ausstellung in
der Marienkirche, ein Mittelaltermarkt für Kinder auf dem
Marienkirchplatz sowie das Biber-Kinderfest an der Karl-Rehbein-Schule
runden das prall gefüllte Programm ab.

"Wir können auch in diesem Jahr wieder ein hoch attraktives Programm
anbieten, das kostenfrei allen Gästen offensteht und somit alle
Bürgerinnen und Bürger mit einschließt", freut sich Oberbürgermeister
Claus Kaminsky. Es sei der engagierten Mitwirkung vieler zu verdanken,
dass es allen Widrigkeiten zum Trotz gelungen sei, das Traditionsfest
bis heute fest im Hanauer Kulturleben zu verankern und jedem
kostenfrei zugänglich zu machen.

Wie der OB erläutert, wird es auch in diesem Jahr wieder den
"Eventbecher" geben, mit dessen Kauf jeder einzelne einen kleinen
Beitrag zur Finanzierung Festprogrammes beitragen kann. Als
schmückendes Motiv dient diesmal da Frankfurter Tor. Die Becher zum
Preis von zwei Euro müssen jedoch nur beim ersten Getränkekauf
erworben werden. Bei jedem weiteren Getränk können die gebrauchten
Becher gegen frische eingetauscht werden. "Damit trägt jede Besucherin
und jeder Besucher dazu bei, dass das Angebot des Lamboyfestes auf dem
gewohnten hohen Niveau auch künftig bei freiem Eintritt
aufrechterhalten werden kann", unterstreicht Kaminsky die Bedeutung
und ergänzt, dass die Qualität des Programms existenziell für die hohe
Akzeptanz des Festes in der Hanauer Bevölkerung und über die
Stadtgrenzen hinaus sei.

Höhepunkte Lamboyfest 2019

(Alle Infos und das komplette Programm auf www.lamboyfest.hanau.de)

Freitag, 14.6.

Offizielle Eröffnung des 383. Lamboyfestes durch OB Kaminsky

19:00 Uhr auf der Sparkasse Hanau-Bühne, Goldschmiedehaus

Danach Freibieranstich der Binding Brauerei

Planeta Trompeta vs. The Necronautics

22:00 Uhr auf der Binding-Bühne, Schlossplatz

Die Band bietet einen Mix aus 60iger-Jahre Vintage-Sounds,
Twang-Gitarren und einem aufrührerischen Anarchomix aus
instrumental-elektrischen Surfrock, Tex-Mex, 60ies Dance und den
legendären Soundtracks des Exploitationkinos.

Helium6... DIE Hanauer Partyband

20:00 Uhr auf der Frau Trude-Bühne, Rappengasse

Die vier Jungs, Schlagzeug, Gitarre, Bass und Gesang rocken die Hallen
des Rhein-Main-Gebiets seit Jahren. Sie spielen die perfekte Mischung
von den Simple Minds, über Coldplay und The Killers bis hin zu dem
einen oder anderen deutschen Hit. Aber auch Robbie Williams gehört wie
selbstverständlich zum Repertoire. Wenn alles auf den Bänken steht und
lauthals mitsingt, dann ist klar, vorne steht HELIUM6 auf der Bühne!

Klub Erika - Glitzerpop & feinste Tanzmusik: Die letzten Einhörner des
Pop

21:00 Uhr auf der Sparkasse Hanau-Bühne, Goldschmiedehaus

Standesgemäß in Gold und Seide streifen die Erikaner seit dem
Spätsommer 2014 durch die Festzelte der hiesigen Musikkirmes und
avancieren nach anfangs ausschließlich improvisierten Jams recht
schnell zum Live-Geheimtipp. Das Tonhandwerk dieser Tanzkapelle
glitzert und funkelt in vielen Facetten und sorgt für unkontrolliertes
Zucken der Steppschuhe.

Van Baker & Band - Deutsche Partyhits vom Feinsten!

22:30 Uhr auf der Sparkasse Hanau-Bühne, Goldschmiedehaus

Van Baker & Band, das sind gutaussehende Jünglinge in goldenen
Gewändern, die mit ihren ausgefallenen Auftritten stets für
erstklassige Stimmung sorgen. Auf zahlreichen nationalen und
internationalen Events haben sie sich als spielwütige Party- und
Schlagerband einen Namen gemacht. Die Party richtig in Schwung zu
bringen versteht vor allem Frontmann "Jerome van Baker", der vor
Charme und Charisma fast zu sprühen beginnt und den weiblichen Fans
einen echten Hingucker bietet.

Wingerts 2.0 - Acoustic á la carte, Pop und Rock

21:30 Uhr auf der IGHA Bühne, Heinrich-Bott-Strasse

Die Wingerts spielen in neuer Besetzung Bekanntes anders, auf
akustischen Instrumenten, direkt und hessisch. Klassiker von Sting,
Eric Clapton und Police finden sich neben Stücken der Beatles, Wolf
Maahn, Norah Jones, oder Stoppok, sowie auch einigen eigenen Songs.
Mehrstimmiger Gesang steht bei der Band vorn und mit über 70 Songs
können die Wingerts gut auf die Stimmung im Publikum eingehen. Ihre
Mischung aus Pop, Blues und Latinklängen ist eine willkommene
Abwechslung im täglichen Einerlei.

Samstag 15.6.

Ten on Tons - Frankfurter Müll-Groove-Combo

16:00 Uhr auf der Binding-Bühne, Schlossplatz

Ten on Tons bespielen farbenfrohe Tonnen und haben viele Instrumente
on Stage: Cajons, Congas, Djembès, Surdo, Kazous, Glocken und
Ukulelen... Mehrstimmige Ethno-Songs, fette Cajon-Grooves,
Solo-Conga-Moves, Kazou-Melodien, Ethno-Songs & Djembé-Breaks gehören
mit zum Programm.

Amarank - Celtic Folk Music

18:00 Uhr auf der IGHA Bühne, Heinrich-Bott-Straße

Die Irish Folk Band Amarank spielt die heiteren Melodien und frechen
Songs von der grünen Insel, das natürliche Flair einer Musik, die aus
den Urzeiten der Kelten stammt. Ihr Sound zeichnet sich aus durch die
verschiedenen akustischen Instrumente, die zum Einsatz kommen. Als
Multiinstrumentalisten spielen sie allesamt verschiedene Instrumente
und somit erhält jedes Stück durch seine wechselnden Formationen einen
eigenen Charakter.

Duo Ohrenschmaus - Hessisches Mundart-Duo

18:15 Uhr auf der Binding-Bühne, Schlossplatz

Lustische Lieder un Ebbelwoi-Pop aus Hessen mit Klaus Schmitt &
Matthias Spahn. Ihre musikalischen Vorbilder sind David Bowie und
Margit Sponheimer. Die beiden Barden aus dem fernen Mühlheim am Main
besingen alles, was Hessen lebenswert macht: von Äppelbäumen und
Bembeln über Heinz Schenk und die Offenbacher Kickers. Natürlich wird
auch die Liebe besungen: vom ersten Rendezvous bis zur Tupperparty der
Gattin.

Anders - A-Cappella

19:45 Uhr auf der Binding-Bühne, Schlossplatz

Die fünf Freiburger Jungs machen selbstgeschriebene Popmusik auf
Deutsch. Da sind richtige Gute-Laune-Songs dabei. Und auch mal ein
Lied, das ganz schön unter die Haut geht. Eingängige Melodien und
smarte Texte gepaart mit Augenzwinkern und ehrlicher Selbstironie, so
lautet das Credo der Band. Es geht um Freundschaft, Liebe, Herzschmerz
und all die anderen Dinge, die einen so beschäftigen, wenn man jung
ist, Musik liebt und den Glauben daran hat, dass die beste Zeit noch
vor einem liegt.

Fayette - Partyband

20:00 Uhr auf der Frau Trude Bühne, Rappengasse

Das siebenköpfige Künstler-Kollektiv mit Musikern von Bands wie
Cassandra Steen, Frida Gold, Dante Thomas, Gregor Meyle oder Lions
Head versetzt jede Kulisse mit großer Leidenschaft in Ausnahmezustand.
Ob Pop, Rock, RnB, Soul, Funk oder Reggae -das Repertoire ist nahezu
unerschöpflich und reicht von Motown- Klassikern bis hin zu aktuellen
Chart- und Clubhits. Das gesamte Repertoire wird LIVE neu
interpretiert, kein Titel klingt wie das Original. So entsteht jeden
Abend aufs Neue eine mitreißende Magie.

SHAWN. - Rockmusik

20:15 Uhr auf der Sparkasse Hanau-Bühne, Goldschmiedehaus

Rockmusik mit Leib und Seele! Dort wo sich die Arctic Monkeys wilde
Kneipenschlägereien mit Placebo liefern, und Death Cab For Cutie
betrunken Arm in Arm mit Travis an der Theke sitzen, ist ihre Musik zu
Hause.

Fools Garden - Pop-Rock

22:00 Uhr auf der Binding-Bühne, Schlossplatz

Als Peter Freudenthaler und Volker Hinkel 1991 Fools Garden gründeten,
ahnten sie nicht, dass die Band wenige Jahre später weltberühmt sein
würde. Mit dem Album "Dish Of The Day" und dem Überhit "Lemon Tree" im
Gepäck brach die Band 1996 sämtliche Verkaufsrekorde - auch außerhalb
Deutschlands. Von Norwegen über Irland bis hin zu Singapur und
Malaysia - ihre Musik ging um die Welt. Es folgte das volle Programm:
Jede Menge Gold -und Platinauszeichnungen, der Bambi, der Echo - um
nur einige zu erwähnen.

Seit dem Welthit gelingen der Band mit Songs wie "Wild Days", "It can
happen", "Why did she go", "Suzy" oder "Innocence" immer wieder
Radiohits und Chartentrys. Mit der Ballade "Dreaming" avancierten
Fools Garden in Russland zu Superstars.

Sonntag 10.6.

Das große Gauklerfest von 15 - 20 Uhr in den Gassen der Altstadt

Ricoart - Kameldame Kamelita

Enaya Dayeh- Der weiße Vogel

Theater Pikante - Pinguine auf großer Wanderschaft

Pantao - Der glitzernde Frosch

Stelzen-Art - verspielte Hasen und bezaubernde Schmetterlinge

Teatro Pavano - Lebensgroße Giraffen und tanzende Antilopen

PasParTout - RaTaTa - Die Rattenfanfare

PasParTout - Der Baby Elefant

Stelzentheater de Vil - Die Party-Erdboys

56. Hanauer Poetry Slam - Der Dichter/innen Wettstreit

16:00 Uhr auf der IGHA- Bühne, Heinrich-Bott-Straße

Eine Dichter-Party zum Lachen und Nachdenken und vor allem: mit wund
geklatschten Händen! Denn nur wer den lautesten Applaus bekommt, hat
Chancen auf das Finale. In Kooperation mit dem Trägerverein
Kulturzentrum Pumpstation e.V. und merchandevents präsentieren sich
erstklassige Slammer, wie immer moderiert von der charmanten Dominique
Macri.

Banjoory - Reggae Sound 

16:00 Uhr auf der Frau Trude Bühne, Rappengasse

Seit über einem Jahrzehnt überzeugt Banjoory aus Hanau Fans und
Konzertbesucher mit ihrer Musik, die sie selbst als "Reggaestyles &
more" beschreiben. Ein energiegeladener Reggaesound der geprägt ist
von Elementen aus den verschiedensten Musikrichtungen, was zusammen
mit ihrer lebhaft fröhlichen Livepräsenz und ihrem natürlichem Charme
ein ganz eigenes Banjoory Aroma entstehen lässt. Mit einem
abwechslungsreichen Mix aus eigenen Songs und Cover Stücken sorgt
Banjoory bei den Konzertbesuchern jedes Mal für ausgelassene und gute
Stimmung.

Sven Garrecht & Band - Groovige Popmusik & sinniger Chanson

18:00 Uhr auf der IGHA Bühne, Heinrich-Bott-Straße

Sven Garrecht hat begriffen, dass - wenn die Welt wirklich jeden Tag
schlechter wird - gestern zwar alles noch nicht ganz so schlimm war,
wie es im Moment ist, aber dann immerhin heute noch alles besser ist,
als es morgen sein wird. Mit der Kleinkunst im Herzen schafft er eine
Symbiose aus grooviger Popmusik und sinnigem Chanson. Während man
einen flotten Salsa tanzen kann, erfährt man gleichzeitig, wer
eigentlich Schuld daran ist, dass immer, wenn man gerade das Bad
putzen will, etwas Wichtiges dazwischen kommt. Und wer schon immer mal
wissen wollte, wer Beethoven damals die Frau ausgespannt hat und warum
einen das interessieren sollte, der darf sich freuen auf Sven
Garrecht!

Oansno - "Die Münchner Innenstadtmusikanten"

18:15 Uhr auf der Binding-Bühne, Schlossplatz

Ob Reggae, Dreigesang, Balkan oder Techno - das spielt bei Oansno
keine Rolle. Die 4 Münchner Innenstadtmusikanten sind Grenzgänger
zwischen Volksmusik und Partyszene. Mit ihrer traditionellen Besetzung
(Helikon, Trompete, Akkordeon und Bierwagerl) erzeugen sie druckvolle,
sehr tanzbare Beats, mit denen sie sowohl in Wirtshäusern als auch auf
Pop-Festivals die Stimmung zum Kochen bringen. Ihre Musik und Texte
sind von bayerischer Bierseeligkeit und der kulturellen Vielfalt
Münchens geprägt, die Kompositionen sind schnörkellos, frech und
direkt. Bereits im ersten Bühnenjahr hat Oansno zwei begehrte Preise
abgeräumt, darunter den von der Stadt München gestifteten Fraunhofer
Volksmusikpreis.

J. Sanders unplugged - Rock, Pop, Blues, Folk & Soul

19:45 Uhr auf der Sparkasse Hanau-Bühne, Goldschmiedehaus

J. Sanders ist mehr als nur Musiker - Mit Herzblut und
unerschütterlicher guter Laune sorgt der in Hanau lebende Musiker weit
über die hessischen Grenzen hinaus auf Festivals, Events und auch
privat für Stimmung und unvergessliche Momente. Immer im Gepäck:
Gitarre, eine unverkennbare Stimme und sein Cowboyhut.

The Aberlours - Celtic Rock Band

20:00 Uhr auf der Binding-Bühne, Schlossplatz

Das Quintett steht in der Celtic Rock Tradition von Gruppen wie Jethro
Tull oder der Hooters und hat es geschafft, ein eigenes musikalisches
Vokabular aus Fiddle, Flöten, Gitarre, Cister, Mandocello, Drums &
Bass zu etablieren. The Aberlour's haben bisher fünf CDs
veröffentlicht - das aktuelle Album "Dayoodlo" ist gerade erschienen.
Der Auftritt beim Wacken Open Air 2011 gilt als einer der Höhepunkte
in der Karriere der Band. Außerdem haben The Aberlour's, die mit auf
Vaganten getrimmten Kostümen ein schönes Bühnenbild abgeben, als
Headliner mehrfach beim St. Patrick's Day Celebration Festival und
Irish Heartbeat das Publikum begeistert. The Aberlour's zählen heute
zu den wenigen Celtic Rock Bands aus Deutschland, die internationales
Niveau haben!

Jeden Tag

SONDERAUSSTELLUNG in der Marienkirche:

Die schlimmsten Jahre des Großen Krieges in der Grafschaft 
Hanau-Münzenberg, 1634-1636

Fr: 16:00 - 20:00 Uhr, Sa.: 11:00 - 20:00 Uhr, So.: 12:00 - 18:00
Uhr

Unter anderem mit neuem Diorama des Modellbauers Rainer Stephan, das
den Einzug der Hanauer Bürger/innen am Tag der Befreiung in die
Marienkirche zeigt. Ab diesem Jahr ergänzt zu jedem Lamboyfest ein
neues Diorama die Ausstellung.

Vorträge in der Marienkirche

Samstag

16:00 Vortrag von Werner Kurz: Die belagerte Festung Hanau - 
Kriegs- und Belagerungstechnik im Dreißigjährigen Krieg bei der Blockade
Hanaus

17:00 Führung durch die Ausstellung mit Erhard Bus und Rainer
Stephan

Sonntag

15:00 Vortrag von Erhard Bus: Europa, das Reich und die Grafschaft
Hanau-Münzenberg vor Beginn des Dreißigjährigen Krieges 1618

16:30 Führung durch die Ausstellung mit Erhard Bus

Mittelaltermarkt für Kinder auf dem Marienkirchplatz

Besucher/innen erhalten einen Einblick in die Handwerkskunst des
Mittelalters. Hier können Kinder selbst Seife herstellen, ein Siegel
gießen, Wappen entwerfen, Papier schöpfen, Kerzen ziehen, Ritterbilder
malen, Kronen basteln Edelsteine schürfen, Nagel schlagen oder sich in
der mittelalterlichen Miniaturmalerei erproben. Die Kinder erhalten
eine Urkunde für die Teilnahme. Im Glasfoyer des Goldschmiedehauses
können Kinder ihren eigenen Schmuck unter der Anleitung Hanauer
Goldschmied/innen herstellen

Samstag und Sonntag von 13:00 - 19:00 Uhr

Biber-Kinderfest an der Karl -Rehbein-Schule "Im Schlosshof"

Schminken, Spielen und Basteln mit dem Spielmobil Augustinchen, einer
Hüpfburg u.v.m.

Samstag und Sonntag von 13:00 - 19:00 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1260: Bielefeld - "Indische Gewürze und Gerichte" am 12. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Indische Gewürze und Gerichte



Bielefeld (bi). Indien ist bekannt für seine Vielfalt an
Gewürzmischungen. Zwei davon werden in einem Seminar der
Volkshochschule am Mittwoch, 12. Juni, von den Teilnehmern hergestellt
und gleich für passende Gerichte verwendet. 

Die Veranstaltung beginnt um 18 Uhr in der Küche der Ernst-Hansen-Schule, Krähenwinkel 6.
Anmeldungen unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MARKT/4189: Herten - Fundsachenversteigerung am 16. Juni 2019


Stadt Herten

Fundsachenversteigerung auf Ewald

Eigentümerinnen und Eigentümer können sich noch melden



Herten. Zum Ersten, zum Zweiten, zum Dritten - verkauft! Am Sonntag,
16. Juni, kommen ab 11 Uhr bei der städtischen Fundsachenversteigerung
wieder gut erhaltene Gegenstände, die vor dem 30. September 2018 beim
Fundbüro abgegeben wurden, unter den Hammer. Die Versteigerung, auf
der u.a. Fahrräder, Handys und Schmuck angeboten werden, findet im
Rahmen der Messe "e:motion" auf dem Gelände der alten Zeche Ewald
(Doncaster Platz) statt.

Der Meister am Hammer ist traditionsgemäß Auktionator Egon "Charly"
Walberg. Wer ein Schnäppchen ergattern möchte, sollte sich die
Versteigerung auf keinen Fall entgehen lassen. Die Bühne steht hinter
dem Maschinenhaus Nord - nahe des Doncaster Platzes.

Bevor die Fundsachen jedoch unter den Hammer kommen, haben
Empfangsberechtigte, also die rechtmäßigen Besitzerinnen und Besitzer
der Gegenstände, bis Freitag, 14. Juni, die Chance, sich bei der Stadt
zu melden und ihre Rechte geltend zu machen.

Auskunft erteilt das Bürgerbüro der Stadt Herten (Rathaus, Zimmer 31)
unter der Telefonnummer 0 23 66 / 303 500.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 14. Mai 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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